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Vorbemerkung

Mit der "Forschungsdokumentation 2003" veröffentlicht die Gruppe
"Kriminalstrategie (KI 1) des Bundeskriminalamtes zum 5. Mal eine
aktualisierte Fassung der Projektsammlung  aus der kriminalistisch-
kriminologischen Polizeiforschung.

Die seit 1999 in der Datenbank "Forschungsdokumentation" (FODOK)
erfassten Projekte werden durch jährliche Erhebungen ergänzt und
aktualisiert. In diesen Prozess sind einschlägig mit Polizeiforschung befasste
Institutionen in Deutschland einbezogen. Dazu gehören - neben der Gruppe
Kriminalstrategie (KI 1) des BKA - z. B. die Polizei-Führungsakademie,
Einrichtungen der Bundesländer (u. a. Landeskriminalämter,
Fachhochschulen für Polizei) und sonstige Institute (u. a. Kriminologische
Zentralstelle, Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales
Strafrecht, Universitätsinstitute).

Im Rahmen der Erhebung wurde eine Vielzahl der Projekte mehreren
Themenbereichen zugeordnet. In dieser Publikationsfassung wurden sie
jedoch nur einem der nachstehenden Schwerpunkte zentral zugewiesen:

- Ausländerfeindlichkeit/Rechtsextremismus
- Drogen/Sucht
- Dunkelfelduntersuchung/Sicherheitsgefühl
- Evaluation
- Gewalt
- Kinder- und Jugendkriminalität
- Korruption
- Organisierte Kriminalität
- Polizeiinterna
- Polizeiliche Arbeitsmethoden
- Prävention
- Viktimologie
- Wirtschaftskriminalität
- Sonstige

Ein Stichwortverzeichnis finden Sie am Ende dieser Ausgabe.
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Diese Publikationsfassung "Forschungsdokumentation 2003" wird im
Intranet des Bundeskriminalamtes, Polizeilichen Extranet des Bundes und der
Länder sowie auf der Homepage des Bundeskriminalamtes im Internet
veröffentlicht.

Darüber hinaus bietet die Gruppe Kriminalstrategie (KI 1) seit 2002 ihre
bisher getrennt geführten Datenbanken in den Bereichen Forschung
"Forschungsdokumentation - FODOK" und Kriminalprävention "Infopool
Prävention" in einer neuen zusammengefassten Anwendung unter dem
Namen "InfoDOK" zur eigenen Recherche auch im Extranet der Polizeien
des Bundes und der Länder an (http://www.infodok.extrapol.de/).
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Bestandsaufnahme von Maßnahmen der
Landesjustizverwaltung zur Bekämpfung und zur
Prävention von Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit,
Antisemitismus und Gewalt

Untersuchungsgegenstand

Im Auftrag des Bundesministeriums der Justiz führt die Kriminologische
Zentralstelle eine Bestandsaufnahme von Maßnahmen der
Landesjustizverwaltungen zur Bekämpfung und zur Prävention von
Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und Gewalt
durch. Sie soll zeigen, was getan wurde und ggf. noch getan werden kann,
um gesamtgesellschaftliche Strategien zu verbessern, in denen die Justiz eine
wichtige Rolle spielen muss.

Darüber hinaus soll die Bestandsaufnahme besondere Maßnahmen prüfen
und ggf. empfehlen, die für eine wissenschaftliche Evaluation in Frage
kommen.

Forschungsmethoden

- Befragung (schriftliche)
- ergänzende Recherchen (telefonisch)

Projektablauf

Nachdem sich die Landesjustizverwaltungen auf einen einheitlichen
Erhebungsbogen geeinigt haben, der von allgemeinen kriminalpolitischen
Programmen über staatsanwaltschaftliche Maßnahmen bis zu
vollzugsbezogenen Aktivitäten reichen soll, begann die Abfrage im Herbst
2002.

Mit der Auswertung der Ergebnisse ist im Frühjahr 2003 zu beginnen. Ein
Zwischenbericht soll dem Auftraggeber im Sommer 2003 vorliegen. Das
Bundesministerium der Justiz wird anschließend im Benehmen mit den
Landesjustizverwaltungen und unter Berücksichtigung einer
Befragungsaktion der "Informationsgruppe zur Bekämpfung
rechtsextremistischer/-terroristischer, insbesondere fremdenfeindlicher
Gewaltakte" (IGR) über das weitere Vorgehen entscheiden.
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Kosten

Die anfallenden Kosten werden vom Haushalt der KrimZ gedeckt.

Umsetzung

Ein Ergebnis der Bestandsaufnahme soll in der Auswahl eines Erfolg
versprechenden Projektes bestehen, für welches das Bundesministerium der
Justiz eine Evaluation vorsehen will.

Kontakte

Kriminologische Zentralstelle e. V., Viktoriastraße 35, 65189 Wiesbaden;
Internet: http://www.krimz.de; E-Mail: info@krimz.de
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Die mittelfristige Entwicklung des nationalen
Rechtsextremismus/-terrorismus in Deutschland unter
besonderer Berücksichtigung des Phänomens
fremdenfeindlicher Straftaten - Eine Prognose nach dem
Delphi-Verfahren

Untersuchungsgegenstand

- Entwicklung der Phänomene Rechtsextremismus, Fremdenfeindlichkeit
und Antisemitismus in Deutschland

- Multidisziplinäre Bekämpfungsansätze und ihre Erfolgsaussichten

Forschungsmethoden

Standardisierte schriftliche Befragung von Experten unterschiedlicher
Fachrichtungen (Justiz, Polizei, Presse, Schule, Sozialwissenschaft,
Verfassungsschutz und Wirtschaft)

Projektablauf

Zeitplan: 09/2000 - 08/2001

Projektphasen:

1. Fragebogenerstellung: abgeschlossen

2. Erste Befragung: abgeschlossen

3. Auswertung des ersten Fragebogens: abgeschlossen

4. Fragebogenmodifizierung (Aufnahme von Erkenntnissen der ersten
Befragung): z. Zt.

5. Zweite Befragungsrunde: bis 04/2001

6. Auswertung des zweiten Fragebogens: bis 05/2001

7. Abschließende Auswertung und Formulierung einer Entwicklungs-
/Wirkungsprognose: bis 08/2001

Kosten/Finanzierung

gesichert / PFA
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Umsetzung

Publikationen, Tagungen und Lehrveranstaltungen

Kontakte

Polizei-Führungsakademie, Fachbereiche II und III,
Zum Roten Berge 18 - 24, 48165 Münster;
E-Mail: poststelle@mail.pfa.nrw.de
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Rechtsextreme Ideologien  

Untersuchungsgegenstand

Im Rahmen einer rhetorischen Analyse exemplarischer Einzeltexte wurde die
Charakterisierung von Stilen verschiedener rechter Gruppierungen (Gebrauch
bestimmter Begriffe und Schlüsselworte, typische Sprachstile, typische
Themen, typische Etikettierungen und Stereotype usw.) im jeweiligen
Kontext beispielhaft an den Feldern des Rechtsradikalismus/Rechts-
extremismus/Militanter Rechtsextremismus (Terrorismus) überprüft.

Mit dem Projekt wurde den ermittelnden Behörden eine Handreichung
gegeben, welche die differenzierte Zuordnung von Propagandamaterialien
etc. zu den Binnengruppierungen im "rechten Lager" ermöglicht.

Forschungsmethoden

Rhetorische Textanalyse (qualitative Sprachanalyse) anhand einer Auswahl
verschiedener Textarten (Kommentare, Aufrufe u. a.), die für die einzelnen
rechten Gruppierungen repräsentativ sind

Projektablauf

Das Forschungsthema wurde in zwei Teilprojekten bearbeitet:
- 1.07.1995: Beginn des ersten Teilprojektes;  Schlussbericht: 1.07.1996
- 1.09.1997: Beginn des zweiten Teilprojektes (Folgeauftrag)
- Das Projekt ist abgeschlossen.

Besonderheiten

Das Projekt geht auf eine Anregung der Staatsschutzabteilung des BKA
zurück. Ein erster Projektversuch 1994 im Rahmen einer soziologischen
Literaturanalyse konnte nicht realisiert werden (mangelnde
Operationalisierung der Begriffsbestimmung zum Rechtsextremismus an
Hand der vorliegenden Literatur).

Umsetzung

Die Ergebnisse des Forschungsprojektes wurden als Band 44 der BKA-
Forschungsreihe publiziert:  Bachem, Rolf, Rechtsextreme Ideologien -
Rhetorische Textanalysen als Weg zur Erschließung rechtsradikalen und
rechtsextremistischen Schriftmaterials, 1999
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Vortrag im Rahmen der BKA-Herbsttagung 2000; dieser wurde im sog.
Tagungsband in der BKA-Publikationsreihe "Polizei + Forschung" unter dem
Titel "Rechtsextremismus, Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit"
publiziert.

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 12,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI12@bka.bund.de
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Tat-/Täteranalyse politisch motivierter Gewaltkriminalität   

Untersuchungsgegenstand

- Erfassung rechtsextremistischer Skinheads
- Aufhellung der Skinhead-Szene

Forschungsmethoden

- Statistische Analysen
- Aktenanalysen/-auswertungen

Projektablauf

Beginn:  04/98
Aktualisierung 2002:
Die Studie ist abgeschlossen und veröffentlicht.

Besonderheiten

Zusammenarbeit mit örtlichen Dienststellen

Kosten/Finanzierung

Im Rahmen dezentraler Budgetierung finanziert

Umsetzung

Jahresbericht "Staatsschutzkriminalität"
Einstellung in Polizei-Online, Internet

Aktualisierung 2002:
Vom Aufzählen der vielfältigen Publikationsquellen wird abgesehen.
Interessenten können sich über die Kontaktadresse direkt an das LKA BW
wenden.

Kontakte

Landeskriminalamt Baden-Württemberg, Abteilung 6 - Staatsschutz,
Dezernat 623, Taubenheimstr. 85, 70372 Stuttgart;
Internet: http://www.polizei-bw.de; E-Mail: 15623000@lkabw.polizei.bwl.de
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Untersuchung zur strafrechtlichen Entwicklung von
Tatverdächtigen, die 1991/92 im Zusammenhang mit
rechtsextremistischer Gewalt in Erscheinung traten   

Untersuchungsgegenstand

Untersucht wurde die strafrechtliche Entwicklung von Personen, die
zwischen 1989 und 1992 durch rechtsextremistisch motivierte Straftaten in
Erscheinung traten. Insbesondere war von Interesse, ob und in welchem
Umfang dieser Tatverdächtigenkreis bis heute durch weitere kriminelle
Handlungen hervorgetreten ist, inwieweit in diesem Phänomenbereich von
beginnenden und sich verfestigenden kriminellen Karrieren oder von
generationswechselnden Täterstrukturen auszugehen ist. Übergreifend stand
die Prüfung einer Langzeitentwicklung gesellschaftlicher Ereignisse und
deren Wirkung auf delinquente Verhaltensweisen im Mittelpunkt.

Forschungsmethoden

Auswertung von polizeilichen Daten, insbesondere des Polizeilichen
Auskunftssystems Sachsen (PASS)

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung

Umsetzung

Eingang der hier gewonnenen Erkenntnisse in präventive Ansätze

Kontakte

Landeskriminalamt Sachsen, Abteilung 2/203,
Neuländer Straße 60, 01129 Dresden
Internet: http://www.lka.sachsen.de; E-Mail: lka.sachsen@polizei.sachsen.de
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Analyse der Drogentodesfälle in Baden-Württemberg   

Untersuchungsgegenstand

Sammlung von Informationen über Personen, die im Zusammenhang mit
Drogenkonsum verstorben sind, aus folgenden Quellen:

- Polizei, Staatsanwaltschaft

- Einrichtungen der Jugendhilfe (Beratung, ambulante und stationäre
Reha)

- Entgiftungseinrichtungen

- Substitutionsambulanzen und niedergelassene Ärzte

- Angehörige

Ziel ist die Analyse psychosozialer Faktoren und Aspekte der Versorgung.

Forschungsmethoden

- Anonymisierung der Grundgesamtheit: Drogentote in Stuttgart und
Mannheim in 1999 und 2000

- getrennter Versand von Fragebogen und Liste der Verstorbenen in alle
Einrichtungen

- Zusammenführung der einzelnen Informationen über personenbezogene
Codes

Projektablauf

Datenerhebung: August 2000 - März 2001
Projektende: 31. Mai 2001

Besonderheiten

Koordinierung durch die Suchtbeauftragten der Städte Stuttgart und
Mannheim

Kosten/Finanzierung

Auftrag des Sozialministeriums Baden-Württemberg
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Umsetzung

Bericht wird als "IFT-Bericht" publiziert.

Kontakte

Institut für Therapieforschung, Arbeitsgruppe Soziale Epidemiologie,
Parzivalstraße 25, 80804 München
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Analyse der Drogentodesfälle in Bayern   

Untersuchungsgegenstand

Sammlung von Informationen über Personen, die im Zusammenhang mit
Drogenkonsum verstorben sind, aus verschiedenen Quellen:

- Polizei, Staatsanwaltschaft

- Einrichtungen der Drogenhilfe (Beratung, ambulante und stationäre
Reha)

- Entgiftungseinrichtungen

- Substitutionsambulanzen und niedergelassene Ärzte

- Angehörige

Ziel ist die Analyse psychosozialer Hintergründe sowie Aspekte der
Versorgung.

Forschungsmethoden

- Anonymisierung der Grundgesamtheit: Drogentote in Augsburg,
München und Nürnberg in 1999

- getrennter Versand von Fragebogen und Liste der Verstorbenen an alle
Einrichtungen

- Zusammenführung der einzelnen Informationen über personenbezogene
Codes

Projektablauf

Datenerhebung: September 1999 - April 2000
Projektbericht: liegt seit 1/01 vor

Besonderheiten

Koordinierung durch die Drogenbeauftragten der Städte München, Nürnberg
und Augsburg
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Kosten/Finanzierung

Auftrag des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung,
Familie, Frauen und Gesundheit

Umsetzung

Bericht liegt als "IFT-Bericht" Band Nr. 116 vor.

Kontakte

Institut für Therapieforschung, Arbeitsgruppe Soziale Epidemiologie,
Parzivalstraße 25, 80804 München
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Cannabis Non-Prosecution Policies in Germany  

Untersuchungsgegenstand

Cannabis-Entkriminalisierungsstrategien in Deutschland
Das Max-Planck-Institut wurde durch das Drug Policy Research Centre
(Forschungszentrum Drogenpolitik) bei der RAND Corporation in den
Vereinigten Staaten mit einer Studie zu Cannabis-
Entkriminalisierungsstrategien in Deutschland beauftragt. Die Studie ist Teil
eines größeren Forschungsprojekts über die Auswirkungen der
Entpönalisierung von Cannabis in den Vereinigten Staaten und verschiedenen
anderen westlichen Ländern. Das Gesamtziel des Projekts besteht darin, mehr
über die zu erwartenden Auswirkungen ausgedehnter Entkriminalisierung in
Erfahrung zu bringen, indem Veränderungen beim Cannabiskonsum
untersucht werden, die mit Veränderungen der für Cannabis geltenden
Gesetze in den Vereinigten Staaten, Australien, Deutschland, den
Niederlanden und dem Vereinigten Königreich in Zusammenhang stehen.

Forschungsmethoden

- Befragung von Experten
- Sammlung und Auswertung statistischer Daten
- Mail-Umfrage

Projektablauf

2002 bis 2004

Forschungsergebnisse

keine Angaben

Besonderheiten

Das Gesamtprojekt wird koordiniert durch Prof. Dr. Rosalie Pacula (RAND
und National Bureau of Economic Research (Nationale Stelle für
Wirtschaftsforschung)), Dr. Jamie Chriqui (The MayaTech Corporation),
Prof. Dr. Robert MacCoun (University of California in Berkeley und RAND)
und Prof. Dr. Peter Reuter (University of Maryland und RAND). Prof. Dr.
Hans-Jörg Albrecht und Dr. Letizia Paoli sind für die Studie in Deutschland
zuständig.
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Kosten/Finanzierung

RAND Corporation, Robert Wood Johnson Foundation.

Umsetzung

Link: > Drug Policy Research Center

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de



Drogen/Sucht

29

Der Einfluss heroingestützter Therapie auf die Delinquenz
Opiatabhängiger   

Untersuchungsgegenstand

Im März 2002 hat das bundesdeutsche Modellprojekt zur Heroinvergabe
begonnen. Dieses Projekt sieht vor, dass im Rahmen einer wissenschaftlichen
Studie Schwerstabhängige versuchsweise injizierbares Heroin als
Medikament bekommen. Eine Kontrollgruppe erhält parallel die Ersatzdroge
Methadon. Beide Gruppen werden regelmäßig medizinisch betreut und
erhalten eine psychosoziale Begleittherapie. Die Behandlungsdauer beträgt
ein Jahr. Anschließend besteht für die Heroingruppe die Möglichkeit, die
Behandlung noch ein weiteres Jahr fortzusetzen.

Zielgruppe der Untersuchung sind Drogenabhängige, bei denen in der
Vergangenheit keine Therapien erfolgreich waren und/oder bei denen die
bisherige Methadonbehandlung nicht befriedigend verläuft. Das
Modellprojekt wird von einer gemeinsamen Initiative des
Bundesministeriums für Gesundheit, der Länder Hamburg, Hessen,
Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen sowie der Städte Bonn, Frankfurt,
Hannover, Karlsruhe, Köln und München getragen und durch die
Bundesärztekammer begleitet. Die wissenschaftliche Leitung hat  Professor
Michael Krausz vom Zentrum für Interdisziplinäre Suchtforschung der
Universität Hamburg (ZIS).

Die primären Zielkriterien der Studie sind die Reduktion des illegalen
Drogenkonsums, die Verbesserung des gesundheitlichen Zustands und die
Verbesserung der psychischen Symptomatik. Von großer gesellschaftlicher
Relevanz dürfte darüber hinaus eines der sekundären Zielkriterien sein: der
Rückgang der Kriminalität der Teilnehmer/innen. Mit der Entwicklung der
Kriminalität der Studienteilnehmer/-innen befassen sich das Kriminologische
Forschungsinstitut Niedersachsen (KFN) und der Lehrstuhl für Kriminologie
der Universität Gießen in drei aufeinander abgestimmten Teilstudien. Das
Kriminologische Forschungsinstitut Niedersachsen verfolgt dabei drei
Hauptfragestellungen:

- Führt die Heroinvergabe zu einer bedeutsamen Abnahme kriminellen
Verhaltens bei den Teilnehmern?
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- Kommt es bei den Teilnehmern an der kontrollierten Heroinvergabe zu
einer stärkeren Verminderung kriminellen Verhaltens als bei den
Teilnehmern an der Methadonsubstitution?

- Welche Personen- und Situationsmerkmale tragen darüber hinaus zu
Veränderung der Kriminalität bei?

Forschungsmethoden

Zur Beantwortung der genannten Fragen werden zwei Methoden eingesetzt:
Erstens findet mit der sogenannten standardisierten Dunkelfeldanalyse eine
persönlich-mündliche Befragung der Studienteilnehmer/-innen statt. Die
Fragen sind in ein umfassendes Untersuchungsinstrument integriert und
thematisieren die Häufigkeit, mit der verschiedenste Delikte in den letzten 12
Monaten begangen wurden, die Häufigkeit von Viktimisierungserlebnissen
sowie Erfahrungen mit Polizei und Justiz. Darüber hinaus werden zahlreiche
Personenmerkmale erhoben (z. B. Kennwerte der sozialen Integration,
Fähigkeit zur Selbstkontrolle der Teilnehmer/-innen), die bei der Auswertung
eine Differenzierung nach unterschiedlichen Subgruppen gestatten werden.
Die Dunkelfelderhebung findet zu Beginn der Behandlung, nach 12 Monaten
und nach 24 Monaten statt.

Zum zweiten werden in der sogenannten Hellfeldanalyse in Zusammenarbeit
mit den Landeskriminalämtern der beteiligten Länder und unter Beachtung
datenschutzrechtlicher Bestimmungen polizeiliche Tatverdächtigenregister
ausgewertet.  Ziel dieser Auswertung ist es, für die relevanten Zeiträume (12
Monate vor der Behandlung, 1. bis 12. Monat und 13. bis 24. Monat der
Behandlung) festzustellen, wie oft ein bestimmter Studienteilnehmer mit
welchen Delikten von der Polizei registriert wurde. Um die
Kriminalitätsbelastung der Probanden auch im Vergleich zur
Kriminalitätsentwicklung generell darstellen zu können und andererseits ein
Maß für polizeiliche Aktivitäten in den Studienorten zu haben, ist weiterhin
geplant, sowohl für die Studienorte als auch für jeweils eine weitere Stadt in
dem betreffenden Bundesland eine allgemeine Analyse der Polizeilichen
Kriminalstatistik vorzunehmen.

Bei der Auswertung der Daten sollen die Entwicklungstrends in beiden
Datenquellen verglichen werden. Nur wenn sich gleiche Trends zeigen, ist
eine zuverlässige Interpretation möglich. Würde sich beispielsweise in den
selbstberichteten Daten eine Abnahme der Kriminalität zeigen, nicht aber in
den Tatverdächtigenziffern, so könnten als Alternativerklärungen
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beispielsweise eine zunehmende Verschweigungstendenz der
Studienteilnehmer/-innen oder eine intensivere polizeiliche Kontrollaktivität
in Frage kommen.

Seitens des Lehrstuhls für Kriminologie an der Universität Gießen wird eine
qualitative Studie durchgeführt, in der eine ausgewählte Anzahl von etwa 100
der heroinsubstituierten Studienteilnehmern in Intensivinterviews zu zwei
Zeitpunkten befragt wird. Diese Daten gewähren vor allem einen Einblick in
die biographische Entwicklung der Delinquenz und ermöglichen außerdem
den Vergleich mit den Angaben der Teilnehmer/-innen in der standardisierten
Dunkelfeldbefragung. Die Verbindung von Hellfeldanalyse, standardisierter
Dunkelfeldanalyse sowie qualitativen Interviews stellt eine grundsätzliche
methodische Verbesserung gegenüber früheren Studien dar.

Projektablauf

Projektdauer
Die Hauptphase der Studie hat offiziell im  Dezember 2001 begonnen. Die
Behandlung beginnt für die Studienteilnehmer mit dem Zeitpunkt ihrer
Aufnahme in die Studie. Die ersten Probanden wurden im März 2002
rekrutiert. Die anvisierte Stichprobenzahl von 1.120 Opiatabhängigen ist
derzeit (März 2003) jedoch noch nicht erreicht. Die Gesamtdauer der Studie
ist daher noch nicht abzusehen. Erst wenn der letzte Proband in die Studie
aufgenommen wurde, ist eine verlässliche Zeitschätzung möglich.

Aufgrund des langen Rekrutierungszeitraumes und der bei den
Landeskriminalämtern existierenden Löschungsfristen für die uns
interessierenden Daten wird es notwendig sein, jährliche Abfragen bei den
Landeskriminalämtern durchzuführen. Mit der ersten dieser Abfragen soll
Ende 2003 begonnen werden.

Der weitere Zeitplan wird sich danach richten, wie schnell die erforderliche
Stichprobengröße erreicht werden kann.

Kosten/Finanzierung

Die Studie wird vom Bundesministerium für Gesundheit und den beteiligten
Städten/Bundesländern finanziert. Die Kosten für die kriminologische
Teilstudie liegen bei rund 104 400 €. Die Kosten für das gesamte
Modellprojekt liegen natürlich wesentlich höher.
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Umsetzung

Aktuelle Informationen zum Modellprojekt unter www.Heroinprojekt.de

Kontakte

Kriminologisches Forschungsinstitut Niedersachsen e. V. (KFN),
Lützeroderstr. 9, 30161 Hannover; Internet: http://www.kfn.de;
E-Mail: kfn@kfn.uni-hannover.de
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Drogenkonsum und Strafverfolgung   

Untersuchungsgegenstand

Ausgangspunkt des Forschungsprojektes "Drogenkonsum und
Strafverfolgungspraxis" ist eine empirische Untersuchung der (repressiven)
Behandlung "konsumbezogener" Drogendelikte durch die
Strafverfolgungsbehörden und sich daran anschließende (präventive)
Konsequenzen durch Maßnahmen der Ordnungsbehörden.

Forschungsmethoden

- vergleichende Analyse
- Auswertung statistischer Daten
- Aktenanalyse
- Expertenbefragung
- abschließender Quervergleich

Projektablauf

November 2002 bis Oktober 2004
Arbeitsplan 2002 bis 2004:

Phase 1 (November 2002 bis Februar 2003):
- Vorarbeiten (Datenzugang und Datenschutz, Genehmigungen für die

Akteneinsicht)
- Analyse der länderspezifischen Richtlinien zum Vollzug von § 31a

BtMG
- Auswertung bereits vorhandener statistischen Daten und Materialien
- Vorbereitung des Erhebungsbogens für die Aktenauswertung

Phase 2 (März bis Oktober 2003):
- Aktenerhebung und -auswertung
- Erstellung des ersten Zwischenberichtes

Phase 3 (November 2003 bis April 2004):
- Vorbereitung des Fragebogens für die Expertenbefragung
- Qualitative Expertenbefragung
- Auswertung der gesammelten Daten und Informationen zur

cannabisbezogenen Einstellungs- respektive Strafverfolgungspraxis
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- Erstellung des Berichtes zur cannabisbezogenen Einstellungs- respektive
Strafverfolgungspraxis

Phase 4 (Mai bis Oktober 2004):
- Auswertung der gesammelten Daten und Informationen zur Einstellungs-

respektive Strafverfolgungspraxis bei Konsumdelikten harter Drogen
- abschließender Quervergleich zwischen den statistischen Angaben, den

Ergebnissen der Experteninterviews und der Aktenanalyse einerseits und
zwischen den unterschiedlichen Prävalenzraten des Drogen- und speziell
des Cannabiskonsums in den einzelnen Bundesländern andererseits
Erstellung des Abschlussberichtes

Forschungsergebnisse

keine Angaben

Besonderheiten

Das Forschungsprojekt "Drogenkonsum und Strafverfolgungspraxis" wird
den ebenfalls im Jahr 2002 am Institut von Dr. Letizia Paoli begonnenen
Deutschland-Teil einer weit umfangreicheren internationalen Untersuchung
des amerikanischen Drug Policy Research Center der RAND Corporation in
Santa Barbara und Washington, DC eigenständig ergänzen.

Kosten/Finanzierung

Das Forschungsprojekt wird vom Bundesministerium für Gesundheit und von
der RAND Corporation bezuschusst.

Umsetzung

Ausgewählte Literatur:

- ENDRISS, R. & KINZIG, J. (2001): Neuralgische Punkte des
Betäubungsmittelstrafrechts. Neue Juristische Wochenschrift, 3217-
3222.

- AULINGER, S. (1997): Rechtsgleichheit und Rechtswirklichkeit bei der
Strafverfolgung von Drogenkonsumenten. Die Anwendung von § 31a
BtMG im Kontext anderer Einstellungsvorschriften, Baden-Baden:
Nomos Verl.-Ges.
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- ALBRECHT, H.-J. (1995): Die Cannabis-Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts aus kriminologischer Sicht. Recht der Jugend
und des Bildungswesens, 136-147.

Internet-Hinweise:
- Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung
- Drug Policy Research Center

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de
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Drug Markets in Frankfurt and Milan  

Untersuchungsgegenstand

Analyse der Drogenmärkte in den genannten zwei Städten

Forschungsmethoden

- Aktenanalyse
- Befragung von Drogenkonsumenten, Dealern und Experten
- Medienanalyse
- Teilnehmende Beobachtung

Projektablauf

09/1999 - 09/2000: erste Phase
10/2000 - 10/2002: zweite Phase

Kosten/Finanzierung

Die erste Phase wurde von European Monitoring Centre for Drugs and Drug
Addiction in Lissabon finanziert (35.000 €), die zweite Phase von eigenen
Mitteln.

Umsetzung

L. Paoli "Pilot Project to Describe and Analyse Local Drug Markets - First
Phase Final Report: Illegal Drug Markets in Frankfurt and Milan, Lisbon:
EMCDDA, 2000

at http://www.emcdda.org

Paoli, L. (2001): "Milano-Francoforte: I Supermercati della Droga".
Narcomafie IX (4), 41 - 44.

Paoli, L (2001): "Il confronto tra Milano e Francoforte". In: Ufficio
Tossicodipendenze del Comune di Milano (ed.), Tossicodipendenze a Milano
2000. Comune di Milano, Milano.

Albrecht, H.-J. and L Paoli (2001): Ministry of Justice and ES&E, The
Netherlands (eds.), "Cannabis Policies in Frankfurt, In: Drug Policies in
European Countries and Cities - Reference Book. The Hague: Ministry of
Justice 2001, 63 - 77
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Paoli, L. (2002): "'Flexible Hierarchies and Dynamic Disorder': The Drug
Distribution System in Frankfurt and Milan". Drugs: Education, Prevention
and Policy.

Paoli, L. (2002): "Drug Trafficking", In: D. Levinson (ed.), Encyclopedia of
Crime and Punishment. Sage, London.

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de
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Drug Trafficking and Related Organized Crime in Russia  

Untersuchungsgegenstand

- Rekonstruktion der Entwicklung der illegalen Drogenmärkte in
Russland;

- Analyse der Routen, Handelsmechanismen und Akteure

Forschungsmethoden

- statistische Analysen
- Aktenanalyse
- Medienanalyse
- Expertenbefragung: 90 Experten wurden interviewt
- Konsumentenbefragung: 20 Konsumenten wurden interviewt
- Literatur

Projektablauf

10/1999 - 10/2000

Besonderheiten

- Institut für Soziologie, Russische Akademie der Wissenschaften, St.
Petersburg

- Forschungsinstitut der Generalstaatsanwaltschaft, Moskau

- Universität Nizhniy Novgorod

- Universität Krasnoyarsk

Kosten/Finanzierung

US $ 48.500 erhalten von: United Nations Office for Drug Control and Crime
Prevention

Umsetzung

L. Paoli: Illegal Drug Trade in Russia. A Research Project Commissioned by
the United Nations Office for Drug Control and Crime Prevention, Freiburg:
edition iuscrim 2001
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Paoli, L. (2001): Nezakonnaja Torgovlja Narkotikami v Rossii (Illegal Drug
Trade in Russia) UNODCCP, Moscow.

Paoli, L. (2001): "Arcipelage Droga". Narcomafie IX, 35 - 39.

Paoli, L. (2001): "Drug Trafficking in Russia: A Form of Organized Crime?".
Journal of Drug Issues 31 (4): 1005 - 1034

Paoli, L. (2001): "Rasvitie rinka nesakonnix narkotikov: potreblenie i
torgovla v post-sovetskoj Rossii" (The Development of an Illegal Market:
Drug Consumption and Trade in Post-Soviet Russia"). Kriminologia v
razvitii (Criminology in Development).

Paoli, L. (2002): "The Price of Freedom: Illegal Drug Markets and Policies in
Post-Soviet Russia". The Annals of the American Academy of Political and
Social Science (1).

Paoli, L. (2002): "The Development of an Illegal Market: Drug Consumption
and Trade in Post-Soviet Russia". Britisch Journal of Criminology, 42 (1): 1 -
19.

Paoli, L. (2002): "Javlaetsa li oborot narkotikov formoj organisovannoj
prestypnosti? ('Is Drug Trafficking a Form of Organised Crime?"),
Kriminologia v razvitii (Criminology in Development).

Paoli, L. an E. Ciklauri-Lammich (2002): "Politika rossii po protivodejstviy
esakonnomy oboroty i sloypotrebleniy narkotikami" ("The Russian Policy
Against Drug Trafficking and Abus"), Kriminologia v razvitii (Criminology
in Development).

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de
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Einfluss des Methadonprogramms auf die Delinquenz-
entwicklung polizeibekannter Drogenkonsument/-innen   

Untersuchungsgegenstand

Der Anlass der Untersuchung ergab sich aus der Beobachtung einer
zeitgleichen Entwicklung rückläufiger beschaffungsrelevanter Delikte und
der steigenden Substituiertenzahlen in Hamburg. Ziel war die Überprüfung,
ob sich für die beobachtete zeitgleiche Entwicklung auch ein kausaler
Zusammenhang nachweisen lässt.

Forschungsmethoden

Kriminalaktenanalyse:
329 als Konsumenten harter Drogen (KhD) polizeibekannte Substituierte
(Totalerhebung)

Sekundäranalyse:
PKS 1984 - 1997 für Hamburg (Beteiligung von KhD in bestimmten
Deliktsbereichen)

Projektablauf

Beginn: Juni 1997
Ende: Oktober 1999

Besonderheiten

Kooperation mit der Ärztekammer Hamburg

Kosten/Finanzierung

Eigenmittel

Umsetzung

Veröffentlicht 2000 unter dem Titel: "Einfluss des Methadonprogramms auf
die Delinquenzentwicklung polizeibekannter Drogenkonsument/-innen"
Vorträge und weitere Publikationen

Kontakte

Landeskriminalamt Hamburg, LKA 14, Hindenburgstraße 47,
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22297 Hamburg
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Examining the Consequences of the Reduction in
Afghanistan's Heroin Production   

Untersuchungsgegenstand

Entwicklung eines Modells des Heroinwelthandels, um die Konsequenzen
der Reduktion der afghanischen Opiumproduktion zu prognostizieren und
politische Probleme und Gelegenheiten zu identifizieren.

Forschungsmethoden

- statistische Analysen
- Dokumentationsanalysen
- Befragung von Drogenkonsumenten, Dealern und Experten
- Szenario-Technik
- Modelling

Projektablauf

April 2002: Projektbeginn

Sommer 2002 - Sommer 2003:
Durchführung der Feldforschung in 6 asiatischen Ländern (Pakistan,
Thailand, Tajikistan, Iran, China, Indien) und Entwicklung des
Heroinwelthandelsmodells

September 2002: erster Workshop in Freiburg

September 2003:
zweiter Workshop in Freiburg: Präsentation und Diskussion des
Heroinwelthandelsmodells mit Projektteilnehmern und Experten

Oktober 2003 - April 2004:
Ausarbeitung des Heroinmodells und Fertigstellung des Endberichtes

Besonderheiten

Mitarbeit der UNO und lokaler Forscher in 6 asiatischen Ländern (Iran,
Pakistan, Tajikistan, Indien, Thailand, China)

Kosten/Finanzierung

- US $ 161.255 Smith Richardson Foundation;
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- € 30.200 Holländisches Justizministerium

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de

University of Maryland, Department of Criminology, College Park,
Md. 20742 - USA; E-Mail: pr39@umail.umd.edu
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Kokainkonsum - Wege zu einem verborgenen Phänomen   

Untersuchungsgegenstand

Die polizeiliche Erkenntnislage - bezogen auf Ausmaß und Verbreitung des
Kokainkonsums in Deutschland - ist gering, anders als z. B. bei Heroin, wo
durch die soziale Auffälligkeit der Konsumenten sowie bereits durchgeführte
Studien die Situation und die damit verbundene Delinquenz recht genau
beschreibbar sind.

Beim Kokainkonsum deutet vieles auf ein großes Dunkelfeld hin. So spiegeln
sich Steigerungen der geschätzten Produktions- und Sicherstellungsmengen
nicht in der Gesamtzahl polizeilich registrierter erstauffälliger Konsumenten
von Kokain, einem Teil des polizeilichen Hellfeldes, wider.

Mit dem Forschungsprojekt sollen vorhandene Wissensdefizite bei den
Strafverfolgungsbehörden, im Gesundheitswesen und in der Wissenschaft
behoben werden. Ziel dieser Studie ist die Gewinnung von Erkenntnissen
zum Dunkelfeld. Es soll eine Typologie der Kokainkonsumenten anhand der
Merkmale "soziodemographische Daten", "Konsummuster",
"Konsumkarriere" (u. a. Faktoren des Ein- und Ausstiegs) sowie
"Beschaffungsmodalitäten" entworfen werden. Aus polizeilicher Sicht sollen
vor allem ein Lagebild erstellt sowie Ansatzpunkte für kriminalpräventive
Maßnahmen gewonnen werden.

Die geeignete Auswertung und Darstellung des gewonnenen Datenmaterials
sowie das auf dieser Grundlage entwickelte Umsetzungskonzept soll den
Strafverfolgungsbehörden ebenso wie den Entscheidungsträgern der
Kriminal- und Gesundheitspolitik Empfehlungen für zukünftiges Handeln an
die Hand geben.

Forschungsmethoden

1. Phase: Machbarkeitsstudie:

Im Rahmen einer Machbarkeitsstudie wurden relevante Forschungsliteratur
und sonstige Quellen aus Europa, den USA und Kanada ausgewertet und
einer vergleichenden Bewertung unterzogen.

Daran anschließend fand vom 30.11.00 bis zum 01.12.00 in Kooperation mit
dem Bundesministerium für Gesundheit (BMG) ein Workshop in Wiesbaden
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statt, an dem Angehörige des BKA sowie Wissenschaftler und Praktiker aus
mit Drogenkonsum befassten Arbeitsbereichen teilnahmen.

Ziel des Workshops war die Gewinnung einer realistischen Einschätzung,
inwieweit ein geeigneter Feldzugang existiert. Die Frage des Feldzugangs
wurde zwar als kritischer Faktor in der Forschung mit Kokainkonsumenten,
insbesondere der nicht polytoxikomanen, betrachtet, es wurden jedoch
erfolgversprechende Möglichkeiten dargestellt und diskutiert.

2. Phase: Dunkelfelduntersuchung:

Forschungsmethoden werden hier vorrangig mündliche Befragungen sein.

Projektablauf

1. Phase: 03/00 - 12/00

Aktualisierung 16.03.03:

2. Phase: Die Studie wurde als Vergabeprojekt geplant und ist durch das
BMG in Teilstudien ausgeschrieben worden. Die erste Teilstudie beinhaltet
eine Re-Analyse bereits vorhandener Daten. Diese Teilstudie ist inzwischen
vergeben. Die zweite Teilstudie besteht aus einer qualifizierten
Literaturanalyse. In der dritten Teilstudie sollen neue Datenerhebungen
vorgenommen werden. Diese Teilstudie ist noch nicht vergeben.

Forschungsergebnisse

Die Ergebnisse der ersten Teilstudie zur Re-Analyse bereits vorhandener
Daten sollen noch im Jahr 2003 vorgelegt werden. Die Ergebnisse der
weiteren Teilstudien stehen noch nicht in Aussicht.

Besonderheiten

Aktualisierung 2002:

- Das Bundeskriminalamt ist nicht mehr an der Studie beteiligt.

- BKA/KI 14 wird jedoch den weiteren Verlauf der Studie beobachten und
die Ergebnisse bewerten.

Kosten/Finanzierung

Finanzierung durch das BMG
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Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 14,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI14@bka.bund.de
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Polizei- und ordnungsrechtliche Maßnahmen bei Techno-
und GOA-Veranstaltungen     

Untersuchungsgegenstand

Phänomen "Goa-/Technoparties": Betrachtung aus strafrechtlicher, strafver-
fahrensrechtlicher, polizeirechtlicher, ordnungsrechtlicher, polizeitaktischer,
kriminalistischer und psychologischer Sicht.

Forschungsmethoden

Dokumentenanalysen, Aktenanalysen und -auswertungen, mündliche und
telefonische Befragungen von Polizeiexperten und Ordnungsrechtexperten zu
Einsatzerfahrungen und Rechtsproblemen, Alltagsbeobachtung und teilweise
systematische Beobachtung der Szene, Auswertung von Fachliteratur und
Rechtsprechung

Projektablauf

01.05.03 - voraussichtlich Herbst 2003

Forschungsergebnisse

Ziel: Rahmenkonzeption für polizeiliche Maßnahmen bei Goa- und
Technoveranstaltungen, Erarbeitung eines Nachschlagewerks für Polizei und
Ordnungsbehörden zur besseren Bewältigung von polizeilichen Einsätzen
und ordnungsrechtlichen Fragen im Zusammenhang mit Goa- und
Technoveranstaltungen

Kosten/Finanzierung

wird aus behördeninternen Mitteln bewältigt

Umsetzung

Veröffentlichung der Ergebnisse in einer Sonderausgabe des "Deutschen
Polizeiblatts", Buchveröffentlichung über den Verlag Deutsche Polizei,
Präsentation der Ergebnisse in Arbeitssitzungen nationaler und
internationaler Polizeifachgremien (erstmals im November 2003 bei der
Ständigen Arbeitsgruppe Rauschgift)
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Kontakte

Landeskriminalamt Schleswig-Holstein, LKA SH 230,
Mühlenweg 166, 24116 Kiel

Verwaltungsfachhochschule Schleswig-Holstein, Fachbereich Polizei,
Rehmkamp 10, 24161 Altenholz
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Repräsentativerhebung zum Gebrauch psychoaktiver
Substanzen bei Erwachsenen in Deutschland     

Untersuchungsgegenstand

Verbreitung des Konsums und der Folgen des Konsums von illegalen
Drogen, Alkohol, Medikamenten und Tabak

Forschungsmethoden

Schriftliche Befragung repräsentativ ausgewählter Personen (deutsch-
sprachig) in der deutschen Bevölkerung im Alter zwischen 18 - 59 Jahre;
Fragebogen

Projektablauf

Erhebung: Mai - September 2000
Datenauswertung
Vorbereitung einer Publikation: Sommer 2001

Besonderheiten

Keine, bzw. Vergabe der Feldarbeiten an ein entsprechendes Institut

Kosten/Finanzierung

Finanziert durch das BMG

Umsetzung

Publikation als Sonderheft der Zeitschrift "Sucht"

Kontakte

Institut für Therapieforschung, Arbeitsgruppe Soziale Epidemiologie,
Parzivalstraße 25, 80804 München
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Synthetische Drogen (Schwerpunkt: Ecstasy): Entwicklung
von Bekämpfungskonzepten    

Untersuchungsgegenstand

Erstellung der Phänomenologie der Ecstasy-Kriminalität;

Erstellung von Bekämpfungskonzepten

Die vorläufigen Daten zur Rauschgiftsituation in der Bundesrepublik
Deutschland für das Jahr 1996 deuteten auf eine gravierende Ausweitung des
Missbrauchs synthetischer Drogen hin. Mit dem BKA-Forschungsprojekt
sollen Wissensdefizite hinsichtlich des Konsumententypus, des
Konsummusters sowie geeigneter Präventionsstrategien abgebaut werden.

Ziel des Forschungsprojekts - das die Abteilung KI durchführte - war eine
wirksame Unterstützung der Polizeien des Bundes und der Länder bei der
Bekämpfung des Missbrauchs synthetischer Drogen. Da sich diese BtM
hinsichtlich ihrer Wirkung und der Konsumentenszene in einigen Aspekten
ganz erheblich von den sog. "klassischen Drogen" unterscheiden, wirkten die
bisher praktizierten Bekämpfungsansätze nicht in ausreichendem Maße.

Die Arbeit der seit Frühjahr 1996 im BKA (OA 25) eingerichteten
Projektgruppe "Synthetische Drogen" (PG SyDro) zielte auf ein verbessertes
Lagebild, (repressive) Bekämpfungsansätze, die Einleitung von
Ermittlungsverfahren sowie Service und Sekundär-Information. Durch eine
Bestandsaufnahme und Auswertung vorhandener Forschungsergebnisse und
die Entwicklung daraus resultierender Bekämpfungsansätze (repressiv und
präventiv), die in ein BKA-Gesamtkonzept "Synthetische Drogen" einfließen
sollten, sollte die PG SyDro unterstützt werden. Das KI-Projekt sollte
insofern der Ergänzung dortiger Vorhaben dienen.

*) Siehe hierzu auch das Projekt der Fachhochschule Brandenburg::
Synthetische Drogen - Schwerpunkt Ecstasy

Forschungsmethoden

Beabsichtigt war eine Bestandsaufnahme von Forschungsprojekten, die
gegenwärtig national und international durchgeführt wurden. Aus deren
Auswertung sowie der Analyse bereits praktizierter örtlicher bzw. regionaler
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Präventions- und Bekämpfungskonzepte sollten Ansätze für die Entwicklung
eines Katalogs polizeilicher Maßnahmen zur Eindämmung des Missbrauchs
synthetischer Drogen erarbeitet werden.

Zur Evaluation der entwickelten Empfehlungen war die Umsetzung dieses
Maßnahmenkatalogs in einem definierten örtlichen Bereich (z. B. in einer
Großstadt) in angedacht. Das Projekt sollte in dieser Phase extern vergeben
werden.

Projektablauf

Erster Projektabschnitt - Eigenprojekt:

- Bestandsaufnahme abgeschlossener und laufender Forschungsprojekte
zum Thema "Synthetische Drogen/Schwerpunkt Ecstasy"

- Auswertung der Forschungsergebnisse hinsichtlich polizeilicher Belange

Zweiter Projektabschnitt - Eigenprojekt:

- Bestandsaufnahme praktizierter Präventions-/Bekämpfungskonzepte
national und im Ausland

- Erarbeitung eines Maßnahmenkatalogs für die Polizeien des Bundes und
der Länder

Dritter Projektabschnitt - Mischprojekt (teilweise externe Vergabe):

- Umsetzung und Evaluation der empfohlenen Maßnahmen

Die einzelnen Projektabschnitte sollten auf den Ergebnissen des jeweils
vorangegangenen Abschnitts aufbauen, so dass entsprechend dem aktuellen
Projektfortschritt Anpassungen möglich gewesen wären.

Termine:
- Erster Projektabschnitt: Beginn März 1997
- Abschluss: Fertigstellung der Bestandsaufnahme im September 1999

Der Abschlussbericht wird nicht veröffentlicht.
Die Durchführung der Projektabschnitte II und III wird nicht erfolgen.
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Besonderheiten

Das Forschungsprojekt wurde am 24.01.97 im Forschungsbeirat vorgestellt.
Nach Auffassung dieses Gremiums sollte der Suchtaspekt in den Aussagen
Berücksichtigung finden. Außerdem wurde die Einbeziehung wichtiger
Forschungsergebnisse des Auslandes gewünscht.

Aus Sicht der vertretenen Polizeipraktiker (Hessen und Hamburg) sollte der
Händlerebene besondere Bedeutung beigemessen werden.

Zusammenarbeit mit der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung - FB
Polizei - Brandenburg

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 14,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI14@bka.bund.de
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Synthetische Drogen - Schwerpunkt Ecstasy

Untersuchungsgegenstand

Das der Fachhochschule übertragene Teilprojekt beinhaltet die Feststellung,
Beschaffung, Auswertung und Erkenntnisgewinnung aus den in den Jahren
1996 und 1997 geschaffenen Ausarbeitungen (Dokumenten) der
Landeskriminalämter sowie der Fachhochschulen aller Bundesländer, die
sich mit der Thematik "Synthetische Drogen - Schwerpunkt Ecstasy" und
deren Bekämpfung beschäftigen. Ziel und Zweck sind, einen Überblick über
die in den Ländern und an den Fachhochschulen vorliegenden
Ausarbeitungen, Dokumente, Bücher, Studien, Programme, Aufsätze,
Gutachten, Lagebilder, Grundsatzpapiere, Bekämpfungskonzepte,
Vorbeugungsprogramme, Lehrkonzepte, Lehrmaterialien sowie andere
geeignete Materialien zu erhalten und diese auszuwerten.

Der Zweck der Auswertung besteht darin, Aussagen über
Forschungsschwerpunkte und Defizite sowie den Forschungsbedarf zum
Problem "Synthetische Drogen - Schwerpunkt Ecstasy" zu erhalten. Die
dabei gewonnenen Erkenntnisse sollen in eine Studie des
Bundeskriminalamtes einfließen, die den erforderlichen Forschungsbedarf
feststellen soll.

*) Siehe hierzu auch das Projekt des BKA: "Synthetische Drogen
(Schwerpunkt: Ecstasy): Entwicklung von Bekämpfungskonzepten"

Forschungsmethoden

Es handelt sich um eine Akten- bzw. Dokumentenanalyse. Ausgewertet
wurden 27 unterschiedlich strukturierte Materialien der Landeskriminalämter
und Fachhochschulen. Die Auswertung erfolgte auf der Grundlage eines vom
BKA vorgegebenen Rasters (Auswertungskriterien). Zur Lösung der
Teilforschungsaufgabe wurden 15 Studierende des gehobenen
Polizeivollzugsdienstes, die in 3 Gruppen aufgeteilt waren, eingesetzt.

Projektablauf

a) Zeitplan:
Das Projekt begann mit einer Projekteinweisung am 16.12.1997 und endete
am 30.08.1998 im 1. Auswertungsschritt.
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b) Sachstand:
Es wurden 3 Projektarbeiten im Umfang von ca. 360 Seiten vorgelegt und
dem BKA zur Auswertung vorgelegt. Die Auswertung hat begonnen.

Besonderheiten

Die Möglichkeit der Einbeziehung von Studierenden einer Fachhochschule
zur Lösung von Teilaufgaben zu Forschungsprojekten hat sich bewährt. Es
tritt allerdings ein nicht zu unterschätzender Aufwand in der Anleitung der
Studierenden auf. Die Planung muss rechtzeitig und so erfolgen, dass die
Aufgabenstellung an Studierende in den entsprechenden Ausbildungsverlauf
eingeordnet werden kann.

Umsetzung

Erste Erfahrungen zur Möglichkeit zur Forschungskooperation wurden
veröffentlicht:
- R. Ackermann, Möglichkeiten und Grenzen der Möglichkeiten der

Forschungskooperation zwischen Fachhochschulen und dem
Bundeskriminalamt, BKA-Forschungsreihe, Forum 1998

- Auswertung erster Erkenntnisse in einem Seminar an der Polizei-
Führungsakademie vom 13.10.  bis 16.10.1998 zur Bekämpfung der
Rauschgiftkriminalität, neue Lage - neue Strategien?

- Vortrag zum Thema: BKA-Projekt "Synthetische Drogen (Schwerpunkt
Ecstasy) - Entwicklung von Bekämpfungsansätzen", Verfasser: R.
Ackermann; Redekonzept liegt dem BKA vor

- Veröffentlichung durch die PFA ist vorgesehen

Kontakte

Fachhochschule der Polizei des Landes Brandenburg, Fachgruppe
Kriminalwissenschaften, Prenzlauer Straße 66 - 70, 16352 Basdorf;
E-Mail: pressestelle.fhpol@polizei.brandenburg.de

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 14,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de;  E-Mail: KI14@bka.bund.de
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Auswirkungen objektiver und subjektiver
Sicherheitsaspekte auf die Wahl einer Urlaubsregion      

Untersuchungsgegenstand

Die Universität Greifswald führt im Rahmen der Forschungsorientierten
Vertiefungsseminare zur sozialen Devianz eine Tourismusuntersuchung
durch. Hintergrund ist der, dass das aktuelle und antizipierte
Sicherheitsempfinden die Urlaubs- und Besuchsentscheidungen entscheidend
mitprägen. Dabei werden die beiden Inseln Usedom und Sylt miteinander
verglichen. Über eine Fragebogenaktion wurden Bewohner,
Gewerbetreibende und Gäste befragt. Daten zur polizeilichen Einsatzstruktur
und -häufigkeit wurden erhoben und mit demografischen Daten sowie
Fremdenverkehrsstatistiken in Beziehung gesetzt.

Forschungsmethoden

- statistische Analysen (PKS, Fremdenverkehrsstatistik, demografische
Daten

- Aktenanalyse und -auswertung (Tage-, OB- und Dienst-Bücher)

- schriftliche und mündliche Befragungen (Gäste, Einwohner,
Gewerbebetreibende)

- Experteninterviews

Projektablauf

Frühjahr 2002: Vorbereitende Maßnahmen;

Sommer 2002: Befragungsaktionen auf Usedom und Sylt;

Herbst 2002 - Frühjahr 2003: Auswertung, Maßnahmenkonferenzen,
Dokumentationen und Berichtlegung

Besonderheiten

Es handelt sich um ein Kooperationsprojekt, das unter Federführung der
Universität Greifswald mit den Polizeiinspektionen Anklam (MV) und
Husum (SH) durchgeführt wird.
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Kosten/Finanzierung

Die Kosten wurden zum größten Teil von der Universität Greifswald
getragen.

Kosten für eine PKS-Sonderauswertung in Höhe von € 2.208 übernahm die
Stadt Westerland.

Umsetzung

Zurzeit ist die Auswertungsphase noch nicht abgeschlossen. Es wird eine
Dokumentation erstellt. Auf den Inseln Sylt und Usedom werden nach
Vorliegen der Ergebnisse zwei Maßnahmenkonferenzen durchgeführt, um
aus den gewonnenen Erkenntnissen über theoretisches Wissen hinaus zu
konkreten Umsetzungen zu gelangen.

Kontakte

Polizeiinspektion Husum, Kriminalpolizeistelle,
Poggenburgstraße 9, 25813 Husum

Universität Greifswald, Institut für Psychologie,
Franz-Mehring-Straße 47, 17487 Greifswald

Landeskriminalamt Schleswig-Holstein, Hauptsachgebiet 110,
Mühlenweg 166, 24116 Kiel;
Internet: http://ww.polizei.schleswig-holstein.de
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Das Bild der Polizei in Tageszeitungen - eine vergleichende
empirische Analyse   

Untersuchungsgegenstand

Wie bewertet die Tagespresse polizeiliches Handeln? Stellt sie nur auf
medienwirksame Dinge ab oder berichtet sie objektiv? Unterschieden wird
zwischen einem allgemeinen Polizeibild und konkreter polizeilicher Arbeit.

Forschungsmethoden

Die Analyse beschränkt sich auf vier Tageszeitungen: "Frankfurter
Allgemeine" (FAZ), "Süddeutsche Zeitung" (SZ), "Bild-Zeitung" (BILD)
sowie "die tageszeitung" (taz). Weitere, kleinere überregionale Zeitungen
konnten ausgeklammert werden, da vor allem FAZ und SZ deren Agenda
maßgeblich mitbestimmen. Zudem bilden die vier genannten Zeitungen das
politische Links-Rechts-Spektrum ab, wobei die Reihenfolge von links nach
rechts taz-SZ-FAZ-BILD ist.

Der Untersuchungszeitraum bezieht sich auf das komplette Jahr 1998. Ein
wichtiges Argument für 1998 als Untersuchungszeitraum ist gewesen, dass es
das erste Jahr ist, in dem die vier zu untersuchenden Tageszeitungen in einer
EDV-Fassung vorgelegen haben.

Mittels einer Stilmittelanalyse ist bestimmt worden, inwieweit einzelne
Untersuchungseinheiten eine Tendenz in der Berichterstattung aufweisen. Je
nachdem, ob in einem Artikel positiv oder negativ genutzte Stilmittel in
Zusammenhang mit der Polizei überwiegen, ist die Untersuchungseinheit
kodiert worden.

Projektablauf

beendet

Forschungsergebnisse

Als Ergebnis dieser Untersuchung ist festzuhalten, dass das vermittelte Bild
der Polizei insgesamt als neutral zu bezeichnen ist, mit sehr geringer positiver
Tendenz. Dabei ist die Berichterstattung der Bild-Zeitung positiver als die
der anderen drei Zeitungen. Damit ist die These von der schlechten Presse
nicht mehr haltbar.
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Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung

Umsetzung

Veröffentlicht in: Kriminalistik  6/02 - Juni 2002 - 56. Jahrgang, S. 366 - 371

Kontakte

Landeskriminalamt Niedersachsen, Abt. 2, Landesanalysezentrum,
Schützenstraße 25, 30161 Hannover
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Dunkelfeldanalyse zu Täter- und Opfererfahrungen
Dinslakener Schüler      

Untersuchungsgegenstand

Dunkelfeldanalyse zu Täter- und Opfererfahrungen Dinslakener Schüler
betroffene Themen:

- Ausländerfeindlichkeit/Rechtsextremismus

- Drogen/Sucht

- Gewalt

- Viktimologie

- Kinder-/Jugendkriminalität

- Prävention

Erhebung soziodemographischer Daten
Interbehördliche Kooperation bei Freizeitangeboten für Jugendliche

Forschungsmethoden

- statistische Analyse
- schriftliche Befragung

Projektablauf

- Bildung Arbeitskreis Polizei/Stadt/Universität Frühjahr 2000

- Einführung in ein sozialwissenschaftliches Seminar der Gerhard-
Mercator-Universität Duisburg (WS 2001/2002)

- Entwicklung eines Fragebogens, Befragung und Auswertung (Mitte
2002)

Forschungsergebnisse

liegen noch nicht vor

Besonderheiten

Hervorzuheben ist die umfangreiche Kooperation von Stadt/Hoch-
schule/Polizei
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Kosten/Finanzierung

Geringe Kosten, kann derzeit abschließend nicht beurteilt werden.

Umsetzung

- Konsequenzen für stadt-/polizeiinterne Handlungsalternativen
- Datenbericht
- Rohdatenmaterial zur Antwortanalyse
- kriminologisch/soziologische Auswertung

Kontakte

Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen,
Völklinger Straße 49, 40221 Düsseldorf;
Internet: http://www.lka.nrw.de; E-Mail: landeskriminalamt@mail.lka.nrw.de



Dunkelfeldforschung/Sicherheitsgefühl

61

Kriminologische Regionalanalyse für die Stadt Aschersleben
im Wege einer Diplomarbeit      

Untersuchungsgegenstand

Gegenstand der Untersuchung ist eine sequenzielle kriminologische
Regionalanalyse für die Stadt Aschersleben. Die Untersuchung bezieht sich
im Wesentlichen auf statistische Daten der Stadt (Bevölkerung, Industrie,
Gewerbe pp.), daneben eine Auswertung der PKS bezogen auf die Stadt
sowie eine Befragung bezogen auf Sicherheitsgefühl und Dunkelfeld.

Forschungsmethoden

- statistische Analysen
- schriftliche Befragung

Projektablauf

- Die Analyse ist im Rahmen einer Diplomarbeit erstellt worden.
- Datum der Fertigstellung ist September 2001.

Forschungsergebnisse

Die Untersuchung ergab keine signifikanten Abweichungen zu Umfragen in
vergleichbaren anderen Städten. Das Ergebnis kann an der Fachhochschule
der Polizei des Landes Sachsen-Anhalt eingesehen werden.

Kosten/Finanzierung

Die Kosten betrugen ca. 500,00 DM, die von der Stadt Aschersleben getragen
worden sind.

Umsetzung

Die Diplomarbeit befindet sich in der Bibliothek der Fachhochschule der
Polizei des Landes Sachsen-Anhalt.

Kontakte

Fachhochschule der Polizei des Landes Sachsen-Anhalt, Fachgruppe II -
Kriminalwissenschaften, Schmidtmannstraße 86, 06449 Aschersleben;
Internet: http://www.fhs.pol.lsa-net.de; E-Mail: FH-Pol@fhs.pol.lsa-net.de
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Kriminologische Regionalanalyse Hamburg. Sicherheits-
analysen für Altona, Harburg und Wilhelmsburg    

Untersuchungsgegenstand

Die Hamburger Polizei ist dem Dienstleistungsprinzip verpflichtet, was durch
die gemeinsame Aufgabenwahrnehmung von Schutz- und Kriminalpolizei
vor Ort zum Ausdruck kommt. Die KRA unterstützt die Polizeileitung bei der
zentralen Steuerung dieser dezentral organisierten Kriminalitätskontrolle und
-bekämpfung (Prioritätensetzung, Ressourcensteuerung und Erfolgskontrolle)
im Stadtstaat Hamburg. Die KRA stellt insofern eine neue Form der
Bewertung lokaler innerer Sicherheit für die strategische Planung von
Sicherheitskonzepten dar.

Forschungsmethoden

- Statistische Analysen (PKS und weitere administrative Statistiken)
- Dokumentenanalyse
- schriftliche Befragungen (Bevölkerung, Polizisten)

Projektablauf

Projektende: voraussichtlich März 2001

Kosten/Finanzierung

Portokosten für schriftliche Befragung

Umsetzung

- Veröffentlichung geplant
- gemeinsame interbehördliche Veranstaltungen geplant und durchgeführt

(Sicherheitskonferenzen)

Kontakte

Landeskriminalamt Hamburg, LKA 14,
Hindenburgstraße 47, 22297 Hamburg
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Nachfolgeuntersuchung zur subjektiven Sicherheit und
Lebensqualität in Hoyerswerda

Untersuchungsgegenstand

Das Projekt gehört zum Gesamtprojekt "Subjektive Sicherheit und
Lebensqualität"

hier Teilprojekt: Nachfolgeuntersuchung zur subjektiven Sicherheit und
Lebensqualität in Hoyerswerda:

Es sind Untersuchungen der subjektiven Sicherheit und der Lebensqualität
sowie anderer Aspekte der inneren Sicherheit auf der Grundlage
repräsentativer Bevölkerungsbefragungen (schriftlichen Befragungen von
2.000 Bürgern) in Hoyerswerda geplant.

Nachdem bereits 1998 (in Hoyerswerda) und 1999 (in Görlitz) entsprechende
empirische Untersuchungen durchgeführt worden sind, handelt es sich jetzt
um eine Wiederholungsuntersuchung, zu der zudem eine Parallelbefragung
des SMI durchgeführt wird. Im Jahre 2002 lagen die Schwerpunkte der
Forschung bei weiteren ausgewählten Analysen der vorliegenden
Datenbestände, bei methodenkritischen Betrachtungen und der Anpassung
der Befragungsinstrumente, bei der inhaltlichen Abstimmung beider
Befragungen sowie bei der Planung der Untersuchungsanlage.

Forschungsmethoden

schriftliche Befragungen von 2.000 Bürgern

Projektablauf

Laufzeit des Gesamtprojektes: seit 01.04.1998 - Ende unbestimmt

Laufzeit des Teilprojektes: Nachfolgeuntersuchung Hoyerswerda 01.01.2002
- 31.09.2004

Die schriftlichen Befragungen werden voraussichtlich im November 2002
durchgeführt. Auswertungen und Analysen der Daten, Verknüpfungen der
Datenbestände der einzelnen Befragungen sowie die Verfassung von
Untersuchungsberichten und die Veröffentlichung der Ergebnisse in
Buchform und als Aufsätze sind für 2003 und 2004 geplant. In diesem
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Zeitraum soll auch eine Weiterführung der Untersuchung in international-
vergleichender Perspektive konzipiert und eventuell begonnen werden.

Besonderheiten

Mitarbeiter/Kooperationspartner:

- Stadtverwaltung Hoyerswerda

- zukünftig eventuell: andere Bildungseinrichtungen der Polizei in
Ländern Ostmittel- und Südosteuropas

Kosten/Finanzierung

Mittelbedarf für die Unterstützung der Projektarbeit:

- Im Jahr 2003 ist mindestens von einem Bedarf von 400 - 600
Hilfskraftstunden für die Datenerfassung und Datenaufbereitung
auszugehen.

- Weitere Hilfskraftstunden wären - in einem jetzt noch nicht
abschätzbaren Umfang - erforderlich, wenn konzeptionelle Vorarbeiten
zu internationalen Untersuchungen begonnen werden sollten.

- Zudem werden voraussichtlich Mittel für Druckkosten benötigt.

Umsetzung

"Subjektive Sicherheit, Bürgerfreundlichkeit der Polizei, Lebensqualität -
unter besonderer Berücksichtigung altersspezifischer Sichtweisen" - Vortrag
im Rahmen des SeniorenKollegs der Hochschule Zittau/Görlitz
(Fachhochschule), an der Hochschule Zittau/Görlitz - Görlitz, 10. April 2002
Gesellschaftlicher Wandel in zwei sächsischen Städten in den letzten
Jahrzehnten, in: Timmermann, Heiner (Hg.): Deutsche Fragen - Von der
Teilung zur Einheit. Schriftenreihe der Europäischen Akademie
Otzenhausen, Verlag Duncker & Humblot, Berlin 2001, S. 465 - 483

Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich V:
Gesellschaftswissenschaften, Professur für Soziologie und Pädagogik,
Friedensstraße 120, 02929 Rothenburg/OL
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Offizielle Bürgerbefragung 2002 zur Sicherheits- und
Kriminalitätslage in Aalen    

Untersuchungsgegenstand

Bürgerbefragung in Aalen:

- Erhebung von Sicherheitsgefühl, Kriminalitätsfurcht und Dunkelfeld der
Kriminalität;

- raumbezogene Erhebung zum Auffinden von Schwerpunkten (z. B.
Angsträumen) und kulturbezogene Erhebung;

- Erfassen von Angaben zur Planung von Maßnahmen im Bereich von
Stadtentwicklung und Kriminalprävention.

Auf dieser Grundlage sollten effiziente Konzeptionen geschaffen und gezielte
Aktionen eingeleitet werden zur Minderung des objektiven
Sicherheitsrisikos, zur Beseitigung von Bedingungen die Kriminalitätsfurcht
auslösen und zur Verbesserung der Imagekomponente Sicherheitsgefühl der
Stadt Aalen.

- Grundlagen für bürgerorientierte Sicherheitsarbeit und Wirtschafts-
förderung schaffen;

- Versuch die subjektive Problemsicht der Befragten zu erfassen (keine
objektive Problemdarstellung);

- Einholen von Vorschlägen für Verbesserungsmaßnahmen.

Es handelt sich um ein Projekt, welches im Rahmen der Kommunalen
Kriminalprävention initiiert wurde und auf einem engen, arbeitsteiligen
Zusammenwirken von Stadtverwaltung Aalen, Fachhochschule Aalen, der
Polizeidirektion Aalen sowie dem Institut für Kriminologie der Universität
Tübingen basiert.

Geograph. Raum: Stadt Aalen (Kernstadt mit Stadteilen)

Forschungsmethoden

Standardisierte Befragung, schriftlich (Stichprobe: ca. 14.000; Aalener
Bevölkerung über 14 Jahre, Rücklauf 4.730 Bögen; Auswahlverfahren:
Zufall). Feldarbeit durch Mitarbeiter/-innen des Projekts.
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Hauptbefragung:
Bei der im Zentrum stehenden Hauptbefragung wurden 25 Prozent der
Aalener Bevölkerung über 14 Jahre - dies entspricht 13.809 Einwohnern - per
Brief und beigelegtem Rückkuvert angeschrieben. Dabei wurde der
Fragebogen in mehreren Fremdsprachen angeboten. Registriert werden
konnte ein Rücklauf von 4.730 Fragebögen. Dies entspricht einer Quote von
34,25 Prozent. Damit liegt statistisch fundiertes Datenmaterial von 8,56
Prozent der Stichprobengröße bzw. 7,14 Prozent der Gesamtbevölkerung vor.

Repräsentantenbefragung bei Wirtschaft und Handel:
Ergänzend wurde in Form eines Telefoninterviews und mit einem speziell
hierfür erstellten Fragebogen eine Erhebung zum Thema "Sicherheit von
Unternehmen" durchgeführt. Zielgruppe waren mehrere Vertreter kleinerer,
mittlerer und großer Firmen und Handwerksbetriebe.

Vorbefragungen:
Bereits im Vorfeld und zu einer ersten Beleuchtung des
Sicherheitsempfindens der Aalener Bevölkerung wurden im Dezember 2001
von der FH Aalen zwei studentische Trendbefragungen mit den Themen "Das
Sicherheitsempfinden der Aalener Bürger" (Probebefragung) und
"Sicherheitsgefühl der Aalener Bürger aus Sicht von Experten" durchgeführt.
Zielgruppe dieser in Form persönlicher Interviews erfolgten Erhebung waren
ca. 200 Bürgerinnen und Bürger sowie einzelne Fachpersonen aus
Verwaltung, Rechtspflege, Medizin, Feuerwehr u. a.

Nachbefragung:
Im Juni 2002 wurde ebenfalls durch eine Studentengruppe der FH Aalen eine
Erhebung zur Akzeptanz und Wirkungsweise der Hauptbefragung gestartet.
Bei insgesamt 101 Personen konnten so interessante Erkenntnisse zur
Verfahrensweise und über den Fragebogen gewonnen werden.

Untersuchungsdesign: Querschnitt

Projektablauf

- Projektbeginn: 02/2001; Ende: 01/2003
- Vorbereitungen: 02/2001 - 10/2001
- Vorbefragungen: 12/2001
- Hauptbefragung: 09.03.2002 - 09.04.2002
- Unternehmensbefragung: 11.04.2002 - 28.04.2002
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- Nachbefragung: 06/ 2002
- Auswertung und Verfassen des Endberichtes: 07/2002 – 01/2003
- Präsentation: 10.04.2003

Forschungsergebnisse

Ergebnisse können dem Endbericht entnommen werden.
Kontakt: recht.ordnung@aalen.de

Kosten/Finanzierung

Finanziert und in Auftrag gegeben von: Stadtverwaltung Aalen

Umsetzung

Nach der Präsentation im Gemeinderat im April 2003 werden diverse
Veröffentlichungen folgen. Außerdem liegt der über 200-seitige Endbericht
bereits vor (Kontakt: recht.ordnung@aalen.de).

Kontakte

Universität Tübingen, Institut für Kriminologie der Eberhard Karls-
Universität, Sand 6/7, 72076 Tübingen;
Internet: http://www.ifk.jura.uni-tuebingen.de; E-Mail: ifk@uni-tuebingen

Fachhochschule Aalen, Fachbereich Wirtschaftswissenschaften,
Beethovenstraße 1, 73430 Aalen; Internet: http://www.fh-aalen.de
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Registrierte Kriminalität von Aussiedlern in zwei
niedersächsischen Großstädten - eine Analyse auf Basis der
PKS Hannover und Wolfsburg von 1998 - 2001   

Untersuchungsgegenstand

Als kriminologisches Basis- und „Alltags“-Wissen gilt, dass die Gruppe der
(Spät-)Aussiedler eine besondere darstellt. Aussiedler sind auf der einen Seite
Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes, werden aber von der
deutschen Wohnbevölkerung nicht als zugehörig wahrgenommen. Aber auch
in ihrer Selbsteinschätzung bilden sie eine eigene Kultur; sie sehen sich nicht
der deutschen Kultur verbunden.

Während die Verschiedenartigkeit von Deutschen und Aussiedlern betont
wird, werden Aussiedler und Ausländer dagegen oft  als vergleichbare
Grundgesamtheiten gesehen, vor allem, da beide Gruppen als wenig
integriert in die Gesellschaft der Bundesrepublik gelten. Dass
Integrationsprobleme und weitere spezielle Faktoren (Demographie,
Visibilität) dazu führen, dass Nichtdeutsche in der Kriminalstatistik
überrepräsentiert sind, hat nicht zuletzt der „Bericht Innere Sicherheit“ für
Niedersachsen gezeigt. Die Tatverdächtigenbelastungsziffer, die angibt, wie
viele Straftaten von Personen einer bestimmten Nationalität bezogen auf
100.000 Einwohner der entsprechenden Nationalität begangen werden, liegt
in Niedersachsen (2001) für Nichtdeutsche bei etwa 8.600, für Deutsche bei
nur rund 2.800.

Bei Aussiedlern wird eine ähnlich hohe Belastung erwartet, glaubt man
diffusen Stimmungen und Tendenzen, wie sie in den Medien dargestellt
werden. Auch polizeiliche Erkenntnisse legen nahe, dass die Bedeutung von
Aussiedlern u. a. am Drogenhandel stark zugenommen hat. Aus polizeilicher
Sicht werden durch Aussiedler begangene Straftaten seit 1998 folgerichtig in
der PKS erfasst.

Diese Zahlen allein sagen nun wenig aus, sofern sie nicht zur Gesamtzahl der
in Niedersachsen wohnenden Aussiedler in Bezug gesetzt werden können.
Zahlen über die „Aussiedler-Wohnbevölkerung“ werden jedoch nicht
systematisch erfasst. Einige Lokalbehörden, so die Städte Wolfsburg und
Hannover,  erfassen die Zahl der wohnhaften Aussiedler dennoch, indem aus
den Dateien des Einwohnermeldeamtes diejenigen Personen herausgefiltert
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werden, die eine zweite Staatsbürgerschaft innehaben, die darauf hindeutet,
dass diese Personen zur Gruppe der Aussiedler gehören.

Die zweite Staatsbürgerschaft wird allgemein als hinreichend guter Indikator
für den Aussiedler-Status verstanden. So ermittelte Zahlen können als gute
„Hausnummer“ dienen, um Orientierungshilfen zu geben.

Die Grundgesamtheit der so erfassten Wohnbevölkerung ist fast
hundertprozentig vergleichbar mit derjenigen, die Grundlage für die PKS ist.
Somit kann, bei aller Vorsicht, die registrierte, durch Aussiedler verursachte
Kriminalität zur Zahl der in Wolfsburg und Hannover lebenden Aussiedler in
Beziehung gesetzt werden.

Forschungsmethoden

PKS-Analyse der Jahre 1997 - 2001 für die Städte Hannover und Wolfsburg

Projektablauf

Analyse beendet, Veröffentlichung wird im Frühjahr 2003 angestrebt.

Forschungsergebnisse

Gegenstand der  Untersuchung war die Prüfung der Hypothese, Aussiedler
seien weniger kriminalitätsbelastet als Nichtdeutsche, jedoch stärker als die
deutsche Bevölkerung. Die Ergebnisse legen es nahe, diese Hypothese für
Wolfsburg und Hannover zu falsifizieren; Tatverdächtigenbelastungsziffern
für Aussiedler, verwendet als Indikator der Kriminalität durch Aussiedler,
liegen in den allermeisten Bereichen nicht nur unter denen Nichtdeutscher,
sondern auch unter denen hier geborener Deutscher. Diese Erkenntnisse
decken sich im Wesentlichen mit denen einer ähnlichen bayerischen Studie
(vgl. Luff, J. (2001): Aussiedlerkriminalität – Fakten und Mythen. Zur
Kriminalität junger Spätaussiedler, in: Kriminalistik, 55 (1), S. 29-33).

Kosten/Finanzierung

Finanzierung LKA Niedersachsen

Umsetzung

- Im Rahmen von Präsentation, Vorträgen;
- Veröffentlichung wird im Frühjahr 2003 angestrebt
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Kontakte

Landeskriminalamt Niedersachsen, Abt. 2, Landesanalysezentrum,
Schützenstraße 25, 30161 Hannover
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Replikation der Dunkelfelduntersuchung in Bochum
("Bochum III")  

Untersuchungsgegenstand

Wiederholung der Dunkelfelduntersuchungen von 1975 und 1986

Forschungsmethoden

- Mündliche Befragung von 0,5 Prozent der Bochumer Bevölkerung ab 14
Jahren und

- telefonische Befragung von 0,1 Prozent der Bochumer Bevölkerung ab
14 Jahren

über Viktimisierungen von Diebstahl, Raub und Körperverletzung im Jahr
1998

Projektablauf

- Vorbereitungen und Interviewerschulung: März bis Dezember 1998
- Erhebungsphase: Januar bis März 1999
- Auswertungsphase: Mai bis Dezember 1999
- Projektende: Ende 1999
- Abschlussbericht Ende 2000

Das Projekt ist beendet.

Besonderheiten

Frühere Untersuchungen:

BKA-Forschungsreihe, Bd. 2: Schwind/Ahlborn/ Eger/ Jany/ Pudel/Weiß,
Dunkelfeldforschung in Göttingen 1973/74, Wiesbaden 1975

BKA-Forschungsreihe, Bd. 8: Schwind/Ahlborn/Weiß, Empirische
Kriminalgeographie ("Kriminalitätsatlas Bochum"), Wiesbaden, 1978

BKA-Forschungsreihe, Bd. 21: Schwind/Ahlborn/Weiß, Dunkelfeldfor-
schung in Bochum 1986/87, Wiesbaden 1989
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Umsetzung

Veröffentlichung des Abschlussberichts in der BKA-Publikationsreihe
"Polizei + Forschung", Bd. 3:  Schwind/Fetchenhauer/Ahlborn/Weiß, Krimi-
nalitätsphänomene im Langzeitvergleich am Beispiel einer deutschen
Großstadt - Bochum 1975 - 1986 - 1998, Neuwied; Kriftel : Luchterhand,
2001

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 12,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI12@bka.bund.de
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Replikationsstudie "Sicherheitsgefühl, Polizeiakzeptanz und
Kriminalitätsbewertung"   

Untersuchungsgegenstand

Es sollte u. a. festgestellt werden, ob sich die von 1990 bis 1994 beobachtete
Tendenz einer zunehmenden und im internationalen Vergleich
ungewöhnliche Verunsicherung der Bevölkerung zugenommen hat. Ferner ist
von Interesse, ob die erhebliche Diskrepanz in den Bewertungen im Osten
(neue Länder und Ostberlin) und Westen (alte Länder mit Westberlin) auch
langfristig fortbesteht oder ob eine Angleichung stattfindet. Die Daten zur
Entwicklung des Sicherheitsgefühls pp. lassen sich vergleichend erst über
längere Zeiträume richtig einordnen und bewerten.

Forschungsmethoden

- Repräsentative Bevölkerungsbefragung durch ein Meinungsforschungs-
institut

- Auswertung der Daten im BKA-KI 12

Projektablauf

Januar 1998: Vorbereitungsarbeiten zur Ausschreibung des Vergabeteils

September 1998: Beginn der Erhebung durch Meinungsforschungsinstitut

Dezember 1998: Vorlage der Erhebungsdaten und Beginn der Auswertung

Februar 1999: Zwischenbericht an den BMI über erste Ergebnisse

März 2000: Vorlage des Schlussberichtes

Besonderheiten

Projektidee kam aus dem Beirat für die BKA-Forschungsreihe.
Weitere Projekte zum "Sicherheitsgefühl" siehe

- BKA-Forschungsreihe, Bd. 25: Kury/Dörmann/Richter/Würger, Opfer-
erfahrungen und Meinungen zur Inneren Sicherheit in Deutschland,
Wiesbaden 1996 (2. Aufl.)

- BKA-Forschungsreihe, Bd. 40: Dörmann, Wie sicher fühlen sich die
Deutschen?, Wiesbaden 1996
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Umsetzung

Veröffentlichung in der neuen BKA-Publikationsreihe "Polizei + Forschung",
Bd. 1: Dörmann/Remmers, Sicherheitsgefühl und Kriminalitätsbewertung,
Neuwied; Kriftel : Luchterhand, 2000

Bereits erfolgt sind:

- Beitrag in der BK-Blatt-Beilage "Aktuelle Projektinformationen" Nr. 03:
"Fühlen sich die Deutschen wieder sicher?"

- Einstellung der Kurzfassung ins Intranet/Internet

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 12,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI12@bka.bund.de
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Sicherheitsgefühl der sächsischen Bürgerinnen und Bürger
(1999)   

Untersuchungsgegenstand

Zielstellung des Projektes war eine Erhebung und Bewertung der in der
Bevölkerung des Freistaates Sachsen vorherrschenden Anschauung zu
Kriminalitätsbelastung, des subjektiven Sicherheitsgefühls. Dies kann nicht
gleichgesetzt werden mit den Aussagen polizeilicher Statistiken, da hier
gänzlich andere Ansätze in der Bewertung zum Tragen kommen.

Neben der Erlangung von Informationen über die Widerspiegelung des
Standes der öffentlichen Sicherheit in der Bevölkerung (auch Ausdruck von
Lebensqualität und Vertrauen in die demokratischen Verhältnisse), sind die
Ergebnisse dieser Erhebung für die Bewertung der Tätigkeit von Polizei und
anderer hier eingebundener Behörden heranziehbar.

Forschungsmethoden

Bürgerbefragung im Rahmen von Präventionsprojekten

Projektablauf

Kalenderjahr 1999

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung

Umsetzung

- Herstellung einer Publikation zum Projekt

- Verteilung an tangierte Behörden

- Eingang in repressive und präventive Ansätze, z. B. verstärkte Präsenz
der Polizei in der Öffentlichkeit

Kontakte

Landeskriminalamt Sachsen, Dezernat 203 "KPMD/PKS/Auswertung und
Analyse", Neuländer Straße 60, 01129 Dresden;
Internet: http://www.lka.sachsen.de; E-Mail: lka.sachsen@t-online.de
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Sicherheitsgefühl der sächsischen Bürgerinnen und Bürger
(2003)   

Untersuchungsgegenstand

Sicherheitsgefühl der sächsischen Bürgerinnen und Bürger

- Wahrnehmung und subjektives Empfinden von Kriminalität

- Kriminalitätsfurcht

- Beeinflussung der Lebensbereiche durch Kriminalität

- Maßnahmen zur Eindämmung der Kriminalität

- Wahrnehmung der polizeilichen Präsenz

- Opferschutz

Dieses Projekt ist ein Vergleich zu einem gleichlautenden Projekt aus dem
Jahr 1999/2000.

Forschungsmethoden

Im Jahr 2002 wurde eine neue schriftliche Befragung gestartet (Fragebogen:
15 geschlossene, 2 halboffene Fragen).

Projektablauf

- Beginn:30.01.2003, Bildung der Projektgruppe "Sicherheitsgefühl"
(Datenerhebung bereits im Jahr 2002)

- Ende: Ende März/Anfang April 2003

- Codierung der Antworten des Fragebogens: abgeschlossen

- Auswertung der Umfrageergebnisse: in Bearbeitung

- Zusammenführen der Teilergebnisse/Abschluss: März/April 2003

Forschungsergebnisse

Ergebnisse liegen frühestens Anfang bis Mitte April 2003 vor.

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung
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Umsetzung

Veröffentlichung der Ergebnisse in einer Broschüre

Kontakte

Landeskriminalamt Sachsen, Abteilung 2/203,
Neuländer Straße 60, 01129 Dresden;
Internet: http://www.lka.sachsen.de; E-Mail: lka.sachsen@polizei.sachsen.de
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Stichprobengröße bei Opferbefragungen in der
Dunkelfeldforschung

Untersuchungsgegenstand

Von einem statistischen Hochschulinstitut wurde ein wissenschaftliches
Gutachten erstellt, in dem dargelegt wird, wie groß mindestens die
Stichprobe für eine in regelmäßigen Abständen wiederholte in ganz
Deutschland durchgeführte Opferbefragung sein muss, um interpretierbare
Ergebnisse zur Kriminalitätsentwicklung mit möglichst kleinen
Vertrauensintervallen (Streubreiten) zu erhalten.

Literatur zur Validität einer Stichprobe allgemein ist ausreichend vorhanden.
Bei diesem Projekt geht es um die notwendige Stichprobengröße bei
Opferbefragungen mit relativ selten vorkommenden Delikten. Hierzu ist
keine systematische Erörterung in der Literatur bekannt.

Forschungsmethoden

Erstellung eines wissenschaftlichen Gutachtens durch ein statistisches
Hochschulinstitut

Projektablauf

August 1997: Projektbeginn

Ende 1998: Abgabe des Abschlussberichts

Das Projekt ist beendet.

Besonderheiten

Das Projekt unterstützte das Forschungsprojekt "Dunkelfeldforschung" bei
KI 12 und wurde von diesem unterstützt; ebenso unterstützt es das
Forschungsprojekt "Replikation der Dunkelfeldforschung in Bochum
(Bochum III)".

Umsetzung

Das Gutachten ist in einer kleinen Auflage erschienen in den "Informationen
aus der kriminalistisch-kriminologischen Forschung": Ahlborn/Böker/
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Lehnick, Stichprobengröße bei Opferbefragungen in der Dunkelfeld-
forschung, Wiesbaden 1999

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 12,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI12@bka.bund.de
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"Gewaltfreie Klasse als Konfliktschlichter"

Untersuchungsgegenstand

Im Februar 1998 haben das Innen- und Kultusministerium Baden-
Württemberg das Programm „Herausforderung Gewalt“ auf den Weg
gebracht, mit dem der zunehmenden Gewaltbereitschaft von Kindern und
Jugendlichen entgegengewirkt werden soll.

Ergänzend dazu, wurde in Kooperation zwischen der Polizeidirektion
Heidelberg und der Geschwister-Scholl-Schule Leimen ein Pilotprojekt
„Gewaltfreie Klasse als Konfliktschlichter“ mit einer 8. Klasse durchgeführt.
Insgesamt nahmen 30 Schülerinnen und Schüler daran teil. Der örtliche
Jugendsachbearbeiter, der Leiter des zuständigen Polizeipostens, das
Jugenddezernat der Kriminalpolizei und das Sachgebiet Vorbeugung waren
regelmäßig an den Projektveranstaltungen, sowohl im Unterricht als auch
außerschulisch, beteiligt.

Forschungsmethoden

Die durchgeführte Selbstevaluation basierte auf einem Vorher-Nachher-
Vergleich. Die Schülerinnen und Schüler wurden jeweils zu Beginn des
Programms und nach seiner Durchführung, anhand eines Fragebogens,
interviewt.

Projektablauf

Zu Beginn des Projektes wurde eine Ist-Erhebung in der Klasse durchgeführt:

In kleinen Gruppen wurde den Schülern das für das Projekt entwickelte
Instrument der "künstlichen" Klasse vorgelegt, um zu testen, ob es ein
einheitliches Rangordnungs- und Wertesystem in der Klasse gibt und  - falls
ja - welche Werte "oben" rangieren.

Hierzu bekamen die Schüler Karten mit verschiedenen Schülertypen
vorgelegt, denen sie bestimmte Rollen in einer Gemeinschaft zuschreiben
mussten.

Die Auswertung dieser ersten Befragung ergab, dass deutlich die
Verhaltensweisen welche die Gemeinschaft schädigen, bei den
Klassenkameraden Achtung und Anerkennung genossen. Danach rangierten
Coolness, Gewalt und Drogen ganz oben. Die Schüler haben sich dieser
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Werthaltung in der Vergangenheit, auch in ihrer eigenen Klasse, unterworfen,
ohne dass das Werteverständnis endgültig geprägt war.

In einer abschließenden Untersuchung, nach Durchführung des Projekts,
wurde das gleiche Instrument gewählt. Einige Fragen wurden modifiziert, um
zu vermeiden, dass die Teilnehmer sich an einige Antworten erinnerten und
diese einfach wiederholen.

Überprüft wurde mithin, ob sich die Werthaltungen geändert haben.

Forschungsergebnisse

Als Ergebnis der Abschlussuntersuchung werden folgende Erfolge
beschrieben:

Bei den Schülern konnten positive Veränderungen der Einstellungen und
Werte festgestellt werden. So wurden bei der zweiten Erhebung als Werte
insbesondere die gegenseitige Rücksichtnahme und die Anerkennung der
verschiedenen Fähigkeiten jedes Einzelnen genannt. Beispielsweise
favorisierten die Schüler nun etwa gute Schulleistungen, Geduld,
Sportlichkeit, Durchsetzungsvermögen und Courage. Als Außenseiter und als
unbeliebt wurden hingegen diejenigen eingestuft, die gewalttätig, kriminell
oder ausländerfeindlich waren. Führungsrollen hatten jene inne, die über
soziale Kompetenz verfügten.

Die Grundeinstellung und das Wertemuster der Teilnehmer hat sich über die
Projektphase also deutlich gewandelt.

Besonderheiten

Andere Schulen im Rhein-Neckar-Kreis haben sich bereits durch das Projekt
inspirieren lassen und möchten die gesammelten Projekterfahrungen nutzen.

Über einzelne Stationen des Projektes wurden Videodokumentationen durch
die Polizei und das Audiovisuelle Zentrum der pädagogischen Hochschule
der Universität Heidelberg (AvZ) erstellt. Das Video ist seit Januar 2001
erhältlich. Neben der Veröffentlichung des Evaluationsberichtes war die
Produktion einer interaktiven CD-ROM mit Inhalten des Projekts
vorgesehen.
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Kosten/Finanzierung

Die anfallenden Personal- und Sachkosten wurden durch die Schule und die
Polizei getragen.

Kontakte

Polizeidirektion Heidelberg, Sachbereich Kriminalprävention,
Römerstraße 2 - 4, 69115 Heidelberg; E-Mail: kp@pdhd.bwl.de
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"Kriminell, Krise - oder was?" - Abschlussbericht zum
Projekt  

Untersuchungsgegenstand

Das in Kiel durchgeführte Projekt "Kriminell, Krise - oder was?" erprobt
verschiedene Zugangswege und Unterstützungsangebote der Sozialpädagogik
im Bereich der Kinderdelinquenz. In Zusammenarbeit mit pädagogischen
Fachkräften haben sich Jugendliche als Ansprechpartner für Kinder unter 14
Jahren zur Verfügung gestellt. Die Kinder sind oder waren Gewalt, extremer
Hänselei oder "Abzocke" anderer Kinder ausgesetzt, haben diese selbst
ausgeübt oder sind durch abweichendes Verhalten aufgefallen. Das
verwendete Modell nennt sich Peer-Education bzw. Peer-to-Peer Ansatz. Die
Jugendlichen haben z. T. auch eigene Erfahrungen mit delinquentem
Verhalten. Das Kieler Projekt ist unterteilt in vier Teilprojekte:

- Gruppenangebote in der Grundschule,

- Stadtteilübergreifendes Gruppenangebot,

- "Bauen statt Klauen" - Aktion mit dem Kaufhaus Karstadt AG in Kiel,

- Aktion Abzocke.

Forschungsmethoden

Keine Anwendung von Methoden der empirischen Sozialforschung. Die
Angaben für Methoden zur Durchführung des Projektes basieren auf
Erfahrungswissen.

Projektablauf

Die wissenschaftliche Begleitung verlief parallel zum Projekt.

Entwicklung eines Ausbildungskonzeptes.

Die Ausbildung der Jugendlichen ist auf 3 Tage mit insgesamt 18 Std. verteilt
und findet innerhalb eines Monats statt. Die Jugendlichen haben selbst schon
Erfahrung mit Delinquenz wie Ladendiebstahl oder Drogen (Cannabis)
gemacht.

Projekt: Gruppenangebote in Grundschulen
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- Einsatz von Jugendlichen als Ansprechpartner und Betreuer,

- Auswahl der Grundschulkinder zur Teilnahme am Projekt durch deren
Klassenlehrer,

- es fanden 8 Gruppentreffen statt.

Projekt: Stadtteilübergreifendes Gruppenangebot

- Einsatz ausgebildeter Jugendlicher,

- es sollten 2-stündige Treffen einmal in der Woche stattfinden, um den
Kindern Alternativen zu delinquentem Verhalten zu bieten.

- Projekt: Bauen statt Klauen - eine Aktion mit dem Kaufhaus Karstadt in
Kiel

- Einsatz ausgebildeter Jugendlicher,

- vom 24.-27. Januar 2000 wurde von 15.00-18:00 Uhr eine Fläche im
Kaufhaus präpariert, auf der 8 Tische standen, um Kindern die
Möglichkeit zu kreativen Gestaltungen zu bieten.

Projekt: Aktion Abzocke

- Einsatz von Jugendlichen,

- Erarbeitung von Leitfragen und Themenblöcken zum Thema Abzocke,

- Veranstaltungsort war eine Schule, in der das Projekt innerhalb der
Unterrichtszeit innerhalb eines Morgens durchgeführt wurde.

Forschungsergebnisse

Zusammenfassung aus Berichten über einzelne Gruppenangebote in
Grundschulen:

- Den eigentlichen Nutzen des Projektes tragen die betreuenden
Jugendlichen, da sie durch die Teilnahme am Projekt eine konkrete
Chance bekommen, etwas Konstruktives für die Gesellschaft zu tun.

- Sie wurden zur Reflektion ihres eigenen, auch delinquenten Verhaltens
angeregt.

- Zuverlässigkeit und Verantwortungsbewusstsein der Jugendlichen ist
eine unverzichtbare Voraussetzung für das Gelingen des Projektes.
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Projekt: Stadtteilübergreifendes Gruppenangebot

- kam nicht zustande, weil das Interesse der Eltern der delinquenten oder
gefährdeten Kindern nicht geweckt werden konnte.

Projekt: "Bauen statt Klauen" - eine Aktion mit dem Kaufhaus Karstadt AG
in Kiel

- Die Aktion habe den Bedarf an Straßensozialarbeit deutlich gemacht und
den Kindern Spaß bereitet,

- problematisch war die Unzuverlässigkeit einiger Jugendlichen.

- Projekt: Aktion Abzocke

- ist als Erfolg für alle Beteiligten zu werten,

- es wurde bestätigt, dass Jugendliche auch mit schwierigen Themen mit
entsprechender fachlicher Unterstützung erfolgreich Peer-Education
durchführen können.

Insgesamt:

- erfreuliche Kooperation mit den Schulen,

- Peer-Education ist in erster Linie dazu geeignet, positive
Freizeitaktivitäten für gefährdete Kinder zu entwickeln,

- die Freizeitaktivitäten sollten möglichst aus der Schulatmosphäre gelöst
werden,

- ein regelmäßiges, allerdings auch abwechslungsreiches Angebot kann
ein effektives Mittel gegen Kinderdelinquenz und Jugendkriminalität
sein,

- die Einbindung der örtlichen Medien ist wichtig.

Besonderheiten

Kosten/Finanzierung

Das Projekt wurde gefördert durch:

- das Ministerium für Justiz, Frauen, Jugend und Familie des Landes
Schleswig-Holstein,
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- die Stiftung zur Förderung des Kinderschutzes,

- den Rat für Kriminalitätsverhütung.

Umsetzung

Veröffentlichung als Abschlussbericht zum Projekt, herausgegeben vom
Kinderschutz-Zentrum Kiel des Deutschen Kinderschutzbundes Ortsverband
Kiel e.V.

Kontakte

Christian-Albrechts-Universität Kiel, Forschungsstelle für Jugendstrafrecht
und Kriminalprävention, Neufeldtstraße 32, 24118 Kiel;
Internet: http://www.uni-kiel.de
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"Sicherheitsempfinden in der U-Bahn"    

Untersuchungsgegenstand

Das Projekt basiert auf dem Programm der Berliner Polizei zur Verhütung
von Gewalt.

Fahrgastumfragen belegen, dass Kunden und potentielle Kunden des ÖPNV
Angst und Unsicherheit empfinden, Verkehrsmittel sind nicht attraktiv.
Vandalismus, Graffiti und Scratching werden objektiv wahrgenommen und
psychologische Erklärungen für das Unbehagen in Räumen des
Zwangsaufenthaltes schaffen eine Atmosphäre, in der sich Fahrgäste nicht
immer wohlfühlen können. Darüber  die Unsicherheit der Fahrgäste.
Sicherheitssysteme sind wohl nur in der Lage, das Problem zu verdrängen,
daher erschien es wegweisend zu sein, die Fahrgäste zu befähigen, mit ihren
Ängsten und Befürchtungen, sie könnten in eine Opferrolle geraten, umgehen
zu können. Wichtig war es dabei, ihnen zu vermitteln, dass sie auf die Hilfe
des Betriebspersonals vertrauen können. Daher wurden von der Polizei Berlin
und der BVG Schulungen im Umgang mit Übergriffen durchgeführt, an
denen insgesamt 350 Fahrgäste teilnahmen. Ziel des Trainings ist es, die
subjektive Sicherheit der Kunden im Bereich der U-Bahn zu verbessern. Vor
und nach den Veranstaltungen wurden Messungen des Sicherheitsgefühls der
TeilnehmerInnen vorgenommen und ausgewertet.

Forschungsmethoden

Wiederholte Befragung der Probanden, um über einen längeren Zeitraum
Entwicklungen aufzeichnen zu können (Panelbefragung)
Kontrollgruppe

Projektablauf

Vor der ersten Schulung, die psychologische und polizeiliche Informationen
zum Täter-Opfer-Verhalten und Rollenspiele zum Inhalt hatte, wurde das
aktuelle Sicherheitsempfinden der Teilnehmer erhoben. Nach der ersten
Schulung hatten die Teilnehmer die Möglichkeit, die Veranstaltung zu
bewerten oder Vorschläge zu äußern.

Drei Monate nach der ersten Schulung kam es vor der zweiten
Schulungsmaßnahme zu einer weiteren Erhebung des Sicherheitsempfindens
nach der ersten Schulung. In der zweiten Schulung wurden (wahlweise)
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Rollenspiele mit Videoaufzeichnung oder Diskussionen mit Mitarbeitern der
BVG zum Thema Sicherheit sowie Testen der Notbremse durchgeführt.
Wieder unmittelbar nach der zweiten Schulung hatten die Teilnehmer die
Möglichkeit, die Veranstaltung zu bewerten oder Vorschläge zu äußern.

Drei Monate nach der zweiten Schulung wurden die Teilnehmer wieder
befragt, um das Sicherheitsempfinden nach dem Programm und eventuelle
langfristige Auswirkungen des Trainingsprogramms zu erheben.

Forschungsergebnisse

Die soziodemographischen Daten der Teilnehmer wurden mit den
repräsentativ erhobenen Stammkunden des ÖPNV und den Qualitätstestern
verglichen. Die Teilnehmergruppe ist repräsentativ für die Gruppe der
Qualitätstester der BVG, jedoch nicht für die Stammkunden.

190 Teilnehmer wurden unmittelbar vor dem ersten Training zu ihrem
unmittelbaren Sicherheitsempfinden befragt. Dabei kam es zu folgenden
Ergebnissen:

- 54 % der Teilnehmer waren schon einmal Opfer eines oder mehrerer
Übergriffe in der U-Bahn, 76 % der Teilnehmer wurden Zeuge. Sowohl
bei den Opfer- als auch bei den Zeugenbefragungen überwiegen Berichte
von verbalen Angriffen.

- 18% der Teilnehmer vermeiden, die U-Bahn nachts zu nutzen. 21 %
nutzt die U-Bahn nicht mehr nach 20.00 Uhr. Als Gründe werden dabei
vorwiegend Ängste und Unsicherheit angeführt. Die Mehrheit der
Nichtnutzer weicht auf das PKW aus (49 %) oder vermeidet es nach
Möglichkeit, um diese Zeit außer Haus zu sein (36 %).

- Die Sicherheit "nachts" bekam die Durchschnittsschulnote von 3,4.
Frauen und Teilnehmer mit Opfererfahrungen fühlen sich besonders
unsicher.

- Am ehesten sicher fühlen die Befragten sich auf dem Weg vom und zum
Bahnhof, besonders unsicher wird dagegen die Wartezeit auf dem
Bahnhof eingestuft. Frauen und Teilnehmer mit Opfererfahrungen fühlen
sich signifikant unsicherer.

- Die Verantwortlichkeit für die Sicherheit in und um die U-Bahnen wird
überwiegend der BVG und der Polizei sowie den anderen Fahrgästen
zugewiesen.
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- Obwohl die Opfer-/Zeugenquote unter den Befragten recht hoch ist,
wurde das Notfall- und Informationssystem nur wenig genutzt. Nur
knapp die Hälfte der Befragten (46 %) gab an, dieses genutzt zu haben.
94% haben sich über das System informiert, aber lediglich 6% lösten
einen Notruf aus. Mithin steht die Anzahl der berichteten Übergriffe im
Verhältnis zur Nutzung des Notfall- und Informationssystems in einem
starken Missverhältnis.

- Die Erwartung der Teilnehmer in Hinblick auf weitere Veranstaltungen
charakterisiert sich wie folgt; 81 % wünschten weitere Vorträge, 78 %
wünschten Rollenspiele, 62 % wollten gerne Einrichtungen, wie z.B. die
Notbremse ausprobieren.

Es wurde 3 Monate nach der ersten Schulungsmaßnahme unmittelbar vor der
zweiten Schulungsmaßnahme wieder nach dem Sicherheitsempfinden der
Teilnehmer gefragt. Teilgenommen haben 161 Probanden. Bezogen auf die
Nutzung ist folgendes festzuhalten:

- Die meisten Nichtbenutzer (50 %) geben an, dass es keine passenden
Verbindungen gäbe. Weiterhin vermeidet aber auch jeder 4. Nichtnutzer
(26%) nach dem Training die U-Bahn, weil er sich unsicher fühlt. Vor
dem Training gaben dies nur 21 % als Grund an.

- Die wichtigste Alternative für abendliche U-Bahnfahrten bleibt auch
nach dem Training der PKW (44 % der Nichtnutzer).

- Das Sicherheitsempfinden nachts scheint sich in den "Problemgruppen"
(Frauen und Teilnehmer mit Opfererfahrung) verbessert zu haben. Auch
die Bewertungen des Bahnhofes als Teil der Wegekette hat sich
verbessert.

- In Hinblick auf die Verantwortlichkeit für mehr Sicherheit gaben nun 36
% der Teilnehmer an, dass in erster Linie jeder sich selber helfen soll, 50
% sind weiter der Ansicht, dass andere Fahrgäste im Notfall
Unterstützung leisten sollten. Vor dem Training wurde die
Verantwortlichkeit überwiegend in den Händen der Polizei und BVG
gesehen.

Grundsätzlich deuten die Ergebnisse auf einen positiven Trainingseffekt hin,
es ist aber in der Gruppe der Nichtnutzer durch die Maßnahme kein Erfolg zu
erkennen.
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Weitere drei Monate später erfolgte die dritte Befragung, um zu prüfen, ob
längerfristig ein Trainingserfolg zu beobachten ist. Teilgenommen haben 139
Programmteilnehmer, die in der Regel an zwei oder drei Schulungen
teilnahmen.

- Die Teilnehmer fühlen sich aufgrund der Schulungen sicherer. Die
Schulung zeigt nach drei und auch noch nach acht Monaten
Nachwirkungen.

- Das Sicherheitsempfinden der Frauen hatte sich zur ersten Nachher-
Messung um 0,3 verbessert. Bei der weiteren Nachher-Messung blieb es
gleich (3,6).

- Das Sicherheitsempfinden bei "Opfern" ist zunächst um 0,3 verbessert
worden (neu: 3,3). Bei der zweiten Nachher-Messung ist dieser Wert
wieder leicht gesunken (3,4).

- Aufgrund geringer Fallzahlen sind nur zum Teil statistisch bedeutsame
Aussagen zu treffen, es wäre wichtig, weitere Untersuchungen auf diesen
Ergebnissen aufbauend durchzuführen. Insgesamt werden
Verbesserungen in Hinblick auf das Projektziel gefunden.

Umsetzung

Zusammenarbeit der Polizei Berlin mit den Berliner-Verkehrs-Betrieben
(Abt.  Marktforschung).

Kontakte

Landeskriminalamt Berlin, Anti-Gewalt-Projekt, LKA 1412,
Columbiadamm 4, 12101 Berlin; Internet: http://www.Polizei.Berlin.de
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Allgemeine Lebenskompetenz und Fertigkeiten (ALF)  

Untersuchungsgegenstand

Das Präventionsprogramm "Allgemeine Lebenskompetenz und Fertigkeiten"
(ALF) zählt zu den "Suchtpräventiven Lebenskompetenzprogrammen"
(LKP). Insgesamt beinhalten diese Projekte die Förderung allgemeiner
Kompetenzen wie Problemlösung, Kommunikation oder Stressbewältigung,
trainieren die Standfestigkeit und vermitteln Informationen über den
Substanzkonsum. "Allgemeine Lebenskompetenz und Fertigkeiten (ALF)"
wurde in Anlehnung an neuere Forschungsergebnisse und bestehende
Programme für ältere Schüler für die Untersuchung des Konsums
psychoaktiver Substanzen und die Altersgruppe neu entwickelt. Mit Hilfe
dieses Programms sollen Risikofaktoren des Substanzkonsums geschwächt
und Schutzfaktoren gestärkt werden. Es ist detailliert ausgearbeitet und
besteht aus 24 Unterrichtseinheiten von je 90 Minuten für Schüler der 5., 6.,
und 7. Klasse. Für 5. Klassen wurde eine substanzspezifische und eine
substanzunspezifische Version erstellt.

Forschungsmethoden

Die Stichprobe der Hauptschule setzte sich aus 675 Schülern der 5. Klasse
mit einem Altersdurchschnitt von 10,6 Jahren sowie 29 Lehrkräfte
zusammen. 70 % der Schüler waren deutscher Nationalität. Von den 29
Klassen wurden jeweils neun zufällig einer der beiden ALF-Versionen
(substanzspezifische versus substanzunspezifische Version)  und elf der
Kontrollbedingung zugeordnet. Bei der letzten Befragung reduzierte sich die
Stichprobe

auf 72 %. Die Gymnasialstichprobe setzte sich aus 771 Schülern der 5.
Klasse mit einem Altersdurchschnitt von 10,6 Jahren sowie 51 Lehrkräften
zusammen. 95 % der Schüler waren deutscher Nationalität. 15 Klassen wurde
der substanzspezifischen ALF-Version und 13 Klassen der
Kontrollbedingung zugeordnet, bei der keine Intervention stattfand. Auf die
zweite spezielle Bedingung (unspezifische Version) wurde bei den
Gymnasiasten verzichtet, da schon erste Ergebnisse der Hauptschulen
vorlagen. Die Ausschöpfungsraten lagen bei den zwei Nachtests bei etwa 80
% der Ausgangsstichprobe.
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Zur Ergebnis- und Prozessevaluation wurden Schüler, Lehrer und Eltern mit
Fragebogen bzw. Telefoninterviews befragt. Der Ergebnisfragebogen für
Schüler enthielt Fragen zu Konsumverhalten, Einstellung und Wissen über
Nikotin, Alkohol und illegale Drogen sowie ausgewählten Schutz- und
Risikofaktoren des Substanzkonsums. Die Instrumente dazu wurden zum Teil
selbst entwickelt, zum Teil aus anderen Studien zur Evaluation von
Lernkompetenzprogrammen (LKP) übernommen. Der Fragebogen bezüglich
der Prozessevaluation beinhaltete Fragen zur Akzeptanz und Umsetzung des
Programms und wurde an Schüler und Lehrer am Ende jeder
Unterrichtseinheit verteilt.

Folgende Hypothesen zur Ergebnisevaluation wurden in der Studie überprüft:

1. ALF verringert die Anzahl der Raucher in beiden Experimentalgruppen
im Vergleich zur Kontrollgruppe.

2. ALF verringert den Missbrauch von Alkohol in beiden
Experimentalgruppen im Vergleich zur Kontrollgruppe.

3. ALF verbessert die Lebenskompetenzen und -fertigkeiten in beiden
Experimentalgruppen im Vergleich zur Kontrollgruppe.

4. Die ALF-Version mit den substanzspezifischen Inhalten ist der
unspezifischen Ausführung hinsichtlich der Konsumdaten, nicht aber
hinsichtlich des Effekts auf die Lebenskompetenzen und -fertigkeiten
überlegen.

5. Es gibt keine Unterschiede zwischen den Schultypen hinsichtlich der
Effekte.

Folgende Hypothesen zur Prozessevaluation zur Akzeptanz und
Implementierbarkeit wurden in der Studie untersucht:

6. ALF lässt sich in den Unterricht der 5. bis 7. Klasse implementieren.

7. ALF wird von den betroffenen Zielgruppen (Lehrkräfte, Schüler, Eltern)
als Unterrichtsinhalt akzeptiert.

8. Es gibt keine Unterschiede zwischen der substanzspezifischen und
unspezifischen Version hinsichtlich der Prozessevaluation.

9. Es gibt keine Unterschiede zwischen den Schultypen hinsichtlich der
Prozessevaluation.
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Projektablauf

Die Studie wurde an Hauptschulen und Gymnasien in Bayern durchgeführt.
Das Studiendesign ist ein experimentelles Vorgehen mit einem Pretest und
zwei (Gymnasien) bzw. drei (Hauptschule) Posttests im Abstand von einem
Jahr. Experimental- und Kontrollklassen wurden pro Schule zufällig
ausgewählt. Die Experimentalklassen der Hauptschulen nahmen während der
drei Schuljahre am ALF-Unterricht teil, die Kontrollklassen erhielten in der
5. Klasse einen von dem Lehrer auszuwählenden nicht suchtpräventiven
Unterricht. Ab der 6. Klasse fand kein spezieller Unterricht in den
Kontrollklassen statt. Bei den Gymnasien wurde ebenso verfahren, allerdings
verzögerte sich der Start aus organisatorischen Gründen um ein Jahr. Das
Projekt verlief über einen Zeitraum von drei Jahren.

Forschungsergebnisse

Ergebnisse der Ergebnisevaluation bezüglich der Hauptschule:

Der Zigaretten- und Alkoholkonsum nahm in der Experimental- und in der
Kontrollgruppe über die drei Jahre des Projektverlaufs insgesamt zu. In der
Hauptschule ergaben sich jedoch zwei Interventionseffekte:

- Unter den ALF-Schülern waren nach der 5. Klasse signifikant weniger
aktuelle Raucher. Das aktuelle Rauchverhalten wird durch die
Intervention verzögert, d.h. die Zunahme an aktuellen Rauchern findet
unter ALF-Schülern erst in der 6. Klasse und nicht wie unter den
Kontrollschülern bereits in der 5. Klasse statt.

- Der Anstieg des Alkoholkonsums ist in beiden Gruppen ähnlich,
allerdings verzögerte sich das Missbrauchsverhalten in der
Experimentalgruppe.

- Die Zunahme an Schülern, die bereits einmal betrunken waren, fand
unter ALF-Schülern erst in der 7. Klasse statt. In der Kontrollgruppe
begann der Anstieg dagegen schon in der 6. Klasse.

- Die Interventionseffekte gelten sowohl für Schüler, die bis zur 5. Klasse
abstinent geblieben waren, als auch für Schüler, die Nikotin bzw.
Alkohol bereits probiert oder öfter konsumiert hatten.

- Nach der 7. Klasse lassen sich keine Interventionseffekte mehr
feststellen, die Experimental- und Kontrollgruppe gleichen sich in den
Prävalenzen wieder an.
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- Eine Teilnahme an allen drei Lehrprogrammen entfaltet im Vergleich zur
Teilnahme an nur zwei Programmen statistisch keine zusätzliche
suchtpräventive Wirkung.

- Nur die spezifische Version des ALF-Programms zeigte den erwarteten
Einfluss auf Wissen und negative Wirkerwartungen an die Substanzen.

- Ergebnisse der Ergebnisevaluation bezüglich des Gymnasiums:

- Ein suchtpräventiver Effekt tritt bei besserer Umsetzung auf, d.h. je mehr
Unterrichtseinheiten ein Schüler erlebte und je besser dabei die
Umsetzung der ALF-Inhalte war, desto mehr Lernziele erreichte er. Die
Schüler, die mehr Lernziele erreichten, berichteten nach der 5. Klasse
von weniger Nikotin- und Alkoholkonsum.

Insgesamt:

ALF-Schüler können am Ende der 7. Klasse Überredungsversuchen zu
Substanzkonsum eher widerstehen als Kontrollgruppenschüler.

Ergebnisse der Prozessevaluation:

- Die Menge und die Güter der Umsetzung der ALF-Inhalte in den
Schulunterricht sind sehr zufriedenstellend.

- Die ALF-Curricula lassen sich gut in den normalen Unterricht
integrieren.

- Durchschnittlich waren 60 bis 80 % der Schüler aktiv am Unterricht
beteiligt.

- Schüler und Lehrkräfte bewerten die einzelnen ALF-Unterrichtsstunden
sowie das gesamte Curriculum sehr positiv.

- Über 90 % der Eltern sind der Meinung, dass ALF sinnvoll und wichtig
ist und in die Schule integriert werden soll.

Diskussion der Hypothesen:

Hypothese 1:
teilweise bestätigt, nur die substanzspezifische ALF-Version verringert die
Raucheranzahl im Vergleich zur Kontrollgruppe. ( s. S. 1: "ALF verringert
die Anzahl der Raucher in beiden Experimentalgruppen im Vergleich zur
Kontrollgruppe.")
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Hypothese 2:
teilweise bestätigt, nur die substanzspezifische ALF-Version verringert den
Missbrauch von Alkohol.

Hypothese 3:
teilweise bestätigt, ALF verbessert die Fähigkeit, sich Gruppendruck zum
Substanzkonsum zu widersetzen. Die meisten gemessenen Variablen blieben
jedoch unbeeinflusst.

Hypothese 4:
teilweise bestätigt, die ALF-Version mit substanzspezifischen Inhalten war
der unspezifischen Ausführung nicht nur hinsichtlich der Konsumdaten,
sondern auch des Effekts auf die Lebenskompetenzen und -fertigkeiten
überlegen.

Hypothese 5 und 9:
nicht bestätigt, es wurden Unterschiede zwischen den Schultypen hinsichtlich
der Effekte, der Implementierbarkeit und Akzeptanz gefunden. Das
Programm war an den Hauptschulen eher akzeptiert worden, als an den
Gymnasien. Diese Diskrepanz  liegt vermutlich in der unterschiedlichen
Organisation der Schultypen.

Hypothese 8:
nicht bestätigt, die substanzspezifische Version wurde von den Schülern
besser beurteilt.

Insgesamt belegt die Studie, dass Lebenskompetenzprogramme (LKP) in die
5. Klasse von Hauptschulen und Gymnasien erfolgreich eingeführt und
durchgeführt werden können. Die Lernprogramme sollten in den
Pflichtunterricht integriert werden, um deren Rolle als universale
Präventionsprogramme gerecht werden zu können. Die Menge und die Güte
der Implementation sind mitentscheidend für die suchtpräventive
Wirksamkeit von Lebenskompetenzprogrammen (LKP). Allerdings besteht
noch ein großer Forschungsbedarf u.a. darin, in welchem Alter das Erlernen
von substanzunspezifischen Lebenskompetenzkomponenten relevant ist und
in welchem Alter sie eingeführt werden sollten. Ebenso wurden zu wenig die
entwicklungspsychopathologischen Erkenntnisse mitberücksichtigt, die
darüber Aufschluss geben können, bis zu welchem Zeitpunkt bestimmte
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Aspekte der  Lebenskompetenz einen relevanten Einfluss auf die gesunde
psychische Kindesentwicklung haben.

Umsetzung

Der Projektbericht ist in der Reihe IFT-Bericht Nr. 108 erschienen und wird
als elektronische Version auf Anforderung zugesandt.

Kontakte

Institut für Therapieforschung (IFT), Arbeitsgruppe Prävention und
Gesundheitsförderung, Parzivalstraße 25, 80804 München;
Internet: http://www.ift.de
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Anti-Aggressivitäts-Training und Legalbewährung: Versuch
einer Evaluation   

Untersuchungsgegenstand

Die Evaluation soll die Wirkung des Anti-Aggressivitäts-Trainings (AAT)
unter dem Gesichtspunkt der Legalbewährung beurteilen. Die Resonanz
dieses Trainings in den Medien ist positiv. Es sollen mittels dieser
Untersuchung Daten generiert werden, die sich auf die Rückfälle nach der
Entlassung aus der Haft beziehen. Das Programm wird auch als Anti-Gewalt-
Training oder Antagonistentraining bezeichnet. Das Training wurde ab 1986
in der JVA Hameln durchgeführt.  Inhaftierte, gewaltbereite, männliche
Jugendliche sollen durch Konfrontation mit Personen, die gewaltsamen
Handlungen ablehnend gegenüberstehen, ein neues Selbstverständnis
aufbauen. Dazu werden sie von professionellen oder semi-professionellen
Trainern (z.B. Sozialpädagogen) und/oder erfolgreichen Teilnehmern mit
ihrem inhaftierungsrelevanten Delikt konfrontiert. Ziel ist es,  bei den Tätern
Schuld und Scham für die eigene Tat und Empathie für die Opfer zu wecken.
Das neu entwickelte Selbstbild soll insbesondere die gewaltfreie Lösung von
Konflikten beinhalten. Dementsprechend lässt sich das AAT als konfrontativ-
provokativer Trainingskurs für Gewalttäter beschreiben. Das Programm soll
Gewalttäter für die Zeit nach der Haft trainieren.

Forschungsmethoden

- Methodendesign: Ex-post-Analyse

- Rückfalluntersuchung wurde auf der Basis von Auszügen aus dem
Bundeszentralregister (BZR) mittels Bildung einer Kontrollgruppe sowie
statistischer Datenanalyse durchgeführt.

Projektablauf

Statistische Analyse der Eintragungen ins Bundeszentralregister von 73
Teilnehmern des AAT in der Jugendanstalt Hameln aus den Jahren 1987-
1999 und von einer Kontrollgruppe  73 ehemals in Hameln Inhaftierter, die
das Training nicht durchlaufen haben.

Die Evaluation ist abgeschlossen.

Projektdauer: 1999 - 2000
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Forschungsergebnisse

Aus methodischen Gründen bleiben die Ergebnisse auf das Kriterium der
Legalbewährung beschränkt; über alle anderen Qualitäts- und
Bewertungskriterien konnten keine Aussagen getroffen werden.

Bei einem Vergleich der errechneten Rückfalldaten, -häufigkeiten und -
geschwindigkeiten von AAT-Trainierten und AAT-Untrainierten ergeben
sich keine Unterschiede.

Lediglich die Rückfallintensität ist bei AAT-Trainierten geringer. Dieses
Ergebnis ist allerdings statistisch nicht signifikant. Die positiven Effekte des
AAT liegen somit nicht über dem Durchschnittswert anderer Maßnahmen
wie z. B. der Sozialtherapie in Hameln. Die identische Gewaltrückfallrate
spricht  nicht gegen das AAT, sondern  für die JVA Hameln, die über relativ
viele Angebote zur Therapie und Resozialisierung verfügt.

Besonderheiten

Um eine bestmöglich abgesicherte Evaluation des "Nettoeffekts" einer
Maßnahme erreichen zu wollen, bedarf es einer zufälligen Zuweisung von
Inhaftierten zu der Gruppe der Trainingsteilnehmer und Nicht-Teilnehmer.
Somit ist es also sinnvoll, mit der Planung einer Evaluation schon vor
Umsetzung einer Maßnahme zu beginnen.

Kosten/Finanzierung

Eigenmittel

Umsetzung

Veröffentlichung:
Ohlemacher, Thomas, Dennis Sögding, Theresia Höynck, Nicole Ethé und
Götz Welte (2001). Anti-Aggressivitäts-Training und Legalbewährung:
Versuch einer Evaluation. In: Forschungsberichte des Kriminologischen
Forschungsinstitut Niedersachsen Nr. 83.

Kontakte

Kriminologisches Forschungsinstitut Niedersachsen e. V. (KFN),
Lützeroderstraße 9, 30161 Hannover;  Internet: http://www.kfn.de;
E-Mail: kfn@kfn.uni-hannover.de
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Anti-Gewalt-Training (Umgang mit Aggression und Gewalt
im öffentlichen Raum)   

Untersuchungsgegenstand

Im Rahmen der Verbesserungen der objektiven Sicherheit und des
subjektiven Sicherheitsempfindens im Bereich öffentlicher Verkehrsmittel
bietet das Landeskriminalamt Berlin seit 1992 Sicherheitstrainings für die
Fahrgäste der Berliner U-Bahnen an. Den Teilnehmern werden
psychologisches Grundwissen und polizeiliches Erfahrungswissen zum
Verhalten von Tätern, Opfern und Beobachtern bei Konflikten im
öffentlichen Raum vermittelt. Neben dieser theoretischen
Informationsvermittlung beinhaltet das Training noch praktische Übungen
wie Rollenspiele, durch die konkrete Situationen wie Konfliktvermeidung
oder -bewältigung geübt werden können. Innerhalb eines umfangreichen
Projektes bietet das Landeskriminalamt Berlin diese Sicherheitstrainings für
ausgewählte Kunden der Berliner Verkehrsbetriebe (BVG) an, wobei die
Veranstaltungen speziell auf den Bereich U-Bahn zugeschnitten wurden.

In Zusammenarbeit mit der Marktforschung der Berliner Verkehrsbetriebe
(BVG) und des Landeskriminalamtes Berlin wurde mit insgesamt 350
Fahrgästen das Sicherheitstraining durchgeführt und evaluiert. Ziel der
Evaluation ist die Überprüfung, inwiefern sich durch die Teilnahme an der
Schulung langfristig ein Trainingserfolg abzeichnet.

Forschungsmethoden

Für diese Evaluation wurde ein Panel gebildet, das heißt, dass eine
gezogenen Stichprobe wiederholt untersucht wird.

Die Vorher-Messung 1 der zuerst durchgeführten Schulung (Schulung 1) legt
ihr Hauptaugenmerk auf die Bestimmung des Ist-Zustandes in Bezug auf das
Sicherheitsempfinden der Trainingsteilnehmer. Die Anwesenden wurden
unmittelbar vor der Veranstaltung gebeten, einen Fragebogen auszufüllen,
der folgende Fragen enthielt:

- Nutzungshäufigkeit der U-Bahn nach 20 Uhr,

- Gründe für die Nicht-Nutzung nach 20 Uhr,

- Nutzung anderer Verkehrsmittel nach 20 Uhr,
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- Zufriedenheit mit der persönlichen Sicherheit in der U-Bahn nachts und
tagsüber,

- unsichere Situationen bei der U-Bahn-Nutzung,

- Verantwortung für die Sicherheit der Fahrgäste,

- Nutzung und Bewertung der Notruf- und Informationssäule (NIS).

An dieser Befragung beteiligten sich 190 Personen. Sie waren überwiegend
Qualitätstester. Drei Monate nach der Schulung 1 wurde den beteiligten
Personen der gleiche Fragebogen zugeschickt, um die Auswirkungen des
Trainings zu überprüfen (Langzeit-Messung 1). 167 Teilnehmer füllten den
Fragebogen aus, das entspricht einer Rücklaufquote von 88 %. Weitere drei
Monate später erfolgte die Langzeit-Messung 2. Dabei wurden die gleichen
Personen mit dem gleichen Fragebogen erneut befragt. 139 Personen
beantworteten die Fragebögen. Die fehlenden (30) Rückläufe entsprechen 27
%, was für ein Panel als durchaus akzeptabel zu bewerten ist.

Ca. acht Monate nach der Schulung 1 (Februar 2000) wurde der gleiche
Fragebogen auch an die übrigen 184 Qualitätstester, die nicht an den
Trainings teilnahmen, verschickt, um so eine Kontrollgruppe zu bilden.

Die Auswertung und Interpretation der empirischen Daten erfolgte u.a. durch
Vergleiche der errechneten Mittelwerte der beantworteten Fragen. Die
Antworten der Fragen wurden durch die Vorgaben 1 = vollkommen zufrieden
bis 5 = unzufrieden erfasst.

Die Qualitätstester als gezogene Stichprobe wurden auf Repräsentativität
hinsichtlich der Öffentlichen Personennahverkehr-Stammkunden überprüft.

Projektablauf

Das Sicherheitstraining wurde in zwei Schulungen zu unterschiedlichen
Zeitpunkten durchgeführt.

Im Mai und Juni 1999 erfolgte eine Bestimmung des aktuellen
Sicherheitsempfindens der Befragten unmittelbar vor der ersten
Veranstaltung (Vorher-Messung 1 der Schulung 1) und kurz danach eine
unmittelbare Nachher-Messung 1, in der die Bewertung der Veranstaltung
und das Interesse an weiteren Veranstaltungen abgefragt wurde. Die
Schulung 1 beinhaltete psychologische und polizeiliche Informationen zum
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Täter-Opfer-Verhalten und eine praktische Übung in Form von
Rollenspielen. Es wurden sechs Veranstaltungen á drei Stunden abgehalten.
Drei Monate nach der Schulung 1 im September 1999 erfolgte die Langzeit-
Messung 1, in der das Sicherheitsempfinden nach der Schulung 1 sowie die
mittelfristige Auswirkung des Trainings auf das Sicherheitsempfinden
bestimmt wurde.

Vor der zweiten Veranstaltung wurde anhand einer Vorher-Messung 2
versucht, dass Sicherheitsempfinden explizit vor der zweiten Veranstaltung
zu erfassen. Im Oktober und November 1999 erfolgte eine unmittelbare
Nachher-Messung 2 der Schulung 2. In dieser Nachher-Messung wurde die
Bewertung der Veranstaltung, die Bewertung des Veranstaltungsleiter und
das Interesse an weiteren Veranstaltungen abgefragt. Die Schulung 2 selbst
beinhaltete vorwiegend praktische Übungen wie Rollenspiele mit
Videoaufzeichnungen und Diskussionen mit Mitarbeitern der Berliner
Verkehrsbetriebe (BVG) zum Thema Sicherheit sowie Testen der Notbremse.
Im Februar 2000 erfolgte die Langzeit-Messung 2 (ca. acht Monate nach der
Schulung 1) zur Bestimmung des Sicherheitsempfindens nach der ersten und
zweiten Veranstaltung und der langfristigen Auswirkung der Trainings auf
das Sicherheitsempfinden.

Die Evaluation bezog sich auf den Zeitraum von Mai/Juni 1999 und Februar
2000.

Forschungsergebnisse

Die Ergebnisse der Vorher-Messung der Schulung 1 wurden soweit wie
möglich mit den Ergebnissen der repräsentativen Befragung von Februar
1999 zum Sicherheitsempfinden verglichen.

Die nachfolgenden Ergebnisse sind nur für die Qualitätstester repräsentativ,
nicht für die ÖPNV-Stammkunden.

In dieser Evaluation wurde eine Stichprobe über einen längeren Zeitraum
befragt (Panel-Untersuchung). Es ist nicht auszuschließen, dass außerhalb des
Trainings auch andere Faktoren zu einer Veränderung des
Sicherheitsempfindens beigetragen haben, wie bspw. Fernsehberichte.

Die Vergleichbarkeit von Experimentalgruppe und Kontrollgruppe ist
eingeschränkt, da sie sich signifikant unterscheiden.
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- Grundsätzlich zeigten sich in den Schulungen zwei "Problemgruppen":
Frauen und Opfer. Unter Opfern werden Personen verstanden, die bereits
Erfahrungen mit verbalen und nonverbalen Angriffen in der U-Bahn
hatten.

- Die Teilnehmer fühlen sich aufgrund der Schulungen sicherer. Die
Schulung wirkt nach drei und auch noch acht Monaten an.

- Das Sicherheitsempfinden der Frauen hatte sich zur Nachher-Messung 1
(nach drei Monaten) um 0,3 (von 3,5 wenn 1=vollkommen zufrieden und
5=unzufrieden auf 3,2) verbessert und blieb bei der Nachher-Messung 2
unverändert.

- Auch bei den Opfern ist eine Verbesserung zur Nachher-Messung 1 um
0,3 (von 3,6 auf 3,3) erfolgt. Bei der Nachher-Messung 2 ist dieser Wert
leicht (von 3,3 auf 3,4) abgesackt.

- Die Zufriedenheit mit der Sicherheit nachts ist nach acht Monaten besser
als zur Vorher-Messung 1 (von 3,5 auf 3,2). Dieser Unterschied ist
signifikant. Das Sicherheitsempfinden hat sich auch langfristig bei den
Teilnehmern signifikant verbessert, sowohl bei den männlichen als auch
bei den weiblichen Teilnehmern.

Insgesamt sind Verbesserungen zu finden. Allerdings sind aufgrund der
geringen Fallzahlen nach acht Monaten nur zum Teil statistisch bedeutsame
Aussagen möglich. Es wäre daher wichtig, weitere Untersuchungen, die auf
diesen ersten Ergebnissen aufbauen, durchzuführen.

Umsetzung

Forschungsberichte liegen jeweils für die Vorher-Messung 1 (Bericht 1), der
Langzeit-Messung 1 (Bericht 2)  und der Langzeit-Messung 2 (Bericht 3),
herausgegeben von Berliner Verkehrsbetrieben (BVG) und dem
Zentralbereich Vertrieb und Marketing Absatzforschung und -prognose, vor.

Kontakte

Landeskriminalamt Berlin, Anti-Gewalt-Projekt, LKA 1412,
Columbiadamm 4, 12101 Berlin; Internet: http://www.Polizei.Berlin.de
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Arbeitsprojekt Intensivtäter  

Untersuchungsgegenstand

Überprüfung der Zielerreichung der Arbeitsgruppe (AG) Intensivtäter der
Frankfurter Polizei, Staats- und Amtsanwaltschaft und Identifizierung
kriminalbiographischer Charakteristika von Personen, die als "Intensivtäter"
ermittelt wurden vor dem Hintergrund des Forschungsstandes über
Mehrfachtäter.

Forschungsmethoden

Arbeitshypothesen

1. Bezüglich der "Überprüfung der Zielerreichung der Arbeitsgruppe":

- Ermittlungsverfahren, die von der AG Intensivtäter bearbeitet
wurden

• sind schneller abgeschlossen als vergleichbare Ermittlungs-
verfahren,

• werden nicht gem. §§ 153 ff. StPO eingestellt,

• werden häufiger verbunden.

- In Ermittlungsverfahren, die durch die AG Intensivtäter bearbeitet
werden,

• werden mehr Ermittlungsmaßnahmen ergriffen und tatzeitnäher
durchgeführt,

• wird U-Haft häufiger beantragt und verhängt.

- Die Anklage wird in Verfahren, die durch die AG Intensivtäter
bearbeitet werden, von dem Staatsanwalt, der die Anklage verfasst
hat, in der Hauptverhandlung vertreten.

2. Bezüglich der "Identifizierung kriminalbiographischer Charakteristika
von Personen, die als "Intensivtäter" ermittelt wurden:

a) zu sozialen Leistungen:
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- Bei einem Großteil der "Intensivtäter" sind Problemlagen in der
familiären Sozialisation (broken home) aufgetreten.

- Die meisten Intensivtäter
• haben ein niedriges formelles Bildungsniveau und hatten

Probleme in der Schule,
• können keine abgeschlossene Berufsausbildung vorweisen,
• sind nicht bzw. unregelmäßig berufstätig.

- Bei einem Großteil der "Intensivtäter" treten die vorgenannten
kriminalbiographischen Charakteristika kumulativ auf.

b) zur Delinquenz und Delinquenzentwicklung:

- Bei einem Großteil der Probanden:

• handelt es sich um Kinder und Jugendliche, die in kürzeren
Abständen strafrechtlich in Erscheinung getreten sind

• kommt es nicht zur Verwirklichung von schweren
Verbrechenstatbeständen

• ist im Lebenslauf hinsichtlich der Deliktschwere eine Steigerung
festzustellen.

- Bei den registrierten Straftaten handelt es sich überwiegend um
Versorgungsdelinquenz von Drogenkonsumenten. Die registrierten
Straftaten werden überwiegend von Einzeltätern begangen.

Beide Untersuchungsziele (s. o.) sollen durch eine (auf beide Ziele
gerichtete) Dokumentenanalyse erreicht werden. Diese bezieht sich auf:

- die von der Arbeitsgruppe Intensivtäter gefüllten Sonderordner,

- die verfügbaren Strafakten, sowie staatsanwaltschaftliche und
polizeiliche Ermittlungsregister,

- Bundeszentralregister-Auszüge.

Analysiert wird das Untersuchungsmaterial von

- einer nach dem Zufallsprinzip ausgewählten Stichprobe von 30 der zur
Zeit bei der Arbeitsgruppe "geführten" circa 220 "Intensivtäter",
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- gegen die vor und nach Arbeitsbeginn der AG Intensivtäter ermittelt
wurde.

Bezüglich des ersten Untersuchungszieles "Überprüfung der Zielerreichung
der Arbeitsgruppe" wird die Aktenanalyse vergleichend durchgeführt. Die
Akten von dem in der AG Intensivtäter geführten Ermittlungsverfahren
werden im Hinblick auf die Arbeitshypothesen, die für die Zielerreichung der
AG Intensivtäter ("erhöhte Effizienz und Intensität der Ermittlungen")
aufgestellt wurden, analysiert. Vergleichend wird entsprechend das letzte
Ermittlungsverfahren gegen die Person vor Arbeitsaufnahme der AG
analysiert.

Bezüglich des zweiten Untersuchungszieles "Identifizierung
kriminalbiographischer Charakteristika von Personen, die als "Intensivtäter"
ermittelt wurden, wird das verfügbare Untersuchungsmaterial dieser
Personen im Hinblick auf die Arbeitshypothese analysiert.

Projektablauf

Beginn: Sommer 2002

- Erfassung und Dokumentation (Übersicht) des Arbeitsprojektes
Intensivtäter (Erstellung eines Rasters, Umgang mit dem Raster,
Umgang mit den Daten bzw. den Intensivtätern)

- Konkretisierung der Forschungsinteressen

- Auswertung des kriminologischen Forschungsstandes und Analyse
bisheriger vergleichbarer Forschungsprojekte

- Festlegung der Forschungsmethoden

- Durchführung eines Pretests

- Erstellung einer Projektplanung bezogen auf ein Projekt für den
verbleibenden Forschungszeitraum (Aktenanalysen, Befragungen).

Kosten/Finanzierung

Die Kosten werden getragen durch den Förderkreis für Kriminologie und
Strafrechtspflege e. V., Wiesbaden.
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Umsetzung

Tagungsbeitrag auf der KrimZ-Fachtagung "Neue Konzepte der
Kriminalpolitik" vom 07. - 09. Mai 2003; geplanter Abschlussbericht

Kontakte

Kriminologische Zentralstelle e. V., Viktoriastraße 35, 65189 Wiesbaden;
Internet: http://www.krimz.de; E-Mail: info@krimz.de

Institut für Kriminalwissenschaften der Johann Wolfgang Goethe-
Universität, Professur für Strafrecht, Strafprozessrecht, Kriminologie und
Rechtsphilosophie,  Senckenberganlage 31 - 33, 60054 Frankfurt am Main;
Internet: http://www.uni-frankfurt.de/fb01/prittwitz/index.html



Evaluation

108

Bürgerbefragung "online"     

Untersuchungsgegenstand

„Polizei als Dienstleister“ (siehe dazu Leitbild der Polizei Bremen)

- bürgerorientiertes Handeln bedarf einer Zufriedenheitsmessung bei den
Kunden/Bürgern

• Methode: postalisch durchgeführte Befragungen nach dem
Zufallsprinzip; kleinräumig (Inspektions- und Revierebene und
wiederholend)

• Umfang: Von mehr als 30.000 verschickten Fragebögen wurden
13.291 zurückgesandt. Daraus lassen sich Kennzahlen ableiten für:

- Sicherheitsgefühl/Anzeigeverhalten

- Wohnumfeldwahrnehmung und –bewertung

- Kontakte zur Polizei (Art, Häufigkeit und Zufriedenheit).

Die Ergebnisse fließen in die Bilanz der Polizei Bremen ein und werden
fortgeschrieben. Polizeiliches Handeln wird transparent (siehe auch:
www.polizei.bremen.de).

Forschungsmethoden

Postalisch durchgeführte Befragungen weisen diverse Mängel auf:

- Portokosten (Fragebogen und Erinnerungsschreiben)

- Rücklauf (wiederholte Portokosten)

- Eingabe der Daten durch Erfassungsfirma (Plausibilitätskontrollen etc.)

- Vorcodierung der offenen Fragen

- zeitlicher Nachlauf (ca. 4 – 6 Monate)

- keine Kontrolle über Abbruchverhalten beim Ausfüllen
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Im Trend (Tendenz steigend!) liegen „Internetbefragungen“, dieses
Kommunikationsstranges bediente sich die Polizei bei der „online“-
Erhebung.

Projektablauf

Projektzeitraum: Februar 2002 bis Oktober 2002

Auf Basis und in Weiterentwicklung der für Bremen repräsentativen
Bürgerbefragungsdaten sollten die Möglichkeiten und Grenzen einer
webbasierten Befragung erforscht werden.

04.02.2002:
Zustimmung durch den Polizeipräsidenten

bis 04.2002:

- Erstellung eines webbasierten Fragebogens mit Hilfe des Programms
’SPSS Data Entry Builder’

- Bereitstellung eines Servers bei der Firma ’NordCom’

- Installation von ’SPSS Data Entry’ auf dem Server

24.04.2002:
Der erste Fragebogen wird durch den Vorsitzenden der IMK, Dr. Böse, im
Beisein der Presse ausgefüllt.

24.04.02 – 08.2002:
Fragebogen ist im Netz abrufbar

Forschungsergebnisse

Im Referenzzeitraum riefen mehr als 2.000 User den Fragebogen auf
(Startseite: www.polizei.bremen.de, anschließend Link zur Bürger-
befragung), 858 füllten ihn aus. Per Remotezugriff konnten die Daten
ständig/täglich ausgewertet werden. Mit Hilfe von NEDSTAT war es
möglich, die User nach Herkunftsländern und z. T. nach Providern zu
trennen.
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Anhand eines Vergleichs: Ergebnisse „schriftliche Umfrage“ vs. „online
Umfrage“ konnten Verzerrungen im Antwortverhalten nachgewiesen und
korrigiert werden.

Besonderheiten

keine

Kosten/Finanzierung

Die Hardware, der Internetzugang und die erforderliche Software (SPSS Data
Entry Builder und DESS) wurden durch Firmen kostenlos für die
Projektdauer zur Verfügung gestellt.

Technische und fachliche Unterstützung erfolgte durch zwei an studentische
Hilfskräfte vergebene Werkverträge (à 1000 Euro).

Umsetzung

a) Veröffentlichungen:

- Projektbericht und Ergebnisse: www.polizei.bremen.de

- taz vom 29.04.02: „Wenig gefühlte Sicherheit“

- Bremer Nachrichten vom 26.04.02: „Bremer sind mit der Polizei
zufrieden“

- Die Welt vom 25.04.02: „Sicherheitsgefühl der Bremer...“

- Bild-Zeitung vom 25.04.02: „Bremens neuer Sicherheitsatlas“

- DIE POLIZEI (2002), Heft 7/8: „Erste ’Online – Bürgerbefragung’ – Ein
Pilotprojekt der Polizei Bremen. S.233f.

- Die Kriminalprävention, Heft 3/2002

- Government Computing, Heft 12/2002: „Bürgerzufriedenheit in Bremen
– online ermittelt“. S. 2.

- Monatsschrift für Kriminologie und Strafrechtsreform, Heft 6/2002:
Werkstattberichte: Die erste Online – Bürgerbefragung.

- Polizei – Newsletter Nr. 44

- Informationen zur Verwaltungsreform der Freien Hansestadt Bremen
Nr.5/2002, E-Mail Info vom August 2002
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b) Vortrag auf dem Verwaltungsreformkongress am 22.10.2002 in Bremen

c) Vortrag an der FH des Bundes in Köln – Brühl am 28.01.2003

Kontakte

Polizei Bremen, Präsidialabteilung PA 12 / Controlling,
In der Vahr 76, 28329 Bremen; Internet: http://www.polizei.bremen.de

Hochschule für Öffentliche Verwaltung, Institut für Polizei- und
Sicherheitsforschung (IPOS), Doventorscontrescarpe 172, 28195 Bremen
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Die Messbarkeit der Wirkung uniformierter Präsenz und
flankierender Maßnahmen am Beispiel der Stadtwache
Bielefeld   

Untersuchungsgegenstand

Am 10.06.1998 wurde die Stadtwache Bielefeld als gemeinsame Dienststelle
von Polizei und Ordnungsamt der Stadt Bielefeld eröffnet. Das Modellprojekt
wurde konzipiert, um u.a. die uniformierte Präsenz durch Mitarbeiter der
Polizei und des Ordnungsamtes der Stadt Bielefeld im Innenstadtbereich zu
verstärken. Die Ziele und Aufgaben des Projektes lassen sich wie folgt
zusammenfassen:

- Eine Steigerung des subjektiven Sicherheitsgefühls durch mehr sichtbare
Präsenz in sog. Angsträumen sowie durch verschiedene Betreuungs- und
Hilfseinrichtungen für die Randgruppenszenerie,

- optimiertes Umsetzen der Bedürfnisse von Bürger/Bürgerinnen unter
Berücksichtigung aller Interessenlagen. Dahinter verbirgt sich die
Berücksichtigung der Interessen der Passanten im Stadtbereich, der
Einzelhändler, aber auch der Randgruppenangehörigen,

- Verbesserung des Stadtbildes unter sicherheits- und ordnungsrechtlichen
Gesichtspunkten mit Hilfe von unmittelbaren Mängelfeststellungen
durch Mitarbeiter der Stadtwache,

- Erhöhung der objektiven Sicherheit durch Maßnahmen gegen
ordnungswidriges Verhalten wie freilaufende Hunde oder "wilde
Radfahrer".

Des Weiteren sind die Tätigkeiten der Mitarbeiter der Stadtwache in
verschiedene flankierende Maßnahmen eingebettet, wie:

- das Drogenkonzept der Stadt Bielefeld,

- die Einrichtung der Arbeitsgruppe Stadtbildpflege,

- die Aktivitäten des Sozial- und Kriminalpräventiven Rates,

- die Ordnungspartnerschaft zur Bekämpfung des Ladendiebstahls.
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Forschungsmethoden

- Das Kriminalitätslagebild vom 1. Halbjahr 1998, vor der Eröffnung der
Stadtwache, wurde mit dem des 1. Halbjahr 1999 verglichen.

- Es wurde 1998 eine Passantenbefragung durchgeführt, die mit einer
Befragung von 1997 verglichen wurde. Die Befragungen verliefen unter
vergleichbaren Bedingungen und sind repräsentativ. Die
Stichprobengröße umfasste 1997 ca. 300 Befragte, 1998 ca. 200
Befragte.

- Die Passanten wurden auf der Straße angesprochen und anhand eines
Interviewbogens befragt, dabei notierte sich der Interviewer die
Antworten zu den auf dem Bogen abgedruckten Fragen. Der Fragebogen
wurde den Passanten nicht zum Ausfüllen ausgehändigt.

- Die befragten Passanten konnten Schulnoten zur Beurteilung der Präsenz
der Sicherheitskräfte vergeben.

- Eine Teilbefragung erfolgte auch bei den Einzelhändlern im
Innenstadtbereich.

- Eine Presseauswertung und persönliche Rückmeldungen wurden in die
Evaluationsbetrachtung mit einbezogen.

Projektablauf

- Vergleich der Kriminalitätslagebilder (1. Halbjahr 1998 und 1. Halbjahr
1999)  vor der Eröffnung der Stadtwache,

- Durchführung einer Passantenbefragung fünf Monate nach Eröffnung
der Stadtwache Bielefeld (November 1998).

Forschungsergebnisse

Aus dem Vergleich der Kriminalitätsbilder vor der Eröffnung der Stadtwache
und danach ergeben sich folgende Rückschlüsse:

- Die objektive Kriminalitätslage hat sich verschlechtert, da ein leichter
Anstieg bei der Straßen- und Gewaltkriminalität sowie bei den
Ladendiebstählen festzustellen ist.

Der Vergleich der Passantenbefragung liefert folgende Ergebnisse:

- Steigerung des Sicherheitsgefühls der Bürger (1997: 67 %, 1998: 72 %),
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- Verringerung des Gefühls der Belästigungen durch  Radfahrer, Inliner
und freilaufende Hunde  (1997: 61 %, 1998: 26 %).

Die von den Passanten vergebenen Schulnoten ergaben folgendes Bild:

- 1997 lag die Beurteilung der Präsenz der Sicherheitskräfte im Bereich
befriedigend, 1998 wurde die Note zwei vergeben,

- die Sauberkeit der Innenstadt wurde 1997 mit ausreichend bezeichnet,
während 1998 die Note befriedigend vergeben wurde.

Bei diesen Ergebnissen ist fraglich, ob die Maßnahmen der Stadtwache den
tatsächlichen Einfluss ausgeübt haben oder ob sich Bielefeld-weit ein neuer
Trend ergeben hat. Dafür spräche die Tatsache, dass die Befragung schon
nach fünf Monaten nach der Eröffnung der Stadtwache durchgeführt wurde.
Es lassen sich also nur Wirkungsindizien abbilden und keine Aussagen mit
eindeutiger Beweiskraft treffen.

Besonderheiten

Kontakte

Polizeipräsidium Bielefeld, Kommissariat Vorbeugung,
Lerchenstraße 2, 33607 Bielefeld;
E-Mail: vorbeugung@bielefeld.polizei.nrw.de
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Entwicklung eines Präventionskonzeptes zu Gewalt gegen
Lesben  

Untersuchungsgegenstand

Der Evaluationsbericht befasst sich mit dem Arbeitsabschnitt des
Projektjahres 2001 des "drei jährigen Aktionsprogramms zu Gewalt gegen
Lesben: Öffentlichkeit - Forschung - Fortbildung" im Rahmen des DAPHNE-
Programms der Europäischen Gemeinschaft. Das Projekt "Gewalt gegen
Lesben" beschäftigt sich mit den Erscheinungsformen und Auswirkungen
von Homophobie als einem in Europa universell vorhandenen
gesellschaftlichen Phänomen. Auf der Grundlage der Ergebnisse und
Erkenntnisse des DAPHNE-Projekts "Entwicklung von Präventions- und
Interventionskonzepten zur Gewalt gegen Lesben" hat das dreijährige
Aktionsprogramm zu Gewalt gegen Lesben zur Aufgabe, mit Forschung,
Öffentlichkeitsarbeit, Fortbildung und Vernetzung nationale und
transnationale für die europäische Ebene geeignete Maßnahmen in den
Bereichen von Prävention und Intervention zu entwickeln.

Die Evaluation des ersten Arbeitsjahres des Projekts "3jähriges
Aktionsprogramm zu Gewalt gegen Lesben: Öffentlichkeitsarbeit -
Forschung - Fortbildung" ist auf die Arbeitsbereiche

- Forschung,

- Öffentlichkeitsarbeit,

- Fortbildung,

- Vernetzung

bezogen.

Forschungsmethoden

- Im Arbeitsbereich "Forschung" war eine Datenerhebung zur
Bestandsaufnahme der Versorgungssituation von Gewalt betroffener
Lesben durchzuführen. Dabei wurden die Angebote, Zugänglichkeit zu
den Angeboten, Versorgungsgrad, Gewährleistung der Angebote,
Qualifizierungsbedarf, Problembewusstsein, Einstellung von
Mitarbeiter/innen zu Lesben und lesbenfeindlicher Gewalt,
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Interdisziplinarität und Vernetzungsgrad der Angebote, fachliche
Kenntnisse und Informationsdefizite erhoben.

- Die Erhebung erfolgte durch einen 4-seitigen Fragebogen in deutscher,
französischer und niederländischer Sprache, der landesweit in den
Kooperationsländern Belgien und Österreich eingesetzt wurde.

- Im Arbeitsbereich "Öffentlichkeitsarbeit" war eine Informations-
kampagne vorzubereiten und dazu das Konzept sowie die
entsprechenden Produkte für die Sensibilisierung und Informierung der
breiten Öffentlichkeit zu entwickeln und fertig zu stellen.

- Parallel dazu ist eine begleitende Pressearbeit entwickelt worden, die vor
allem Tageszeitungen, Publikumszeitschriften, Frauenzeitschriften,
Männermagazine, Lesben- und Schwulenpresse angesprochen hat, um
die Öffentlichkeit zu erreichen.

Projektablauf

Evaluiert wurde der Stand des Projektes Mitte Oktober 2001, d. h. wie die
Aufgabenstellungen für das erste Projektjahr bearbeitet wurden und welche
Ergebnissen zu diesem Zeitpunkt vorlagen..

Die Verteilung des Fragebogens und seine Auswertung erfolgte unter
entsprechender Pressearbeit. Im Arbeitsjahr 2001 wurde ebenfalls mit der
Auswertung der internationalen Forschung zu lesbenfeindlicher Gewalt
begonnen.

Für die Evaluation standen die Projektbeschreibung, der Forschungsbericht
mit Stand Oktober 2001, der Fragebogen in drei Sprachen, fünf
Plakatentwürfe für eine Informationskampagne sowie der Arbeitsbericht zur
Pressearbeit März bis September 2001 zur Verfügung.

Forschungsergebnisse

- Auswertung der Fragebogen-Erhebung:

• die Hälfte der Mitarbeiter/innen von Opferhilfen steht dem Thema
der spezifischen psychosozialen Versorgung von Lesben stark
ablehnend bis feindlich gegenüber,

• nur 17 % aller Opferhilfen stehen diesem Thema überhaupt offen
gegenüber und äußern den Wunsch nach Fortbildung.
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- Alle drei Kooperationsländer wenden sich mittels Plakataktion direkt an
die breite Öffentlichkeit.

Besonderheiten

Die Größe der Stichprobe wurde nicht angegeben.

Kontakte

Gesellschaft für Sozialwissenschaftliche Forschung e. V. (GSF e.V.),
Hammarskjöldring 128, 60439 Frankfurt am Main;
Internet: http://www.gsfev.de/GSF.htm; E-Mail: post@gsfev.de
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Evaluation eines Modellprojekts zum Einsatz der
elektronischen Fußfessel (Hessen)   

Untersuchungsgegenstand

Im Mai 2000 hat das Hessische Justizministerium im Rahmen eines
Modellversuchs die Möglichkeit geschaffen, im Land- und
Amtsgerichtsbezirk Frankfurt unter bestimmten Voraussetzungen den
elektronisch überwachten Hausarrest anzuordnen. Dieser Modellversuch
wurde im Mai 2002 in eine ständige Einrichtung überführt und soll
sukzessive auf andere Landgerichtsbezirke ausgedehnt werden. Das Max-
Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht wurde mit der
wissenschaftlichen Begleitung dieses Projekts betraut.

Im Rahmen der wissenschaftlichen Begleitung sollen folgende
Themenbereiche untersucht werden:

- Kriterien für die Auswahl der überwachten Personen

- Möglichkeiten und Probleme der technischen Installation

- Form der Begleitung und Betreuung durch die Mitarbeiter des Projekts

- Auswirkungen der elektronischen Überwachung auf die überwachte
Person und ihre Angehörigen

- Wirkung der elektronischen Überwachung auf den Bewährungsverlauf

- Einstellung von Experten zum elektronisch überwachten Hausarrest

- Vergleich zwischen elektronischer Überwachung und anderen
Sanktionsformen bezüglich der Wirkungen auf Betroffene

- Analyse des Diskurses zur elektronischen Überwachung

Forschungsmethoden

Die Datenerhebung findet überwiegend durch Leitfadeninterviews mit den
Betroffenen und durch Expertengespräche mit den Projektmitarbeitern statt.
Gleichzeitig werden die Akten aller Personen, die dem Projekt vorgestellt
werden, ausgewertet.

Parallel wurde im Januar 2001 in Hessen eine schriftliche Expertenbefragung
von Richtern, Staatsanwälten, Rechtsanwälten, Bewährungshelfern und
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Leitern von Justizvollzugsanstalten durchgeführt. Der Vergleich zwischen
elektronischer Überwachung und anderen Sanktionsformen soll über
Kontrollgruppen hergestellt werden.

Projektablauf

2000 bis 2005

Forschungsergebnisse

Fasst man die vorläufigen Evaluationsbefunde zusammen, so kann folgendes
festgestellt werden:

1. Die Überwachung mittels elektronischer Fußfessel ist grundsätzlich
durchführbar. Dies gilt in technischer Hinsicht wie aus der Perspektive
der Strafjustiz..

2. Erwartungsgemäß wird die elektronische Fußfessel von einer Mehrheit
von Richtern, Staats- und Amtsanwälten sowie Strafvollzugsleitern
begrüßt, während in der Berufsgruppe der aus der Sozialarbeit
kommenden Bewährungshelfer bzw. Sozialen Dienste der Justiz eine
eher skeptische Haltung überwiegt.

3. Offensichtlich ist ein durchaus bedeutsames Anwendungspotential für
die elektronische Fußfessel vorhanden, das im Frankfurter Modellprojekt
allerdings bisher nicht ausgeschöpft wird.

4. Die Verteilungen zeigen an, dass neben der Strafaussetzung zur
Bewährung durch das erkennende Gericht auch die Vermeidung des
Bewährungswiderrufs sowie die Vermeidung der Untersuchungshaft
relevante Anwendungsbereiche darstellen.

5. Das Anwendungspotential wäre noch höher anzunehmen, wenn eine
Strafvollzugslösung systematisch einbezogen würde. Darauf weisen die
Erfahrungen in Holland, der Schweiz oder England hin.

6. Die Wahrnehmung der Überwachung durch die Probanden zeigt, dass
die elektronische Fußfessel als fühlbare Einschränkung empfunden wird.
Insoweit erfüllt die elektronische Überwachung aus dieser Perspektive
die Voraussetzungen für eine intermediäre Sanktion, die zwischen
vollstreckter Freiheitsstrafe einerseits und Geldstrafe oder bloßer
Bewährungsstrafe andererseits angesiedelt werden kann.



Evaluation

120

7. Aus der Befragung der Probanden wird deutlich, dass auch ein
Resozialisierungspotential der elektronischen Fußfessel vorhanden ist.
Hervorgehoben wird eine soziale Stabilisierung durch die elektronische
Überwachung bzw. den damit verbundenen strukturierten Tagesablauf
und durch die Unterstützung der Projektmitarbeiter/innen.

Besonderheiten

keine Angaben

Kosten/Finanzierung

Hessisches Justizministerium

Umsetzung

Ausgewählte Literatur:

- MAYER, M. (2002): Modellprojekt Elektronische Fußfessel. Befunde
der Begleitforschung - Zwischenbericht Mai 2002 -. research in
brief/forschung aktuell, edition iuscrim. Freiburg i. Br.

- MAYER, M. (2001): Modellprojekt Elektronische Fußfessel -
Vorläufige Befunde aus der Begleitforschung. Presseinformation vom
3.5.2001.

- MAYER, M. (2001): Elektronische Fußfessel nimmt erste Hürde. In:
Max-Planck-Forschung 3, 7.

Ausgewählte Vorträge:

- "Das Hessische Modellprojekt zur Erprobung der elektronischen
Überwachung - Forschungskonzeption und erste Befunde". Vortrag im
Rahmen der Einführung in die empirische Sozialforschung (Methoden I),
Institut für Soziologie, Universität Freiburg, 3.12.2002 (Mayer).

- "Ergebnisse der Begleitforschung zum Modellprojekt Elektronische
Fußfessel". Podiumsdiskussion der Bewährungshilfe bei dem
Landgericht Darmstadt, 18.10.2002 (Mayer).

- "Benefits and Problems of Electronic Monitoring". Vortrag im Rahmen
des European Workshop "Will Electronic Monitoring Have a Future in
Europe?", Freiburg, 13.-15.6.2002 (Mayer).
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- "Modellprojekt zur Erprobung der elektronischen Überwachung -
Forschungskonzeption". Vortrag im Rahmen der Einführung in die
empirische Sozialforschung (Methoden I), Institut für Soziologie,
Universität Freiburg, 16.1.2002 (Mayer).

- "Placement sous surveillance électronique - Projet de pilot à
Francfort/Allemagne". Démocratie et Télésurveillance, Conférence
Citoyenne, INFRESI Université Lille, 26./27.1.2001 (Mayer).

- "Evaluation of a Pilot Project on Electronic Monitoring". 1. Kongress der
Europäischen Gesellschaft für Kriminologie, Universität Lausanne, 5.-
8.9.2001 (Mayer).

- "The German Pilot Project on Electronic Monitoring". Université
Leuven, 27.11.2001 (Mayer).

- "Placement sous surveillance électronique - Premiers résultats d'un projet
de pilot à Francfort/Allemagne". Gemeinsamer Workshop des Institut de
Police Scientifique et de Criminologie, Université de Lausanne (CH) und
der kriminologischen Forschungsgruppe des Max-Planck-Instituts
Freiburg i.Br., Université de Lausanne, 13.7.2001 (Mayer).

Lehrveranstaltungen:

- "Zur Soziologie elektronischer Überwachung". Seminar, Institut für
Soziologie, Universität Freiburg, Wintersemester 2002/03 (Mayer).

- "Normen und Sanktionen". Seminar, Institut für Soziologie, Universität
Freiburg, Wintersemester 2001/02 (Mayer).

Kongress:

- "Will Electronic Monitoring Have a Future in Europe?", Freiburg, 13.-
15.6.2002, in Zusammenarbeit mit CESDIP (Centre de Recherches
Sociologiques sur le Droit et les Institutions Pénales) und GERN
(Groupe Européen de Recherches sur les Normativités) im Rahmen des
LEA (Laboratoire Européen Associé).

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de
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Evaluation kriminalpräventiver Maßnahmen     

Untersuchungsgegenstand

Das Institut für Polizei- und Sicherheitsforschung (IPOS) im Fachbereich
Polizeivollzugsdienst an der Hochschule für Öffentliche Verwaltung in
Bremen evaluiert im Auftrag des Stadtplanungsamtes Bremerhaven die aus
EU-Mitteln geförderte Maßnahme ’Aktion Zivilcourage’ („Mut gegen
Gewalt“). Dazu werden verschiedene stadtteilorientierte Einzelprojekte einer
Ziel-, Prozess- und Wirkungsevaluation unterzogen. Ziel und Zweck ist eine
Gesamtbeurteilung der Ergebnisse.

Forschungsmethoden

- Quantitativ mündliche Befragung (Interviewleitfaden)
- Qualitativ schriftliche Befragung (Fragebogen)
- Dokumentenanalyse
- Experteninterviews

Projektablauf

Die zu evaluierenden Einzelprojekte bewegen sich in der Laufzeit der
Gesamtmaßnahme von 2001 bis 2006.

Eine kontinuierliche evaluierende Begleitung der Projekte ist vorgesehen.
Ziel-, Prozess- und Wirkungsevaluation sind für drei Phasen der
Gesamtlaufzeit beabsichtigt: Das wäre

- eine Evaluation der Entwicklung und Durchführung von spezifischen
Formen der Auseinandersetzung mit Kriminalität/Gewalt und der
Erzeugung von Medien (Phase 1),

- eine Evaluation der Vernetzung (Phase 2) und

- eine Evaluation öffentlichkeitswirksamer Aktionen (Phase 3).

Forschungsergebnisse

Für 2003 sind Ergebnisse einer Ziel-, Prozess- und Wirkungsevaluation der
Phase 1 – die Entwicklung und Durchführung von spezifischen Formen der
Auseinandersetzung mit Kriminalität/Gewalt und die Erzeugung von Medien
– zu erwarten.
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Besonderheiten

Evaluierung eines stadtteilorientierten Maßnahmenverbundes

Kosten/Finanzierung

Die anfallenden Kosten werden durch die eingeworbenen Mittel des
Institutes für Polizei- und Sicherheitsforschung (IPOS) an der Hochschule für
Öffentliche Verwaltung Bremen beim Stadtplanungsamt Bremerhaven
gedeckt.

Umsetzung

- Publikation in diversen Fachzeitschriften

- Lehrveranstaltungen an der Hochschule für Öffentliche Verwaltung
Bremen im  Fachbereich Polizeivollzugsdienst im Rahmen jeweils 3-
semestriger Projektstudien

- Workshops am Institut für Polizei- und Sicherheitsforschung (IPOS) an
der Hochschule für Öffentliche Verwaltung Bremen

Kontakte

Hochschule für Öffentliche Verwaltung Bremen, Institut für Polizei- und
Sicherheitsforschung (IPOS), Doventorscontrescarpe 172, 28195 Bremen
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Evaluation Videoüberwachung in Stuttgart, Rotebühlplatz

Untersuchungsgegenstand

Evaluation der Videoüberwachung in Stuttgart umfasst im Wesentlichen
folgende drei Teilbereiche:

- Prozessevaluation (Ziel: Überprüfung der Umsetzung und Ausführung
der Maßnahme)

- Wirkungsevaluation (Ziel: Abschätzung der Programmwirkung) durch
Überprüfung der Ziele der Videoüberwachung

• Prävention von Straftaten und Gefahrenabwehr

• Unterstützung der Strafverfolgung

• Verbesserung des Sicherheitsgefühls

- Effizienzevaluation (Ziel: Kosten-Nutzen-Analyse).

Bei der Wirkungsevaluation geht es primär um die Überprüfung der Ziele der
Videoüberwachung:

Weiterhin werden auch allgemeine Themen erörtert (unter Einbeziehung
Erkenntnisse der Kriminologie) wie beispielsweise

- Merkmale / Definition Kriminalitätsbrennpunkt

- Verdrängungseffekte

- grundsätzliche Folgerungen bezüglich der Durchführung einer
Evaluation polizeilicher Maßnahmen

Forschungsmethoden

- Dokumentenanalyse (Auswertung von Statistiken/Erfahrungsberichten)

- Literaturauswertung, Internetrecherche

- Einzelinterviews

- Meinungsumfragen Bevölkerung, Geschäftsinhaber, Mitarbeiter der
Polizei
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- Medienauswertung

Projektablauf

Phase 1: Februar 2002 - Juni 2002

Phase 2: Februar 2002 - Januar 2003

Stand März 03:

- Forschungsbericht Phase 1 (Februar - Juni 2002), Projekt April - Nov.
2002 (bereits gedruckt)

- Forschungsbericht Phase 2 (Februar 2002 - Januar 2003), Projekt soeben
abgeschlossen (wird in den nächsten 2 Wochen gedruckt)

Forschungsergebnisse

Evaluationsergebnisse dienen als Grundlage für die Entscheidung im
Gemeinderat Stuttgart über Fortführung, Ausweitung, Einstellung. Ergebnis
ist umfangreich und differenziert zu sehen, daher Verweis auf die
Forschungsberichte.

Stark verkürzt kann festgehalten werden, dass (nach Auswertung aller zur
Verfügung stehenden Unterlagen/Datenquellen und trotz einiger vorhandener
statistischer Verzerrungen)

- die Kriminalität im überwachten Raum in einigen Deliktsbereichen,
insbesondere der Straßen- und Rauschgiftkriminalität, reduziert wurde,

- Verdrängungseffekte nur im Bereich der Rauschgiftkriminalität
festgestellt werden konnten,

- die Gesamtsituation am überwachten Platz als „Angsttraum“ sich
erheblich verbessert hat,

- die Videoüberwachung in einigen Fällen durch das Gewinnen von
Ermittlungs- und Fahndungshinweisen auch zur Aufklärung von
Straftaten beigetragen hat,

- in zahlreichen Fällen direkte Hilfe geleistet bzw. die ärztliche
Versorgung sichergestellt wurde,

- Videoüberwachung an öffentlichen Straßen und Plätzen bei der
eindeutigen Mehrzahl der befragten Personen zur Verbesserung des
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Sicherheitsgefühls beiträgt ( besonders deutlich wird dies bei den
Geschäftsinhabern im überwachten Raum),

- Planung und Realisation der Videoüberwachung weitgehend
übereinstimmen,

- die Videoüberwachung einige Nutzenkomponenten haben kann; für eine
sinnvolle Anwendung einer Kosten-Nutzen-Analyse sind zunächst
jedoch geeignete Parameter und Berechnungsmodelle zu entwickeln
(Beispielsrechungen werden angeführt).

Kosten/Finanzierung

lediglich Druckkosten, Reisekosten

Umsetzung

2 Forschungsberichte

Kontakte

Fachhochschule Villingen-Schwenningen, Hochschule für Polizei,
Fachbereich I, Einsatzwissenschaften,
Sturmbühlstraße 250, 78054 Villingen-Schwenningen

Landespolizeidirektion Stuttgart II, Leiter Projektgruppe Videoüberwachung,
Hahnemannstraße 1, 70191 Stuttgart
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Evaluation von PIT (Rheinland-Pfalz)

Untersuchungsgegenstand

Das primäre Ziel der Untersuchung war die Evaluation der Testphase des
PIT-Programms in Rheinland-Pfalz. In dieser Testphase wurde das für
Rheinland-Pfalz modifizierte PIT-Konzept, welches ursprünglich in
Schleswig-Holstein entwickelt wurde, an 17 verschiedenen Schulen
unterschiedlicher Schulart, im Schuljahr 1999/2000 erprobt.

Bei dem PIT-Programm handelt es sich um eine schulische
Präventionsmaßnahme für Schüler der Klassenstufen 6-8. Im Vordergrund
stehen praktische Übungen, die u.a. der Stärkung der Persönlichkeit und einer
besseren Konfliktfähigkeit dienen sollen. Durch die enge Zusammenarbeit
zwischen Lehrern und Polizeibeamten soll zudem eine effektive
Wissensvermittlung in den Themenbereichen Gewalt und Sucht stattfinden.

Die Evaluation verfolgte dementsprechend die Fragen, ob und inwieweit die
Präventions- und die Programmziele durch das PIT-Programm erreicht
werden konnten. Des weiteren sollte Kritik und Ergänzungsvorschläge
gesammelt werden, um diese für die Weiterentwicklung vom PIT-Konzept zu
verwenden. Die Bewertung seitens der am Programm beteiligten Personen
(Schüler, Lehrer und Polizeibeamte) diente der Erfassung der Nützlichkeit
und Akzeptanz des Programms.

Forschungsmethoden

Es wurden alle Schulklassen, Lehrer und Polizeibeamte die am PIT-
Programm beteiligt waren, befragt.

Der Schwerpunkt bei der Evaluation lag in der Befragung der beteiligten
Schüler, deren Einstellungen und Standpunkte vor und nach der
Durchführung des Programms mittels eines standardisierten Fragebogens
erhoben worden sind. Vor der endgültigen Entwicklung der Fragebögen
wurde ein Pretest durchgeführt, um die Fragestellungen zu überprüfen. Das
PIT-Programm hat je nach Entscheidung des entsprechenden Lehrers bei der
Durchführung entweder den Themenschwerpunkt "Gewalt" oder "Sucht".
Aus diesem Grunde wurden zwei unterschiedliche Fragebögen entwickelt,
die spezifische Fragen zu dem jeweiligen Themenbereich enthielten. Es ergab
sich eine Fallzahl von ca. 600 Schülern, die zweimal zum PIT-Programm
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befragt worden sind. Im ersten Fragebogen wurden unter anderem
Einstellungen, Verhaltensweisen, Präferenzen und soziodemografische Daten
abgefragt. Der zweite Fragebogen, der nach der Durchführung von PIT aus-
gegeben wurde, erfragte mögliche Änderungen in diesen Bereichen, indem
die Schüler noch einmal die gleichen oder leicht umformulierten Fragen
erhielten. Zudem wurde in diesem Fragebogen eine Beurteilung des PIT-
Programms durch die Schüler ermöglicht. Die Daten, die sich aus den beiden
Fragebögen ergaben, wurden elektronisch erfasst und PC-unterstützt mit
statistischen Methoden analysiert.

Während die Schüler mittels einer standardisierten Methodik befragt wurden,
wurde bei den Lehrern ein offenes Interview durchgeführt. Hierzu wurde für
jeden Lehrer mindestens ein Interviewer abgestellt, der anhand eines zuvor
erarbeiteten Leitfadens den Lehrern Fragen zu dem PIT-Programm und
seiner betreuten Klasse stellte. Sie wurden nur einmal und zwar nach
Beendigung des PIT-Programms befragt. Die Angaben der Lehrkräfte
wurden ebenfalls datentechnisch erfasst und aufbereitet.

Die beteiligten Polizeibeamten wurden in Form eines standardisierten
Fragebogens befragt, der den einzelnen Dienststellen postalisch zugestellt
wurde. Sie wurden nur einmal und zwar nach der Durchführung von PIT
befragt.

Projektablauf

Die Evaluation wurde im Rahmen der Lehrveranstaltung "Empirische
Sozialforschung" im Institut für Soziologie der Johannes Gutenberg-
Universität Mainz, in einem Zeitraum vom April 1999 bis Juli 2000
durchgeführt.

1. Phase:
Zu Beginn des Evaluationsprojektes fand eine intensive Auseinandersetzung
mit dem Konzept des PIT-Programms statt. Es wurden
Hintergrundinformationen gesammelt (z.B. die Entstehung von PIT) und
Gespräche mit den an der Entwicklung beteiligten Personen geführt. Im
nächsten Schritt wurden Texte und Informationen zu entsprechenden
Themengebieten, wie z.B. Gewalt/Sucht an Schulen und unter Jugendlichen,
theoretisch erarbeitet und ausgewertet.

2. Phase:
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Das zuvor theoretisch erarbeitete Wissen diente in der zweiten Phase als
Fundament für die Entwicklung der Fragen in den einzelnen Fragebögen. Bei
der Entwicklung der Fragestellungen wurde darauf geachtet, dass sie
zielgruppenspezifisch gestellt (d.h. entsprechend dem Alter der Schüler)
waren.

3. Phase:
Nach der Bekanntgabe der Schulen und Klassen (insgesamt 17 Schulen) die
an der Testphase des PIT-Programms in Rheinland-Pfalz teilnehmen sollten,
wurden Interviewer in die jeweiligen Schulen geschickt, um die erste
Befragung durchzuführen. Die von den Schülern selbständig ausgefüllten und
anonymisierten Fragebögen, wurden für die weitere Verarbeitung
computergestützt eingegeben.

4. Phase:
Am Ende der Durchführung des PIT-Programms wurden wiederum
Interviewer in die jeweiligen Schulen geschickt, die den zweiten Fragebogen
an die Schüler ausgaben. Danach wurden die Lehrer interviewt und die
Gespräche protokolliert. Im weiteren Verlauf wurden über einen weiteren
Fragebogen die beteiligten Polizeibeamten postalisch befragt.

5. Phase:
In der letzten Phase fand die endgültige statistische und inhaltliche
Auswertung der Fragebögen statt. Hierzu wurden die Angaben der
standardisierten Fragen mittels SPSS für Windows ausgewertet und die
offenen Fragen mittels Inhaltsanalyse untersucht.

6. Phase:
Die Ergebnisse wurden unter Schwerpunktthemen aufbereitet und in der
Reihe Pädagogik zeitgemäß des Pädagogischen Zentrums Rheinland-Pfalz
als Heft Nr. 39 veröffentlicht.

Forschungsergebnisse

Betrachtet man die Ergebnisse der Evaluation kann festgehalten werden, dass
das Programm von den drei unmittelbar beteiligten Personengruppen gut
angenommen wird: Schüler, Lehrer und Polizisten haben die Konzeption und
den Ablauf positiv bewertet.
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Lehrer und Polizisten können sich vorstellen, mit dem Programm auch in
Zukunft zu arbeiten, viele Schüler würden gerne an einem erneuten Projekt
teilnehmen.

Probleme ergaben sich dagegen in der Kooperation zwischen Lehrer und
Polizisten und der Einbindung der Eltern.

Was die Kooperation betrifft gilt: Je enger Lehrer und Polizist bei der
Planung und Ausgestaltung des Projekts zusammengearbeitet haben - was
auch bedeuten kann, dass beide das gesamte Programm nicht arbeitsteilig
sondern in allen Phasen gemeinsam durchführen, wie in Einzelfällen
geschehen - umso überzeugter sind beide Seiten vom Erfolg ihrer
Kooperation.

Weniger zufriedenstellend verlief die Kooperation - auch im Urteil der
Schüler - dort, wo eine strikte Arbeitsteilung praktiziert wurde und der
Polizist nur zur Übernahme eng definierter Unterrichtseinheiten, quasi als
Gast, die Schule besuchte.

Ein zweiter Focus soll auf die Frage der Elternmitwirkung geworfen werden,
denn das PIT-Programm wiest an verschiedenen Stellen auf die Einbeziehung
der Eltern hin, ohne allerdings darauf einzugehen, wie dies gelingen kann.
Die unmittelbare Einbeziehung der Eltern in das Programm ist nicht
anzustreben, da die Gefahr besteht, dass die Offenheit vieler Schüler darunter
leidet. Dennoch kann eine Einstellungsänderung in dieser Altersgruppe kaum
gegen die Intentionen der Eltern realisiert werden, so dass die
Erziehungsberechtigten für diese Fragen sensibilisiert und eine grundlegende
Unterstützung sichergestellt sein sollte.

Besonderheiten

Das PIT-Modell in Rheinland-Pfalz baut auf den Erfahrungen aus Schleswig-
Holstein auf, wo das Grundmodell 1996 erarbeitet worden ist.

Die erste Modifizierung lässt sich hinsichtlich der inhaltlichen
Konkretisierung festmachen, da der Baustein 'Diebstahl' nicht aufgegriffen
wurde.

Die zweite Veränderung bezieht sich auf die konzeptionelle Ausrichtung.
Während die Bekämpfung der Jugendkriminalität den zentralen
Ausgangspunkt im Ursprungsmodell darstellt, setzt die rheinland-pfälzische
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Variante unterhalb der Ebene des strafrechtlich relevanten Fehlverhaltens an
und rückt als ein Programm, das sich an primärpräventiven Vorgehensweisen
orientiert, alltägliches Fehlverhalten in den Mittelpunkt.

Als dritte Besonderheit ist kann hinsichtlich der Wahl der Methoden die
starke Zentrierung auf handlungsorientierte Verfahren angesehen werden.

Umsetzung

Die Evaluation wurde im Rahmen der Lehrveranstaltung "Empirische
Sozialforschung" im Institut für Soziologie, der Johannes Gutenberg-
Universität Mainz mit den Abschlussarbeiten der beteiligten Studierenden
beendet. Darüber hinaus wurde ein offizieller Projektbericht, mit Beträgen
von den Projektleitenden, den beteiligten Institutionen und Studierenden
verfasst und publiziert.

Kontakte

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, Institut für Soziologie,
Colonel-Kleinmann-Weg 2, 55128 Mainz;
Internet: http://www.uni-mainz.de/FB/Sozialwissenschaft/Soziologie
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Evaluation zu Diversionsverfahren bei Jugendsachen unter
Beteiligung der Polizei     

Untersuchungsgegenstand

Evaluation von Diversionsmaßnahmen (Untersuchung der Forschungsstelle
für Jugendstrafrecht und Kriminalprävention an der Christian-Albrechts-
Universität Kiel)

Forschungsmethoden

- Täterbefragung (Interview)
- Expertenbefragung bei der Polizei (Jugend-SB) per Fragebogen
- Aktenauswertung bei der Justiz (StA)

Projektablauf

Die Aktenauswertung ist abgeschlossen. Die Expertenbefragung bei der
Polizei ist abgeschlossen, die Auswertung dazu steht noch aus. Die
Täterbefragung läuft noch bis voraussichtlich Ende Februar 2003. Wann das
Projekt abgeschlossen ist, kann hier nicht beurteilt werden.

Forschungsergebnisse

steht noch aus

Besonderheiten

Es handelt sich um ein gemeinsames Projekt der Kriminologischen
Zentralstelle in Wiesbaden und der Forschungsstelle für Jugendstrafrecht und
Kriminalprävention in Kiel. Die Untersuchung wird von der Landespolizei
unterstützt, indem Zugang zu einzelnen Forschungsfeldern ermöglicht wird.
Eine ähnliche Unterstützung hat das Projekt durch die Justiz erfahren.

Kosten/Finanzierung

nicht bekannt

Umsetzung

noch nicht umgesetzt
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Kontakte

Landeskriminalamt Schleswig-Holstein, Hauptsachgebiet 110,
Mühlenweg 166, 24116 Kiel;
Internet: http://www.polizei.schleswig-holstein.de

Kriminologisches Institut der Christian-Albrechts-Universität Kiel,
Forschungsstelle für Jugendstrafrecht und Kriminalprävention,
Neufeldstraße, 24118 Kiel; Internet: http://www.uni-kiel.de
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Evaluationsverbund zu Modellprojekten der Kinder- und
Jugendkriminalitätsprävention  

Untersuchungsgegenstand

Auf Anregung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend (BMFSFJ) koordiniert die Arbeitsstelle für Kinder- und
Jugendkriminalitätsprävention einen Evaluationsverbund. Er besteht aus fünf
wissenschaftlich Begleitungen von kriminalpräventiven  Modellprojekten in
den Bundesländern Berlin, Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen, Baden-
Württemberg und Bayern. Diese haben es sich jeweils zur Aufgabe gemacht,
verschiedene Institutionen, die sich mit der Straffälligkeit von Kindern und
Jugendlichen befassen, u. a. Polizei, Justiz und Jugendhilfe, in die
kriminalpräventive Arbeit mit einzubeziehen, die in ihrem Umfeld
vorhandenen Ressourcen im Sinne der Prävention zu aktivieren und zu
vernetzen.

Die Arbeit der einzelnen Modellprojekte erfolgt hierbei nach
unterschiedlichen Ansätzen:

- Das Projekt "Kiezorientierte Gewalt- und Kriminalitätsprävention"
Berlin verfolgt eine stadtteilbezogene Präventionsarbeit unter
verschiedenen Voraussetzungen in zwei Berliner Bezirken. Die
wissenschaftliche Begleitung erfolgt durch die Werkstatt für
Fortbildung, Praxisbegleitung und Forschung im sozialen Bereich GmbH
- Camino.

- Das Projekt "Weiterentwicklung der Prävention delinquenten Verhaltens
von Kindern und Jugendlichen" in Mecklenburg-Vorpommern
untersucht die Weiterentwicklung der Arbeit in Präventionsräten an drei
Standorten. Die Evaluierung erfolgt durch das Institut des Rauhen
Hauses in Hamburg.

- Das Modellprojekt "Jugendkriminalitätspräventionsprogramm" (JKPP)
in Thüringen versucht, Kooperationsmöglichkeiten von Jugendhilfe und
Polizei an acht ausgewählten Standorten zu entwickeln. Zielgruppe sind
hierbei Jugendliche sowie Kinder unter 14 Jahren. Die wissenschaftliche
Begleitung wird durch das Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik
(ISS) betrieben.

- Das Projekt "Haus des Jugendrechts" in Stuttgart fördert die
Zusammenarbeit zwischen Polizei, Staatsanwaltschaft und
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Jugendgerichtshilfe unter einem Dach bezogen auf ein Projektgebiet in
Bad Cannstatt. Ziele sind eine schnellere und adäquate Reaktion auf
Jugendkriminalität sowie präventive Arbeit im Projektgebiet. Das
Projekt wird wissenschaftlich begleitet vom Institut für
Sozialpädagogische Forschung Mainz e.V. (ISM).

- Das Modellprojekt Kooperation Polizei-Jugendhilfe-Sozialarbeit in
Nürnberg zielt langfristig auf die Entwicklung und Umsetzung von
tragfähigen Kooperationsformen zwischen Polizei einerseits und Jugend-
und Sozialarbeit andererseits. Die wissenschaftliche Begleitung ist an der
ev. Fachhochschule Nürnberg angesiedelt.

Die wissenschaftlichen Begleitungen werden zeitlich befristet vom BMFSFJ
finanziell gefördert. Voraussichtlich wird der Evaluationsverbund Ende 2001
seinen Abschluss finden.

Forschungsmethoden

Der Evaluationsverbund soll den regelmäßigen Erfahrungsaustausch
zwischen den evaluierenden Institutionen der Modellprojekte gewährleisten.
Die kontinuierliche Zusammenarbeit dient

- der Sicherung der Ergebnisse aus den einzelnen Modellprojekten,

- der Prüfung der Ergebnisse in Hinsicht der Vergleichbarkeit und
Übertragbarkeit auf überregionaler Ebene sowie

- der Entwicklung von geeigneten Strategien für die Evaluation von
Präventionsmaßnahmen.

Der Evaluationsverbund wird als Fachforum von der Arbeitsstelle für
Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention beratend und unterstützend
begleitet.

Umsetzung

Über die Evaluation der Modellprojekte liegen verschiedene Zwischen- und
Abschlussberichte vor, die über die obengenannten Institute bezogen werden
können.

Kontakte

Deutsches Jugendinstitut e. V., Nockherstraße 2, 81541 München;
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Internet: http://www.dji.de; E-Mail: jugendkriminalitaet@dji.de
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Evaluierung des Landeskonzeptes der Polizei NRW
"Mädchen und Frauen Selbstbehauptungstrainings"      

Untersuchungsgegenstand

Wissenschaftliche Untersuchung (Begleitforschung) hinsichtlich

a) Messbarkeit von Präventionsarbeit

b) Effektivität/Akzeptanz pädagogischer/polizeilicher Arbeit

c) Übertragbarkeit der Ergebnisse auf andere Präventionsmaßnahmen bei
gleichen bzw. vergleichbaren Parametern

Forschungsmethoden

Anonymisierte, schriftliche Fragebogenaktion mit den Zielgruppen

a) Training vor kurzem abgeschlossen

b) Training liegt längere Zeit zurück (bis max. 4 Jahre)

c) ohne Training

mit allen Schulformen weiterführender Schulen

Projektablauf

1999:
Beginn mit der Entwicklung und der Ausgabe des Fragebogens
Auswertung, Analyse und schriftliche Dokumentation der Ergebnisse

2000:
Vorstellung der beabsichtigten Evaluation auf der Fachtagung "Opferschutz"
in Lindlar/Oberbergischer Kreis

2001:
Präsentation der vorläufigen ersten Ergebnisse auf der Fachtagung
"Emanzipatorische Jugendarbeit" in Wiehl/Oberbergischer Kreis
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Forschungsergebnisse

Die durchgeführten Selbstbehauptungstrainings sind effektiv und
wirkungsvoll. Die vermittelten Inhalte sind auch nach Jahren noch präsent.
Sie führen zu einer Einstellungsveränderung, die zu großen Bereichen auch
Verhaltensänderungen nach sich ziehen. Das Verhältnis zur Polizei wird
verbessert und durch ein deutlich verbessertes Anzeigeverhalten das
Dunkelfeld bei Sexualstraftaten reduziert.

Die Ergebnisse machen eine Weiterentwicklung erforderlich

Kosten/Finanzierung

1. Personalkostenübernahme für eine wissenschaftliche Mitarbeiterin durch
den Kooperationspartner "Kreisvolkshochschule - VHS Oberberg"

2. Teilfinanzierung aus Fördermitteln der Bezirksregierung Köln /
Innenministerium NRW

3. Sponsoring der Kosten für die Universität Dortmund (Honorarbasis) und
Erstellung (Druck etc.)

Umsetzung

- Internetauftritt: www.em.jug.de

- Videofilm (ausschließlich in Verbindung mit Fachmoderation)

- Qualifizierungsmaßnahmen zur Durchführung der Trainings,
Moderatorinnenausbildung:

• beim PFI Neuss für alle Mitarbeiter der Kommissariate Vorbeugung
des Landes

• bei den Polizeisportvereinen, Dachverband NRW

• bei den Kooperationspartnern VHS Oberberg/KPB Gummersbach

- Evaluation erhältlich ab Mai 2002 in Buchform

Kontakte

Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen,
Völklinger Straße 49, 40221 Düsseldorf; Internet: http://www.lka.nrw.de;
E-Mail: landeskriminalamt@mail.lka.nrw.de
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Kreispolizeibehörde Gummersbach, GS 2,
Karlstraße 14 - 16, 51643 Gummersbach

Volkshochschule Oberbergischer Kreis,
Mühlenbergweg 3, 51645 Gummersbach; E-Mail: info@vhs.oberberg.de

Universität Dortmund, Fachbereich Frauenstudien,
Erich-Figge-Straße 50, 44221 Dortmund;
E-Mail: http://www.fb14.uni-dortmund.de/-frauenstudien.htm
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Familienerhaltung als Programm - Forschungsergebnisse     

Untersuchungsgegenstand

Das maßgebliche Erkenntnisinteresse war von einer unabhängigen Instanz
Resultate zu der Frage zu erhalten, ob neue Formen der Hilfe zur Erziehung
sich bewährten und als eine Bereicherung der Palette von Hilfsmöglichkeiten
angesehen werden konnten. Der Auftrag beinhaltet zwei Komponenten: Zum
einen eine Evaluation von Fallverläufen und Ergebnissen, zum anderen ein
Feedback und Beratungsleistung für die Einzelprojekte.

Untersucht wurde, ob bei der Grundannahme eines eher starren Programms
für diese Präventionsprojekte Nebenfolgen entstehen, zumal eine
Programmatik solcher Programme oft im Widerspruch mit den Wünschen der
Jugendhilfe steht. Die vorliegenden Untersuchungsergebnisse sind nicht als
abschließend zu betrachten, erst weitere Diskussion und Evaluation können
ein valides Urteil über die Leistungen und Grenzen von
Kriseninterventionsprogrammen geben.

Forschungsmethoden

- Auswertung von Akten (qualitativ)

- Differenzierte Interviews (qualitativ) von Klienten, Familienarbeitern
und belegende Stellen (Jugendämter)

- Fragebögen (quantitativ)

Projektablauf

Über die gesamte Projektlaufzeit hinweg wurden durch die Begleitforschung
Fall- und Projektdaten gesammelt und umgekehrt wieder übermittelt. Aus
diesem Grunde wurde durch die Evaluation zumindest ein bis zweimal pro
Jahr eine Einschätzung des bisherigen Projektverlaufes gegeben. An vier
Präventionsprojektstandorten wurden Daten erhoben:

Familienaktivierungsprogramm des Kinder- und Jugendhilfeverbundes
Hamburg-Harburg, Intensives Kriseninterventionsprogramm (IKIP), des
Agora e. V. (Frankfurt am Main), Hospital St. Wendel im Saarland,
Familienaktivierungsmanagement (FAM) des Jugendhilfeverbandes
Rheinland-Pfalz.
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Die vier Projektstandorte waren mit ähnlichen Ausgangskonzepten gestartet,
da aber an den verschiedenen Stellen keine abschließenden Routinen und
Standards entwickelt waren, bestand die Möglichkeit, dass sich im Verlauf
gänzlich unterschiedliche Handlungsroutinen etablieren konnten. Um einen
Einfluss auf die Hilfeleistungen zu begrenzen, wurden Forschungsmethoden
in den Vordergrund gestellt, die das Feedback an die beteiligten Projekte
reglementierte.

Forschungsergebnisse

(Auswahl)
Insgesamt lagen aus vier verschiedenen Projekten 213 Fälle vor.

Den Konzeptionen fehlt eine durchgearbeitete theoretische Grundlage, die
näheres über Grenzen und Ausschlussindikatoren aussagt.

Die Kriseninterventionen benötigen fast immer eine Anschlusshilfe, nur in
diesem Zusammenhang kann über Effektivität und Kosten-Nutzen-Verhältnis
Rechenschaft abgelegt werden.

In Hinblick auf die Fremdplatzierungsquote muss angesichts der
Forschungsergebnisse anderer Länder offen bleiben, zu wie vielen
Fremdplatzierungen es ohne Kriseninterventionsprogramm gekommen wäre.

Es deutet sich an, dass der Erfolg der Fallbearbeitung vor allem auf der
Erarbeitung von verbindlichen und auch von den Klienten erarbeiteten und
getragenen Zielen beruht. Die Krisenintervention richtet sich in erster Linie
an die Eltern, deren Problembewältigung verbessert wird, eine kind- oder
jugendbezogene Hilfe findet eher indirekt statt.

Die Hilfeleistung wird von den Familien überwiegend positiv beurteilt,
jedoch kritisierten die Klienten gerade bei einer sehr positiven Bewertung der
Fachkraft die zeitliche Begrenzung.

Das Programm vermeidet Heimerziehung, die von den zuständigen
Jugendsachbearbeitern in knapp 60% der Fälle als unmittelbar bevorstehend
indiziert war. Ein struktureller Entlastungseffekt oder eine Umwidmung von
Ressourcen von stationären zu teilstationären oder ambulanten Bereichen
ergaben die Untersuchungsergebnisse nicht.
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Die Kriseninterventionsprojekte bedürfen aufgrund ihrer Kurzzeitigkeit einer
elastischen, eher projektförmigen Organisationsform. Die Hilfeleistungen
sind zwar konzeptionell ausgearbeitet, enthalten jedoch kein mitgeliefertes
Arbeitszeit- und Arbeitsrechtmodell, so dass die Rahmenbedingungen
mitunter mehr Probleme bereiten als die fachliche Substanz.

Schlüsselfunktion für Programmtreue und -integrität bildet die Supervisions-
und Anleitungsfunktion, die durch längere Perspektive zentrale Funktion
behalten sollten.

Die Kriseninterventionsprogramme hängen auch von der externen
Verflechtung mit Jugendämtern und anderen Trägern von Hilfe zur
Erziehung ab. Es bedarf der systematischen Inanspruchnahme und
Abstimmung mit anderen Institutionen, um differenzierte Hilfsprogramme
fachlich abstimmen zu können.

In Hinblick auf die persönliche Belastung des Personals wurde die
Notwendigkeit, bei einer vollen Stelle zwei Familien gegebenenfalls rund um
dir Uhr zu betreuen, perspektivisch als Belastung angesehen. Zum
Evaluationsabschluss war nicht zu bewerten, ob Investitionen in das Personal
mit formalisierten Ausbildungsprogrammen sich durch dessen
Beschäftigungsdauer kompensieren lassen. Bei Projekten ohne grundlegende
Ausbildung müssen Aus- und Fortbildungsmaßnahmen, die im
Projektrahmen möglich waren, bei jedem Personalwechsel neu erbracht
werden; sorgfältig geprüft werden muss in Hinblick auf die Projekte, die
entsprechende Ausbildungsmaßstäbe und Karrieren nicht verfolgten, ob sie
äquivalente Qualitätsanstrengungen unternehmen.

Die Konzepte der Kriseninterventionsprojekte sind klar, operational und bis
auf die Handlungsebene durchgearbeitet. Die Aktivitäten lokalisieren sich im
Lebensfeld der Klienten und sind aufgrund des Zeitfaktors einer hartnäckigen
Zielverfolgung verpflichtet. Während der Projekte verlagerte sich das
Anforderungsprofil hin zu Klärungsleistungen, die der grundlegenden
Systematik nach eher im Aufgabenfeld der Jugendämter läge. Diese
Verschiebung ist per se nicht falsch, fordert aber eine kritische Reflektion des
bestehenden Systems ein.

Bei ersten Versuchen, den Erfolg der Programme zu untersuchen, liegt eine
positive Veränderung eher vor, wenn es sich in der Familie um eine akute
Lage handelt; langfristige, verschleppte Krisen haben seltener positive
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Entwicklungen. Insgesamt lässt sich aufgrund der Datenmenge und des
Beobachtungszeitraums keine Aussage über Stabilität oder Ausmaß der
Effekte machen. Die untersuchte Programmform ist recht jung und es  wird
notwendig sein, komplexere Forschungsdesigns zu erproben, um die neue
Hilfeform in ein schärferes Bild setzen zu können und zu bewerten.

Besonderheiten

Sehr umfangreiche Darstellung der Ergebnisse mit ausführlichem
methodischen Teil und Abriss des Forschungsstandes zu
Kriseninterventionsprogrammen.

Kosten/Finanzierung

Förderung durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und
Jugend.

Umsetzung

Sehr umfangreiche Darstellung der Ergebnisse mit ausführlichem
methodischen Teil und Abriss des Forschungsstandes zu
Kriseninterventionsprogrammen.

Eine ausführliche Projektbeschreibung der einzelnen Projekte siehe
Tagungsbericht  "Planungsgruppe PETRA 2000".

Die Ergebnisse sind als Buch erschienen:
Günther Koch / Rolf Lambach, Familienerhaltung als Programm -
Forschungsergebnisse -, Münster 2000, Votum Verlag

Kontakte

Planungsgruppe PETRA e. V., Jacobsgärten 4, 66381 Schlüchtern
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Future for all

Untersuchungsgegenstand

Das IFT Institut für Therapieforschung München evaluierte 1999 das Projekt
"Future for all".

Das Schulprojekt zur Suchtvorbeugung wurde im selben Jahr von der
Polizeidirektion Esslingen, gemeinsam mit der Wilden Bühne Stuttgart e. V.,
der Stiftung der Kreissparkasse Esslingen-Nürtingen und dem Landratsamt
Esslingen durchgeführt.

"Future for all" umfasste mehrere Projekteinheiten. In einem ersten Abschnitt
wurde in der

Schulkasse, zusammen mit Referenten, die Drogenproblematik behandelt. In
weiteren Abschnitten fand ein Elternabend und eine Lehrerveranstaltung
statt.

Forschungsmethoden

Die theaterpädagogischen Workshops die während der ersten Einheit in den
Schulklassen stattfanden wurden durch die wissenschaftliche Begleitung
untersucht.

Folgende Fragestellungen sollten durch die Evaluation untersucht werden:
- Wissen die Schüler nach dem Projekt mehr über Suchtmittel, ihre

Ursachen und Folgen?

- Haben die Schüler ihre Einstellung im Bezug auf den Konsum von
Drogen geändert?

- Werden die Schüler durch die Teilnahme animiert Drogen zu
konsumieren; werden Drogen verherrlicht?

Die Stichprobe, die als Grundlage der Evaluation diente, setzte sich aus 442
Experimental- und 129 Kontrollschülern zusammen. Befragt wurden
ausschließlich die siebten Klassen. Insgesamt wurden 34 Schulen untersucht.
Die Mädchenanzahl überwog sowohl bei den Klassen die am Projekt
teilnahmen, als auch bei denen, die zu den Kontrollklassen gehörten. Die
meisten der Beteiligten waren zum Zeitpunkt der Untersuchung 13 Jahre alt.
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Projektablauf

Im Rahmen der Untersuchung wurden die Schülerinnen und Schüler
insgesamt drei mal befragt:

- Ein Fragebogen war von den Teilnehmern am Projekttag auszufüllen.

- Ein weiterer Bogen wurde direkt am Ende des Workshops eingesetzt.

- Eine letzte Befragung fand vier bis acht Wochen nach dem Projekttag
statt.

Forschungsergebnisse

Nach Auswertung der Fragebögen kann als Ergebnis festgehalten werden:

Die Schülerinnen und Schüler fühlten sich nach dem Präventionstag besser
über Alkohol, Zigaretten und illegale Drogen informiert. Das Projekt hat bei
den Teilnehmern das Interesse an den behandelten Themen geweckt; 70 bis
80 % gaben an, sich intensiver mit den Problemen Gewalt, Kriminalität und
Sucht, auseinandersetzen zu wollen.

Es fanden sich keine Hinweise, dass durch den Projekttag die
Probierbereitschaft erhöht worden ist. Die Referenten wurden von 98 % der
Jugendlichen positiv bewertet; Lebensgeschichte, Diskussionen und
Rollenspiele werden sehr gut angenommen. Mehr als zwei Drittel der
Teilnehmer hat mit den Eltern über den Projekttag gesprochen. Über die
Hälfte gab an, Drogen nun kritischer gegenüberzustehen und mehr als 70 %
verstehen nun besser, wie Sucht und Kriminalität entstehen.

Kosten/Finanzierung

Finanziert wurde das Projekt durch Mittel das Kultusministeriums , des
Innenministeriums und des Landeskriminalamts Baden-Württemberg.
Beteiligt waren überdies, die Stiftung der Kreissparkasse, einzelne Betriebe
und die Schulen selbst. Letztere gaben jeweils 100 DM für jede teilnehmende
Schulklasse beziehungsweise jeden Elternabend.

Kontakte

Landratsamt Esslingen, Beauftragte für Suchtprophylaxe,
Pulverwiesen 11, 73726 Esslingen



Evaluation

146

Gewalt an Schulen. Evaluation eines Gewaltpräventions-
programms der Kölner Polizei    

Untersuchungsgegenstand

Das "Gewaltpräventionsprogramm" der Kölner Polizei wird als Training seit
1994 unter dem Motto " Ein Tag ohne Mobbing" durchgeführt. Die
Maßnahmen finden in Schulen statt und dauern zwischen 4-6 Schulstunden.
Dabei handelt es sich neben praktischen Übungen, in denen z.B.
Gewaltsituationen nachgestellt werden, auch um Informationen und
Diskussionen über den Themenbereich. Während in den Diskussionen ein
Gewaltbegriff definiert wird, womit eine Sensibilisierung der Kinder
hinsichtlich der Bandbreite von Gewaltformen erreicht werden soll, dient der
praktische Teil der Übung von Verhaltensweisen zur Gewaltverhinderung.
Mit Hilfe der Evaluation sollen folgende Aspekte untersucht werden:

- Einfluss des Programms auf physische und psychische Gewaltformen,

- Änderungen der subjektiven Gewaltdefinition,

- Erreichen der potenziellen Täter sowie potenziellen Opfer,

- Unterschiede bei der Wirksamkeit hinsichtlich der Schulform und
Jahrgänge,

- Unterschiede bei Geschlecht und Alter.

Forschungsmethoden

- Verwendung eines Fragebogens, der einige Skalen der sogenannten
"Landauer Skalen zum Sozialklima" (LASSO) von Saldern und Littig
(1987) enthält. Dabei soll die subjektive Wahrnehmung der schulischen
Lernumwelt und das soziale Klima in der Klasse abgefragt werden.
Konkret wurden vier Skalen übernommen, um Rückschlüsse auf das
subjektive Erleben des gesamten Bereichs der Schüler-Schüler-
Beziehungen ziehen zu können.

• Zufriedenheit mit dem Lehrer (ZULE),

• Hilfsbereitschaft der Schüler (HILF),

• Aggressionen gegen Mitschüler (AGMI),

• Diskriminierung von Mitschülern (DISK).
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- Zusätzlich wurden weitere Fragebögen selbst entwickelt:

• erster Fragebogen: Erfassung der Hauptformen von Gewalt.

• zweiter Fragebogen: Erfassung unterschiedlicher Reaktionsformen
von gewalttätigem Handeln in ihren vielfältigen Erscheinungsformen
und Ausmaß.

• dritter Fragebogen: basiert auf Fragen einer Übungseinheit aus dem
Präventionsprogramm der Polizei, welche die Vermittlung einer
subjektiven Definition von Gewalt anstrebt.

Die Items des ersten und zweiten selbst zusammengestellten Fragebogens
stammen aus verschiedenen Gewaltforschungsstudien. Der dritte Fragebogen
besteht aus Fragen, die Polizisten den Schüler/innen stellten.

Der zweite und dritte Fragebogen wurde zu allen drei Messzeitpunkten
eingesetzt.

Die Stichprobe umfasst sechs Schulklassen des siebten Jahrgangs, wobei
diese aus 86 Realschülern und 79 Gymnasiasten zusammengesetzt sind.
Ergänzend wurden drei Klassenlehrer eines Kölner Gymnasiums mit in die
Erhebung miteinbezogen. Die Jugendlichen waren zwischen 12 und 15 Jahre
alt. Das Geschlecht wurde ausgewogen erhoben (49,1 % weiblich, 50,9 %
männlich).

Die gewonnen Daten wurden anhand statistischer Analyseverfahren
ausgewertet.

Projektablauf

Die Untersuchungsteilnehmer wurden zu drei Messzeitpunkten befragt. Eine
Woche vor und sechs Wochen nach dem Gewaltpräventionsprogramm.
Unmittelbar nach dem Programm wurde nur ein Teil des Fragebogens
bearbeitet. Zusätzlich konnten die Versuchspersonen freie Äußerungen zu
dem Programm der Kölner Polizei machen.

Forschungsergebnisse

- Das Kölner Gewaltpräventionsprogramm wirkt nur partiell auf das
physische Gewaltpotenzial der Schüler und hat keinen signifikanten
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Einfluss auf die psychische Gewalt. Bei einer Schulform differenzierten
Betrachtung kann festgehalten werden, dass nur bei den Gymnasiasten
das psychische Gewaltpotenzial nach dem Programm der Polizei weniger
stark ausgeprägt ist.

- Das Programm vermittelt insgesamt eine Verbesserung der subjektiven
Gewaltdefinition, d. h. dass die Kinder unmittelbar nach der Maßnahme
die Gewaltsituationen gewaltvoller wahrnahmen als zuvor. Nach sechs
Wochen bestand diese Änderung fort, wenn auch in abgeschwächter
Form, so doch signifikant.

- Alle potenziellen Täter wie Opfer der Gymnasiasten zeigten positive
Veränderungen nach dem Programm. Bei den Realschülern wirkte es nur
bei Tätern und Opfern der physischen Gewaltform. Der Anteil der
potenziellen Täter und Opfer von psychischer Gewalt verbesserte sich
nicht, sondern verschlechterte sich eher.

- Das Gewaltpotenzial von Realschülern und Gymnasiasten unterscheidet
sich. Die Stichprobe der Realschüler zeigte über alle verwendeten Skalen
im Fragebogen wie z. B.

• Zufriedenheit mit dem Lehrer (ZULE),

• Hilfsbereitschaft der Schüler (HILF),

• Aggressionen gegen Mitschüler (AGMI),

• Diskriminierung von Mitschülern (DISK) u. a.

tendenziell eine negative Veränderung zum zweiten Messzeitpunkt auf.
Die negative Änderung ist bei den Ergebnissen der Skalen psychische
Gewalt, physische Gewalt und Diskriminierung sogar statistisch
signifikant. Die Gymnasiasten zeigten eine überwiegend positive
Änderung zum zweiten Messpunkt über alle abgefragten Themen, außer
bei der Skala, welche die Hilfsbereitschaft erfasste.

- Das Programm erzielte eine positive Änderung vor allen Dingen bei
Mädchen allgemein, bei 13-jährigen Mädchen und der Gruppe der
Gymnasiasten. Verschlechterungen dominieren bei den Jungen,
unabhängig vom Alter und der Schulform.
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- Insgesamt betrachtet  kann dieses Programm der Kölner Polizei als
wirksam angesehen werden. Es erzielt eine kurzfristige Wirkung bei
Gymnasiasten.

- Das Gewaltpräventionsprogramm sollte  nach Geschlecht und Schulform
differenziert werden.

Besonderheiten

In dem Artikel der Zeitschrift Polizei & Wissenschaft wurden nur Auszüge
der Ergebnisse dargestellt. Daher wurden auch nicht alle verwendeten
Instrumente zur Datenerhebung erwähnt. Die Evaluation wurde im Rahmen
einer Diplomarbeit durchgeführt.

Umsetzung

Der Auszug aus der Diplomarbeit über die Evaluation des
Gewaltpräventionsprogramms der Kölner Polizei wurde veröffentlicht in:
Unabhängige interdisziplinäre Zeitschrift Polizei & Wissenschaft für
Wissenschaft und Polizei. Ausgabe 2 / 2001. A. Bernecker Verlag GmbH. S.
37 - 47.

Kontakte

Polizeipräsidium Köln, Kommissariat Vorbeugung,
Waidmarkt 1, 50676 Köln; Internet: http://www.netcologne.de/vorbeugung;
E-Mail: kk-vorbeugung@netcologne.de
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Gut beraten? - Eine Evaluierung der Sicherheitsberatung im
Polizeipräsidium Münster

Untersuchungsgegenstand

Die Beratungstätigkeit der Kommissariate Vorbeugung verfolgt das Ziel,
ratsuchenden Bürgern Möglichkeiten aufzuzeigen, unter Berücksichtigung
ihrer jeweiligen Verhältnisse mit möglichst geringen Mitteln den
Widerstandszeitwert ihres Wohnraumes zu optimieren.

Eine 1999 durchgeführte Untersuchung des Europäischen Zentrums für
Kriminalprävention, in Zusammenarbeit mit dem Polizeipräsidium Münster
und dem Institut für Politikwissenschaft der Westfälischen Wilhelms
Universität Münster, sollte die Frage beantworten, inwieweit es gelungen ist,
die verschiedenen Aspekte verhaltensbezogener und technischer
Vorbeugungsmaßnahmen so zu vermitteln, dass diese auch tatsächlich
umgesetzt werden.

Als Maßstab für den Erfolg der Beratungen waren Umfang, Anzahl und Art
der empfohlenen und umgesetzten Maßnahmen festzustellen.

Forschungsmethoden

- Pretest

- standardisierter schriftlicher Fragebogen.

Aufgrund sachlicher Erwägungen entschied man sich für eine standardisierte
schriftliche Befragung.

In Zusammenarbeit mit den Mitarbeitern des Kommissariats Vorbeugung
wurde ein Fragebogen entwickelt, der Aspekte der Beratungszeit, Fragen zur
Situation von Einbruchsopfern und zu soziodemographischen Angaben
beinhaltete.

Dabei orientierten sich die Fragen zu den soziodemographischen Daten an
einer Bürgerumfrage des statistischen Amtes der Stadt Münster, um eine
möglichst genaue Vergleichsmöglichkeit mit der Gesamtbevölkerung
Münsters zu erhalten.
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Der Fragebogen wurde zunächst einem Pretest unterzogen. Dazu wurde er
zwanzig zufällig ausgewählten Personen aus der Gruppe der Beratenen
zugeschickt. Überarbeitungen des Fragebogens nach dem Pretest (z.B.
bezüglich der Verständlichkeit) waren nicht erforderlich.

Projektablauf

Innerhalb eines einjährigen Erhebungszeitraumes wurde durch die
Mitarbeiter des Kommissariats Vorbeugung mit allen beratenen Personen
Kontakt aufgenommen. Dies geschah in drei Etappen, um den zeitlichen
Abstand zwischen dem jeweils stattgefundenen Beratungsgespräch und der
Befragung nicht zu groß werden zu lassen. Den Beratenen sollte ferner
Gelegenheit gegeben werden, die ausgesprochenen Empfehlungen
umzusetzen.

Drei Wochen  nach Versand der Fragebögen wurde den 76 Personen, die
noch nicht geantwortet hatten, eine Erinnerungspostkarte mit der Bitte
geschickt, doch noch an der Befragung teilzunehmen.

Von insgesamt 243 angeschriebenen Personen haben 172 (70,8%)
geantwortet.

Besonderheiten

Unter anderem wurde festgestellt,

- dass die Altersgruppe der 45 bis 64jährigen deutlich überrepräsentiert ist,

- es eine leichte Dominanz männlicher Untersuchungsteilnehmer gibt,

- 87,4 % eine Beratung zu Hause befürworten,

- 56,4 % der Befragten Berufstätige und Selbständige sind und

- 75,7 % angaben, Eigentümer eines Hauses bzw. einer Wohnung zu sein.

Es zeigt sich, dass Haus- und Wohnungseigentümer in wesentlich höherem
Maße bereit sind, Kosten für die Installation einbruchshemmender Techniken
zu investieren, als Mieter. Hier können Aufklärungsbemühungen daher auch
nur begrenzt einwirken. Erfolgversprechender erscheint der Ansatz,
Bauherren in der Entstehungsphase von der Einplanung entsprechender
Sicherungstechniken zu überzeugen.
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Auf die Frage, ob die Beratung durch Polizeibeamte, technische Angestellte
oder Privatfirmen erfolgen sollte, sprachen sich 83,8 % gegen eine Beratung
durch Privatfirmen aus. Geschätzt wird insbesondere die Erfahrung und
Objektivität der Polizei.

Bisherige Erhebungen erbrachten wenig Erkenntnisse darüber, inwieweit die
durch eine Beratungsstelle vermittelten Informationen und Erkenntnisse zu
tatsächlichen Verhaltensänderungen oder zur Umsetzung
sicherungstechnischer Vorbeugemaßnahmen geführt haben. Die 25 (14,7 %)
Befragten, die angegeben hatten, keine der Empfehlungen umgesetzt zu
haben, wurden um die Angabe ihrer jeweiligen Gründe gebeten. Als
Antwortmöglichkeiten waren Kostengründe, Zweifel an der Wirksamkeit,
Zeitmangel sowie eine offene Antwortkategorie vorgegeben. 15 Personen
(46,9%) gaben Kostengründe an, 10 Personen (9,4 %) Zeitmangel.

Umsetzung

Die Kurzfassung der Studie liegt im Internet auf der Homepage des PP
Münster (polizei.muenster.net) zum Download. Die Langfassung kann beim
Verfasser über kober@uni-muenster.de angefordert werden.

Kontakte

Europäisches Zentrum für Kriminalprävention (EZK), Geschäftsstelle,
Kautenstege 10, 48565 Steinfurt; Internet: http://www.ezkev.de;
E-Mail: home@ezkev.de
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Haus des Jugendrechts - Ergebnisse einer Evaluation  

Untersuchungsgegenstand

Die Idee zum Modellprojekt beruht auf zwei Grundgedanken:

- Zum einen die Entwicklung der Jugendkriminalität, die als
besorgniserregend empfunden wird, besonders in Hinblick auf die
Gewaltkriminalität. Als problematisch wurde angesehen, dass
unterschiedliche Institutionen mit jugendlichen Straftätern befasst sind,
aber vor allem auch, dass durch diese Strukturen die Verfahren zu lange
dauern, zum Teil Doppelarbeit entsteht und dass bei der Reaktion auf
eine Straftat häufig eine Koordinierung der beteiligten Institutionen nicht
stattfindet.

- Zum anderen vor diesem Hintergrund der aus dem amerikanischen
Rechtsraum stammende Gedanke von Nachbarschaftsgerichten, in denen
gefasste Straftäter direkt abgeurteilt werden und die verhängte Sanktion -
in aller Regel gemeinnützige Arbeit - sofort vollzogen wird.

Das Modellprojekt "Haus des Jugendrechts" ist in Deutschland der erste
Versuch, die Arbeit von Polizei, Staatsanwaltschaft und Jugendgerichtshilfe
"unter einem Dach" zu organisieren. Ziel ist es, unter Einbeziehung auch des
Amtsgerichtes die Kooperation der beteiligten Institutionen zu verbessern,
um damit angemessen auf Jugenddelinquenz zu reagieren, die
Verfahrensdauer im Jugendstrafverfahren zu verkürzen und die
Kriminalprävention im Projektgebiet zu stärken.

Ziel des Forschungsprojektes war die Effekte, Wirkungen und die
Zielrealisierung des Modellprojektes methodisch kontrolliert zu erforschen,
um eine abschließende Bewertung zu ermöglichen, sowie den eingeleiteten
Reformprozess unterstützend zu begleiten.

Dazu wurden in die Untersuchungen mit einbezogen:
- Charakterisierung des Projektgebietes
- Integrierte Kriminalstatistik
- Befragung der Mitarbeiter/innen
- Gefährdeten-Erhebung
- Lehrerbefragung
- Befragung der freien Träger
- Erhebung zu Schulsprechstunden
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- Befragungen zu Präventionsstelle
- Erhebung zur Einzelfallarbeit der Präventionsstelle
- Nutzung der Anwaltssprechstunden
- Auswertung der Hauskonferenzen.

Forschungsmethoden

- Charakterisierung des Projektgebietes:
Sekundäranalytische Auswertung verschiedener amtlicher Zahlen zum
Projektgebiet.

- Integrierte Kriminalstatistik:
Quantitative Verlaufsstatistik unter Einbeziehung der Daten von Polizei,
Staatsanwaltschaft, Jugendgerichtshilfe und Amtsgericht,
personenbezogene Zusammenführung.

- Befragung der Mitarbeiter/innen:
Wiederholte Leitfaden gestützte Interviews.

- Gefährdeten-Erhebung:
Quantitative personenbezogene Erfassung der von der Polizei als
"gefährdet" registrierten Personen, zum Teil unter Einbeziehung der
weiteren Sachbearbeitung bei Jugendgerichtshilfe und Allgemeinen
Sozialem Dienst der Stadt Stuttgart.

- Lehrerbefragung:
Zweimalige schriftliche, teilstandardisierte Befragung von Lehrer/innen.

- Befragung der freien Träger:
Leitfaden gestützte Interviews mit Fachkräften der freien Träger im
Projektgebiet, zweite Befragung schriftlich und teilstandardisiert.

- Erhebung zu Schulsprechstunden:
Teilstandardisierte schriftliche Erhebung.

- Befragungen zu Präventionsstelle:
Wiederholte, Leitfaden gestützte Interviews mit den Fachkräften der
Arbeitsebene und mit der Sozialarbeiterin der Präventionsstelle.

- Erhebung zur Einzelfallarbeit der Präventionsstelle:
Teilstandardisierte schriftliche Erhebung.
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- Nutzung der Anwaltssprechstunden:
Auswertung der von Rechtsanwälten angelegten Listen.

- Auswertung der Hauskonferenzen:
Inhaltsanalytisch strukturierte Analyse der Protokolle der
Hauskonferenzen.

Projektablauf

Zur Umsetzung des Konzeptes wurde am 26.11.1997 eine
behördenübergreifende Projektgruppe eingerichtet. Hieraus ging das
Projektbüro "Haus des Jugendrechtes" hervor, dass bei der
Landespolizeidirektion Stuttgart II angesiedelt war. Beteiligt an der
Projektgruppe waren das Amtsgericht Cannstatt, die Staatsanwaltschaft
Stuttgart, die Landeshauptstadt Stuttgart und die Landespolizeidirektion
Stuttgart II. In der Projektgruppe wurde als Zielvereinbarung beschlossen:

- Optimierung der Effektivität bei der Bekämpfung von Jugendkriminalität
/ -delinquenz.

- Optimierung der behördenübergreifenden Zusammenarbeit in einem
Gebäude, im Falle des Amtsgerichtes Cannstatt durch optimale
Anbindung.

- Beschleunigung staatlicher und kommunaler Reaktion auf Straftaten
junger Menschen.

- Zeitnahe und schnelle Intervention auf normwidriges Verhalten, bereits
beim ersten Anzeichen.

- Langfristige Reduzierung der Jugendkriminalität / -delinquenz.

Im Laufe der Planungen stellte sich der Amtsgerichtsbezirk Cannstatt als zu
groß heraus, dementsprechend wurde eine Eingrenzung auf den
Zuständigkeitsbereich zweier Polizeireviere beschlossen, was auch bedeutete,
dass durch das prognostizierte Fallaufkommen keine eigene
Dezernentenstelle beim Jugendgericht gerechtfertigt war.

Bei der Sachbearbeitung der Polizei im "Haus des Jugendrechtes" wurde eine
Abkehr vom Tatortprinzip organisiert, um die jugendlichen Täter -
unabhängig vom Tatort - im "Haus des Jugendrechtes" betreuen zu können.
In weiteren Schritten wurde auch beschlossen, neben Straftaten "auffälliges
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Verhalten" bzw. Fälle der Strafunmündigkeit oder des Jugendschutzes und
Verkehrsstraftaten in den Revieren der Einrichtung zuzuordnen.

Die Projektgruppe führte Gespräche mit Institutionen, die für das Projekt als
Kooperationspartner von Interesse sind, z. B. die Bewährungshilfe, die
Rechtsanwaltskammer und das Arbeitsamt. Die Dauer des Projektes und die
wissenschaftliche Begleitung wurden zunächst auf drei Jahre befristet, im
Mai 1999 konnten die beteiligten Institutionen das Gebäude beziehen. Im
Winter 2000/2001 wurde das Haus um eine Präventionsstelle ergänzt.

Aus diesem Rahmenbedingungen ergaben sich für die wissenschaftliche
Begleitung entsprechende Konsequenzen. In einem Feld, in dem Kooperation
institutionalisiert wird, beschränkt sich die Evaluation und wissenschaftliche
Begleitung nicht auf das Warten auf den Abschluss der Modellphase, um
dann eine Beschreibung und Bewertung des Projektes wahrzunehmen.
Vielmehr - im Sinne einer systematischen Unterstützung - stellt die
begleitende Forschung den Akteuren im Modellprojekt Informationen und
Erkenntnisse über den Verlauf des Prozesses zur Verfügung, um eine
Weiterentwicklung unmittelbar zu fördern oder gegebenenfalls
Veränderungen direkt vorzunehmen. Somit folgt die wissenschaftliche
Begleitung einem Ansatz, der sich in der Evaluationstheorie auch als
"formative Evaluation" etabliert hat.

Forschungsergebnisse

Im Überblick, da über die genannten Aspekte hinaus eine Fülle von Details
und Daten erhoben wurden, die hier keine Berücksichtigung finden sollen.

Charakterisierung des Projektgebietes:

Die Wohnbevölkerung des Projektgebietes betrug während des Modells etwa
66.000 Einwohner. Die Siedlungsdichte (ca. 3850 Einwohner pro
Quadratkilometer) liegt deutlich über dem Durchschnitt der Stadt Stuttgart.
Das Projektgebiet ist während der Laufzeit des Modells vor allem durch
einen hohen Anteil von Nichtdeutschen (etwa 30 %) an der Bevölkerung
sowie durch eine hohe Arbeitslosenquote gekennzeichnet.

Kriminalstatistik:

Zunächst ergab eine Analyse der Verfahrensdauer, dass in dem
Modellprojekt die Verwirklichung des Zieles der Verfahrensverkürzung
zunächst zu dem paradoxen Ergebnis führte, dass die Verwirklichung des
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Zieles selbst mehr Zeit in Anspruch nahm. Erst durch den Spielraum in der
Praxis konnten Beschleunigungsalgorythmen erprobt und zur Routine
gemacht werden. Bezogen auf die durchschnittlichen Zeiten konnte während
des Modellprojektes die Bearbeitungszeit des gesamten Verfahrens um knapp
über 50 % verkürzt werden. Die Bearbeitungszeit in der Staatsanwaltschaft
konnte um 71 % verringert werden. Insgesamt lässt sich in der
Erledigungsstruktur der Staatsanwaltschaft und des Gerichtes eine sehr starke
Diversions- und Opferorientierung im Haus des Jugendrechts feststellen.

Die Tatverdächtigenbelastungsziffer weist zumindest für den Anfang des
Projektes eine deutliche Verringerung der Belastungszahlen aus. Mit der
Einführung des Wohnortprinzips ist diese Entwicklung nicht abschließend
erklärt, da auch im zweiten Projektjahr die Belastungszahlen sanken. Diese
erfolgreiche Tendenz hat sich aber, was aus den steigenden Werten für das
dritte Projektjahr ersichtlich wird, nicht linear fortsetzen lassen.

Eine Analyse der im "Haus des Jugendrechts" polizeilich registrierten jungen
Menschen hat ergeben, dass es sich bei diesen vorwiegend um männliche
Personen in der Altersgruppe von 14 bis 17 Jahren handelt. Mehrfach
registrierte Täter sind bei schweren Delikten (Raub, schwerer Diebstahl und
Körperverletzung) überrepräsentiert. Ebenso weisen Nichtdeutsche höhere
Anteil auf, vor allen türkische, jugoslawische und italienische
Staatsangehörige.

Integrierte Kriminalstatistik:

Es wurden für den Projektzeitraum für alle Fälle im "Haus" des
Jugendrechts" beilaufend Daten erhoben, die den Verlauf der einzelnen
Verfahren analysieren sollten. Insgesamt wurden an den vier Institutionen im
Haus 265 Datensätze erstellt. Dabei wurde u. a. deutlich, dass die
Jugendgerichtshilfe nie von der Polizei eingeschaltet worden ist, diese
Entscheidung wurde der Staatsanwaltschaft überlassen. Insgesamt gibt die
Erhebung einen detaillierten Überblick über den Arbeitsanfall bei den
beteiligten Institutionen, durch die integrierte Kriminalstatistik lassen sich
folgende Schlussfolgerungen ziehen:

- Im "Haus" des Jugendrechts ist es gelungen, die Verfahrensdauer
erheblich zu verkürzen.

- Bei den Entscheidungen überwiegen Diversion und Täter-Opfer-
Ausgleich.
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- Die Häufigkeiten der Straftaten und die Belastungen einzelner Gruppen
haben sich während der Projektzeit nicht grundlegend verändert.

Befragung der Mitarbeiter/innen, Zeitbudget Analyse:

Polizei

Die Tätigkeiten für das Modellprojekt nehmen über die Hälfte der Arbeitszeit
ein. Demgegenüber entfallen nur gut 20 % der Zeit auf Ermittlungsverfahren,
auf die den Einzelfall bezogene Zusammenarbeit etwa 10 % und nur 1,1 %
für institutionenübergreifende Fallgespräche.

Jugendgerichtshilfe

Die Jugendgerichtshilfe als Institution konnte nur einen kleinen Teil ihrer
Gesamt-Tätigkeit in das Projekt einbringen, je nach Zählweise 11 oder 16 %.
Etwa ein Drittel des Zeitaufwandes für das Projekt wurde für die
Außendarstellung oder für Kooperationsgespräche aufgewendet, dadurch
sind inhaltliche Belastungen für die Mitarbeiter entstanden, die strukturell
nicht ausgeglichen worden sind.

Staatsanwaltschaft

Das traditionelle Aufgabenspektrum der Staatsanwaltschaft hat sich -
besonders um die Bereiche Prävention und Kooperation - erweitert. Die
Erweiterung der Aufgaben geht einher mit einer erheblichen zeitlichen
Mehrbelastung.

Amtsgericht Cannstatt

Am Amtsgericht entstand keine zusätzlich Arbeitsbelastung, konkret wurde
lediglich schneller terminiert als in anderen Verfahren, was zur Verkürzung
der Verfahrenszeit beitrug.

Jede der beteiligten Institutionen hat auch andere Verfahren außerhalb des
Hauses bearbeitet, daraus resultierte - auch wenn die Schwerpunkte auf das
Modell hin ausgerichtet wurden - eine höhere Arbeitsbelastung.

Befragung der Mitarbeiter/innen, Qualitätsanalyse:

Zu Projektbeginn war bei allen Mitarbeiter/innen eine große Motivation und
Neugier festzustellen, obwohl nicht alle freiwillig dem Projekt zugeordnet
wurden oder an der Planung beteiligt waren. Es wurde vor allen Dingen die
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Notwendigkeit betont, intensiver zusammen zu arbeiten. Es gab aber auch zu
Beginn des Projektes kritische Anmerkungen, den Mitarbeiter/innen war das
Konzept in Hinblick auf ihre Tätigkeit nicht konkret genug und die
Erwartungen an das Projekt waren ihrer Ansicht nach zu hoch gesteckt.
Bemängelt wurde auch, dass die Mitarbeiter/innen auf die Kooperationen
nicht vorbereitet wurden, so dass vorhandenen Berührungsängsten zwischen
den Institutionen im Vorfeld nicht entgegengewirkt wurde. Schließlich
forderten die Mitarbeiter/innen zu Beginn des Projektes eine kontinuierliche
Öffentlichkeitsarbeit ein, um die verschiedenen Behörden unter einem Dach
transparent zu machen.

Die abschließende Einschätzung der Mitarbeiter/innen des Projektes am Ende
der Modellzeit wurde vor allen Dingen in Hinblick auf die Erwartungs- und
Motivationslage bei Projektbeginn hin untersucht.

Insgesamt ist die Arbeit der verschiedenen Institutionen durch die Praxis mit
einem Umdenken einhergegangen. Durch das Kooperationsmodell sind neue
Handlungsstrategien und Verhaltensweisen entwickelt worden, die dem
Jugendstrafverfahren und den Umgang mit Strafunmündigen und
"Gefährdeten" eine neue Qualität verliehen. Als Erklärung können neben der
räumlichen Nähe als Rahmenbedingung Prozesse der projekteigenen
Dynamik dienen, die konzeptionell nur schwer planbar sind. Besonders der
Staatsanwaltschaft (als "Herrin des Verfahrens") kommt für das Verfahren
eine besonders integrierende und Kooperation fördernde Rolle zu. Es kam im
Hause zu verschiedenen Vereinbarungen über Kommunikationswege und die
Anwendung bestimmter Verfahren und Instrumente, die sich aus dem Lauf
des Projektes ergaben und erprobt wurden. Herausragend für die gelingende
Zusammenarbeit sind die Orte des Austausches, vor allem die
"Hauskonferenz", die "morgendlichen Frühbesprechungen" und
"Fallkonferenzen". Nach dem Projekt wurde aber von den Mitarbeiter/innen
weiterhin die Terminierung des Amtsgerichts, die Transparenz innerhalb der
verschiedenen Institutionen und die Präventionstätigkeit des Modellprojektes
genannt. Nach wie vor lag die Präventionstätigkeit überwiegend in den
Händen der Polizei.

Auf der Organisationsebene gab es für den Projektverlauf weitere
Kritikpunkte, so wurde die Kommunikationskultur zwischen Leitungs- und
Arbeitsebene und die mangelnde Klarheit über Entscheidungsgewalten
kritisiert.
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Deutlich wurde durch die Befragung der Mitarbeiter/innen im Haus die
besondere Dynamik des Modellprojektes, die Kritikpunkte vermögen auch
nicht über die allgemeine Zufriedenheit der Mitarbeiter/innen
hinwegtäuschen. Die gegenseitige Akzeptanz sei gestiegen, strukturelle
Probleme konnten nicht gelöst werden, aber auf Arbeitsebene kompensiert
werden. Die Frage nach möglichen Verbesserungen des Modellprojektes gab
die Hälfte der Mitarbeiter/innen zu Projektende an, dass die
Kooperationsqualität "schon ideal" sei, eine noch engere Verwebung der
verschiedenen Institutionen erscheint in verschiedener Hinsicht nicht
sinnvoll. Die Mehrheit der Befragten spricht sich für die Notwendigkeit aus,
über das Modellprojekt hinaus unter ständiger Überprüfung Routinen für den
Arbeitsalltag zu entwickeln.

Befragung der Mitarbeiter/innen, Zusammenarbeit mit anderen Institutionen:

Nach Ansicht der Mitarbeiter/innen ist es in dem Modellprojekt gelungen,
enge Kontakte zu lokalen Kooperationspartnern zu knüpfen. Als zentrale
Kooperationspartner wurden die Schulen, die Jugendhilfeeinrichtungen, der
Allgemeine Soziale Dienst, die Sozialberatung Renovierungsarbeiten GmbH
und die Asylbewerberauskunft genannt. Auch hier betonte man den
Mehrwert des Austausches und der Kooperation mit diesen Institutionen, vor
allen Dingen durch persönliche Kontakte.

In Hinblick auf die Zielvereinbarung des Projektes und eine konzeptionelle
Weiterentwicklung gaben die Befragten folgende Auskünfte:

Die Optimierung der behördenübergreifenden Zusammenarbeit in einem
Gebäude, im Falle des Amtsgerichtes Cannstatt durch optimale Anbindung,
wird als erfüllt betrachtet. Die Beschleunigung staatlicher und kommunaler
Reaktion auf Straftaten junger Menschen wird als überwiegend erreicht
angesehen. In Hinblick auf die zeitnahe und schnelle Intervention auf
normwidriges Verhalten, bereits beim ersten Anzeichen, stellte sich die Frage
nach der Definition "normwidrigen Verhaltens", so dass im Ergebnis
Einzelfallentscheidungen die gängige Reaktionsform waren. Die langfristige
Reduzierung der Jugendkriminalität / -delinquenz wird als eher unrealistisch
angesehen, zumal eine valide Evaluation nach drei Jahren Projektlaufzeit aus
logischen Gründen entfällt. Die Präventionsarbeit sollte von allen Seiten
verstärkt und koordiniert werden sowie der Informationsfluss durch die
Einführung von Rücklaufzetteln abgesichert werden.

Gefährdeten-Erhebung:
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Die Arbeit des "Haus des Jugendrechts" sollte sich von vornherein nicht auf
straffällig gewordene Jugendliche beschränken, sondern auch noch
strafunmündige Kinder oder anders auffällige Jugendliche mit einbeziehen.
Schwierigkeiten gab es bei der Definition des Gefährdetenbegriffs, für die
Erhebung war die Polizei zuständig, die dann an das Jugendamt
weitermeldete. Der Schwerpunkt lag dann in der Praxis bei den 12 und 13
Jährigen. Nach Einschätzung der Polizei lag unter anderem eine
"Gefährdung" vor, wenn Straftaten begangen wurden (61,6 %), aber auch
Weglaufen (9,3 %), Schule schwänzen (4,0 %), familiäre Probleme (1,7 %),
kindsuntypisches Verhalten (9,7 %) und Verwahrlosung (1,4 %) wurden als
Gefährdung eingestuft. Insgesamt zeigt die Gefährdeten-Erhebung, dass bei
den Personen, die dann den Allgemeinen Sozialen Dienst erreichen, die
Fachkräfte des Jugendamtes aufgrund eigener Einschätzung eines
Hilfebedarfs darüber entscheiden, ob Beratungsangebote gemacht werden.
Gründe, warum nur gut die Hälfte der betroffenen Familien die Angebote
nicht annehmen, sind im einzelnen aus dieser Erhebung nicht ersichtlich.

Befragung der freien Träger:

Die Rückmeldung der freien Träger war, trotz anfänglicher Bedenken bei
Projektbeginn, sehr positiv. Grundsätzlich ist die Vernetzung des
Modellprojektes in den Sozialraum mit der Jugendhilfe gelungen. Die
Zusammenarbeit mit Staatsanwaltschaft, Polizei und Jugendgerichtshilfe
konnte verstärkt werden, auch wenn deutlich wurde, dass es sich bei dem
Modell erst um den Anfang eines begonnenen Vernetzungsprozesses handelt.
Die einzelfallbezogene Arbeit hat sich optimiert, mit Blick auf die Zukunft
sollte die Zusammenarbeit "gepflegt" und kontinuierlich - auch mit weiteren
Institutionen - ausgebaut werden.

Befragungen zu Präventionsstelle:

Die Kriminalprävention war konzeptionell ein Schwerpunkt des
Modellprojektes. Dazu wurden präventive Maßnahmen in der Öffentlichkeit
durchgeführt, die Präventionsarbeit der Polizei wurde forciert und gezielt mit
anderen Institutionen, vor allen mit den Schulen, kooperiert. Dazu wurde in
dem "Haus des Jugendrechtes" eine Präventionsstelle eingerichtet. Ihre
Arbeit zielte insofern auf die Vermeidung von Delinquenzkarrieren, indem
sie von einem ressourcenorientierten und systematischen Ansatz ausgehend
die direkt am Konflikt beteiligten Sozialisationsinstanzen bei der
Entwicklung von Handlungs- und Lösungsstrategien unterstützte. Die
Einrichtung der Präventionsstelle wird rückblickend von Allen als positiv
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und sinnvoll bewertet, auch wenn sie erst später Bestandteil des Projektes
wurde. Sie hat zu einer Qualifizierung und Konkretisierung der
Präventionsarbeit im "Haus des Jugendrechts" beigetragen und auf die
Notwendigkeit der Zusammenführung von unterschiedlichen Sichtweisen mit
ihrem Wirken im Modellprojekt als grundlegende und erlernbare Kompetenz
für kommunikative Aushandlungsprozesse verwiesen.

Erhebung zu Schulsprechstunden, Lehrerbefragung:

Im Rahmen der Präventionsarbeit stellte die Zusammenarbeit mit den
Schulen einen wesentlichen Faktor dar. Dabei galt es, neue Zugangs- und
Handlungswege für Schulen im Umgang mit besonders schwierigen
Schüler/innen oder auch im Rahmen von Ermittlungsverfahren herzustellen.
Neben Projekttagen, Präventionsunterrichtseinheiten sowie Elternabenden
wurden Schulsprechstunden an 15 Schulen des Projektgebietes eingerichtet,
an denen 57 Sprechstunden mit 138 Kontakten durchgeführt und ausgewertet
wurden. Wurde der Kontakt mit der Polizei bisher eher negativ erlebt, fanden
die Schulsprechstunden insgesamt großen Zuspruch. Neben Schülern nahmen
auch Lehrer, aber auch vereinzelt Rektoren, Angestellte und - sofern
vorhanden - Schulsozialarbeiter die Schulsprechstunden wahr. Auffällig ist
eine inhaltliche Divergenz zwischen den Schulformen. An den Grund- und
Sonderschulen besteht ein erhöhter Informationsbedarf an Fragen bezüglich
der polizeilichen Arbeit und zu Verhaltenstrategien in (bisher nicht
eingetretenen) Konfliktsituationen. Während an diesen Schulen auch
vermehrt (Ermahnungs-)Gespräche mit Schüler/innen stattgefunden haben
und sich Lehrer/innen mit Hinweisen auf die schwierige Familiensituation
von auffällig gewordenen Schüler/innen an die Berater richteten, wendeten
sich an der Realschule in fünf Fällen Schüler/innen selbst mit persönlichen
Problemen an die Polizist/innen. An den Gymnasien hingegen wurde kaum
von internen Problemen berichtet, sondern von Schwierigkeiten von außen.
Insgesamt stellte sich heraus, dass an den Schulen ein hoher Informations-
und Unterstützungsbedarf zu strafrechtlichen Fragen und Konflikten an
Schulen insgesamt besteht. In abschließenden Aussagen zu den
Auswirkungen der Schulsprechstunden wurde eine leichte Verbesserung der
Situation an den Schulen ermittelt, wobei in diesem Falle präventive
Angebote wohl dauerhaft an Schulen installiert werden müssen.

Insgesamt wird das Projekt als sehr erfolgreich bewertet. Zahlreiche
Teilbereiche bedürfen der längerfristigen Evaluation in Hinblick auf
längerfristige Effekte und Operationsstrukturen.
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Es empfiehlt sich, ein Projekt wie dieses in andere Regionen zu übertragen,
nicht zuletzt, um auch dort Daten zu Wirkungen eines solchen Projektes zu
erheben. Besonders innovativ ist der Ansatz der verschiedenen Institutionen,
der nur vereinzelt in der Debatte um eine Reform des Jugendstrafrechts
vorkommt.

Besonderheiten

Die Evaluation war eingebettet in den Evaluationsverbund bei der
Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention beim Deutschen
Jugendinstitut.

Kosten/Finanzierung

Für die Arbeit an und in dem "Haus des Jugendrechtes" sind über die
geltenden Regelungen und Mittel hinaus keine zusätzliche Kosten
entstanden.

Finanzierung der Evaluation durch das Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend im Rahmen des Kinder- und Jugendplanes
durch eine wissenschaftliche Stelle (BAT IIa) sowie Hilfskraft- und
Sachmittel.

Die Präventionsstelle im "Haus des Jugendrechtes" wurde im Winter
2000/2001 durch die Spende dreier ortsansässiger Firmen finanziert.

Umsetzung

Extrem umfangreiche Erhebungen und Auswertungen.

Veröffentlichung der Evaluationsergebnisse als Buch:

Wolfgang Feuerhelm / Nicole Krüger, Das "Haus des Jugendrechts" in
Stuttgart Bad Cannstatt- Ergebnisse einer Evaluation -, Mainz 2003, (Verlag)
Institut für Sozialpädagogische Forschung Mainz e. V. (ism), Kaiserstraße
31, 55116 Mainz, ISBN 3-932612-04-3

Kontakte

Institut für Sozialpädagogische Forschung Mainz e. V.,
Kaiserstraße 31, 555116 Mainz

Landespolizeidirektion Stuttgart II, Kriminalitätsbekämpfung,
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Hahnemannstraße 1, 70191 Stuttgart;
Internet: http://www.polizei-stuttgart.de; E-Mail: k@lpds2.bwl.de

Landeskriminalamt Baden-Württemberg,
Taubenheimstraße 85, 70372 Stuttgart



Evaluation

165

Jugendarbeit im Sportverein - Anspruch und Wirklichkeit -
Eine Evaluationsstudie

Untersuchungsgegenstand

In der Studie wurde die Jugendarbeit von Sportvereinen in Nordrhein-
Westfalen evaluiert. Nach dem Selbstverständnis des organisierten Sports
soll die Jugendarbeit im Sportverein zum ersten das sportliche Engagement
im Verein fördern und zum zweiten der Persönlichkeitsentwicklung von
Jugendlichen nutzen. Das Ziel dieser Forschungsarbeit liegt in der
Erkenntnisgewinnung, inwieweit die Sportvereine diesem Anspruch gerecht
werden.

Forschungsmethoden

Die Gesamtkonzeption sah 3 Teilstudien vor:

- eine Fragebogenerhebung

- motorische Tests

- Interviews mit Vereinsjugendlichen und deren Eltern.

Untersucht wurden Gymnasiasten und Hauptschüler nach spezifischen
Verteilungskriterien an 40 ausgewählten Schulen NRWs, im Alter zwischen
12 und 16 Jahren. Zugleich wurde die Vereinslandschaft in ihrer Vielfalt
abgebildet. Die Ergebnisse sind für die genannte Population repräsentativ.

Alle Teilstudien waren längsschnittlich angelegt, d. h., die Jugendlichen
wurden im Verlauf von 3 Schuljahren mehrfach untersucht. Auf diese Weise
konnten Aussagen über die individuelle Entwicklung aller Probanden
gemacht werden. Es wurden zudem Vergleiche zwischen aktiven
Vereinsmitgliedern und vereinsdistanzierten Jugendlichen gezogen.

Projektablauf

Die Untersuchung wurde zwischen 1998 bis 2000 von einem Team der
Universität Paderborn unter der Leitung des Sportwissenschaftlers Prof. Dr.
Wolf Brettschneider durchgeführt, nachdem sie das Ministerium für
Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport des Landes NRW in Auftrag
gegeben hatte.
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Kontakte

Polizeipräsidium Münster, Kommissariat Vorbeugung,
Postfach 6549, 48034 Münster;
Internet: http://www.polizei.nrw.de/muenster; E-Mail: polizei@muenster.net
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Jugendkriminalitätspräventionsprogramm (JKPP)  

Untersuchungsgegenstand

Vor dem Hintergrund ständig steigender Zahlen in der Kinder- und
Jugenddelinquenz haben das Thüringer Ministerium für Soziales und
Gesundheit (TMSG) und das Thüringer Innenministerium (TIM) im Frühjahr
1997 beschlossen, ein gemeinsames thüringenweites Jugendkriminalitäts-
präventionsprogramm (JKPP) aufzulegen. Im Rahmen des JKPP sollen
Jugendhilfe und Polizei erstmalig systematisch und zielorientiert auf dem
Feld der Präventionsarbeit miteinander kooperieren. Die Umsetzung findet in
ausgewählten Modellstandorten statt. Darunter fallen aufgrund ihrer
Delinquenzbelastung der Wartburgkreis, Ilmkreis, Kreis Nordhausen, Kreis
Altenburg, Kreis Saalfeld-Rudolstadt sowie die kreisfreien Städte Erfurt,
Weimar und Jena. Nach einem ablehnenden Bescheid des Projektantrages des
Ilmkreises durch das TMSG trat die Stadt Gera an dessen Stelle.

Das Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik, Landesbüro Thüringen
(ISS) wurde zum 1.7.1997 vom TMSG beauftragt, die Praxisberatung der
beteiligten Verwaltungen, Polizeiinspektionen und Jugendhilfeträger an den
Modellstandorten und die Gesamtdokumentation und  Evaluation
durchzuführen.

Forschungsmethoden

- Interviews zur Bestandsaufnahme der Anfangssituation vor Beginn des
JKPP. Befragt wurden einzelne Mitarbeiter der Jugendämter und
Jugendsachbearbeiter bzw. Jugendbeamte in den Polizeiinspektionen.
Die Auswertung erfolgte anhand von Gesprächsprotokollen und
transkribierten Tonbandaufzeichnungen.

- Ein Jahr später folgten Leitfadeninterviews zur Erfassung des
Entwicklungsstandes des JKPP in den einzelnen Regionen.

- Das monitoring-system als Evaluationsinstrument. Hierunter ist ein
Erhebungsverfahren zu verstehen, das die Arbeit der Koordinatoren in
verschiedenen Ebenen kontinuierlich beschreibt.
Dazu wurden fünf Erhebungsbogen entwickelt:

• Bogen A: Start (erfasst die geplante Umsetzung des JKPP durch die
einzelnen Träger)
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• Bogen B: Implementierung (erfasst Veränderungen während des
Projektes)

• Bogen C: Rahmenbedingungen des Projektes (erfasst die
konzeptionelle Ausrichtung der Arbeit, auf die Zielgruppe des
Projektes und auf Rahmenbedingungen vor Ort)

• Bogen D: Angebote/Aktivitäten des Projektes (erfasst spezielle
Angebote und Maßnahmen)

• Bogen E: Übermittelte Klienten (erfasst Beratungen der Kinder und
Jugendlichen).

Monitoringbogen dienen sowohl der Selbstevaluation und -reflexion der
Mitarbeiter in den Kontaktstellen und ihrer Arbeit als auch der
Dokumentation und Evaluation des JKPP durch das ISS.

Projektablauf

- Interviews im Zeitraum von Ende April bis Anfang Mai 1998

- Monitoring-system, d. h. Entwicklung innerhalb der Implementierungs-
phase des JKPP

- Einführung ab Juni 1998

- Interviews im Zeitraum von Ende April bis Anfang Mai 1999

- Gesamtlaufzeit bis 31.10.2000

Forschungsergebnisse

- Der Informationsfluss zwischen Polizei und Jugendhilfe müsste
beschleunigt werden.

- Die Meldungen der Polizei an die Jugendhilfe sollen differenzierter
gestaltet werden.

- Es sollten Fortbildungsveranstaltungen für Beteiligte eingeführt werden.

- Die Jugendämter sollen vergleichbare Jugendgerichtshilfe- (JGH)-
Statistiken führen, um eine Beurteilung der Kinderdelinquenz und
Jugendkriminalität in Thüringen angemessen analysieren und bewerten
zu können.
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- Bei zukünftigen Modellvorhaben sollte vor Beginn stärker beachtet
werden, dass die beteiligten Kommunen und Institutionen die Ansätze
und Ziele des Modellvorhabens ebenfalls verfolgen und diese auch
entsprechend unterstützen.

Besonderheiten

Zur Steuerung und zum laufenden Controlling des Modellprojektes wurden
auf verschiedenen Ebenen Arbeitsgruppen eingerichtet.

1. Lenkungsgruppe, zusammengesetzt aus Vertretern des

- Thüringer Ministerium für Soziales und Gesundheit (TMSG)

- Thüringer Innenministerium (TIM)

- Thüringer Ministerium für Justiz und Europaangelegenheiten

- Landesjugendamt (LaJuA)

- Landesarbeitsgemeinschaft der Jugendamtsleiter Thüringens

- Landesjugendhilfeausschusses

- Thüringer Landkreistages

- Gemeinde- und Städtebundes Thüringen

- Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik (ISS).

Diese Gruppe tagte ca. ein bis zweimal im halben Jahr.

2. Arbeitsgruppe Jugendkriminalitätsprävention, zusammengesetzt aus
Vertretern des

- Thüringer Ministerium für Soziales und Gesundheit (TMSG)

- Thüringer Innenministerium (TIM)

- Landesjugendamt (LaJuA)

- Landeskriminalamt (LKA)

- Landesjugendhilfeausschusses

- Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik (ISS).
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Diese Arbeitsgruppe wurde an den acht Standorten eingerichtet und
analysierte bzw. begleitete die dortigen Entwicklungen.

Kosten/Finanzierung

Das Thüringer Ministerium für Soziales und Gesundheit (TMSG) fördert
jeden der insgesamt acht Modellstandorte mit ca. 22.500 Euro jährlich, die
ausschließlich für die Umsetzung des JKPP vor Ort einzusetzen sind. Davon
können ca. 15.000 Euro für eine Personalstelle und 7.500 Euro für
Sachkosten eingesetzt werden.

Umsetzung

Die Umsetzung der Praxisberatung, der Dokumentation und Evaluation
erfolgt halbjährlich in Form eines Zwischenberichtes der ISS. Insgesamt
liegen vier Zwischenberichte vor, angefangen beim Projektstand des ersten
Berichts 01.07.1997 bis zum Ende des Vierten 30.09.1999. Zusätzlich
veröffentlichte das ISS einen Tagungsreader vom 14.02.2000.

Kontakte

Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e. V. (ISS),
Am Stockborn 5 - 7, 60439 Frankfurt am Main;
Internet: http://www.iss-ffm.de; E-Mail: iss.frankfurt-am-main@t-online.de



Evaluation

171

Kampagne Gewalt - Sehen - Helfen   

Untersuchungsgegenstand

Die in Frankfurt/Main durchgeführte Kampagne "Gewalt - Sehen - Helfen"
will das Problem der unterlassenen Hilfeleistung öffentlich thematisieren und
damit Problembewusstsein schaffen. Sie will über die Ursachen des
Wegschauens aufklären und dadurch für diese Problematik sensibilisieren.

Für die Zukunft will die Kampagne positive Werte vermitteln, das
Verantwortungs- und Pflichtbewusstsein stärken und die Menschen zu
Hilfeleistung, sozialem Verhalten und mehr Zivilcourage motivieren. Dazu
sollen konstruktive Hilfestellungen gegeben, Handlungskompetenzen
vermittelt und Verhaltenstrategien aufgezeigt werden.

Untersuchungsgegenstand ist die Resonanz der Teilnehmer und der
Bevölkerung auf die Kampagne, der Erfolg der unterschiedlichen
Maßnahmen im Rahmen der Kampagne, sowie Problemdarstellungen der
Durchführung und mögliche Verbesserungen.

Forschungsmethoden

- Fragebogen des Amtes für Statistik, Wahlen und Einwohnerwesen
(geschlossene Antwortmöglichkeiten, quantitativ)

- Fragebogen für Seminarteilnehmer (offene Antworten, qualitativ)

- Fragebogen für Bürger (geschlossene Antworten, quantitativ)

- Interviews mit Seminarleitern (offene Antworten, qualitativ)

Projektablauf

Eine Bürgerbefragung des Amtes für Statistik, Wahlen und Einwohnerwesen
1997 ergab eine hohe Kriminalitätsfurcht, negativen Stimmungstrend zum
Leben in Frankfurt und vermehrt Sorgen über unterlassene Hilfeleistung.
Daraufhin startete der Präventionsrat der Stadt Frankfurt die Kampagne
"Gewalt - Sehen - Helfen".

Im Rahmen dieser Kampagne fanden etwa 30 verschiede
Informationsveranstaltungen, Symposien und Aktionen mit unterschiedlichen
Zielgruppen statt, der Werbeaufwand war erheblich. Die Kampagne erregte
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auch überregional in den Medien Interesse. Hauptzielgruppe war die Jugend,
im Rahmen der Kampagne wurde auf die Schulen als Sozialisationsinstanz
erheblichen Wert gelegt. An den Schulen wurden Projektwochen
durchgeführt mit Konfliktlösungsprogramme und Mediation sowie Vorträge
und weitere Maßnahmen zum Thema Unterlassen von Hilfe.

In Zusammenarbeit mit Volkshochschulen und Institutionen der
Erwachsenenbildung und -fortbildung wurden Seminare zur Vermittlung von
Zivilcourage angeboten.

Für die Stadt Frankfurt wurden Präventionshelfer im Rahmen der
Maßnahmen der Sozialhilfe rekrutiert, die auf der Straße diverse Tätigkeiten
(Werbung, Neighborhood watch, ) im Rahmen der Kampagne durchführten.

Zum Zeitpunkt des vorliegenden Berichts war über eine Fortsetzung noch
nicht entschieden, jedoch fand eine Auswertung durch eine dem
Lenkungsausschuss der Kampagne beigeordneten Wissenschaftlerin
(Erziehungswissenschaften) statt:

- erneute Bürgerbefragung des Amtes für Statistik, Wahlen und
Einwohnerwesen für 1998

- Befragung der Bevölkerung

- Befragung von Seminarteilnehmern

- Befragung von Seminarleitern

- Gesamtbetrachtung

Forschungsergebnisse

Auswertung der Bürgerbefragung des Amtes für Statistik, Wahlen und
Einwohnerwesen 1998:

In den Fragebogen des Amtes wurden vier Fragen zur Kampagne "Gewalt -
Sehen - Helfen" aufgenommen. Ziel war es, einen Querschnitt der
Frankfurter Bevölkerung zu befragen. Von 3.000 Fragebögen (2.100
Deutsche, 900 Ausländer) kamen 60 % (Deutsche) bzw. 30 % (Ausländer)
verwertbar zurück.
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Die Kampagne war 55 % der Teilnehmer bekannt, jeder Fünfte gab an,
dadurch neue Handlungsalternativen bezüglich des eigenen Hilfeverhaltens
kennen gelernt zu haben.

62 % derer, welche die Kampagne kannten, sind durch die Werbung (Flyer,
Plakate) auf die Initiative aufmerksam geworden, insbesondere wohl durch
die Werbeträger in öffentlichen Verkehrsmitteln. Die Wahrnehmung der
eingesetzten Werbemittel ist abhängig von dem Alter der Wahrnehmenden.
Jüngere fühlen sich stärker durch Plakate angesprochen, Ältere durch Presse,
Funk oder Fernsehen. 30 % der Befragten waren schon ein mal Zeuge einer
Bedrohung eines Mitmenschen. Von diesen hätten sich 70 % gewünscht,
mehr über richtiges Hilfeverhalten zu wissen. Insgesamt ist die Bewertung
der Kampagne positiv, 72 % halten sie für notwendig, nur 2 % für
überflüssig.

Bürgerbefragung auf der Straße:

Insgesamt 260 Bürger wurden in drei Befragungswellen an öffentlichen
Plätzen befragt.

51,5 % gaben an, schon einmal etwas über die Kampagne "Gewalt - Sehen -
Helfen" gehört zu haben. Davon wurden 50 % über Plakate aufmerksam, 29,9
% über die Zeitung und 23,2 % über das Fernsehen. Die Kampagne wurde
überwiegend als "gut" oder "sehr gut" empfunden, jedoch halten nur 10,8 %
die bisherige Werbung für die Kampagne als ausreichend. Von den Befragten
waren 20,4 % selbst Opfer einer Straftat oder Bedrohung, 27,7 % gaben an,
schon einmal Zeuge einer Straftat oder Bedrohung gewesen zu sein.

Von den Zeugen hatten 33,3 % bezüglich der beobachteten Situation die
Polizei verständigt, 29,2 % hatten aktiv eingegriffen und 25 % hatten nach
eigenen Aussagen Angst, einzugreifen.

Die Frage nach mangelnder Hilfsbereitschaft wurde folgendermaßen
beantwortet: 77,3 % haben Angst, selbst Opfer zu werden. 26,2 % vertraten
den Standpunkt, dass ihnen Hilfe im Nachhinein nur Ärger einbringt, 13,8%
sahen die Anonymität der Stadt als Grund und 11,9% der interviewten
Personen denken, die Streitigkeiten anderer gehe sie nichts an.

Befragung von Seminarteilnehmern:
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Insgesamt wurden 106 Teilnehmer von Seminar- oder
Informationsveranstaltungen zu ihren Eindrücken und Erfahrungen zur
Kampagne befragt.

70 % von ihnen beteiligten sich an der Kampagne, da sie auf formellen
Wegen (Vorgesetzte, Verbände, Vereine, ...) oder schriftlich zur
Auftaktveranstaltung eingeladen worden waren. Durch
Zeitungen/Zeitschriften wurden 18 %, durch Plakate 9 % und durch
Fernsehen 3 % auf die Kampagne aufmerksam.

70 % der Befragten gaben an, sich vorher bereits mit dem Problem der
unterlassenen Hilfeleistung beschäftigt zu haben. Folglich sprach die
Kampagne hauptsächlich Leute an, die ohnehin mit dem Thema beschäftigt
waren. Die Erwartungen in Hinblick auf die Teilnahme an den Seminaren
waren Aufklärung, Erweiterung der Handlungs-/Sozialkompetenz und
Überprüfung/Bestätigung des bisherigen eigenen Verhaltens.

In der Regel wurden die Erwartungen der Teilnehmer erfüllt, auch wenn die
Bezeichnung "Multiplikatoren-Seminar" dieser Erwartung nicht gerecht
wurde. Insgesamt gab es im Hinblick auf die Durchführung der Seminare
viele einzelne Verbesserungsvorschläge für die Methodik und Didaktik sowie
positive Resonanz für mögliche Wiederholungen oder Ausweitungen der
Kampagne.

Befragung von Seminarleitern:

Von insgesamt 19 Seminarleitern wurden fünf Personen aus
unterschiedlichen Institutionen zu ihren Erfahrungen mit der Kampagne
befragt.

Sie berichteten von teilweise organisatorischen Schwierigkeiten und
mangelnder Koordinierung, bewerten die Maßnahmen und das Feedback aber
als positiv. Sie beobachteten bei den Seminarteilnehmern im Hinblick auf das
Helferverhalten eine Veränderung. Bei den Seminarteilnehmern handelte es
sich jedoch überwiegend um Menschen, die sich bereits mit dem Thema
beschäftigt hatten. Der Bekanntheitsgrad der Kampagne wird nicht so
optimistisch betrachtet, mehr regelmäßige Werbung wird angeregt. Insgesamt
betrachteten die Seminarleiter die Kampagne mit dem offiziellen Abschluss
für sie und ihre Institutionen nicht als beendet. Ziel ist es, noch mehr
Multiplikatoren zu werben.
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Gesamtbetrachtung:

Die Kampagne ist ein sinnvoller Versuch, Zivilcourage zu fördern. Ein
besonderer Schwerpunkt sollten die Schulen bzw. Jugendlichen bleiben. Als
verbesserungswürdig werden die Kommunikation, die Öffentlichkeitsarbeit
und der Informationsfluss angesehen. Wie sich aus allen Befragungen ergab,
sollte die Kampagne kontinuierlich fortgesetzt werden. Dafür sollten die
notwendigen (hauptamtlichen) Ressourcen geschaffen werden.  Die Initiative
wird als Erfolg betrachtet, obwohl zum Zeitpunkt des Berichts die Wirkung
auf die Bevölkerung nicht abzuschätzen oder zu erheben war.

Besonderheiten

Sehr umfangreiches Projekt mit verschiedenen Erkenntnisinteressen und
Adressaten.

Kosten/Finanzierung

Kosten der Kampagne bis Ende 1998: 150.000 DM. Davon:

- Rhein-Main-Verkehrsbund spendete 15.000 DM

- Verein "Zeil Aktiv e. V." spendete 3.000 DM

- Verkehrsgesellschaft Frankfurt am Main übernahm 8.728 DM
Druckkosten

- Stadt Frankfurt 74.872 DM

- Gesellschaft Bürger und Polizei für mehr Sicherheit e.V. 45.000 DM

Kontakte

Stadt Frankfurt am Main, , 60275 Frankfurt am Main;
Internet: http://www.gewalt-sehen-helfen.de
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Kompetenz und Zivilcourage. Das Sicherheitstraining der
Münchener Polizei in der Evaluation

Untersuchungsgegenstand

Untersucht werden die Wirkungen des Sicherheitstrainings der Münchener
Polizei, das ab Herbst 1998 regulär durchgeführt wird. Das
Sicherheitstraining umfasst Maßnahmen wie z. B. Informationen über
konkrete Verhaltensempfehlungen, Verteidigungswaffen, polizeiliche
Statistiken und Erfahrungen. Es steht unter dem Motto "Hinhören - Hinsehen
- Handeln" und verfolgt die Ziele:

- Stärkung des subjektiven Sicherheitsgefühls,

- Impulsgebung in Richtung Zivilcourage,

- Teilrückgabe von Verantwortung an jeden einzelnen Bürger,

- Vermittlung von Handlungsstrategien zur Steigerung der
Handlungskompetenz.

Das Gefühl, bei einer gefährlichen Situation richtig zu handeln (subjektives
Kompetenzgefühl), die eigene Einschätzung der Fähigkeiten und
Kompetenzen in einem Notfall eingreifen zu können (subjektive Kompetenz)
und die tatsächlichen Fähigkeiten, wie z. B. Teilnahme an "Erste-Hilfe-
Kursen" (objektive Kompetenz) können die Entscheidung des potentiellen
Helfers für oder wider die aktive Hilfeleistung wesentlich beeinflussen.
Inwieweit das Sicherheitstraining der Münchener Polizei die drei genannten
Kompetenzen und damit die Hilfeleistung bei Notfällen oder gefährlichen
Situationen beeinflusst, soll hinterfragt werden.

Forschungsmethoden

- Bildung von Experimental- und Kontrollgruppe

- Erhebung erfolgte durch drei Fragebögen pro Gruppe:

• Pretest (Abfrage vor der Durchführung des Sicherheitstrainings)

• Posttest (Abfrage nach der Durchführung des Sicherheitstrainings)

• Follow-up (Nachuntersuchung, nach sechs Wochen)
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- "Zufallsstichprobe"

Projektablauf

Es wurde eine Stichprobe von 47 Versuchspersonen, überwiegend Studenten
der Münchener Universität, per Fragebogen erhoben.

Die Experimental- und die Kontrollgruppe wurden zu drei Messzeitpunkten -
vor, unmittelbar nach und etwa sechs Wochen nach der Trainingsteilnahme -
zum Thema befragt. Dazu wurden drei Fragebögen entwickelt. Dabei fehlt in
dem zweiten Fragebogen für die Kontrollgruppe die Evaluation des
Trainings, da sie an dem Training nicht teilgenommen hat.

Forschungsergebnisse

- Insgesamt bestätigen die vorliegenden Daten für die Trainingsteilnehmer
eine signifikante Steigerung der objektiven Kompetenz wie des
subjektiven Kompetenzgefühls und eine erwartete Zunahme der
subjektiven Kompetenz - und damit die Effektivität des
Sicherheitstrainings der Münchener Polizei.

- Positive Zusammenhänge zwischen einem hohen Maß subjektiver bzw.
objektiver Kompetenz und hohem Kompetenzgefühl geben zusätzliche
Hinweise auf mögliche Analogien von Wirkungsmechanismen in den
Bereichen der Erste-Hilfe-Leistung sowie des Hilfeverhaltens in
Notsituationen.

Umsetzung

Diplomarbeit an der Ludwig-Maximilians-Universität, Institut für
Psychologie, Fach Sozialpsychologie

Kontakte

Ludwig-Maximilians-Universität München, Fakultät für Psychologie und
Pädagogik, Fach: Sozialpsychologie, Leopoldstr. 13, 80802 München;
Internet: http://www.paed.uni-münchen.de
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Konfliktvermeidung in Ostvorpommern

Untersuchungsgegenstand

Der Verein Horizonte für Jugend e.V. Wolgast ist in den Schulen des Kreises
Ostvorpommern mit verschiedenen Projekten zur Gewaltprävention aktiv.
Seit Anfang 2000 werden diese  wissenschaftlich begleitet  durch das Institut
für soziale Arbeit und Organisationsplanung.

Forschungsmethoden

Das Institut sah sich, durch die in diesem Bereich gemachten ersten
Erfahrungen ermuntert, ein Statement über die schulische Gewaltproblematik
abzugeben.
Es ist dabei auf die Forschungsansätze und Hypothesen einiger bekannter
sozialwissenschaftlicher respektive kriminologischer Arbeiten zu dem Thema
"Gewalt und Schule" eingegangen, außerdem wurden die nach Ansicht des
Instituts bedeutendsten Erklärungsansätze herausgestellt.

Forschungsergebnisse

Es wird ausgeführt, welchen bedeutenden Einfluss das schulische Umfeld auf
die Soziogenese junger Menschen hat. Insbesondere wird hier die Auffassung
vertreten, dass die Ursachen von Gewalt vor allem in einem system
immanenten Kontext zu suchen sind. So wird die Schule als hierarchische,
Leistungsdruck erzeugende, Institution angesehen. Der Einzelne findet sich,
gewissermaßen ausgeliefert, in seiner persönlichen Freiheit beschnitten
wieder.

Dieses erfahrene Ungleichgewicht soll durch Stärkung der
sozialpädagogischen Befähigung der Lehrkräfte relativiert werden. Dem
Entstehen von Gewalt als Reaktion auf die schulischen Strukturen soll so
vorgebeugt werden.

Kontakte

Innenministerium Mecklenburg-Vorpommern, Landesrat für Kriminalitäts-
vorbeugung, Karl Marx Straße 1, 19048 Schwerin

Institut für soziale Arbeit und Organisationsplanung e. V.,
Lindenstraße 63, 17033 Neubrandenburg
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Kooperation Polizei - Jugendhilfe - Sozialarbeit (PJS)   

Untersuchungsgegenstand

In Nürnberg kam es im Laufe der Jahre 1993 und 1994 an den einschlägig
bekannten Orten (Bahnhof, ...) zu einer beunruhigend deutlichen Zunahme
der Kinder- und Jugendkriminalität, auf die von Seiten der Polizei mit einer
steigenden Anzahl von Einsätzen in diesem Bereich reagiert wurde. Doch
weder das repressive Vorgehen der Polizei noch die sozialpädagogischen
Interventionen im Rahmen von Streetwork erwiesen sich als befriedigende
Strategien zur Bewältigung des doppelt gelagerten Problems: diese
Maßnahmen waren weder im Sinne einer langfristigen Kriminalprävention
bezogen auf Kinder und Jugendliche ausreichend, noch konnten sie das
subjektive Sicherheitsempfinden der Bevölkerung steigern.

Nicht zuletzt daraus resultierte die grundsätzliche Bereitschaft beider Seiten
zum Gespräch und zu einer sachbezogenen Auseinandersetzung und schuf so
die konzeptionelle Grundlage des Modellprojektes.

Das Modellprojekt hat sich die langfristige und nachhaltige Verbesserung der
Kooperation und Kommunikation zwischen den beteiligten Diensten Polizei,
offener Jugendarbeit und Allgemeinen Sozialen Dienst zum Ziel gesetzt,
sowie einen Ausbau und die Optimierung des Krisenversorgungssystems in
Nürnberg.

Die externe wissenschaftliche Begleitung und Evaluation sollte die
Projektarbeit durch Wissenstransfer, durch Beratung bei der Entwicklung und
Umsetzung angemessener Methoden für einzelne Projektaufträge und durch
die Rückkopplung der Ergebnisse der laufenden Beobachtung unterstützen
(formative Prozessevaluation).

Forschungsmethoden

- Analyse der Protokolle aus Teamsitzungen und  Arbeitsbesprechungen,
auch mit externen Kooperationspartner/innen (Retrospektive
Aktenanalyse)

- Expert/innenbefragung durch Leitfadeninterviews (querdimensionale
Analyse)

- Basisbefragung durch Fragebogen (quantitative Auswertung)
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- Fragebogen zum Krisenversorgungssystem

Projektablauf

Der Ausgangspunkt für das Nürnberger Präventionsmodell war, nicht erst im
Falle manifester Delinquenz von Kindern und Jugendlichen zu intervenieren,
sondern die Zusammenarbeit von Polizei einerseits und Jugend- und
Sozialarbeit andererseits im Vorfeld zu forcieren. Diese Bemühungen
mündeten in dem Modellprojekt "Kooperation Polizei-Jugendhilfe-
Sozialarbeit".

Dieses Projekt umfasst fünf zentrale Aufgabenbereiche:

- Verbesserung der Kenntnisse über Strukturen der jeweils anderen
Dienste

- Aufbau von konkreten Kooperationsbeziehungen

- Veränderung von Verfahrensabläufen

- Erarbeitung/Bereitstellung von Arbeitsmitteln und Informations-
materialien

- Optimierung der Kooperation zu ausgewählten Themen.

Die wissenschaftliche Begleitung wurde von Anfang an explizit in das
Konzept mit aufgenommen. Die Aufgaben waren Information und
kondensierte Übermittlung von aktueller Forschungslage zu einschlägigen
Themenstellungen, Berichterstattung über Fachtagungen und Rückkopplung
relevanter Informationen aus den Evaluationsdaten. Sie wird in Form von
Kurzinformationen im Rahmen von Teambesprechungen oder im informellen
Austausch mit einzelnen Teammitgliedern geleistet. Die Konzeption,
Organisation und Durchführung gemeinsamer Fortbildungen,
Konzeptvorschläge zur Nachbereitung und Entwicklung von
Erhebungsinstrumenten zur systematischen Erfassung von Wirkungsgrad und
-formen waren Teil der wissenschaftlichen Begleitung.

Durch einen unglücklichen organisatorischen Vorlauf konnte die
wissenschaftliche Begleitung erst 20 Monate nach dem Start des
Modellprojektes beginnen. Für die Begleitung konnte in unmittelbarer Nähe
der Räume des Modellprojektes ein Büro angemietet werden.
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Forschungsergebnisse

(Auswahl/Überblick)

Die Untersuchung fand im Zeitraum Juli bis November 2001 statt. Die
Erfassung der Daten wurde im November 2001 abgeschlossen. Eine
Untersuchung darüber, wie und in welcher Hinsicht sich die Einstellungen
zur Kooperation verändert haben, ist auf Grund der fehlenden Erhebung vor
Beginn des Projektes nicht möglich. Legt man jedoch die sehr positive
Bewertung der Kooperation der Befragten zu Grunde, kann die These gewagt
werden, dass der Motivationsschub für Kooperation durch das Modellprojekt
höher gewesen ist als der Grad der Ernüchterung und Enttäuschung.

Basisbefragung

Die Basisbefragung richtete sich an Mitarbeiter/innen der Dienste, die als
Kerngruppen in das Modellprojekt einbezogen waren. Insgesamt umfasste
die Stichprobe: 62 Bezirkssozialarbeiter/innen in den Regionen des ASD, 45
Sozialpädagogen/innen/Erzieher/innen in Kinder- und Jugendhäusern, 48
Leiter/innen der städtischen Horte, 154 Streifenbeamte/innen in den
Nürnberger Polizeiinspektionen.

- Schnittstelle ASD-Polizei
Aus Sicht des ASD stellt die Polizei den wichtigsten Kooperationspartner
(92 %) dar. Die tatsächliche Kooperation liegt jedoch deutlich unter
diesem Wert, "häufig" und "manchmal" kooperieren 63 % der ASD-
Mitarbeiter mit der Polizei, nur wer die Polizei als "optimalen" Partner
ansieht, kooperiert häufig mit ihr. An dieser Schnittstelle gibt es noch
Nachholbedarf an Kooperation, zugleich zeigt sich, dass Motivation zu
Kooperation (Idealvorstellung) und praktische Umsetzung in einem
positiven Korrelationsverhältnis stehen.

Aus Sicht der Polizei stellt der ASD auch den wichtigsten Wunsch-
Kooperationspartner dar, wenn auch mit 53 % nicht so deutlich. "Häufig"
und "manchmal" kooperieren wiederum 63  % mit dem ASD.
Folglich deckte sich die Einschätzung der tatsächlich stattfindenden
Kooperation, die Wunschvorstellungen liegen aber auseinander.

- Schnittstelle Polizei-Kinder- und Jugendarbeit
Für die Beteiligten der Kinder- und Jugendarbeit stellt die Polizei zwar
einen wichtigen Kooperationspartner dar (60 %), jedoch wird die
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Kooperation mit dem ASD, den Schulen und dem Kinder- und
Jugendnotdienst/Kinder- und Jugendheim deutlich wichtiger gewertet.

Dies kann bedeuten, dass die regelmäßige Arbeit der Kinder- und
Jugendarbeit eine regelmäßige Kooperation mit der Polizei nicht
erforderlich macht (auch wenn sie begrüßt wird) oder dass es in der
Kooperation mit der Polizei Defizite gibt. Die Wertung des Erfolges der
Kooperation korreliert negativ mit der positiven Einstellung zur
Kooperation, d. h. unter denen, welche die Polizei als idealen Partner
ansehen, wird die Arbeit selten als erfolgreich charakterisiert.

Die real stattfindende Kooperation mit der Kinder- und Jugendarbeit ist
aus Sicht der Polizei sehr wenig ausgeprägt (3 % "häufig", 19 %
"manchmal"). Auffällig ist, wie weit die Vorstellungen an dieser Stelle
auseinander klaffen, was wohl auf unterschiedliche Wahrnehmungen der
Institutionen zurück zu führen ist, da durch die Dienststrukturen
(Jugendsachbearbeiter und Stadtteilbeamte) ein erheblicher Teil der
Polizeibeamten keinen Kontakt mit der Kinder- und Jugendarbeit hat.

Experten/-innenbefragung

Diese Befragung richtete sich an die Vorgesetzten der Basis-
Mitarbeiter/innen. Die Stichprobe umfasste 5 Regionalleitungen der ASD-
Regionen, 1 Leitung der Obdachlosenarbeit, 2 Regionalleitungen der
Abteilung Kinder und Jugendarbeit, 1 Leitung der Abteilung
Kindertagesstätten, 1 Leitung des Sachgebietes präventive Jugendhilfe, 3
Einrichtungsleitungen von Kinder- und Jugendhäusern und 12
Dienstgruppenleiter der Nürnberger Polizeiinspektionen.

- Schnittstelle ASD-Polizei
Die Aussagen der Experten/innen bestätigen sowohl auf ASD- als auch
auf Polizeiseite den Bedarf an einer Kooperation mit dem jeweils
anderen Dienst und benennen diesen als Wunschpartner. Betont wird von
Seiten des ASD der hohe Stellenwert der Kooperation im Arbeitsfeld der
Bezirkssozialarbeit. Für beide Seiten steht das Thema "Rückmeldung" an
vorderster Stelle.

- Schnittstelle Polizei-Kinder- und Jugendarbeit
Die Abteilungs- und Einrichtungsleite/innen aus der Kinder- und
Jugendarbeit räumen der Kooperation in ihrem Arbeitsbereich einen
hohen Stellenwert ein, dies begründen sie in erster Linie mit der
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Vernetzungsarbeit in den Stadtteilen. Aber auch hier tritt die Polizei als
Institution hinter Schulen usw. zurück. Die Dienstgruppenleiter/innen der
Polizei äußern sich in Hinblick zu der Kooperation mit der Kinder- und
Jugendarbeit hauptsächlich in zwei Punkten. Es werden fehlende
Rückmeldung und ein Defizit bei geeigneten Einrichtungen für
delinquente Kinder und Jugendliche genannt, dazu kommt besonders in
Hinblick auf Streetwork ein Problem mit dem Daten- und
Vertrauensschutz, man sieht sich mit den Streetworkern wohl in einem
Boot, jedoch stößt das Verheimlichen oder Nichtmelden von Straftaten
auf Unverständnis und Irritation.

Qualitätsmerkmale der Kooperation

Während des Modellprojektes haben sich verschiedene Annahmen und
Kriterien für die Vorstellung von einer idealen Kooperation als tragfähig
erwiesen. Obwohl sich das Thema Kooperation allgemein in den
Vordergrund geschoben hat, ist bemerkenswert, dass die Befragten den
Ausgangspunkt des Modellprojektes - die Prävention von Kinder- und
Jugendkriminalität - nicht aus den Augen verloren haben. Zu den
Bedingungen guter Kooperation wurde das Augenmerk besonders auf der
strukturellen Ebene angesiedelt. Dementsprechend unterschiedlich wird das
Merkmal der Personalunabhängigkeit bewertet, da oft persönlicher Kontakt
als sehr wichtig eingeschätzt wird. Dies ist aber insoweit kein Widerspruch,
als denn eine strukturelle Verankerung der Kooperation eine persönliche
Beziehung zum jeweiligen gegenüber einschließt.

Die Frage der Nachhaltigkeit des Modellprojektes blieb zum Zeitpunkt der
Erhebung offen, da das Projekt noch nicht abgeschlossen war, aber es deutet
sich an, dass die strukturelle und personen-unabhängige Verankerung der
Kooperation nicht im angestrebten Maße geglückt ist, prinzipiell wird also
die Nachhaltigkeit der Projektarbeit als nicht gesichert angesehen.

Evaluation der Zielebenen des Modellprojektes

- Die Maßnahmen zur Verbesserung der Kenntnisse über Aufgaben und
Strukturen des jeweils anderen Dienstes war weitgehend erfolgreich.
Zugleich verweisen die Daten auf die Notwendigkeit, diese auch
zukünftig durchzuführen, um die Kooperation nachhaltig zu sichern.
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- Der Aufbau von konkreten Kooperationsbeziehungen wird allgemein
positiv eingeschätzt und kann als überwiegend gelungen betrachtet
werden.

- Bei den Veränderungen von Verfahrensabläufen erkannte nur eine
Minderheit eine Verbesserung. Bestimmte Beschleunigungen im Rahmen
des Modellprojektes wurden von den Befragtem nicht mehr so
wahrgenommen. Demgegenüber steht die Tatsache, dass insbesondere
die beschleunigte Informationsübermittlung zwischen ASD und Polizei,
positiv bewertet wurde. Zwischen ASD und Polizei lagen Anzeichen für
ein Spannungsfeld vor.

- Die Erarbeitung/Bereitstellung von für die Kooperation wichtigen
Arbeitsmitteln und Informationsmaterialien ist kritisch zu bewerten.
Festzuhalten bleibt, dass die Arbeitsmittel und Informationsmaterialien
in noch stärkerem Maße bekannt gemacht werden und in Hinblick auf
ihre Aktualität und Relevanz immer wieder durch die "Basis" geprüft
werden müssen.

- Die Optimierung der Kooperation zu ausgewählten Themenbereichen ist
grundsätzlich positiv verlaufen, da sich zeigt, dass die Kooperation im
Sinne eines Prozesses weiterentwickelt wurde. Für die einzelnen
Themenbereiche liegen aber keine endgültigen Ergebnisse vor, weil die
Arbeit in den einzelnen Themenbereichen erst sehr kurz vor der
Datenerhebung begonnen hat.

Das Krisenversorgungssystem

Insgesamt konnten 1.820 Fragebögen von 41 Diensten die
Kriseninterventionen dokumentieren.

Die Kooperationswilligkeit der einzelnen Dienste hängt wesentlich von der
Einschätzung der Mitarbeiter/innen über ihre eigene Kompetenz zu
fachgerechter Krisenintervention ab. Kooperation wurde in der Dynamik der
Krisenintervention oft als Zumutung und Bedrohung der eigenen
professionellen Identität empfunden. Gleichzeitig erweiterten aber die
Qualifizierungsmaßnahmen über den thematischen Input hinaus die
Kooperationspotenziale. Dieser positive bzw. negative Zusammenhang
zwischen Kooperationsfähigkeit und Qualifizierungsbedarf durch
Weiterbildungsangebote wurde immer wieder dokumentiert. Es stellt sich
gleichzeitig heraus, dass Dienste, die hochspezialisiert arbeiten und ihre
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Klientel tendenziell ausschließlich über einen spezifischen Problemausschnitt
definieren, ein anderes Kooperationsverständnis entwickeln, als Dienste, die
zu einer eher systematischen Sichtweise verpflichtet sind.

Zwischenbilanz und Perspektive

Deutlich wurde die Notwendigkeit ständiger Impulsgebung in Hinblick auf
die Kooperationsbemühungen, die bei einem Ende des Projektes nach der
Erwartung der Mehrheit aller Beteiligten wieder im Sande verlaufen würde.
Weiterhin gilt es, die vermeintliche Kluft zwischen den Diensten inhaltlich
zu überbrücken und in Hinblick auf die Strukturierung die immer wieder
betonten persönlichen Kontakte, welche die Arbeit oft erst effektiv machten,
zu institutionalisieren. Insgesamt zeigen die Daten Mittel und Wege für eine
Projektion des Projektes in andere Städte auf, inwieweit Präventionsziele
erreicht wurden, ist anhand der Daten nicht ersichtlich.

Besonderheiten

Koordination des Projektes: Referat für Jugend, Familie und Soziales der
Stadt Nürnberg, vertreten durch das Jugendamt und den Allgemeinen
Sozialen Dienst sowie die Polizeidirektion Nürnberg.

Kosten/Finanzierung

Finanzierung der wissenschaftlichen Begleitung und Evaluation durch das
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend aus Mitteln des
Bundes-Jugendplans.

Projektschwerpunkt "Kooperation"

- eine Sozialpädagogin aus dem Allgemeinen Sozialem Dienst (19,25 h)

- eine Sozialpädagogin aus dem Allgemeinen Sozialem Dienst (38,5 h ab
Oktober 2001)

- ein Sozialpädagoge aus dem Jugendamt (19,25 h)

- eine Sachbearbeiterin der Polizei (40 h)

- ein Vertreter der Schule/Schulpsychologe und Lehrer (12 h ab März
2001)

Projektschwerpunkt "Krisenleitstelle"
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- eine Sozialpädagogin (38,5 h)

Träger der wissenschaftlichen Evaluation und Begleitung: Evangelische
Fachhochschule Nürnberg

Kontakte

Polizeidirektion Nürnberg, Jakobsplatz 5, 90402 Nürnberg;
E-Mail: pp-mfr.nürnberg.pd@baypol.bayern.de

Evangelische Fachhochschule Nürnberg, Bärenschanzstraße 4,
90429 Nürnberg
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Kriminalpräventive Stadtteilarbeit im Hammer Norden   

Untersuchungsgegenstand

Im Stadtteil Hamm-Norden, der als Zuzugsgebiet für finanziell schwache
Familien gilt, entwickelten sich im Laufe der Zeit soziale und
kriminalitätsrelevante Brennpunkte. So traten vermehrt Gewalttätigkeiten,
Drogenkonsum und Drogenhandel - insbesondere in der Hammer
Jugendszene - in Erscheinung. Im Rahmen der Initiative "Sozial- und
Bewohner-orientiertes Stadtteilentwicklungskonzept Hamm-Norden" wurde
Anfang 1992 der "Präventivkreis Hamm-Norden" gegründet. Vertreten sind
neben einigen Bürgern Multiplikatoren aus Kirchen, Verbänden, Jugend- und
Sozialamt sowie sozialen Einrichtungen. Der Präventivkreis traf sich in
regelmäßigen Abständen und entwickelte verschiedene Präventionsprojekte.

Die Arbeit des Präventionskreises wurde wissenschaftlich begleitet durch die
Forschungsgruppe Empirische Sozialforschung, welche der Universität Essen
angegliedert ist. Die Forschungsgruppe hat eine Studie verfasst, die, parallel
zu den verschiedenen Projekten, welche der Präventionskreis von 1992 bis
1995 in Hamm durchführte, Veränderungen kriminellen Verhaltens
untersucht.

Forschungsmethoden

Im ersten Teil der Studie wurde die Entwicklung der objektiven
Kriminalitätsbelastung durch jugendliche Straftäter in Hamm dokumentiert.
Hierzu hat man die Daten der PKS (Erfassungsdaten für die Stadt Hamm des
LKA NW) herangezogen, jeweils aufgeschlüsselt nach Delikt, Alter,
Nationalität und Geschlecht des Täters. Daneben wertete man die Daten der
Jugendgerichtshilfe für den Bezirk des Hammer Nordens aus.

Im zweiten Teil der Arbeit wurde eine Stadtteilbefragung zu den Ursachen
der Jugenddelinquenz und den Auswirkungen der kriminalpräventiven
Stadtteilarbeit durchgeführt. Die Forschungsgruppe  befragte hierzu
Jugendliche, Erwachsene und Experten der sozialen Dienste und der Polizei.
Die Jugendlichen und Erwachsenen wurden gezielt, anhand vorformulierter
Fragestellungen, interviewt. Die Experten ließ man frei über ihre
Erfahrungen und Eindrücke berichten. Die Befragungen wurden auf Tonband
aufgenommen und anschließend transkribiert und analysiert. Insgesamt
wurden befragt:
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24 Jugendliche im Alter von 12 bis 22 Jahren, 8 Erwachsene und 14 Experten
aus den Gremien des Präventivkreises.

Projektablauf

Die ausgewerteten Daten betreffen den Zeitraum von 1991 bis 1995. Seit
1993 lagen auch Vergleichszahlen zwischen Hamm (insgesamt) und dem
Hammer Norden vor.

Die Interviews wurden alle im Jahre 1996 geführt. Parallel dazu hat man
durch Feldbeobachtungen die sozialen Bedingungen im Stadtteil ermittelt
und dokumentiert.

Forschungsergebnisse

Veränderungen in der Kriminalstatistik:

In so gut wie allen Deliktsbereichen sind in Hamm Anstiege von 1991 (als
Basiswert) gegenüber 1995 zu verzeichnen:

- Raub: um 42 %

- Körperverletzung: um 10 %

- Ladendiebstahl: um 26 %

- Bedrohung, Nötigung, Freiheitsberaubung: um 73 %

- Sachbeschädigung: um 32 %

- Drogen: um 9 %.

Die Zahl der Tatverdächtigen mit Wohnsitz in Hamm, in der Altersgruppe
von 14 bis 24 Jahren, stieg von 1991 bis 1995 von 4.264 auf 5.277 an. Die
Zahl der im Hammer Norden wohnenden Tatverdächtigen lag 1993 bei 1.149
und stieg bis 1995 auf 1.305.

Der Anteil der ausländischen Tatverdächtigen mit Wohnsitz im Hammer
Norden lag 1993 bei 39, 3 %. Im Jahr 1995 lag ihr Anteil bei 31, 7 %
(bezogen auf die stark gestiegene Grundgesamtheit).

Ergebnisse der Interviews mit den Jugendlichen:
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- Die Jugendlichen haben kaum Kenntnis von den sozialen
Hilfsangeboten.

- Drogen und Drogenkriminalität betrachtet man als großes Problem,
besonders die vielen Drogenabhängigen auf der Straße werden als massiv
beängstigend empfunden.

- Das Wohngebiet und dessen Einwohner werden als verrufen angesehen
(Verbesserungen im Stadtteil  wurden wahrgenommen, allerdings
begründeten die Jugendlichen diese damit, dass einige der größeren
Kriminellen zur Zeit im Gefängnis einsäßen).

- Ein Freizeitangebot für Kinder und Jugendliche ist nicht vorhanden.

- Positive Veränderungen wurden im Bezug auf die vergangenen Jahre,
mit Ausnahme einiger Verbesserungen in der Schule, nicht festgestellt.
Die Befürchtung geht vielmehr dahin, dass sich alles noch viel mehr
verschlimmern wird.

- Bei den Jugendlichen herrschen darüber hinaus Zukunftsängste und
Perspektivlosigkeit vor.

Ergebnisse der Interviews mit den Erwachsenen:

- Zwar geben die Befragten an, sich im Stadtteil wohl zu fühlen,
gleichwohl unterstreichen sie, dass dieser insgesamt einen schlechten Ruf
hat; es kommt zu Abwanderungsbewegungen und Immobilienverkäufen
der ehemaligen "bürgerlichen" Einwohner.

- Die dortigen Sozialwohnungen ziehen andererseits ein Klientel an, das
mit besonderen sozialen Schwierigkeiten belastet ist, in diesem
Zusammenhang werden insbesondere die Aussiedler genannt.

- Veränderungen oder Verbesserungen wurden in den vergangenen Jahren
nicht festgestellt.

- Das Unsicherheitsgefühl ist stark ausgeprägt, entsprechende
Verhaltensweisen wurden eingeübt.

- In den Großwohnsiedlungen lebten zu viele Menschen mit
unterschiedlichem kulturellen Hintergrund auf zu engem Raum.

- Lösungsansätze werden in der Beseitigung von Jugendarbeitslosigkeit
gesehen.
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Ergebnisse der Experteninterviews:

- Es gibt viele sozialschwache Familien in dem Stadtteil;
unterschiedlichste Kulturen und Mentalitäten treffen aufeinander.

- Die Adresse dort wirkt stigmatisierend mit entsprechenden
Folgeproblemen auf dem Arbeits- und Wohnungsmarkt.

- Die Arbeitslosigkeit und die Drogenproblematik führen einerseits zu
Beschaffungskriminalität andererseits zu Konsumteilhabekriminalität
(vor allem Diebstahl von Markenprodukten und Luxusgütern);
Kriminalität zur Existenzsicherung findet hingegen kaum statt.

- Kriminelle Subkulturen etablieren sich, für Jugendliche ist es sehr
schwer, den familiären und sozialen Kreis zu verlassen.

- Die Schulen können diese Probleme nicht auffangen.

- Es gibt kaum Freizeitangebote.

- Für Jugendliche, aus einem solchen sozialen Hintergrund, ist es extrem
schwer Arbeit zu finden.

- Mädchen mit Wurzeln im Nahen Osten nehmen kaum am öffentlichen
Leben teil.

- Es herrschen starke Nationalitätenkonflikte vor, insbesondere zwischen
den alteingesessenen Ausländern und den hinzugezogenen Aussiedlern.

- Bei den Jugendlichen findet der Einsieg in die Drogensucht über
Alkohol und Tabak statt, es folgen Haschisch und verstärkt Ecstasy, dann
Heroin; die Entwicklung ging bis 1996 hin zur Multitoxikation.

- Die Ursachen für den Drogenmissbrauch werden gesehen im
Wegbrechen des familiären Schutzraumes, der Chancen- und
Perspektivlosigkeit und im schwachen Selbstwertgefühl.

- Die Drogenszene wächst rapide; Festnahmen führten nur zum
Nachwachsen einer neuen Dealergeneration.

- Es werden vermehrt Gewaltanwendungen bei Jugendlichen beobachtet;
diese stehen auch in Zusammenhang mit gewalttätigen
Erziehungsmethoden.

- Die Jugendlichen bauen eine andere Wahrnehmung der Realität auf,
herkömmliche gesellschaftliche Werte werden abgelehnt; eine
Parallelkultur entsteht.
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Kontakte

Stadtverwaltung Hamm, Theodor-Heuss-Platz 16, 59065 Hamm
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LA OLA - Suchtvorbeugung im Sportverein.
Abschlussbericht zur Modellphase   

Untersuchungsgegenstand

1997/1998 wurde das Projekt LA OLA - Suchtvorbeugung im Sportverein in
drei Stadt- und Landkreisen Baden-Württembergs modellhaft erprobt. Dabei
haben sich Vertreter der Badischen und Württembergischen Sportjugenden,
Kommunale Suchtbeauftragte und Fachkräfte zusammengeschlossen und ein
Konzept gegen Suchtgefahren erarbeitet. Schulungseinheiten im Rahmen der
Jugendleiterausbildung und Fortbildungen von Vereinsvertretern sind dabei
integrativer Bestandteil des Projekts und sollen unter anderem als Einstieg für
weitere suchtpräventive Maßnahmen innerhalb von Vereinen dienen.
Zielgruppe sind sowohl die verantwortlichen Jugendleiter/innen, Erwachsene,
Kinder und Jugendliche.

Forschungsmethoden

Die wissenschaftliche Begleitung des Projektes sollte die Frage klären, ob
sportvereinsgebundene Jugendliche weniger suchtgefährdet sind als
nichtvereinsgebundene Jugendliche.

Sie wurde durch das Erziehungswissenschaftliche Seminar und das Institut
für Sport und Sportwissenschaften der Universität Heidelberg durchgeführt.
Für die Evaluation des Projektes wurden mehrere Untersuchungsmethoden
herangezogen:

- Dokumentation der durchgeführten Einzelmaßnahmen, die per
halbstandardisierten Fragebögen (2-seitig) von den jeweiligen
Organisatoren ausgefüllt wurden

- Erfahrungsberichte, die von den Organisatoren bei mehrtägigen LA
OLA-Freizeiten (keine Struktur vorgegeben) angefertigt wurden

- Akzeptanzbogen, die von den Teilnehmern der mindestens dreistündigen
LA OLA-Seminare ausgefüllt (3-seitig) wurden. Die Fragebogen sollten
die Akzeptanz der Schulungsmaßnahmen erfassen

- Sport-Präventions-Studie, hierbei handelt es sich um eine schriftliche
Befragung anhand eines 12-seitigen Fragebogens für Jugendliche im
Alter von 13-16 Jahren. Es  wurden 1.296 Jugendliche befragt (N =
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1.296). Ferner  ein 11-seitiger Fragebogen, der durch die Jugendleiter
auszufüllen war (N = 66).

Die Fragebögen beinhalteten suchtspezifische Fragestellungen, Fragen zu
Strukturen des Sportvereins, zur Motivation des Sporttreibers, zum
Freizeitverhalten, zur Persönlichkeit und zur sozialen Integration.

Projektablauf

Die wissenschaftliche Begleitung verlief parallel zum Projekt, sie begann im
Juli 1997 und endete im Dezember 1998.

Forschungsergebnisse

Die Gesamtergebnisse, die in der Dissertationsarbeit von Fr. Beate Locher
dargestellt sind, sind seit dem 28.08.2000 veröffentlicht und abrufbar unter
folgender Internetadresse: www.ub.uni-heidelberg.de/archiv/1769.

Der Titel der Dissertation lautet: "Notwendigkeit und Möglichkeit
suchtpräventiver Maßnahmen im Interventionsfeld des jugendlichen
Vereinssports".

Die zentralen Ergebnisse lauten wie folgt:

- Sportvereinsmitglieder weisen beim Nikotinkonsum ein geringeres
Risikopotenzial auf und verfügen im Gesamtblick über eine bessere
Ausstattung an Protektivfaktoren gegenüber einer Suchtgefährdung.

- Beim Alkoholkonsum liegen auf den ersten Blick keine signifikanten
Unterschiede vor.

- Das Vereinsmilieu und der Einfluss der Jugend- und Übungsleiter sind
maßgeblich mit entscheidend für den Substanzgebrauch von
Jugendlichen.

Die ausführlichen Ergebnisse der Akzeptanzbogen wurden in der
Fachzeitschrift "Prävention" vorgestellt.

- Insgesamt betrachtet kann von einer hohen Akzeptanz der Schulungen
und von einem Wissenszuwachs bei den Teilnehmern ausgegangen
werden.
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- Einige der Teilnehmer kündigten Veränderungen in ihrem eigenen
Konsumverhalten an (z. B. mit dem Rauchen aufhören ).

- Übertragung in die Praxis: 60,7 % der Teilnehmer (insgesamt 153
Befragte) wollen Suchtprävention in Ihrem Verein umsetzen, nur 3,4 %
haben kein Interesse.

- 39,3 % der Teilnehmer äußerten ein klares Interesse am Projekt LA
OLA.

Kosten/Finanzierung

Finanzielle Unterstützung erhielt das Projekt durch das Ministerium für
Kultus, Jugend und Sport Baden-Württemberg.

Die Finanzierung der wissenschaftlichen  Begleitung erfolgte u. a. durch das
Landesjugendamt Baden, BARMER Ersatzkasse und vom Badischen
Sparkassen- und Giroverband (Sparkassen).

Umsetzung

Veröffentlichung des Abschlussberichtes zur Modellphase Juli 1997 bis
Dezember 1998 bei: blv.-Schriftenreihe Nr. 12.

Veröffentlichung der Ergebnisse der Auswertung der Akzeptanzbogen in der
Zeitschrift: Prävention 1/1999, 22. Jahrgang S. 29-32.

Kontakte

Badischer Landesverband gegen die Suchtgefahren,
Renchtalstraße 14, 77871 Renchen; Internet: http://www.sport-in-bw.de;
E-Mail: BLocher.blu@t-online.de
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Modelle der Kooperation gegen häusliche Gewalt

Untersuchungsgegenstand

Das Berliner Interventionsprojekt gegen häusliche Gewalt - kurz BIG
genannt - ist ein Kooperationsprojekt von Frauenschutz- und
Beratungsprojekten, Senatsverwaltungen, Polizei, Justiz sowie anderen
Projekten und Einrichtungen, die in ihrer Arbeit mit einzelnen Aspekten
häuslicher Gewalt konfrontiert sind. Unter den Begriff der häuslichen Gewalt
werden von BIG die Formen der physischen, sexuellen, psychischen, sozialen
und emotionalen Gewalt, die zwischen erwachsenen Menschen stattfindet,
die in nahen Beziehungen zueinander stehen oder gestanden haben, gefasst.

Langfristige Zielsetzung stellte die Verbesserung des Schutzes und der
Sicherheit von Frauen vor häuslicher Gewalt dar. Ansatzpunkt der Arbeit des
BIG war dabei sowohl die Prävention als auch der Abbau der Gewalt im
häuslichen Bereich.

Die Evaluation dieser Interventionsprojekte soll die Wirkung sozialer oder
sozialpolitischer Aktivitäten analysieren und feststellen, ob ihre
Zielsetzungen erreicht werden.

Forschungsmethoden

Hierbei handelt es sich um ein Multi-Methoden-Design.

Je nach Projektverlauf und inhaltlichen Erfordernissen kamen verschiedene
qualitative und quantitative Erhebungsinstrumente zum Einsatz. Daten zum
Arbeits- und Kooperationsprozess bei BIG und den anderern in die
Untersuchung einbezogenen Interventionsprojekten wurden mittels
qualitativer Instrumente erhoben:

- Leitfadengestützte Einzelinterviews

- Gruppendiskussionen

- teilnehmende Beobachtungen.

Quantitative Instrumente wurden zur Erfassung von berufsspezifischen Aus-
und Fortbildungen und für eine ergänzende Abschlussbefragung der
Experten/innen entwickelt.
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Projektablauf

Die Laufzeit betrug nach einer einjährigen Vorlaufphase (1.10.1995 bis
30.9.1996) in der Hauptphase dreieinviertel Jahre (1.10.1996 bis 31.12.1999).
Ihr folgt eine zweijährige Umsetzungs- und Implementierungsphase (1.1.
2000 bis 31.12.2001). Die wissenschaftliche Begleitforschung erfolgte von
Januar 1998 bis zum Ende der Modellphase im Dezember 1999.

Forschungsergebnisse

Interventionsprojekte können

- Perspektivenwechsel bspw. in der Politik initiieren und ein breites
gesellschaftliches Bündnis gegen Gewalt im Geschlechterverhältnis
zustande bringen;

- maßgebliche Verbesserungen für den Schutz misshandelter Frauen und
ihrer Kinder erreichen, z. B. durch Einbezug von Täterprogrammen in
das Angebotsspektrum;

- zum Empowerment der von häuslicher Gewalt betroffenen Frauen
beitragen durch verständlichere Informationsmaterialien über
Unterstützungsangebote und Schutzmöglichkeiten;

- einen Beitrag zur strukturellen Prävention leisten, indem sie zu
gesellschaftlichen Umdenken anregen.

Interventionsprojekte im Sinne von Kooperationsbündnissen bewähren sich
als Strategie gegen Gewalt im Geschlechterverhältnis.

Besonderheiten

Im Mittelpunkt der Arbeit der wissenschaftlichen Begleitung stand das
Bundesmodellprojekt BIG. Parallel dazu wurden weitere Projekte und
Arbeitsansätze gegen häusliche Gewalt in die empirische Untersuchung
einbezogen:

- das Hannoversche InterventionsProjekt gegen Männergewalt in der
Familie (HAIP),

- das Kieler InterventionsKonzept (KIK),

- das Rostocker Projekt CORA - Contra Gewalt gegen Frauen und
Mädchen in Mecklenburg-Vorpommern,
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- das Passauer Modell "Gewalt im sozialen Nahraum",

- das Bremer Projekt "Neue Wege",

- die Interventionsstelle Wien,

- das Interventionsprojekt gegen Gewalt in Ehe und Partnerschaft "HALT-
Gewalt" in Basel,

- das Londoner Domestic Violence Intervention Project (DVIP),

- schwedische Ansätze zur Bekämpfung häuslicher Gewalt u. a.

Kosten/Finanzierung

BIG wurde als Bundesmodellprojekt durch das Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) und die Berliner
Senatsverwaltung für Arbeit, Berufliche Bildung und Frauen (Sen ABF)
finanziert.

Umsetzung

Generell kann gesagt werden, dass ein großer Teil der bei BIG entwickelten
Arbeitsweisen und der gemachten Erfahrungen von anderen Ländern und
Kommunen übernommen werden kann. So z.B. die Erkenntnisse über
förderliche und hinderliche Faktoren in der Organisation von Kooperationen.
Einige Aspekte der Ergebnisse sind für die Projektstruktur spezifisch und
können daher nur mittels Modifizierung übernommen werden.

Veröffentlicht in der Schriftenreihe des Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend, Band 193, 2001.

Kontakte

Universität Osnabrück, Fachbereich Erziehungs- und Kulturwissenschaften,
Projekt WiBIG: Wissenschaftliche Begleitung Interventionsprojekte gegen
häusliche Gewalt, Kottbusser Damm 79, 10967 Berlin;
Internet: http://www.wibig.uni-osnabrueck.de;
E-Mail: kaveahs1@mailszrz.zrz.TU-Berlin.de
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Neue Richtlinien zur Förderung der Diversion bei
jugendlichen und heranwachsenden Beschuldigten in
Schleswig-Holstein  

Untersuchungsgegenstand

Untersuchungsziel ist die empirisch-wissenschaftliche Evaluierung der am
15.06.1998 in Kraft getretenen Richtlinie Schleswig-Holsteins zur Förderung
der Diversion bei jugendlichen und heranwachsenden Beschuldigten im
Hinblick auf Effizienz und Rechtsstaatlichkeit.

Polizeibeamte haben bei diversionsgeeigneten Straftaten nach der Richtlinie
eine Einstellung des Verfahrens nach § 45 JGG durch die Staatsanwaltschaft
vorzubereiten, indem sie

- mit dem Jugendlichen oder Heranwachsenden anlässlich der
verantwortlichen Vernehmung ein normverdeutlichendes erzieherisches
Gespräch führen (Nr. 3.1.1 der Richtlinie) - Vorbereitung einer
Einstellung nach § 45 Abs. 1 JGG

- sofortige Maßnahmen an Ort und Stelle anregen, wie etwa
Entschuldigung oder Schadenswiedergutmachung beim Opfer (Nr.
3.1.1.1 der Richtlinie) - Vorbereitung einer Einstellung nach § 45 Abs. 1
JGG

- darüber hinausgehende erzieherische Maßnahmen - möglichst
telefonisch - der Staatsanwaltschaft vorschlagen, ihre Zustimmung hierzu
einholen, die Maßnahme beim Beschuldigten anregen und bei dessen
Einverständnis ggf. ihre Durchführung feststellen (Nr. 3.1.1.2 der
Richtlinie) - Vorbereitung einer Einstellung nach § 45 Abs. 2 JGG.

Forschungsmethoden

Im Rahmen einer Aktenanalyse werden 300 nach § 45 JGG behandelte Fälle
des ersten Halbjahres 2000 aus den Staatsanwaltschaftsbezirken Kiel,
Lübeck, Itzehoe und Flensburg ausgewertet. Untersucht werden insbesondere
die Zeit und der Arbeitsaufwand, die das neue Verfahren in Anspruch nimmt,
auf welche Fälle es angewendet wird, welche Maßnahmen von der Polizei
vorgeschlagen werden und wie die Staatsanwaltschaft damit umgeht. Als
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Vergleichsgruppe dienen Fälle aus dem ersten Halbjahr 1998, die nach den
alten Diversionsrichtlinien bearbeitet wurden.

Zusätzlich werden Staatsanwälte, Richter, Polizeibeamte und die
Jugendgerichtshilfe bezüglich der Anwendung und der Akzeptanz der
Richtlinien schriftlich befragt. Auch die Wirkungen des
normverdeutlichenden Gesprächs auf den Beschuldigten sollen durch
Einzelinterviews untersucht werden.

Projektablauf

Mit dem Abschluss der Mitte 2001 begonnenen Untersuchung ist im Verlauf
des Jahres 2003 zu rechnen. Die Erhebungsphase wurde 2002 abgeschlossen.

Umsetzung

Tagungsbeitrag auf der KrimZ-Fachtagung "Neue Konzepte der
Kriminalpolitik" vom 07. - 09. Mai 2003; geplanter Abschlussbericht

Kontakte

Kriminologische Zentralstelle e. V., Viktoriastraße 35, 65189 Wiesbaden;
Internet: http://www.krimz.de; E-Mail: info@krimz.de

Christian-Albrechts-Universität Kiel, Forschungsstelle für Jugendstrafrecht
und Kriminalprävention, Neufeldtstraße 32, 24118 Kiel;
Internet: http://www.uni-kiel.de
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No Drugs - No Risk - More Fun   

Untersuchungsgegenstand

Das Modellprojekt der Polizeilichen Drogenprävention "No Drugs - No Risk
- More Fun" beinhaltet ein breites Spektrum von Präventionsmaßnahmen vor
allem in Form aktiver Mitgestaltung durch Schülerinnen und Schüler. Ziel ist
es, Straftaten vorzubeugen und gesellschaftskonformes Verhalten zu
trainieren. Dabei beschränkt sich das Projekt auf die Altersgruppe Kinder und
Jugendliche zwischen dem 10. und 18. Lebensjahr. Die Konzeption umfasst
mehrere Jahre.  Der erste Projektunterricht im September 2000 wurde mit den
Schülern der 7. Klasse des Goethe-Gymnasiums Rosslau für das Schuljahr
2000/2001 durchgeführt. Die mit dem Projekt verknüpfte soziologisch-
empirische Begleitung zielt auf folgende Schritte ab:

- die über mehrere Jahre geplante, regelmäßig erfolgende Befragung einer
personell konstant gehaltenen Schüler-Stichprobe, in die sowohl
Jugendliche des Projekts als auch die einer anderen Schule, in der keine
Maßnahmen stattfinden - (Vergleichspopulation) einbezogen sind

- schriftlich-anonyme Datenerhebung mit Hilfe eines kurzen, aber
inhaltsreichen Fragebogens, der die Messung von Einstellungen
gegenüber Drogen, von individuellen Konsumverhalten und von
Erfahrungen mit Präventionsmaßnahmen beinhaltet

- langfristige Auswertung der so gesammelten Daten, so dass mögliche
Einstellungs- und Verhaltensänderungen im Zusammenhang der
Präventionsaktivitäten sichtbar werden können.

Der erste Schritt der Untersuchung dient vor allem der Erfassung der
"Ausgangslage".

Forschungsmethoden

An der ersten anonymen Befragung mit Hilfe von 8-seitigen Fragebögen
nahmen 77 Schülerinnen und Schüler des "Goethe-Gymnasiums Rosslau" aus
der 7. Klasse sowie 46 Jugendliche des Gymnasiums Zerbst ebenso aus der 7.
Klassenstufe teil. Das "Goethe-Gymnasium Rosslau" war der Projektort,
während die Schüler des Zerbster Gymnasiums als Vergleichsstichprobe
dienten. Die gesammelten Daten wurden mit SPSS statistisch ausgewertet.
Die zweite Befragung umfasste fast die gleiche Stichprobe. Die Schüler
besuchten nun die 8. Klasse. Insgesamt wurden 128 Schüler anonym
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schriftlich befragt, 73 Schüler des Gymnasiums Rosslau und 55 Schüler des
Gymnasiums Zerbst, die an der vorherigen Befragung teilnahmen. Der
eingesetzte Fragebogen unterschied sich kaum von dem, der in der ersten
Befragung eingesetzt wurde. Abgefragt wurden die Einstellungen und
Erfahrungen der Jugendlichen in Bezug auf legale sowie illegale Drogen und
Aussagen über das Freizeitverhalten und den familiären Hintergrund. Die
Daten wurden auch hier anhand des statistischen Programms SPSS analysiert.

Im Herbst 2002 fand eine dritte Befragung statt. Die Ergebnisse sind intern,
aber eine positive Tendenz ist festzustellen.

Folgende Stufen der Evaluation sind noch geplant:

- Sommer 2003: vierte Befragung mit Veröffentlichung der Ergebnisse

- Sommer 2004: Nachbefragung zur weiteren Feststellung der
Verhaltensweisen

Weiterhin werden Diplomarbeiten zum Projekt mit verschiedenen
Aufgabenstellungen angefertigt.

Projektablauf

Die Untersuchung der Ausgangslage des Projekts wurde anhand zweier
Kurzstudien durchgeführt. Dabei wurden in der ersten innerhalb des
Zeitraumes des 2. Halbjahres 2000 Schüler der 7. Klasse des "Goethe-
Gymnasiums Rosslau" und des Gymnasiums Zerbst als Vergleichsstichprobe
anonym befragt. Die zweite Studie umfasste den Zeitraum November 2001
und untersuchte dieselben Schüler derselben Gymnasien, die dann die 8.
Klasse besuchten.

Projektende: 31. Juli 2003

Das Projekt wird nach dem 31. Juli 2003 von der Schule selbständig
fortgeführt.

Forschungsergebnisse

Im Rahmen der Datensammlung in der ersten Phase des Modellvorhabens
lässt sich festhalten:
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- Die beiden Teilstichproben weisen keine allzu großen Unterschiede
hinsichtlich ihrer Einstellungen und Erfahrungshorizonte auf. Auf dieser
Basis sind die im Laufe der Zeit möglicherweise eintretenden
Veränderungen nicht maßgeblich auf den Faktor
"Ausgangsbedingungen" rückführbar.

- Bei den befragten Schülern ist keine besonders starke Bindung an
Drogen nachzuweisen. Allerdings bestehen in einem bestimmten
Umfang  Konsumverhalten und auch Gefährdungspotenziale. Ebenso ist
nicht auszuschließen, dass die Schüler in Zukunft gegenüber Drogen
Präferenzen entwickeln.

- Der Fragebogen als Erhebungsinstrument kann als funktionsfähig gelten.
Änderungsvorschläge beziehen sich auf Umformulierung einer Frage und
Ergänzungen von Fragen bezüglich des Probierverhaltens und zum
Konsum im persönlichen Umfeld.

- Eine weiterführende methodische Möglichkeit besteht in der Erfassung
der persönlichen Entwicklung einzelner Schüler.

Die Ergebnisse der ersten Befragung ergänzt durch die der zweiten ergeben
folgendes Bild:

- Die Untersuchung belegt, dass nahezu alle Schülerinnen und Schüler in
ihrer Lebenswelt stärker mit Drogen und Drogenproblemen  konfrontiert
werden. Dieser Prozess ist durchaus als normal zu bezeichnen.
Gegenwärtig und in den nächsten zwei bis drei Jahren wird sich
erweisen, in welchem Maße die Jugendlichen mit Drogengefährdung
umgehen können.

- Die Fakten der zweiten Projektstufe belegen, dass Gefahrenpotenziale
durch legale und illegale Drogen vorhanden sind wie z. B.

• geringe Gefahreneinschätzung

• allgemeiner Konsumanstieg, insbesondere die Gebrauchsmuster bei
Nikotin und dem Missbrauch von Alkohol.

- Im groben Überblick wären 15 - 20 % der Jugendlichen als gefährdet zu
bezeichnen.
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- Zwischen den Schülern des Goethe-Gymnasium Rosslau, die an dem
Projekt teilgenommen haben, und den Schüler des Gymnasiums Zerbst,
die nicht teilnahmen, bestehen folgende Unterschiede:

• Im Umfeld des Zerbster Gymnasium tritt Drogenkonsum häufiger
auf als in Rosslau.

• Die Schüler aus Rosslau sind deutlich aktiver auf einen Kontakt mit
Beratungsstellen und auf Gespräche eingestellt als die Jugendlichen
aus Zerbst. Ebenso ist die Hinwendung zu anderen Personen mit der
Bitte um Hilfe bei den Rosslauer Schülern stärker ausgeprägt.

• Die praktische Distanz zu Drogen ist bei den Schülern aus Rosslau
weitaus größer als bei den Schülern aus Zerbst.

• Der Zigarettenkonsum der Schüler des Zerbster Gymnasiums ist
deutlich höher. So rauchen aus Zerbst 44 % der Schüler mehr als
fünf Zigaretten pro Tag, während die Rosslauer  Schüler nur einen
Anteil von 23 % aufweisen. Mit großer Wahrscheinlichkeit kann
man hier schon von Wechselwirkungen der umfangreich realisierten
Präventionsaktivitäten in Rosslau sprechen.

• Um genauere Trendaussagen formulieren zu können, ist eine
Weiterführung dieser Art von Evaluation durchaus sinnvoll.

Besonderheiten

Anzumerken ist, dass zweistufige Vergleiche noch keine klaren
Tendenzaussagen liefern, sondern diese bestenfalls andeuten.

Das Projektteam setzt sich zusammen aus ständigen Mitgliedern mit
folgenden Verantwortlichkeiten:

Landeskriminalamt

- Projektinitiator und Federführung

- Koordinierung des Modellprojektes

- fachliche Begleitung

- Präventionsvorträge

- Workshops
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FHS der Polizei

- Diplomarbeiten zum Modellprojekt und Unterstützung durch Fachlehrer

Jugendradio MDR Sputnik

- Radiosendungen

- Durchführung von Musikworkshops

- Unterstützung der Aktion durch umfangreiche Öffentlichkeitsarbeit

- redaktionelle Begleitung

- Vorankündigung, Berichterstattung, Auswertung

Freie Jugendpresse

- Erarbeitung von Logo und Slogan

- redaktionelle Begleitung

- Erarbeitung von Artikeln

- Öffentlichkeitsarbeit

- Veröffentlichung im Internet

Landesschülerrat

- Unterstützung bei der Umsetzung

- Koordinierungsaufgaben in Schulen

- Pflege der Webseiten im Internet

- Öffentlichkeitsarbeit

Handballverband Sachsen-Anhalt

- Durchführung erlebnispädagogischer Projekte

IKK Sachsen-Anhalt

- fachliche Unterstützung
- Vermittlung gesundheitlicher Aspekte im Bereich Sucht und Drogen

Ärztekammer Sachsen-Anhalt
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- Unterstützung bei der Durchführung von Weiterbildungsveranstaltungen
zu gesundheitlichen Aspekten

Drobs Magdeburg

- fachliche Unterstützung

- Vermittlung gesundheitlicher Aspekte im Bereich Sucht und Drogen

Initiative Sicherer Landkreis Anhalt-Zerbst e. V.

- Durchführung und Unterstützung einzelner Projekte, kulturpädagogische
Maßnahmen

Das Projektteam bereitet die Veranstaltungen gemeinsam vor. Dazu finden
anlassbezogene Besprechungen zur Koordinierung und Durchführung statt.

Kosten/Finanzierung

ca. 30.000 Euro für den gesamten Zeitraum des Projektes. Die Mittel teilen
sich in Eigenmittel und Finanzierungsbeteiligungen der Partner sowie
Sponsoring auf.

Umsetzung

Die Kurzstudie wurde im Auftrag des Landeskriminalamtes Sachsen-Anhalt
von der Forschungsgemeinschaft für Konflikt- und Sozialstudien e. V.
(FOKUS) erarbeitet. Textautor war Dr. Michael Chrapa, während die Daten
von Frau Julia Chrapa bearbeitet wurden. Die erste Kurzstudie wurde März
2001 fertiggestellt, die zweite im Dezember 2001.

Lehrveranstaltungen:

Es wurde ein Unterrichtsfach "Lebenskompetenz" im Rahmen der
Polizeilichen Drogenprävention entwickelt. Die Monatsthemen und das
Konzept sind über die Homepage abrufbar.

Publikationen:

Es wurde eine Projektdokumentation erarbeitet. Weiterhin gibt es auch
Informationen über "www.lebenskompetenz.org." und es werden
entsprechende Aufsätze in Fachzeitschriften veröffentlicht. Weiterhin wurden
drei Diplomarbeiten zum Projekt erarbeitet. Die Themen sind auf der
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Homepage zu finden. Die Diplomarbeiten können über das LKA angefordert
werden.

Nutzung Internet:

Im Rahmen des Projektes wird das Internet als Medium der Kommunikation
eingesetzt. Die Schüler nutzen hier den Chatraum und das Forum zur
Kommunikation mit anderen Schülern, um sich somit zu verschiedenen
Themen mit anderen Jugendlichen auseinander zu setzen.

Workshops:

Es wurden Wochenendworkshops zu verschiedenen Themen (z. B.
Computernutzung, erlebnispädagogische Maßnahmen) für die Jugendlichen
angeboten.

Kontakte

Landeskriminalamt Sachsen-Anhalt, Dez. 13,
Lübeckerstraße  53 - 63, 39124 Magdeburg;
Internet: http://www.lebenskompetenz.org

Forschungsgemeinschaft für Konflikt- und Sozialstudien e. V., (FOKUS)-
Institut, Falladaweg 9, 06126 Halle/Saale; E-Mail: fokus-halle@t-online.de
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PIT - Schulische Prävention im Team (Schleswig-Holstein)   

Untersuchungsgegenstand

Das Projekt "Prävention im Team" versteht sich als ein schulisches
Programm zur Prävention von Kriminalität. Den Kern des Programms bilden
Verhaltensübungen zur Vermittlung sozialer Kompetenzen und
gesellschaftlichen Werten sowie zur Festigung der Persönlichkeit. Dabei
werden die Bereiche Diebstahl, Gewalt und Sucht angesprochen. Weiterhin
kennzeichnend ist die Teamarbeit unterschiedlicher Berufsgruppen,
insbesondere die Zusammenarbeit von Lehrkräften und Polizeibeamten. Das
Programm ist für die Klassenstufen 6, 7 und 8 aller weiterführenden
Schultypen konzipiert.

Anhand einer Prozessevaluation des Testlaufes von PIT wurde untersucht,
wie das Projekt von Schülerinnen und Schülern, Lehrkräften und
Polizeibeamten hinsichtlich der Vorbereitung, Durchführung, Inhalte und
Materialien beurteilt wird, welche Veränderungen bezüglich der
Zielsetzungen des Projektes die Teilnehmenden festgestellt werden können
und welche Kritikpunkte und Verbesserungsvorschläge bestehen.

Forschungsmethoden

Das Projekt und die damit einhergehende Evaluation wurde in 25
Schulklassen an 18 Schulen aus dem Kreis Rendsburg-Eckernförde
durchgeführt. Dabei handelte es sich um 11 Hauptschulklassen, 13
Realschulklassen und eine Gymnasialklasse. Davon gehörten vier Klassen
der Stufe 6, 16 Klassen der Stufe 7, vier Klassen der Stufe 8 und eine Klasse
der Stufe 9 an. Insgesamt beteiligten sich am Projekt ca. 500 Schüler (56 %)
und Schülerinnen (44 %).

Die Evaluation des Projektes erfolgte anhand von Fragebögen:

1. Stundenbeurteilungsbogen für Lehrkräfte und Polizisten, der im
Anschluss an jede Unterrichtseinheit ausgefüllt wurde. Der Fragebogen
sollte die Dokumentation folgender Bereiche erfassen:

- behandelte Themen

- Einsatz von Materialien

- Brauchbarkeit der Materialien
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- Beurteilung des Unterrichtsverlaufes und gegebenenfalls
Verbesserungsvorschläge.

2. Stundenbeurteilungsbogen für Schülerinnen und Schüler: diese wurden
im Anschluss an jede Unterrichtseinheit ausgefüllt. Der Fragebogen
sollte die Dokumentation folgender Bereiche erfassen:

- Bewertung des Projektunterrichts

- Beurteilung eigener Lernfortschritte.

3. Abschlussbefragung der Lehrkräfte und Polizisten, die nach Beendigung
des Projektes durchgeführt wurde. Der Fragebogen sollte die
Dokumentation folgender Bereiche erfassen:

- persönliche Stellungnahme zu dem Projekt insgesamt

- ein globales Urteil über alle Inhaltsbereiche des Projektes

- Fortbildungsmaßnahmen

- Teamarbeit

- Organisation

- Zielerreichung.

Projektablauf

Der vorgesehene Zeitrahmen der Durchführung beschränkte sich auf 12
Unterrichtsstunden innerhalb von drei Wochen. Der mittlere
Durchführungszeitraum in allen Klassen betrug 5 1/2 Wochen und überschritt
damit deutlich den geplanten Zeitrahmen. Die Auswahl der Themenbereiche
und der dazugehörigen Materialien blieb den Schulen bzw. den Lehrkräften
und Polizeibeamten überlassen. Vor dem Testdurchlauf des Programms
wurden für die Lehrkräfte und Polizeibeamten einführende
Fortbildungsveranstaltungen angeboten. Der Testdurchlauf des Projekts
wurde je nach Klasse zwischen 01.03.96 und 17.04.96 begonnen und
zwischen dem 26.03.96 und 19.06.96 beendet.

Die Durchführung des Testdurchlaufs wurde von 18 Lehrerinnen, 6 Lehrern
und 24 Polizeibeamten geleistet.
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Forschungsergebnisse

Die Hauptergebnisse, geordnet nach den Themenbereichen Diebstahl,
Gewalt, Sucht sowie dem Besuch der Polizeidienststelle und der
Einschätzung zur Persönlichkeitsentwicklung und Interaktion, geben
folgendes Bild ab:

Thema Diebstahl:

- Ansichten der Schüler:

• Der Unterricht der Lehrkräfte wurde als überwiegend positiv und
gewinnbringend empfunden.

• Der Unterricht der Polizeibeamten wurde weniger positiv bewertet
und schnitt im Vergleich zu den anderen Themenbereichen am
schlechtesten ab.

- Ansichten der Lehrkräfte:

• Praktikabilität, Materialien und Inhalte wurden negativer beurteilt,
als bei den anderen Bereichen.

• Die Hälfte der Lehrkräfte war der Auffassung, dass die
Übungsinhalte nicht zu den angestrebten Zielen führen.

• dass größter Bedarf an Verbesserungen besteht

• geringe positive Veränderungen bei den Schülern erreicht werden.

- Ansichten der Polizeibeamten:

• Es handelt sich um den verbesserungswürdigsten Themenbereich.

• Das Hauptproblem liegt in der mangelnden Altersangemessenheit.

Thema Gewalt:

- Ansichten der Schüler:

• positive Beurteilung des Lehrer-Unterrichts

• Im Vergleich mit anderen Bereichen lag er in der Gunst der Schüler
an letzter Stelle.
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• Der Polizeiunterricht wurde als negativ empfunden, allerdings nicht
so schlecht wie bei dem Thema Diebstahl.

- Ansichten der Lehrkräfte:

• positive Einstufung, fällt jedoch deutlich hinter den Bereichen
"Sucht" und "Persönlichkeitsentwicklung" zurück

• Praktikabilität ist verbesserungsbedürftig

• Übungsinhalte führen nicht ausreichend an die Lernziele heran

• Lehrkräfte bezweifelten eine Wirkung bei den Schülern auf der
Verhaltensebene.

- Ansichten der Polizeibeamten:

• sehr gute bis gute Beurteilung.

Thema Sucht:

- Ansichten der Schüler:

• positive Bewertung des Unterrichts der Lehrkräfte

• Unterricht der Polizeibeamten wurde sogar als "super" und
"nützlich" eingestuft.

- Ansichten der Lehrkräfte:

• sehr positive Beurteilung; allerdings bezog sich dieser Bereich
offenbar auf andere Materialien als die im PIT-Ordner enthaltenen,
da die Unterrichtseinheiten als sehr verbesserungsbedürftig
eingeschätzt wurden.

• Es wurde eine Sensibilisierung der Schüler hinsichtlich der
Suchproblematik angenommen

• vermuten sogar eine Konsumreduzierung.

- Ansichten der Polizeibeamten:

• unpraktikabel aufgrund schlechter Arbeitsmaterialien

• Sensibilisierung der Schüler
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• Skepsis gegenüber Konsumreduzierung seitens der Schüler.

Besuch der Polizeidienststelle

- erfuhr eine sehr gute Beurteilung von den Polizeibeamten sowie von den
Schülern

- geringer Verbesserungsbedarf.

Persönlichkeitsentwicklung und Interaktion:

- Ansichten der Schüler:

• positive Bewertung

• Die Hälfte der Schüler ist allerdings der Meinung, nichts Nützliches
für den Alltag gelernt zu haben.

- Ansichten der Lehrkräfte:

• sehr positive Bewertung

• positive Annahmen in Bezug auf Verbesserung der sozialen
Kompetenz der Schüler und des Klassenklimas.

Insgesamt wurde von allen Beteiligten das Programm positiv beurteilt. Den
Schülern gefiel der Unterricht der Polizeibeamten zum Thema "Sucht" und
der Besuch der Polizeidienststelle besonders gut. Das Lehrpersonal beurteilte
den Bereich "Persönlichkeitsentwicklung und Interaktion" am besten und
fand insbesondere die Möglichkeit zur intensiven Interaktion mit den
Schülern und zur Zusammenarbeit mit der Polizei gewinnbringend. Bei den
Polizeibeamten schnitten das Thema "Gewalt" und der gemeinsame
Dienststellenbesuch am besten ab. Das am Projekt beteiligte Personal nahm
generell an, dass bei den Schülern eine Sensibilisierung für die jeweiligen
Problembereiche und eine gewisse Reduzierung der problematischen
Verhaltensweisen erzielt werden konnte. Zeitdruck und Zeitmangel wurden
als negativ empfunden und die Bereiche "Diebstahl" und "Sucht" bedürfen
einiger Verbesserungen.

Es wurden folgende generelle Verbesserungsvorschläge gemacht:

- Herstellung eines roten Fadens im Sinne einer Strukturierung und auch
einer Verbindung der einzelnen Teile des Programms
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- die handlungsorientierte Aufbereitung der drei Teile "Diebstahl",
"Gewalt" und "Sucht" im Sinne einer Thematisierung und praktischen
Auseinandersetzung mit Risiko- und Versuchungssituationen

- die Zuschneidung der bislang weitgehend unspezifischen
Interaktionsübungen des Bereichs "Persönlichkeitsentwicklung und
Interaktion" auf die zentralen Themenbereiche von PIT.

- die Dissemination des Programms sollte an eine obligatorische
Fortbildung gebunden werden.

Umsetzung

Zu dem Testlauf von PIT liegt der Evaluationsbericht von Diplom
Psychologe Martin Aßhauer und Dr. Reiner Hanewinkel vom Institut für
Therapie- und Gesundheitsforschung (IFT-Nord) vor, der im August 1996
veröffentlich wurde.

Kontakte

Institut für Therapie- und Gesundheitsforschung (IFT-Nord),
Düsternbroker Weg 2, 24105 Kiel; Internet: http://www.ift-nord.de;
E-Mail: wiborg@ift-nord.de
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PIT - Prävention im Team ( Niedersachsen)   

Untersuchungsgegenstand

PIT - Prävention im Team versteht sich als schulische Maßnahme von
Kriminalprävention. Das Projekt wurde ursprünglich in Schleswig-Holstein
entwickelt. Anhand von Informationsvermittlungen durch Lehrer und
Polizeibeamten und gemeinsamen Diskussionen zusammen mit den Schülern
über Kriminalitätsformen soll auf die Persönlichkeitsbildung positiv
eingewirkt werden. Ebenso sollen Konfliktlösungen, Freizeitspaß und
Selbstbewusstsein beeinflusst werden.

In Niedersachsen wurde dieses Projekt  im Herbst 1999 an 21 Klassen (drei
8. Klassen und achtzehn 7. Klassen) an fünf Hildesheimer Schulen erprobt.
Darunter fielen Gymnasien, Realschulen und Hauptschulen. An der
Durchführung des Projektes waren u.a. Institutionen wie die Kath.
Familienbildungsstätte, der Schulpsychologische Dienst, die Drogenhilfe e.
V. sowie Polizeibeamten der Polizeiinspektion Hildesheim beteiligt.

Grundsätzlich soll die Evaluationsstudie eine Aussage bieten, die
Rückschlüsse auf die soziale Kompetenz, die Möglichkeiten zur
Problembewältigung und das subjektive Sicherheitsgefühl der Jugendlichen,
zulässt. Die Studie wurde von Studenten des Fachbereichs Polizei der
Niedersächsischen Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspflege
erarbeitet.

Forschungsmethoden

Die Stichprobe der Befragung umfasste insgesamt 481 Schüler und das
beteiligte Personal wie Lehrkräfte und Polizeibeamte. Ergänzend dazu
wurden nachträgliche Interviews mit einzelnen Schülern unternommen und
eine Gruppendiskussion, an der die Lehrer und die Polizeibeamten beteiligt
waren, initiiert.

Als Forschungsmethode wurden standardisierte bzw. teilstandardisierte
Fragebögen verwendet. Der standardisierte Fragebogen für die Schüler sollte
Aussagen zu folgenden Themenbereichen ermöglichen:

- subjektives Sicherheitsgefühl

- soziale Handlungskompetenz
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- Problembewältigungskompetenz

- Unterschiede hinsichtlich der Schulform

- geschlechtstypische Unterschiede.

- Einstellung bezüglich der Themenbereiche:

• Gewalt

• Sucht

• Diebstahl

Zu diesen Themenkomplexen enthielt der Fragebogen einzelne Aussagen in
Form von kurzen Sätzen, welche die Schüler von "stimmt völlig" bis "stimmt
gar nicht" beantworten sollten. Die Auswertung der Fragebögen erfolgte
durch Errechnen von Mittelwerten der gegebenen Antworten. Weiterhin
sollten die Schüler vorgegebene Adjektive zu den Themenbereichen
Diebstahl, Gewalt, Sucht (Zigarettenkonsum und Alkoholkonsum) zuordnen.
Zur Person wurden lediglich Alter, Geschlecht und Schulform erfasst. In
jeder Klasse wurden nur Fragebögen bezüglich eines Themenbereiches
(Gewalt, Sucht oder Diebstahl) der Fragebögen beantwortet.

Die Fragebögen für das beteiligte Personal sollte die Möglichkeit schaffen,
Stärken und Schwächen des Projekts aus deren Perspektive zu erfassen.
Weiterhin war ihre Beurteilung für Hinweise für den potentiellen Nutzen des
Programms von Interesse. Der Fragebogen bestand aus standardisierten und
nichtstandardisierten (offenen) Fragen. Erfasst wurden Antworten zu den
Themen:

- Gewalt

- Diebstahl

- Sucht

- Persönlichkeitsentwicklung und Interaktion

- "Samfund" ( dänischer, übernommener psychologischer Begriff;
bedeutet: Miteinander, gemeinsam friedfertig leben, verantwortlich sein).

Aussagen wurden beim standardisierten Fragebogen anhand der errechneten
Mittelwerte getroffen, die offenen Fragen wurden zusammengetragen.



Evaluation

215

Die nachträglichen Interviews mit einzelnen Schülern wurden anhand eines
offenen Leitfaden-Interviews durchgeführt. Insgesamt wurden zwei Schüler
einer Klasse von maximal zwei Studenten interviewt.

Abschließend wurden die Eindrücke der beteiligten Berufsgruppen (wie
Lehrer und Polizeibeamten) in Form von Gruppendiskussionen
zusammengetragen. Außerdem wurden von den externen Referenten, einem
Sozialarbeiter, einem Ladendetektiv sowie einem Mitarbeiter der
Drogenhilfe, Erfahrungsberichte geschrieben.

Projektablauf

Die an die Schüler gerichteten Fragebögen wurden vor und nach der
Durchführung des Projektes verteilt, um anhand eines Vergleichs der Daten
die Wirkungsweisen des Projektes abschätzen zu können. Die Fragebögen für
die aktiv beteiligten Lehrkräfte und Polizeibeamten wurden unmittelbar nach
dem Projekt ausgegeben. Darauf folgten nachträgliche Interviews mit
einzelnen Schülern und eine Abschlussbesprechung (Gruppendiskussion) der
beteiligten Berufsgruppen. Das Projekt selbst wurde im Herbst 1999 erprobt.

Forschungsergebnisse

Ergebnisse der Befragung und der nachträglichen Interviews der Schüler:

- Verbesserungen in den Einstellungen der Schüler sind infolge der
Durchführung des Projekts nicht zu erkennen.

- Es ergaben sich bei der Befragung nach dem Projekt negative
Einstellungsveränderungen, die aber nicht ausschließlich auf eine
mögliche Unwirksamkeit des PIT zurückzuführen sind, sondern bspw.
mittels des Antwortverhaltens der Schüler erklärbar sein könnten.

- Die Schüler konnten für die Probleme an ihren Schulen sensibilisiert
werden.

- Nur 40,1 % der Schüler gehen morgens völlig angstfrei zur Schule (von
481 Schülern nur 192).

- Im Bereich Selbstsicherheit, Reife und Protest konnte nach dem Projekt
eine Verbesserung festgestellt werden.

- Das Antwortverhalten der Gymnasiasten und Realschüler hat sich im
Gegensatz zu dem der Hauptschüler eher zum Positiven verändert.



Evaluation

216

- Die Schüler waren bereits vor dem Projekt schon gut über mögliche
Ursachen des Drogenkonsums informiert.

- Die Schüler zeigten eine große Ablehnungstendenz hinsichtlich legaler
Drogen wie Alkohol und Tabak.

Ergebnisse der Befragung des aktiv beteiligten Personals:

- Es konnten einheitliche Meinungen hinsichtlich des durchgeführten
Projekts nachgewiesen werden.

- Das Grundkonzept des PIT wurde insgesamt als sinnvoll und nützlich
bewertet.

- Die Schüler haben von der Teilnahme am Projekt profitiert.

- Das Personal habe persönlich vom Projekt profitiert.

- Kritisiert wurde die zu geringe Einbindung der Eltern.

Ergebnisse der Abschlussdiskussion:

- Das Projekt wurde insgesamt als positiv bewertet, dabei wurde die
berufsübergreifende Zusammenarbeit sowie der Kontakt der Schüler zu
den Polizisten als besonders gelungen hervorgehoben.

- Die Akzeptanz und Motivation aller Beteiligten war nahe zu durchweg
sehr hoch.

- Insgesamt haben die Schüler eine ablehnende Haltung gegenüber
Gewalt, Sucht und Diebstahl.

Insgesamt wurde das Projekt positiv beurteilt. Nahezu alle Beteiligten
wünschten eine Fortsetzung bzw. auch kontinuierliche Wiederholung des
Projekts an den Schulen. Vor allem dadurch dürfte die bisherige Wirkung des
PIT verstärkt werden.

Besonderheiten

Die Ergebnisse könnten durch folgende Problemfelder verzerrt worden sein:

- Die Beteiligten 7. Klassen waren erst seit kurzem auf dieser Schule, es
bestand daher noch keine feste Klassengemeinschaft. Sie konnten die
allgemeine Schulsituation noch nicht ausreichend beurteilen.
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- Bei der Erstellung der Fragebögen wurden teilweise für die Schüler
unverständliche oder zweideutige Formulierungen gebraucht.

- Im Nachhinein ergab sich, dass die Schüler in unterschiedlicher Weise
auf den Fragebogen vorbereitet worden sind bzw. die Durchführung der
Befragung nur teilweise im Beisein einer Lehrkraft stattfand.

- Trotz Hinweis darauf, dass die eigene Meinung wiedergegeben werden
sollte, versuchten die Schüler die gesellschaftlich erwünschten
("richtigen") Antworten zu geben.

- Die zweite Befragung verstanden einige Schüler fälschlicherweise als
Test. Daher versuchten sie die gleichen Antworten wie bei der ersten
Befragung zu geben.

Aufgrund der aufgeführten Bedenken ist die wissenschaftliche Gültigkeit und
Generalisierbarkeit der Ergebnisse in Frage zu stellen.

Umsetzung

Es wurde ein offizieller Projektbericht von der Niedersächsischen
Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspflege, Fachbereich Polizei im
Februar 2000 veröffentlicht. Die Durchführung oblag Studierenden des
Jahrganges 33/I/97, unter der Leitung von Dipl. Soz. Wiss. Birgit Khansari.

Kontakte

Niedersächsische Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspflege,
Fachbereich Polizei , Lübecker Straße 3, 31141 Hildesheim
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Polizei in einer multikulturellen Gesellschaft -
Nichtregierungsorganisationen und Polizei gemeinsam gegen
Vorurteile (NAPAP)

Untersuchungsgegenstand

Das Projekt "Nichtregierungsorganisationen und Polizei gemeinsam gegen
Vorurteile (NAPAP)" des Amts für multikulturelle Angelegenheiten der Stadt
Frankfurt am Main verfolgt das Ziel, gegenseitige Vorbehalte von
Einwanderern und Alteingesessenen abzubauen. Das Trainingsprogramm
umfasst

- näheres Kennen lernen der verschiedenen Lebenswelten

- Informationsaustausch über die Rolle der Polizei in einer demokratischen
Gesellschaft

- die Lebens- sowie Berufssituation von Ausländern in einer Großstadt.

Das Training setzte sich u. a. aus einem eintägigen Workshop und einem
Begegnungsseminar zusammen. Teilnehmer des Trainings waren
Polizeibeamten und Vertreter der Nichtregierungsorganisationen (NGOs),
wie Migranten- und Flüchtlingsvereine, Antirassismusinitiativen.

Im Zentrum der Evaluation, die von der Hessischen Stiftung Friedens- und
Konfliktforschung durchgeführt wurde, stand eine Untersuchung zum ersten
Durchgang des Trainingprogramms sowie die Beratung bei der Formulierung
des endgültigen Konzeptes.

Forschungsmethoden

Per Fragebogen wurden folgende Informationen von den Teilnehmern des
Trainingsprogramms abgefragt:

- grundsätzliche Einschätzung der multikulturellen Erfahrungen am
Dienstort bzw. in der NGO,

- Beurteilung der Lernerfahrungen durch den Workshop bzw. das
Training,

- Beurteilung der Erfahrungen durch das Begegnungsseminar und
- zwischenzeitliche Erfahrungen in interkulturellen Begegnungen.
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Es wurden unterschiedliche Fragebögen für die Polizei und die NGO-
Vertreter erarbeitet. Die Fragen des Fragebogens für Polizeibeamten wurden
von einer Polizistin, die nicht an dem Training teilgenommen hatte, im
Vorfeld formuliert. Die Fragen für NGO-Vertreter wurden mit dem
Projektleiter des Amts für multikulturelle Angelegenheiten (AmkA)
abgestimmt. Die Forschungsfrage war, ob die Polizeibeamten sich nach dem
Training in den Arbeitsbeziehungen zu ethnischen Minderheiten sicherer und
kompetenter fühlten und inwieweit sich dieser Effekt auf ihren Arbeitsalltag
ausgewirkt hat. Hinsichtlich der NGO-Vertreter wurde nach neuen
Erfahrungen mit der Polizei gefragt.

Es wurde kein Pretest durchgeführt, da es sich nicht um eine repräsentative
Stichprobe handelt, sondern nur persönliche Erfahrungen der Teilnehmer von
Interesse sind und daher keine starke Quantifizierbarkeit erforderlich ist.
Quantitative Ergebnisse sind nicht zu erwarten. 15 Polizeibeamten und 13
Mitglieder von NGOs haben an dem Training teilgenommen und sind befragt
worden. Ein Interview dauerte zwischen 40 und 60 Minuten.

Zusätzlich wurden Tiefeninterviews mit einem offenen Leitfaden
durchgeführt, um den Interviewpartnern maximalen Freiraum zur
Beschreibung ihrer Erfahrungen zu ermöglichen. Der Interviewleitfaden
gliederte sich für Polizei und NGO-Vertreter folgendermaßen:

- Vorstellung - Warm up (für Polizei und NGOs gleich)

- Bedeutung der interkulturellen Thematik in der alltäglichen Polizeiarbeit,
Schilderung typischer Probleme (Polizei) oder Bedeutung des Kontaktes
zur Polizei in der alltäglichen Arbeit, Schilderung typischer Probleme
(NGO)

- Workshop (Polizei) bzw. Training (NGO): Gesamteinschätzung,
Einschätzung einzelner Aspekte wie Inhalt, Methode, Trainerinnen etc.

- Begegnungsseminar: Gesamteinschätzung, Einschätzung einzelner
Aspekte wie Inhalt, Methode, Trainerinnen und wichtigste Lernerfahrung

- Seminar-Alltag: Veränderungen in der alltäglichen Begegnung mit
Ausländern (Polizei) bzw. Polizei (NGO)

- interkulturelle Thematik bei der Polizei (Polizei)

- Abschluss.
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Die Auswertung der Fragebögen erfolgte qualitativ-inhaltsanalytisch , d. h. es
wurden Antwortkategorien gebildet und Häufigkeiten ermittelt. Die
Interviews wurden durch Bildung inhaltlicher Cluster ausgewertet, denen der
Interviewleitfaden als Strukturierungshilfe zugrunde gelegt wurde.

Projektablauf

Die Evaluation bezieht sich nur auf den ersten Durchgang des
Trainingprogramms. Etwa acht Monate nach Abschluss des letzten Seminars
(Nov. 1998) wurden die Teilnehmer des Trainings anhand von Fragebögen
befragt, die postalisch verschickt wurden und von den Teilnehmern anonym
zurück gesandt werden konnten. Die NGO-Fragebogen hatten leider nur
einen Rücklauf. Für diese geringe Rücklaufquote gab es allerdings keine
genauen Anhaltspunkte.

Ergänzend dazu fanden im Oktober und November 1999 vier einzelne
Tiefeninterviews mit ausgewählten Teilnehmern statt, drei mit Vertretern der
Polizei und ein Interview mit einer NGO-Vertreterin. Die Evaluation wurde
im Zeitraum von November 1998 bis November 1999 durchgeführt.

Schließlich folgte eine Entwicklung von didaktischen Elementen für
Fortbildungsveranstaltungen, zu denen auf die Weiterführung der NAPAP-
Konzeption im Rahmen eines hessenweiten Trainingskonzepts verwiesen
wird, vergl. Report der HSFK (Hessische Stiftung Friedens- und
Konfliktforschung) 8/1999.

Forschungsergebnisse

- Polizisten profitieren von der Teilnahme an Workshop und
Begegnungsseminar, wenn sie der interkulturellen Thematik offen
gegenüber stehen.

- Folgende positive Effekte können zusammengefasst werden:

• gestiegenes Problembewusstsein

• Bereitschaft zu Kontaktaufnahmen mit NGO-Vertreter in
Problemsituationen.

- Die NGO-Vertreterin gab an, die ehemals als homogen wahrgenommene
Fremdgruppe "Polizei" nun wesentlich differenzierter zu betrachten und
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eine gestiegene Bereitschaft zur persönlichen Kontaktaufnahme in
Problemsituationen entwickelt zu haben.

- Ebenso konnten mit Hilfe der Evaluation u. a. folgende
Verbesserungsvorschläge konkretisiert werden:

- weniger Informationsdichte, mehr Zeit zur vertieften Diskussion
einzelner Inhalte

- bessere Vorabinformation der Trainer über die Arbeit der Polizei

- bessere Vorabinformation der Teilnehmer über die Ziele des Workshops

- Thematisieren der Evaluation bereits während der Veranstaltung,
Diskutieren der Vorbehalte und Befürchtungen.

Besonderheiten

Die Ergebnisse der Fragebogenuntersuchung sind nicht mit anderen
Resultaten wie die der NAPAP-Projektträger vergleichbar, weil nicht
ausreichend detailliert quantitativ gearbeitet wurde und andere
Untersuchungen unmittelbar nach dem Training durchgeführt worden sind,
während dieses erst nach acht Monaten vollzogen wurde. Ebenso sind die
Forschungsergebnisse nicht generalisierbar. Sie beschränken sich im
Wesentlichen auf die Polizei, da nur eine NGO-Vertreterin an der Evaluation
teilnahm. Der Prozess der Selbstselektion wird die Ergebnisse verzerren, da
man davon ausgehen kann, dass die Personen, die an dem Training
teilnehmen, sich ohnehin für die Thematik interessieren bzw. mit ihr
beschäftigen.

Umsetzung

Die Ergebnisse der Evaluation finden ihre Umsetzung in
Verbesserungsvorschlägen für die Weiterführung des Projektes. Ebenso
gehen sie z.T. in die Weiterentwicklung des Konzeptes für die Fortbildung
hessischer Polizeibeamter ein.

Kontakte

Stadt Frankfurt am Main, Amt für multikulturelle Angelegenheiten (AmkA),
Römerberg 23, 60275 Frankfurt am Main;
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Internet: http://www.stadt-frankfurt.de/amka
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Polizei und Frauen - Gemeinsam gegen Gewalt   

Untersuchungsgegenstand

Das Projekt "Polizei und Frauen - Gemeinsam gegen Gewalt" wird seit 1996
in Schleswig-Holstein durchgeführt. Die angebotenen Kurse dienen der
Stabilisierung und Stärkung des subjektiven Sicherheitsgefühls. Dies
geschieht bspw. anhand  von Rollenspielen, in denen spezifische Situationen
durchgespielt werden, um situationsgerechte Verhaltensweisen bei Gefahren
einzuüben. Weitere Ziele des Sicherheitstrainings sind der Abbau von Angst
vor Gewalt- und Sexualstraftaten durch intensive Stärkung des
Selbstbewusstseins bzw. des selbstsicheren Auftretens der Frauen sowie der
Abbau von Hemmschwellen gegenüber der Polizei.

Forschungsmethoden

Insgesamt wurde von 92 Frauen der zuvor postalisch verschickte Fragebogen
ausgefüllt und zurückgeschickt. Die Auswertung erfolgte nach deskriptiven
statistischen Analysen. Ebenso wurden Signifikanztests durchgeführt, soweit
die Datenstruktur dies zuließ.

Projektablauf

Die Evaluation war als eine Längsschnittuntersuchung geplant, in der die
Kursteilnehmerinnen vom Zeitpunkt vor Beginn des Sicherheitstrainings,
unmittelbar nach Abschluss des Kurses sowie nach 12 Monaten mit Hilfe
eines Fragebogens befragt werden sollten. Anhand eines solchen
Forschungsdesigns wurde die Feststellung der Veränderungen des
Sicherheitsempfindens bei den Teilnehmerinnen erhofft. Jedoch lagen die
Daten zu den Messzeitpunkten 1 und 2 zum Zeitpunkt der Erstellung des
Abschlussberichtes nicht vor, so dass sich die statistischen Auswertungen zu
den Daten aus Messzeitpunkt 3 überwiegend auf deskriptive statistische
Analysen stützen. Es wurden Fragebögen zum Messzeitpunkt nach 12
Monaten an die Kursteilnehmerinnen verschickt. Der Abschlussbericht ist
von Stand 17. Juli 2000.

Besonderheiten

Es lagen Einschränkungen bezüglich der Auswertung der Daten insofern vor,
als dass ein Bruch der Datenkontinuität bestand. Daher waren direkte



Evaluation

224

Veränderungsanalysen aufgrund der fehlenden Originaldaten aus den
Befragungen zu den Messzeitpunkten 1 und 2 nicht möglich.

Die Stichprobe wies folgende Merkmale auf:

- Das Durchschnittsalter der betrachteten Stichprobe lag bei 38,5 Jahren.

- Die Hälfte der Frauen war verheiratet.

- Ein Drittel war ledig und 13 % waren entweder geschieden oder
verwitwet.

Daraus lässt sich folgern, dass offenbar das Bedürfnis nach persönlicher
Sicherheit nicht nur bei alleinstehenden Frauen besonders ausgeprägt ist.

Weitere Ergebnisse:

- 90 % der Befragten bestätigten eine Änderung ihres Sicherheits-
empfindens.

- Die Intensität des persönlichen Sicherheitsgefühls bewegt sich nach dem
Kurs zwischen "sehr sicher" und "sicher" und reduziert sich bezogen auf
den Zeitraum von 12 Monaten nur unwesentlich.

- 87 % der Frauen können sich die Anwendung einer Abwehrtechnik in
einer Notwehrsituation für sich persönlich vorstellen.

- In einem Einzelfall hat sich die Einschätzung von vorher "sicher" in
"sehr unsicher" gewandelt, was sich durch zwar erfolgreich abgewehrte,
aber häufige (insgesamt 4) Notwehrsituationen und einer damit
einhergehenden Sensibilisierung und Nicht-Kontrollierbarkeit von
Situationen im Alltag erklären lässt.

- In einem anderen Einzelfall hat sich das Sicherheitsempfinden von
"unsicher" in "sicher" verändert.

Neben diesen positiven Ergebnissen lässt sich insgesamt eine Steigerung der
Zufriedenheit in den verschiedenen abgefragten Bereichen nach 12 Monaten
feststellen. Auch wenn sich letztlich kein kausaler Zusammenhang zwischen
der Teilnahme an dem Kurs und dem gestiegenen Grad an Zufriedenheit
definitiv herstellen lässt, so kann man doch von einem positiven Einfluss auf
das Bewusstsein der körperlichen und psychischen Gesundheit sprechen. 10
% der Teilnehmerinnen haben sich zusätzlich bei einem Sportverein
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angemeldet und 22 % haben den Kurs durch ein anschließendes intensiveres
Training ergänzt.

Kosten/Finanzierung

Die wissenschaftliche Untersuchung wurde von der AOK Schleswig-Holstein
finanziert. Es fielen Kosten im Umfang von ca. 3500 € an.

Umsetzung

Es liegt ein Abschlussbericht der AOK Schleswig-Holstein vom Stand 17.
Juli 2000 vor.

Kontakte

AOK Schleswig-Holstein - Die Gesundheitskasse -,
Edisonstraße 70, 24145 Kiel, Internet: www2.aok.de/sh/rd/

Institut für Suchtprävention und Angewandte Pädagogische Psychologie
(ISAPP), Kiel
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Polizei und Sozialarbeit im Hinblick auf die Prävention von
Jugendgewalt

Untersuchungsgegenstand

Hildesheim ist Standort zweier Fachhochschulen, die sich im Rahmen der
Ausbildung von Polizeibeamten/innen sowie der Ausbildung von
Sozialpädagogen/innen mit den Themenfeldern "Jugendgewalt" und
"Abweichendes Verhalten" befassen.

Im Rahmen der Ausbildung der Berufszweige sollten Initiativen angeregt und
Wege aufgezeigt werden, wie beide Berufsgruppen bei der Eindämmung von
Jugendgewalt zukünftig verstärkt zusammenarbeiten können.

Das Projekt wurde in vier Bausteine unterteilt:

1. Studienmodul
Kooperation beider Fachbereiche im Ausbildungsbetrieb und
Entwicklung der Zusammenarbeit zwischen den Studierenden

2. Feldmodul
Prävention von Jugendgewalt in Kooperation von Polizei und
Sozialarbeit, Entwicklung und Erprobung handlungsorientierter
Vorhaben; Schlussfolgerungen im Hinblick auf die Aus- und Fortbildung
beider Berufsgruppen

3. Kooperatives Präventionsmodell
Entwicklung und Erprobung eines Modells zur Prävention von
Jugendgewalt in Kooperation Schule-Polizei-Sozialarbeit

4. Fortbildungsmodul
Es wurde ein Konzept zur beruflichen Fortbildung für
Jugendkontaktbeamte entwickelt, das in einem ersten Lehrgang in einem
zeitlichen Rahmen von zwei Wochen am Fachbereich Polizei der
Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspflege erprobt wurde. Die
Inhalte waren darauf abgestimmt, nicht nur praktische, sondern auch
persönliche, soziale und interkulturelle Kompetenzen der Beamten/innen
zu stärken sowie Bildungsaspekte zu vertiefen. Dieses Modul wurde im
Hinblick auf die einzelnen Bildungsaspekte evaluiert und nach dem
ersten Durchlauf überarbeitet.
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Forschungsmethoden

Die Evaluation erfolgte im Hinblick auf die einzelnen Fortbildungsziele:

- Vermittlung von Hintergrundinformationen über das Phänomen
Jugenddelinquenz

- Kenntnisvermittlung über Programme der polizeilichen und der
sozialpädagogischen Jugendarbeit

- Steigerung der Präventionskompetenz sowie einer Förderung der
Fähigkeit, Präventionsprojekte zur Jugendkriminalität in Kooperation mit
anderen Berufsgruppen zu initiieren.

Die Auswertung zur Fortbildung basiert auf

- den Angaben der Teilnehmer/innen in einem Abschlussgespräch

- auf der schriftlichen Befragung aller Teilnehmer/innen sowie auf

- den Beobachtungen einer teilnehmenden Sozialwissenschaftlerin.

Projektablauf

Die Evaluation wurde nicht von extremen Kräften durchgeführt, sondern fand
intern statt. Eine Sozialwissenschaftlerin war bei der Realisierung des
Seminars, z.B. als Dozentin und Koordinatorin, unmittelbar involviert. Sie
war somit Beteiligte und Betroffene der Evaluation. Damit wurde eine
Selbst-Evaluation durchgeführt, was durchaus problematisch war, da dabei
die Möglichkeit der differenzierenden Distanz und Analyse eingeschränkt ist.

Die Auswertung der Angaben im Rahmen des Abschlussgespräches sowie
der Fragebögen ergab, dass die Themenfelder des Fortbildungsseminars
weitestgehend praxisnah angelegt waren und die Beamten/innen sowohl in
ihren derzeitigen Arbeitsfeldern mit dem Themenbereich konfrontiert sind als
auch voraussichtlich als Jugendkontaktbeamte eingesetzt werden.

Positiv bewertet wurden auch die praxisnahen Inhalte der Fortbildung, wie
beispielsweise ein Besuch bei der Stadt Hildesheim und sozialen
Einrichtungen.

Die genannten Fortbildungsinhalte wurden im wesentlichen an der
unmittelbaren Verwertbarkeit im Alltag gemessen. Das Seminar war geprägt
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durch einen hohen Unsicherheitsgrad im Hinblick auf die Anforderungen an
Jugendkontaktbeamte.

Besonderheiten

Die Teilnahme einer Sozialarbeiterin während des gesamten Seminars erwies
sich als förderlich. Dadurch bestand die kontinuierliche Möglichkeit, Selbst-
und Fremdwahrnehmungen zu reflektieren, Grundsätze und Normen des
eigenen Handelns in Abgrenzung zu anderen Berufsgruppen zu hinterfragen
sowie die Wirkungen des eigenen Handelns auf die andere Berufsgruppe
einzuschätzen und mögliche Konsequenzen zu antizipieren.

Kosten/Finanzierung

Die Bereitstellung der Mittel erfolgte seitens der Niedersächsischen
Landesregierung.

Umsetzung

Abschlussbericht (200 Blatt):
Kooperations- und Forschungsprojekt "Polizei und Sozialarbeit im Hinblick
auf die Prävention von Jugendgewalt", Hildesheim 1998

Kontakte

Fachhochschule Hildesheim/Holzminden, Hochschule für angewandte
Wissenschaft und Kunst, Fachbereich Sozialpädagogik, 31134 Hildesheim
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Prävention sexueller Gewalt in der Arbeit mit Jungen

Untersuchungsgegenstand

Das Daphne-Projekt "Prävention sexueller Gewalt in der Arbeit mit Jungen"
ist eine Maßnahme zur primären Prävention sexueller Gewalt begangen
durch männliche Jugendliche und wird im Rahmen der Daphne-Initiative der
Europäischen Gemeinschaft gefördert. Die Laufzeit des Projektes erstreckte
sich vom 15.11.1998 bis zum 15.11.1999.

Das Daphne-Projekt hat sich u.a. die Entwicklung eines Handbuchs für
Praktiker zum Ziel gesetzt, die sich in ihrer pädagogischen Arbeit dem
Thema Prävention sexueller Gewalt stellen wollen. Zu den weiteren
Aufgaben zählen die Entwicklung eines Curriculums für die Arbeit mit
männlichen Jugendlichen in Schulen und Jugendhilfeeinrichtungen, die
Erprobung in unterschiedlichen Jungengruppen in drei europäischen Ländern
sowie die Entwicklung von Material für eine begleitende
Öffentlichkeitsarbeit.

Die Evaluation bezieht sich auf das international verwandte Material, aber
empirisch nur auf die in Oldenburg und Umgebung arbeitenden Gruppen. Im
Zentrum der Evaluation steht die Praxistauglichkeit des Curriculummaterials,
die Handhabe der Trainer und die Aufnahme bei den Jungengruppen.

Forschungsmethoden

In die Evaluation flossen drei Bezugsfelder ein:

- das Curriculum,

- die Pädagogen bzw. Trainer und

- die Jungengruppen.

Der Gruppe "Trainer" gehörten Lehrer, Sozialarbeiter und Erzieher an.

Der Evaluation lagen folgende Materialien zur Auswertung vor:

- Abschlussberichte der Trainer

- Dokumente der Gruppensitzungen und deren Arbeitsmaterialien
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- Bewertungsbogen, die zu jeder Stunde von den Jungen ausgefüllt
wurden

- Protokolle der parallel zur Durchführung stattfindenden Trainertreffen.

Das Material wurde anhand von Inhaltsanalysen ausgewertet, die Trainer
wurden mit offenen leitfadengestützten Experteninterviews befragt und die
Erfahrungen der Jungengruppen wurden mit Gruppendiskussionen
methodisch erfasst.

Die Bewertungsbogen waren so konstruiert, dass anhand einer skalierten
Antwortreihe (sehr gut, gut, mittel, schlecht, sehr schlecht) zuerst die Fragen:
"Die heutige Stunde fand ich insgesamt..." und "So habe ich mich heute
gefühlt..." beantwortet werden konnten. Ausformuliert werden mussten die
nächsten beiden Fragen: "Das hat mir besonders gut gefallen" und "Das fand
ich gar nicht gut".

Projektablauf

Es wurden sechs Interviews mit den einzelnen Trainern geführt. Sie
umfassten im Durchschnitt 60-70 Minuten und wurden von je zwei
Interviewern anhand eines Leitfadens geführt. Fünf weitere Interviews
wurden mit den Jungengruppen mit einem modifizierten Leitfaden geführt,
die Dauer schwankte zwischen 25 und 50 Minuten.

Die Gruppendiskussionen wurden ausschließlich von männlichen
Interviewern durchgeführt, um möglichst wenig Änderungen zur gewohnten
(Gruppen-) Situation zu erzeugen. Der Trainer war dabei nicht anwesend.
Wie bei der empirischen Methode "Gruppendiskussion" üblich war die
gesamte Gruppe Adressat der Forscherintervention. Die Fragen wurden
offen, in einer demonstrativen Vagheit gestellt.

Weiterhin wurden zu jeder Stunde den Jungen Bewertungsbogen ausgeteilt,
in denen sie in kurzer Form Multiple Choice Fragen und zwei offen gestellte
Fragen beantworten konnten.

Insgesamt waren an der Evaluation sechs Jungengruppen beteiligt. Die
Gruppengröße lag bei ca. fünf bis sieben Jungen, eine Gruppe setzte sich nur
aus zwei bis fünf Jungen zusammen. Das Alter der jeweiligen
Gruppenteilnehmer pro Gruppe reichte von 11-13 Jahren bis 15-18 Jahren.
Zu den Projektorten zählten:
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- Berufsbildende Schule,

- Heim/Stationäre Wohngruppe,

- Schule für Lernhilfe,

- Integrierte Gesamtschule,

- Stadtteiltreff und

- Allgemeiner Sozialer Dienst (ASD) des Jugendamtes.

Die Teilnahme an dem Curriculum war je nach Institution freiwillig oder
auch verpflichtend.

Forschungsergebnisse

Bei der Durchführung des Programms ergaben sich folgende Problemfelder:

- Unsicherheiten der Trainer:

• Rollenkonfusionen: Routineverhalten der Lehrer kann eine offene,
vertraute Gesprächssituation hemmen

• Thematisierung der eigenen Sexualität: ein Trainer beschreibt ein
Dilemma bei dem Thema Masturbation bezüglich der Grenzen der
Vertrautheit mit  den Jungen und der eigenen Privatsphäre.

• Männlichkeitsvorstellungen: nur wenige Trainer thematisierten eine
persönliche Unsicherheit bezüglich der Hinterfragung des eigenen
Selbstverständnisses.

- Bedingungen für eine gute Gruppenarbeit:

• gute Atmosphäre

• kontinuierliche Räume

• Gruppenprozesse.

- Didaktisches Material:

• Rollenspiele erwiesen sich als schwierig, da die schauspielerische
Durchführung oft eine allzu große Körpernähe von den Jungen
verlangte.
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• Die Jungen realisierten das Ziel der Rollenspiele nicht, sondern
maßen ihnen Unterhaltungswert bei.

• Für das Handbuch lässt sich folgern, dass die Rollenspiele eine
eigene Übungsphase benötigen.

Hinsichtlich der Gruppenprozesse ließen sich positive Entwicklungen
dahingehend feststellen, dass eine Abnahme von Wertungen wie richtig oder
falsch bezüglich weltanschaulicher Vorstellungen, besonders von
Männlichkeitsbildern, stattfand. So zeigte sich ebenfalls eine Tendenz zur
Abnahme des Stereotypengebrauchs, was zu Verhaltensmodifikationen
führen kann.

Es ergaben sich weiterhin folgende Auffälligkeiten in den
Gruppendiskussionen:

- Die Jungen waren kaum in der Lage konkrete einzelne Ziele der
Gruppenstunden selbst zu nennen.

- Das Interesse der Jungen lag nahezu ausschließlich an Sexualität und
dem anderen Geschlecht.

- Die Reflexion des eigenen Verhaltens fand bei den Jungen nur
mangelhaft statt.

Die Evaluation hat die Funktion eines Pretests bekommen. Auf den
gesammelten Daten kann nun aufgebaut werden. In einem großzügigen
Zeitraum könnte nun mit teilnehmender Beobachtung, Prä- und
Postbefragungen und einer ausführlichen Diskussion über die Zielsetzung des
Materials und dessen Verwirklichung begonnen werden. Wenn auch die
geschlechtsspezifische Auseinandersetzung an der Oberfläche der Interviews
mit den Jungen nur abstrakt in der Neugier auf das andere Geschlecht
thematisiert wurde, wurden trotzdem unterschiedliche Bausteine einer
Jungenarbeit vollzogen, die eine Weiterführung der Arbeit wünschenswert
machen.

Besonderheiten

Bei dieser Evaluation wurde nicht versucht, eine mögliche
Verhaltensänderung durch Prä- und Postbefragungen zu evaluieren, sondern
die Resonanz des Materials bei den Beteiligten zu testen. Die Erhebung hatte
ihren Schwerpunkt auf Interviews gelegt, nachdem im Vorfeld schon deutlich
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wurde, dass in vielen Gruppen Kompetenzschwierigkeiten bestanden, wenn
es zu Schreibaufforderungen kommen würde. Das wurde durch die Art und
Weise, wie die Jungen die offenen Fragen der Bewertungsbogen
beantworteten bestätigt. Ebenso ergaben sich Probleme bei den Interviews
der Jungen, da sie stellenweise sehr schüchtern reagierten bzw. Tendenzen
der Verweigerung aufwiesen.

Kosten/Finanzierung

Die Kosten des von der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg
unterstützen Projektes "Prävention sexueller Gewalt in der Arbeit mit
Jungen" betrugen ca. 13.500 €.

Umsetzung

Es liegt ein Abschlussbericht des Daphne-Projektes "Prävention sexueller
Gewalt in der Arbeit mit Jungen", Daphneprojekt (Nr. 98/146/WC) des
"Verein zur Verhütung von Kindesmisshandlung e.V." von Januar 2000 vor.
Autor ist der Diplompädagoge Stefan Kanke.

Kontakte

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg, Fachbereich 1 Pädagogik,
Ammerländer Heerstraße 114 - 118, 26129 Oldenburg;
Internet: http://www.uni-oldenburg.de/fb1
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Präventionsprojekt des Kinderschutz-Zentrums Oldenburg    

Untersuchungsgegenstand

Erkenntnisinteresse ist die Wirkung von Präventionsprojekten zum Schutz
von Kindern vor sexueller Gewalt.

Die Präventionsarbeit hat zum Ziel, das Auftreten neuer Fälle von sexueller
Gewalt zu verhindern. Sexuelle Gewalt stellt ein komplexes soziales Problem
dar und dementsprechend sind differenzierte Problemlösungsansätze
erforderlich. Das Erreichen von Präventionszielen ist schwer zu evaluieren,
ein unmittelbarer Nachweis der Ergebnisse der Evaluationsbemühungen ist
nicht möglich. Entsprechend ist es bisher keiner Studie gelungen,
nachzuweisen, dass Präventionsbemühungen die Häufigkeiten sexueller
Gewalt reduzieren.

Die Effektivität solcher Programme wird allenfalls indirekt gemessen und
orientiert sich an Faktoren, von denen angenommen wird, dass sie die
Fähigkeiten des Kindes stärken, sich vor sexuellen Übergriffen zu schützen.

Forschungsmethoden

Kontrastgruppendesign
Pre-/Post-Test

Verschiedene Fragebögen für Kinder, Mütter und Väter (überwiegend
geschlossene Antwortmöglichkeiten, quantitativ)
Bei der Durchführung des Programms ergaben sich folgende Problemfelder:

- Unsicherheiten der Trainer:

• Rollenkonfusionen: Routineverhalten der Lehrer kann eine offene,
vertraute Gesprächssituation hemmen

• Thematisierung der eigenen Sexualität: ein Trainer beschreibt ein
Dilemma bei dem Thema Masturbation bezüglich der Grenzen der
Vertrautheit mit  den Jungen und der eigenen Privatsphäre

• Männlichkeitsvorstellungen: nur wenige Trainer thematisierten eine
persönliche Unsicherheit bezüglich der Hinterfragung des eigenen
Selbstverständnisses
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- Bedingungen für eine gute Gruppenarbeit:

• gute Atmosphäre

• kontinuierliche Räume

• Gruppenprozesse.

- Didaktisches Material:

• Rollenspiele erwiesen sich als schwierig, da die schauspielerische
Durchführung oft eine allzu große Körpernähe von den Jungen
verlangte.

• Die Jungen realisierten das Ziel der Rollenspiele nicht, sondern
maßen ihnen Unterhaltungswert bei.

• Für das Handbuch lässt sich folgern, dass die Rollenspiele eine
eigene Übungsphase benötigen.

Hinsichtlich der Gruppenprozesse ließen sich positive Entwicklungen
dahingehend feststellen, dass eine Abnahme von Wertungen wie richtig oder
falsch bezüglich weltanschaulicher Vorstellungen, besonders von
Männlichkeitsbildern, stattfand. So zeigte sich ebenfalls eine Tendenz zur
Abnahme des Stereotypengebrauchs, was zu Verhaltensmodifikationen
führen kann.

Es ergaben sich weiterhin folgende Auffälligkeiten in den
Gruppendiskussionen:

- Die Jungen waren kaum in der Lage konkrete einzelne Ziele der
Gruppenstunden selbst zu nennen.

- Das Interesse der Jungen lag nahezu ausschließlich an Sexualität und
dem anderen Geschlecht.

- Die Reflexion des eigenen Verhaltens fand bei den Jungen nur
mangelhaft statt.

Die Evaluation hat die Funktion eines Pretests bekommen. Auf den
gesammelten Daten kann nun aufgebaut werden. In einem großzügigen
Zeitraum könnte nun mit teilnehmender Beobachtung, Prä- und
Postbefragungen und einer ausführlichen Diskussion über die Zielsetzung des
Materials und dessen Verwirklichung begonnen werden. Wenn auch die



Evaluation

236

geschlechtsspezifische Auseinandersetzung an der Oberfläche der Interviews
mit den Jungen nur abstrakt in der Neugier auf das andere Geschlecht
thematisiert wurde, wurden trotzdem unterschiedliche Bausteine einer
Jungenarbeit vollzogen, die eine Weiterführung der Arbeit wünschenswert
machen.

Das Präventionsprojekt fußt - in Abgrenzung zu den regelmäßigen, kurzen,
isolierten Programmen - dem aktuellen Stand (1997) der
Präventionsforschung gemäß auf einer längeren, kontinuierlichen und damit
Vertrauen bildenden Arbeit unter aktiver Einbeziehung der Schüler, der
Lehrkräfte und auch der Eltern. In der ersten Phase nahmen 4 Grundschulen
in der Region in 12 Klassen mit 259 Schülern (120 weiblich, 139 männlich)
teil.

Das Projekt sieht eine mehrwöchige (unterschiedlich intensive) Arbeit mit
Schülern, Eltern und Lehrern in der 3. und 4. Klasse vor. Sie teilt sich in eine
Vorbereitungs-, eine Durchführungs- und eine Auswertungsphase. Vor der
Arbeit im eigentlichen Feld steht die Arbeit mit den Erwachsenen. Hier wird
das Vorgehen mit Schulleitung, Kollegium und Eltern abgestimmt sowie
erste Informationsveranstaltungen für diese Gruppen durchgeführt.

Danach folgt eine 5-wöchige (32 - 35 Schulstunden) umfassende Arbeit mit
den Kindern in den Klassen. Nach einer Einführungs- bzw. Gewöhnungszeit
beginnt die methodisch-didaktisch aufbereitete Beschäftigung mit dem
Thema "Ich bin ich, Du bist Du und das sind wir!", zunächst als
Rahmenthema und im Verlauf des Projektes punktueller an Detailfragen. Am
Ende steht der Besuch der Beratungsstelle der Kinderschutzzentrums.
Während der Durchführung werden mit den Kindern auch Einzelgespräche
geführt, zum Abschluss gibt es einen weiteren Eltern-/ Lehrerabend, der dem
Erfahrungsaustausch, der Reflexion und eventuellen offenen Fragen dient.

Das Projekt baut auf einer kritischen Analyse der bisherigen
Präventionsansätze auf. Dazu wurde die Wirkung der Arbeiten systematisch
mit der Carl-von-Ossietzky Universität, Oldenburg, durch Selbstevaluation
der Präventionsarbeit in zwei vierten Klassen (eine städtisch, eine ländlich)
überprüft, um das Konzept weiter entwickeln zu können.

Evaluiert wurde die Präventionsarbeit in einer ländlichen und in einer
städtischen Grundschule, mit einem Pre/Post-Verfahren jeweils in einer
Interventions- und Kontrollklasse. In jeder Schule sollte in einer Klasse
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Präventionsarbeit durchgeführt werden (Interventionsklasse), in der
Parallelklasse nicht (Kontrollklasse), so dass mögliche Effekte auf die
Präventionsarbeit zurückgeführt werden könnten. In beiden Klassen sollten
Eltern und Kinder vor Beginn der Arbeit (Pretest) und nach der Arbeit (Post-
Test) schriftlich befragt werden.

Forschungsergebnisse

An der freiwilligen und durch die Schulaufsicht genehmigten Befragung
nahmen insgesamt 80 Schüler und ihre Eltern (biologisch wie sozial) teil.
Von dem geplanten Pre-Post-Vergleich wurde bei den Eltern Abstand
genommen, da der Elternanteil in der zweiten Welle zu niedrig war und
methodisch fehlerhaft. Somit beziehen sich die Ergebnisse auf den 1.
Messzeitpunkt, 116 verwertbare Fragebögen (67 Mütter, 49 Väter).
Zusätzlich wurden unabhängig die verfügbaren Beobachtungen und
Rückmeldungen zu der Präventionsarbeit von den Eltern aus beiden
Interventionsklassen zum 2. Messzeitpunkt ausgewertet (41 verwertbare
Fragebögen).
Bei den Schülern beträgt die Anzahl der verwertbaren Fragebögen 156 (70
weiblich, 86 männlich).

Der Fragebogen für die Kinder umfasste folgende Themen:

- Gefühle

- Geschlechterrolle

- Schuld

- Rechte

- Hilfsmöglichkeiten

- Umgang mit schwierigen Situationen

- Angst

- Sexualität

- Fragen zur Bewertung des Projektes

Die Schüler der Interventionsklassen haben in Hinblick auf das
Handlungswissen des Präventionsziels im Vergleich zum Pretest und der
Kontrollgruppe deutliche Fortschritte gemacht, allerdings hatten sie
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Schwierigkeiten, Gefühle oder Ängste zu benennen. In erster Linie sind für
die Schüler die Eltern die Vertrauenspersonen.

Die Annahme, dass die Beschäftigung mit dem Thema das Angstniveau der
Kinder verstärkt, haben die Daten nicht bestätigt. Auffällig ist allenfalls das
höhere Angstniveau in der ländlichen Schule verglichen mit der städtischen
Schule.

Die Frage, ob die Präventionsmaßnahme zu mehr Schamgefühlen oder zu
negativen Auswirkungen auf die Sexualentwicklung führt, konnten anhand
der Daten der Schüler nicht untersucht werden, hier bestünde weiterer
Untersuchungsbedarf.

Die Beurteilung des Präventionsprojektes durch die teilnehmenden Schüler
war positiv bis sehr positiv.

Ergebnisse der Elternbefragung:

In Hinblick auf die Eltern stellte sich zunächst die Frage nach dem
Hintergrundwissen. Fast ausschließlich informieren sich Eltern aus der
(regionalen) Zeitung (96 %), dem Fernsehen (95 %) und dem Radio (84 %).
Informationsveranstaltungen zum sexuellen Missbrauch (12%), Bücher (24
%), Broschüren (41 %) oder Gespräche zum Thema sexueller Missbrauch
(66%) stellen die weiteren Informationsquellen dar.

Ein Drittel der Eltern schätzt, dass jedes fünfte Kind in der Bundesrepublik
gefährdet ist, die anderen Eltern gingen von zum Teil erheblich geringeren
Gefährdungsgraden aus ("nicht" 27 %, "kaum" 30 %, "mäßig" 27 %).

Bei der Frage nach der Einschätzung der Täter verweigerte etwa ein Drittel
der Eltern die Beantwortung. 2/3 der Eltern gehen davon aus, dass die Täter
überwiegend männlich sind (Männertäter/Frauentäterinnen 80 : 20).
Erwachsene Bekannte (82 %) und andere Familienmitglieder (32 %) sind
nach Ansicht der Eltern eher mögliche Täter, viel seltener vermutet man
Väter (22 %) oder gänzlich Fremde (11 %) als Täter. Nach Einschätzung der
Eltern sind die Täter in der Regel psychisch krank (68 %) und/oder Triebtäter
(66%), nur ein Teil hielt sie für polizeilich auffällig (28 %) oder brachte sie
in Verbindung mit Alkoholismus (14 %).

Die Eltern sind überwiegend der Ansicht (87 %), dass Kinder über 12 Jahren
(entsprechend fortgeschrittener körperlicher Entwicklung) sexuell
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missbraucht werden. Für 68 % kann sexueller Missbrauch bereits vorliegen,
wenn kein physischer Kontakt zustande kommt.

Es wurde eine Reihe Signale genannt, an denen Eltern sexuellen Missbrauch
von Kindern erkennen wollen. Rückzug des Kinds (46 %), allgemeine
Verhaltensstörung (27 %), Angst (16 %), Aggressivität (15 %) gefolgt von
körperlichen Anzeichen (11 %), Depressivität/Traurigkeit (9 %),
Alpträume/Bettnässen (8 %), Berührungsängste (7 %), veränderte
Kleidungsgewohnheiten (6 %), Verstörung (6 %), sexualisiertes Verhalten (3
%) und verschlechterte Schulleistungen (1 %).

Als geeignete Präventionsmaßnahmen sehen die Eltern in erster Linie
Stärkung des Selbstbewusstseins der Kinder (33 %), eine vertrauensvolle
Eltern-Kind-Beziehung (24 %) und das "Nein"-Sagen-Können (17 %).
Skeptisch sehen die Eltern die Möglichkeit, durch höhere Strafen für Täter
präventiv wirken zu können.

Insgesamt bewerten die Eltern eine frühe Präventionsarbeit als positiv und 94
% waren in der Lage, mehrere Beratungsstellen für sexuellen Missbrauch zu
nennen. War das Kinderschutzzentrum eher in der Stadt bekannt, so
überwiegt auf dem Land die Polizei und der Hausarzt.

Die eigene Handlungskompetenz der Eltern wird als gut bewertet und die
Eltern zeigen überwiegend eine pädagogisch-aufgeklärte Position. 3/4 der
Eltern haben mit dem Kind bereits über sexuellen Missbrauch gesprochen,
Anlass war überwiegend ein aktueller Fall aus der Öffentlichkeit (60x) oder
Fragen der Kinder (20x). Seltener waren es Gespräche zur Prävention (8x)
oder der Beginn des Präventionsprojektes (1x).

Die Bewertung der Präventionsarbeit durch die Eltern mit einem weiteren
Post-Test wurde nur von einem erheblich kleineren Teil der Eltern
beantwortet (n=41). Daher war bei den Eltern ein Pre-Post-Vergleich
zwischen Interventions- und Kontrollklassen nicht möglich, zumal nicht klar
erkennbar war, wer an welchen Elternabenden teilgenommen hat oder nicht.
Die Eltern haben während und nach der Projektarbeit folgende
Beobachtungen gemacht:

Nur wenige Kinder (5 %) haben ihren Eltern Fragen gestellt, jedoch haben
die meisten Kinder über das Projekt erzählt (59 %). Etwa die Hälfte der
Eltern bemerkte Verhaltensänderungen bei den Kindern, ein Fünftel gab an,
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dass das Kind selbstbewusster geworden sei. In drei Fällen berichten die
Mütter über Schlafstörungen, schlechte Laune oder Umgangsschwierigkeiten.
Mehr als die Hälfte (56 %) gaben an, dass sich das Präventionsprojekt positiv
ausgewirkt hätte, 17 % erkannten keinen Einfluss und in einem Fall wurde
dem Präventionsprojekt ein schlechter Einfluss zugeschrieben. Drei Viertel
würden ihre Kinder noch einmal an dem Projekt teilnehmen lassen, eine
Mutter sprach sich gegen eine erneute Teilnahme aus, der Rest hat die Frage
nicht beantwortet.

Die Bewertung der Einbeziehung der Eltern in das Präventionsprojekt wurde
in der Regel durch die Befragten ausgelassen, obwohl der Wunsch geäußert
wurde, die Evaluation den Eltern zugänglich zu machen.

Schlussbetrachtung:

Bei den teilnehmenden Kindern lassen sich in Hinblick auf die zentralen
Präventionsbotschaften deutliche Wissenszuwächse feststellen. Nicht
überprüfbar bleibt, ob dieses Wissen zu Handlungskompetenzen bei den
Kindern in realen Situationen führt.

Unklar bleibt auch, ob und in wie weit es bei den Kindern Veränderungen in
Hinblick auf die Themenbereiche Körper, Berührung und Gefühle gab, da
diese nicht valide erhoben werden konnten.

Das Präventionsprojekt des Kinderschutzzentrums Oldenburg scheint zu
keiner gesteigerten Ängstlichkeit in den Klassen geführt haben. Dies heißt
allerdings nicht, dass es in Einzelfällen nicht doch zu vermehrten
Angstsymptomen kommen kann.

Zu anderen unerwünschten Nebeneffekten der Präventionsarbeit (Zunahme
von Schamgefühlen, negative Auswirkung auf die Sexualentwicklung)
können auf Basis dieser Studie keine Rückschlüsse gezogen werden.

Die Kinder haben die Präventionsarbeit positiv erlebt und bewertet.

Das Wissen der Eltern über Fragen des sexuellen Missbrauches ist weniger
klischeehaft und realistischer als angenommen. Dies mag zum einen an der in
dieser Beziehung vorbelasteten Gegend, zum anderen an der Einbindung in
das Projekt als Ganzes liegen.
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Ob das Wissen der Eltern ausreicht, um die Kinder zu schützen, bleibt offen.
Erhoben wurden subjektive Einschätzungen der Eltern und nicht der
tatsächliche Nachweis von Wissen und Handlungskompetenz.

Insgesamt wird die Präventionsarbeit des Kinderschutzzentrums Oldenburg
an den Schulen als wirksam und positiv beurteilt, wobei aber verstärkt die
Elternarbeit weiter entwickelt werden sollte.

Besonderheiten

Sehr detaillierte und umfassende Darstellung der wissenschaftlichen
Ergebnisse und dem Stand der Präventionsdiskussion/-forschung mit
historischem Abriss.

Eigene Modellentwicklung und -Korrektur.

Kosten/Finanzierung

Kosten nicht beziffert, zunächst Weihnachtsspendenaktion der Nordwest-
Zeitung Oldenburg 1996 - 2000, seit September 2000 Modellprojekt des
Landes Niedersachsen, Förderung durch das Kultusministerium.

Kontakte

Kinderschutz-Zentrum Oldenburg, Friederikenstraße 3, 26135 Oldenburg
Carl von Ossietzky Universität Oldenburg, Fachbereich 1 Pädagogik,
Ammerländer Heerstraße 114 - 118, 26129 Oldenburg;
Internet: http://www.uni-oldenburg.de/fb1
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Primärprävention bei Kindern mit den Sympathiefiguren
der Landespolizei "Leo Listig" und "Locki Wachsam"

Untersuchungsgegenstand

Das Präventionsprojekt mit den Sympathiefiguren "Leo Listig" und "Locki
Wachsam" wurde im November 1995 im Rahmen der Kieler
Polizeisportschau zum ersten Mal eingesetzt. Die Zahl der Einsätze hat sich
von 1996 (12 Einsätze) bis zum Jahr 2000 (86 Einsätze) ungefähr
versiebenfacht. Heute sind "Leo und Locki" hauptsächlich in Grund-, Sonder-
und Förderschulen und Kindergärten unterwegs, da die Zielgruppe des
Projekts aus allen Einrichtungen im vorschulischen Bereich, aus Schülern der
1. bis 3. Klasse aller allgemeinbildenden Schulen sowie aus 4. und 5. Klassen
von Sonder- und Förderschulen gebildet wird. "Leo" und "Locki" werden von
einem Polizeibeamten und einer Polizeibeamtin gespielt, d.h. sie tragen ein
Kostüm, dass jeweils ihren Rollen entspricht und spielen "Leo Listig" von
der Kriminalpolizei und "Locki Wachsam" von der Schutzpolizei.

Die Konzeption des Projektes verfolgt vier Ziele:

1. Einsatz der Großfiguren als Mittler in der verhaltensorientierten
Vorbeugung

2. Sensibilisierung von Eltern, Schule und Öffentlichkeit für Kinder als
Opfer und Täter

3. Verwendung der Leitfiguren als Sympathieträger für die Polizei

4. Unentgeltliche Verteilung der Plüschfiguren in bestimmten Situationen
und zu bestimmten Anlässen an Kinder

Ein weiteres Charakteristikum des Projekts stellt die Zusammenarbeit von
einem ortsansässigen Polizisten, den Figuren "Leo und Locki" und den
Lehrkräften der Schulen dar.

Die Wirksamkeit auf eine Verhaltensänderung bei den Kindern steht bei der
Untersuchung dieses Projekts im Vordergrund.
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Forschungsmethoden

Für die Evaluation wurden die an dem Projekt teilnehmenden Schüler und
das Lehrpersonal vor und nach dem Projekt befragt. Die Fragebögen für
beide Gruppen wurden selbst entwickelt.

Da die befragten Schülern die 2. oder 3. Klasse besuchten, stand die
Verständlichkeit der Fragen im Vordergrund. Ebenso enthielt der Fragebogen
nur sieben Fragen, die in der sog. geschlossenen Frageform gestellt wurden.
Die Fragebögen für die Lehrkräfte umfassten eine Seite.

Folgende Hypothesen wurden im Vorfeld gebildet und mittels der
Fragebögen untersucht:

Hypothese 1:
Die Gewaltbereitschaft der Schüler nimmt in der Nachheruntersuchung ab.

Hypothese 2:
Das Engagement der Lehrkraft beeinflusst die Abnahme der
Gewaltbereitschaft der Schüler in der Nachheruntersuchung.

Hypothese 3:
Es besteht zwischen Jungen und Mädchen ein Unterschied in Bezug auf ihre
Gewaltbereitschaft in der Vorheruntersuchung sowie in der
Nachheruntersuchung.

Hypothese 4:
Es besteht ein Unterschied zwischen den Schülern der zweiten und dritten
Klasse in Bezug auf die Abnahme ihrer Gewaltbereitschaft in der
Vorheruntersuchung sowie in der Nachheruntersuchung.

Projektablauf

Die Evaluation umfasste eine Vorher- und Nachheruntersuchung, d. h. vor
der Primärprävention wurden an die teilnehmenden Schüler und Lehrer
Fragebögen verteilt, ebenso unmittelbar nach der Durchführung des Projekts.
Daneben wurden Kontrollgruppen gebildet und befragt. Die Befragungen
wurden an acht Schulen in Schleswig-Holstein durchgeführt.

Die Stichprobe umfasste 1078 Schülerfragebögen, von denen jeweils 539 der
Vorher- und 539 der Nachheruntersuchung zuzuordnen sind. Ebenso verhält
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es sich mit der Stichprobe der Lehrer, 26 Fragebögen gelten der Vorher- und
26 der Nachheruntersuchung.

Forschungsergebnisse

Bei der Kontrollgruppe ergaben sich wie erwartet keine nennenswerten
Veränderungen.

Ergebnisse der Untersuchung von Hypothese 1: "Die Gewaltbereitschaft der
Schüler nimmt in der Nachheruntersuchung ab."

- Die Hypothese ist im Bereich des Merkmals "Schubsen" abzulehnen,
aber in den Bereichen der Merkmale "Ärgern auf dem Schulweg" und
"Stehlen der Federtasche" beizubehalten.

- Die Gewaltbereitschaft der Schüler hat hinsichtlich der beiden Merkmale
abgenommen.

Ergebnisse der Untersuchung von Hypothese 2: "Das Engagement der
Lehrkraft beeinflusst die Abnahme der Gewaltbereitschaft der Schüler in der
Nachheruntersuchung."

- Die Hypothese ist im Bereich des Merkmals "Stehlen der Federtasche"
abzulehnen und im Bereich "Ärgern auf dem Schulweg" beizubehalten.

- Das Engagement der Lehrer hat nur einen positiven Einfluss auf den
Bereich "Ärgern auf dem Schulweg".

Ergebnisse der Untersuchung von Hypothese 3: "Es besteht zwischen Jungen
und Mädchen ein Unterschied in Bezug auf ihre Gewaltbereitschaft in der
Vorheruntersuchung sowie in der Nachheruntersuchung."

- Die Hypothese ist in allen drei Bereichen beizubehalten.

- Es besteht ein Unterschied zwischen den Geschlechtern der Schüler
hinsichtlich der Gewaltbereitschaft in der Vorheruntersuchung sowie in
der Nachheruntersuchung.

- Bei den Jungen sinkt die Gewaltbereitschaft in der Nachheruntersuchung
in allen drei Bereichen deutlicher als bei den Mädchen. Die Jungen
kreuzten allerdings auch im Vorhertest generell höherer Werte
hinsichtlich der Gewaltbereitschaft an als die Mädchen. Diese
Unterschiede lassen sich bspw. durch die Geschlechtersozialisation
erklären.
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Ergebnisse der Untersuchung von Hypothese 4: "Es besteht ein Unterschied
zwischen den Schülern der zweiten und dritten Klasse in Bezug auf die
Abnahme ihrer Gewaltbereitschaft in der Vorheruntersuchung sowie in der
Nachheruntersuchung."

- Hinsichtlich des Merkmals "Stehlen der Federtasche" ist die Hypothese
abzulehnen.

- In den Bereichen der Merkmale "Schubsen" und "Ärgern auf dem
Schulweg" ist sie beizubehalten:

- Die 2. Klasse geben eher konstruktive Lösungen für das Merkmal "Ärger
auf dem Schulweg" an und zeigen eine größere Aufnahmefähigkeit für
die im Projekt vermittelten Botschaften. Die 2. Schulklasse scheint für
das Projekt geeigneter zu sein als die 3. Klasse. Ebenso kann man davon
ausgehen, dass Schüler der 2. Klasse tendenziell braver sind als die der 3.
Klasse.

Obwohl für die untersuchten Merkmale nur geringe Veränderungen
festgestellt werden konnten und die Hypothesen im Bereich einiger dieser
Merkmale abgelehnt werden mussten, kann dem Projekt "Primärprävention
mit den Sympathiefiguren der Landespolizei Schleswig-Holstein Leo Listig
und Locki Wachsam" eine Wirksamkeit zugeschrieben werden. Es haben
Veränderungen stattgefunden, die sich auf die vorher gesetzten Ziele
beziehen. Laut einschlägiger Literatur ist ein Projekt unter diesen Umständen
als wirksam zu bezeichnen.

Besonderheiten

Die Evaluation wurde im Rahmen einer Diplomarbeit durchgeführt.

Die Ergebnisse der Lehrerfragebogen werden nicht gesondert aufgelistet, da
sie lediglich der Bestätigung der Schülerfragebogen dienen.

Gewalt bzw. Gewaltbereitschaft als Untersuchungsgegenstand wurde durch
Merkmale wie "Schubsen", "Ärgern auf dem Schulweg" und "Stehlen der
Federtasche" operationalisiert und im Fragebogen abgefragt.
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Umsetzung

Die Evaluation liegt in Form einer Diplomarbeit im Studiengang
Erziehungswissenschaft an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel,
Erziehungswissenschaftliche Fakultät, vor. Sie wurde von Michaela Klann
und Svenja Simon unter der Leitung von Prof. Dr. phil. Krope unter dem
Titel "Zur Wirksamkeit von lebensgroßen Sympathiefiguren in der
Präventionsarbeit mit Kindern am Beispiel von Leo Listig und Locki
Wachsam der Landespolizei Schleswig-Holstein" erarbeitet.

Kontakte

Christian-Albrechts-Universität Kiel, Erziehungswissenschaftliche Fakultät,
Institut für Pädagogik , Kiel;
Internet: http://www.uni-kiel.de/Paedagogik/paedagog_ewf.htm
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Pro Mann

Untersuchungsgegenstand

Mit der Eröffnung der Beratungsstelle "ProMann" am 1. September 1999 in
Magdeburg  wurde ein für Sachsen-Anhalt einmaliges Modellprojekt
gestartet, dessen Aufgabenschwerpunkt in der Beratung und Begleitung von
gewaltanwendenden Männern liegt.

Die konzeptionelle Strategie des Programms umfasst drei Abschnitte: in einer
ersten Gesprächseinheit steht das gegenseitige Kennen lernen, der
Vertrauensaufbau und die Planung der Beratungsdauer. Daran anschließend
werden in den folgenden drei Monaten jeweils einmal wöchentlich
Gespräche geführt in deren Mittelpunkt die Verantwortungsübernahme für
die geschehenen Gewalttaten steht und die Frage zu beantworten ist, wie eine
individuelle Ausstiegsmöglichkeit aus dem Gewaltkreislauf aussehen kann.
In der dritten und letzten Einheit werden in der Gruppe, jeweils einmal im
Monat, männerspezifische Themen besprochen.

Forschungsmethoden

Seit September 2000 wird das Projekt wissenschaftlich betreut durch das
Institut für sozialwissenschaftliche Informationen und Studien (ISIS).

Im Mittelpunkt der wissenschaftlichen Begleitung stehen die quantitative
Dokumentation der Beratungsarbeit, die qualitative Untersuchung der
Beratungsergebnisse, die Prüfung der Bereitschaft zur Annahme des
Beratungsangebots sowie die Darstellung und Prüfung von Zwangs- und
Freiwilligenberatung.

Projektbegleitend wurden mit Hilfe eines Erhebungsbogens 56 Männer
interviewt und deren Angaben aufbereitet und analysiert.

Projektablauf

Die 56 Männer wurden parallel zu ihren Beratungen bei "ProMann"
interviewt.

Die Teilnehmer wiesen insgesamt ein Quantum von 300 Beratungen auf.
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Neben der Verarbeitung dieser Aussagen wurden zusätzlich
Experteninterviews geführt, um detailliert die Beratungsstrategie zu
dokumentieren.

Forschungsergebnisse

Bei der Untersuchung der Männer welche das Angebot von "ProMann"
nutzten, bildete sich ein bestimmtes wiederkehrendes Muster unter den
Probanden heraus. So handelte es sich bei den Klienten vorwiegend um
Männer mittleren Alters (Durchschnittsalter 34 Jahre), die nur über eine
unterdurchschnittliche Bildung verfügten und meist arbeitslos waren,
respektive Sozialhilfe empfingen. Von den untersuchten Männern lebten über
zwei Drittel in einer Familie beziehungsweise in einer festen Partnerschaft
mit Kindern.

Bei der Mehrzahl der Männer stand die Gewaltanwendung in Zusammenhang
mit schweren Beziehungsstörungen (71 %) sowie umfangreichen sozialen
Problemen (46 %).

Bei einer Minderheit korrespondierte die Gewaltanwendung mit anderen
Problemen wie

psychischen Defekten (27 %), Suchtverhalten (21 %) und sexuellen
Schwierigkeiten (14 %).

Rund drei Viertel der Teilnehmer führte das Programm auch bis zu seinem
Ende durch. Abbrüche wurden besonders bei den Männern festgestellt, die
einerseits, bezogen auf die Frage der Gewaltanwendung ein starkes
Problempotential aufwiesen, sowie sich auch in den anderen nachgenannten
Problembereichen auffällig zeigten.

Von den Männern die sich an dem Programm bis zu seinem Ende beteiligten,
bescheinigten rund 60 % dem Modell, dass es einen positiven Einfluss auf ihr
Verhalten habe. Bei denen, welche die Gespräche als wenig erfolgreich
bewerteten, ließ sich erneut eine "Doppelbelastung" mit anderen
Belastungsfeldern feststellen.

Eine Wirksamkeitsanalyse der Zwangsberatungen also der Beratungen, die
aufgrund richterlicher Weisung erfolgten konnte vor dem Hintergrund, dass
bei diesen Fällen bisher nur Erstberatungen realisiert wurden, noch nicht
durchgeführt werden. Sie bleibt einer ex post Evaluation vorbehalten.
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Kosten/Finanzierung

Träger des Projekts ist der Deutsche Familienverband - Landesverband
Sachsen-Anhalt e. V. -, dessen Konzept nach einer landesweiten
Ausschreibung des Ministeriums für Arbeit, Frauen, Gesundheit und Soziales
des Landes Sachsen-Anhalt den Zuschlag erhielt.

Kontakte

Ministerium für Gesundheit und Soziales des Landes Sachsen-Anhalt,
Referat für Öffentlichkeitsarbeit, Turmschanzenstraße 25, 39114 Magdeburg
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Projektgruppe Wissenschaftliche Begleitung des
Aktionsprogramms gegen Aggression und Gewalt (AgAG)  

Untersuchungsgegenstand

Die Wissenschaftliche Begleitung (WB) des bundesgeförderten
Aktionsprogramms gegen Aggression und Gewalt (AgAG, -->) setzte 1993 -
zur Mitte des laufenden Programms - ein und bezog bzw. bezieht sich auf das
Programm und seine Bedeutung im Gesamtspektrum des Umgangs mit
Jugendgewalt sowie der Entwicklung der offenen Jugendhilfe in den neuen
Bundesländern. Die Projektdokumentation d. h., die konkrete Entwicklung
der über 130 Projekte des AgAG erfolgte durch das Institut für Sozialarbeit
und Sozialpädagogik (ISS).

Forschungsmethoden

Die Ergebnisse der Wissenschaftlichen Begleitung des AgAG-Programms
wollen aus dem Blickfeld der Jugendforschung heraus Einblick in drei
Ebenen gewähren: die Klientel der AgAG-Projekte, die Profession und die
Jugendhilfestrukturen vor Ort. Seitens der WB wurden drei Kernaufgaben
wahrgenommen:

- die Erhebung und Untersuchung der Jugendpopulation, die von den
AgAG-Projekten erreicht wird (teilstandardisierte Jugendbefragung der
Besucher der AgAG-Projekte)

- die Untersuchung der besonderen Berufssituation der überwiegend
ostdeutschen Projektmitarbeiter/innen, deren Berufsbiographien
wesentlich von der ostdeutschen Vor- und Nachwendesituation
beeinflusst wurden

- die Erschließung der infrastrukturellen Auswirkungen und Effekte des
AgAG sowohl auf der entsprechenden kommunalen Ebene als auch in
der Gesamtsituation. Ziel ist die Beobachtung der Entwicklung von
übergreifenden, integrativen Arbeitsformen der "offenen Jugendhilfe" in
den neuen Bundesländern.

Zudem wurden vertiefende qualitative Studien (z. B. teilnehmende
Beobachtung in der "rechten" Jugendclubszene) bearbeitet und ergänzenden
Teilstudien u. a. zu den Themenfeldern "Gewalt an Schulen im Ost-West-
Vergleich" (Schulleiterbefragung), "Jugend und Gewalt im ländlichen Raum"
(Sonderauswertung eines laufenden Landjugendsurveys),
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"Selbstwahrnehmung von Gewalt bei ausländischen Jugendlichen in einer
ostdeutschen Großstadt" durchgeführt.

Umsetzung

Die Ergebnisse und zentralen Aussagen der Begleitforschung des AgAG-
Programms wurden 1997 veröffentlicht.

Kontakte

Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e. V. (ISS),
Am Stockborn 5 - 7, 60439 Frankfurt am Main;
Internet: http://www.iss-ffm.de; E-Mail: iss.frankfurt-am-main@t-online.de
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Prozessbeobachtung als Instrument zur Qualitätssicherung
kriminalpolizeilicher Ermittlungstätigkeit (BEOCOP)   

Untersuchungsgegenstand

- Qualitätsanalyse kriminalpolizeilicher Ermittlungstätigkeit im Bereich
OK

- Erarbeitung eines wissenschaftlich fundierten standardisierten
Beobachtungsinstruments zur Prozessbeobachtung

- Entwicklung eines Curriculums zur Fortbildung kriminalpolizeilicher
Prozessbeobachter im OK-Bereich

- Auswertung und Evaluation von Prozessbeobachtungsdaten

Forschungsmethoden

- Dokumentenanalysen

- mündliche Expertenbefragungen

- Beobachtungsverfahren

Projektablauf

Projektdauer: 01.11.2000 bis 01.11.2001

Ablauf:

12/00 bis 02/01:
Aktenanalysen; Auswertung Höchstrichterlicher Urteilssprechung im Bereich
OK; Auswertung des aktuellen Forschungsstandes

07/01 bis 08/01:
Interviews mit OK-Sachbearbeitern

09/01:
Interviews mit Prozessbeobachtern

28.09.01:
Internationaler Experten-Workshop “Polizei und Justiz im Umgang mit
Organisierter Kriminalität“
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bis 10/01:
Beobachtung von einschlägigen Gerichtsverhandlungen

bis 10/01:
Entwicklung des Beobachtungssystems BEOCOP

29.10. bis 02.11.01
Fortbildungsmaßnahme zur Ausbildung von Ermittlungsbeamten zu
spezialisierten Prozessbeobachtern (Erwerb von Basiskompetenzen und
Umgang mit dem Beobachtungsinstrument BEOCOP)

Kosten/Finanzierung

Finanzierung durch das EU-Programm FALCONE

Umsetzung

14.09.2001:
Kestermann & Greuel: Vortrag auf der Fachtagung Rechtspsychologie in
Münster: „Qualitätssicherung kriminalpolizeilicher Ermittlungspraxis durch
Verhaltensbeobachtung – erste Ergebnisse aus dem Pilotprojekt BEOCOP“

28.09.2001:
Internationaler Expertenworkshop “Polizei und Justiz im Umgang mit
Organisierter Kriminalität“

29.10. - 2.11.2001:
Fortbildungsmaßnahme BEOCOP

23.01.2002:
EU-Abschlussbericht

Kontakte

Hochschule für Öffentliche Verwaltung Bremen, Institut für Polizei- und
Sicherheitsforschung (IPOS), Doventorscontrescarpe 172, 28195 Bremen

Universität Bremen, Institut für Psychologie und Kognitionsforschung,
Grazer Straße 4, 28359 Bremen
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SehnSucht - Evaluation zur Suchtpräventiven
Wanderausstellung

Untersuchungsgegenstand

Die Wanderausstellung "SehnSucht" präsentierte, mittels aufeinander
abgestimmter Exponate, Texte und audiovisueller Medien Informationen zum
Thema Sucht und Suchtprävention. Sie wurde in den Jahren 1997 und 1998
in mehreren Großstädten aufgebaut und war jeweils für 11 Tage dem
Publikum zugänglich. Insgesamt besuchten 184.300 Personen die
Ausstellung.

Zentrales Ziel war die Vermittlung folgender Botschaften:
- "Sucht geht uns alle an."

- "Jedes Verhalten kann süchtig machen."

- "Es gibt Alternativen zur Sucht."

Im Auftrag der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung in Köln
(BZgA), der Schirmherrin der Ausstellung, evaluierte das Institut für
Evaluation und wissenschaftliche Weiterbildung e. V. das Projekt.

Forschungsmethoden

Um zu klären, inwieweit die oben genannten Punkte den Besuchern der
Ausstellung vermittelt werden konnten und ob das Projekt insgesamt
erfolgreich war, wurde an mehreren Ausstellungsstandorten ein
multimethodisches Vorgehen genutzt, welches auf folgenden Datenquellen
basierte:

- Datenerhebungen bei Besuchern der Ausstellung

- Durchführung von Erhebungen bei Lehrerinnen und Lehrern
(Multiplikatoren)

- Telefonische Befragung von Kooperationspartnern

- Auswertung von Presseberichten.

Konkret sollten die folgenden Fragestellungen durch die verschiedenen
Interviews beantwortet werden:
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- Welche kurzfristigen Wirkungen hat die Ausstellung bei den Besuchern -
hat sich der fachliche Zugang zum Thema Suchtprävention verändert?

- Lassen sich mittelfristige Wirkungen, drei bis vier Monate nach der
Ausstellung, bei den Kooperationspartnern feststellen?

- Wie ist die Ausstellung in schulischen Veranstaltungen eingebunden -
welche Vor- oder Nachbereitungen fanden statt?

- Welche Botschaften der Ausstellung werden von den Medien
aufgegriffen, wie wird die Ausstellung in diesen bewertet?

Projektablauf

Unmittelbar nach dem jeweiligen Besuch der Ausstellung wurden 119
Besucher  "face to face" durch ein Team von drei Evaluatoren, anhand eines
Interviewerleitfadens, befragt.

Es wurden 59 Lehrer in Form eines schriftlichen Fragebogens, der offene und
geschlossene Fragen beinhaltete, interviewt.

Zu drei verschiedenen Befragungszeitpunkten (prospektiv, kurzfristig
retroperspektiv, langfristig retroperspektiv) fanden Telefonbefragungen der
Kooperationspartner statt.

Die Vorbefragungen dienten als Beurteilungsgrundlage dazu, in welchem
Ausmaß Erwartungen der Kooperationspartner durch die Ausstellung
berücksichtigt und erfüllt wurden.

Forschungsergebnisse

Folgende zentrale Ergebnisse konnten im Rahmen der Evaluation festgestellt
werden:

Diejenigen Botschaften, die vorrangig eine kognitive Auseinandersetzung mit
dem Themenfeld Sucht ansprechen, werden gut bis sehr gut akzeptiert. So
gaben rund zwei Drittel der Besucher an, dass sie erkannt hätten, dass Genus
und Sucht eng miteinander verknüpft seien. Mehr als drei Viertel betonten
gelernt zu haben, dass Sucht mehrere Gesichter habe.

Hingegen wurden Botschaften mit einem expliziten Ich-Bezug kaum
wahrgenommen.
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So gaben beispielsweise nur weniger als die Hälfte beziehungsweise ein
Viertel der Besucher an, sie wüssten, nach dem Besuch der Ausstellung, an
wen sie sich bei Suchtfragen wenden könnten oder dass sie bei
Suchtproblemen nun eher eine Lösungsmöglichkeit sehen.

Die zu unterschiedlichen Zeiten befragten Kooperationspartner sahen zu allen
Befragungszeitpunkten die Ausstellung als gelungen an. Sie tragen das
Konzept mit und bewerten insgesamt die Vermittlung der Problematik als
gelungen.

60 % der befragten Lehrerinnen und Lehrer entnahmen der Ausstellung
wichtige Anregungen für die Bearbeitung der Thematik in ihrem Unterricht.

Die Presse beschäftigte sich in ihren Veröffentlichungen schwerpunktmäßig
mit dem inneren Aufbau der Ausstellung und den Ausstellungszielen; nur ein
Drittel der Artikel gingen auf den, in der Ausstellung hervorgehobenen,
erweiterten Suchtbegriff ein.

Kosten/Finanzierung

Finanziert wird das Projekt durch die Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung.

Kontakte

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung, Ostmerheimer Straße 220,
51109 Köln; Internet: http://www.bzga.de
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Selbstsicherheits-/Selbstbehauptungstraining für Mädchen
an Schulen in Nordrhein-Westfalen

Untersuchungsgegenstand

Das Selbstsicherheits-/Selbstbehauptungstraining für Mädchen an Schulen in
Nordrhein-Westfalen dient der Vorbeugung von sexuellen
Gewaltübergriffen. Selbstsicherheitskurse sollen die Mädchen dazu
befähigen, sich selbst vor Übergriffen schützen zu können.

Konkret untersucht werden sollen

- die Effektivität der Form und Art des Unterrichts,

- die Geeignetheit des Trainings zum Selbstschutz,

- die Veränderung der Einstellung zur Polizei und des Anzeigeverhaltens.

Forschungsmethoden

Es wurde ein Fragebogen entwickelt, der folgende Inhalte umfasst:

- Inhalt des Trainings,

- Wirksamkeit des Trainings,

- Zielgruppe des Trainings,

- Form des Angebots,

- Wiederholung und Weiterführung,

- Beteiligung der Polizei am Unterricht,

- Eigene Ideen und Tipps für das Training.

Insgesamt beinhaltete der Fragebogen 15 Fragen.

Die Fragebögen wurden an folgende Schulen verteilt:

- Schule für Lernbehinderte,

- Hauptschule,

- Realschule,

- Gymnasium,
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- Gesamtschule,

- Berufsschule.

Zur Zielgruppe zählten

- hauptsächlich Mädchen der Altersgruppe 13 bis 18 Jahre,

- Mädchen, die in den Jahren 1998 und 1999 an den Trainings teilnahmen,

- Mädchen, die ein Training besucht haben, das mindestens vor zwei und
höchstens vor vier Jahren stattgefunden hat,

- Mädchen, die noch kein Training besucht hatten.

Projektablauf

Die Entwicklung des Fragebogens begann im Sommer 1999. Die Erhebung
selbst startete im Frühjahr 2000 und endete im September 2000. Von 1.075
an weiterführende Schulen im Oberbergischen Kreis verschickten
Fragebögen wurden 578 zurückgeschickt. Die Auswertung der Fragebögen
wurde im Januar 2001 abgeschlossen, während die Bearbeitung der
Ergebnisse und die anschließende Veröffentlichung bis Frühjahr 2002
andauert.

Forschungsergebnisse

Die Zahlen einer Analyse belegen, dass das Training bei den Mädchen eine
Verhaltensänderung herbeiführte. Sie zeigten mehr Selbstsicherheit und
Selbstbewusstsein.

- 92 % der Mädchen waren in der Lagen, Übergriffe durch Gegenwehr
erfolgreich zu verhindern.

- Nur 8 % konnten Übergriffe nicht durch Gegenwehr verhindern.

Hinsichtlich der detaillierten Handlungsfähigkeit zeigte sich folgendes Bild:
Durch das Training konnten 31 % der Mädchen

- "merkwürdige (sexuelle) Situationen, in denen ich mich nicht wohl
gefühlt habe",

- "Berührungen, die ich nicht wollte",

- sexuelle Beleidigung durch Worte,
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- sexuelle Nötigung/Vergewaltigung

rechtzeitig vermeiden. Bei der genannten Prozentzahl handelt es sich um den
errechneten Mittelwert aus den vier beispielhaften Ereignissen.

25 % der Mädchen konnten sich durch das Training tatsächlich bezüglich der
vier genannten Begebenheiten verteidigen, 18 % erkannten diese als
Übergriffe, 18 % konnten sie mit Worten verhindern und 8 % konnten sie
nicht verhindern.

Insgesamt betrachtet lauten die Ergebnisse:

- guten Erinnerungswert der Unterrichtsinhalte,

- Einleitung einer Verhaltensänderung,

- Anwendbarkeit im Alltag.

Eine Kurzformel könnte folgendermaßen lauten:
Prävention = Handlungskompetenz = Schutz.

Besonderheiten

Kontakte

Frauenstudien, Universität Dortmund,
August-Schmidt-Straße 4, 44227 Dortmund;
Internet: http://www.fb14.uni-dortmund.de/~frauenstudien.htm
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Smily und Frusty

Untersuchungsgegenstand

Im Jahr 1995 wurde von der Kreispolizeibehörde Warendorf, Kommissariat
Vorbeugung, das Anti-Gewalt-Training "Smily und Frusty" für 10 - 14
jährige Schüler entwickelt.

Das Programm hat sich zum Ziel gesetzt, Gewaltstraftaten zu reduzieren,
indem zusammen mit Polizeibeamten Konfliktlösungsstrategien zur
Jugendgewalt erarbeitet werden. In vier bis fünf Schulstunden führen die
Mitarbeiter des Kommissariats Vorbeugung die Kinder an die Thematik
heran. Als pädagogische Hilfsmittel werden dabei Smily (ein
Weichgummiball mit freundlichem Gesicht) und Frusty (ein mit Sand
gefüllter Luftballon mit griesgrämigem Gesicht) eingesetzt. Im Anschluss an
das Training bereiten die Klassenlehrer gemeinsam mit den Schülern die
herausgearbeiteten Problemkreise und Lösungsstrategien nach.

Die katholische Fachhochschule Münster, Fachbereich Sozialwesen
begleitete und evaluierte das Projekt, das kreisweit von Januar bis November
1998 durchgeführt wurde.

Forschungsmethoden

Die Katholischen Fachhochschule entwickelte einen Fragebogen zum Thema
"Schülergewalt"; im einzelnen waren folgende offene Fragen zu beantworten:
aus welchem Grund und wie oft wendet der Schüler Gewalt an, welche
Formen hat diese Gewalt , welche Arten von Gewalt werden nicht
angewendet.  Des weiteren hat man Situationen vorgegeben und  Reaktionen
darauf abgefragt, überdies sollten Wege beschrieben werden, wie Gewalt zu
vermeiden sei.

Bei der Befragung handelte es sich um eine anonyme Einzelbefragung.
Die Auswertung der Interviews übernahmen Mitarbeitern der KFH Münster.

Projektablauf

Die Interviews fanden vor Beginn der Seminare statt, um so eine möglichst
neutrale Beantwortung durch die Teilnehmer zu gewährleisten.
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"Smily und Frusty" wurde in allen Schultypen (Sonderschule, Haupt- und
Realschule, Gymnasium) in den sechsten bis siebten Klassen durchgeführt.
Bei den Veranstaltungen konnten insgesamt 1.540 Schülerinnen und Schüler
erreicht werden.

Forschungsergebnisse

Von den Interviewten gaben 86 % an, selbst leichte körperliche Gewalt
anzuwenden. Während sich in diesem Punkt die Häufigkeitsverteilung nicht
nach Geschlecht unterschied, dominierten hingegen bei den Formen schwerer
Gewaltanwendung die männlichen Schüler. Insgesamt räumten 222
Probanden ein, eine gefährliche Körperverletzung begangen zu haben, 29
gaben sogar zu ihr Opfer schwer misshandelt zu haben.

Was den Begriff der "Gewalt" betrifft, so wird hierunter insbesondere
körperliche Gewalt verstanden. Eine Differenzierung (verbale, psychische,
körperliche Gewalt, Gewalt gegen Sachen) wird i.d.R. von den Schülern
nicht vorgenommen.

Sichtbar wurde, dass die Einstellung zu körperlicher Gewalt - 35 % der
Schüler lehnen leichte Gewalt ab, mittlere und schwere wird jeweils von
etwas mehr als der Hälfte abgelehnt - im Widerspruch zu dem eigenen
Verhalten steht.

So würden denn im Falle eines Angriffs auch 53 % der Schüler sofort
zurückschlagen. Ein Drittel zieht es vor, den Gewalttäter auf sein Verhalten
anzusprechen und nur 15 % würden sich Hilfe von Lehrern, Eltern oder der
Polizei holen.

Bezogen auf dieses Antwortverhalten ist ein Unterschied in der Altersstruktur
der Teilnehmer festzustellen. So neigen ältere Schüler eher dazu, gewalttätig
zu reagieren als jüngere; wobei gerade letztere in den weiterführenden
Schulen häufiger selbst Opfer von Gewalttaten sind.

Als Handlungsansätze für die örtliche Präventionsarbeit wurden im
Anschluss an die Befragungen u.a. folgende Punkte benannt. So soll künftig
eine enge Zusammenarbeit von Schulen unter Einbindung der Elternschaft,
Sozialarbeit und Polizei stattfinden; auf lokaler Ebene sollen
Präventionskonzepte entwickelt und umgesetzt werden.
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Kontakte

Der Landrat als Kreispolizeibehörde Warendorf, ZKB / K-Vorbeugung,
Vorhelmer Straße 66, 59269 Beckum

Fachhochschule Münster, Fachbereich Sozialwesen,
Piusallee 89, 48147 Münster
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Sport gegen Gewalt, Intoleranz und Fremdenfeindlichkeit -
Evaluation  

Untersuchungsgegenstand

Das Projekt "Sport gegen Gewalt, Intoleranz und Fremdenfeindlichkeit "
wurde 1994 vom Landessportverband Schleswig-Holstein initiiert. In
einzelnen Projektmaßnahmen wird Kindern und Jugendlichen landesweit ein
Sportangebot nach ihrer Wahl und ihren Vorstellungen unterbreitet. Es findet
in diesem Bereich eine Zusammenarbeit mit den Schulen, der Jugendpflege,
anderen Institutionen der Jugendarbeit sowie den kriminalpräventiven Räten
der Gemeinden und Städte statt.

Ziel des Projekts ist es, über die Bereitstellung dieses umfangreichen
Freizeit- und Sportangebots, Kontakt mit Kindern und Jugendlichen
aufzunehmen. Über den Sport soll ein fairer und freundschaftlicher Umgang
miteinander kennen gelernt und erprobt werden, um so eine gewaltpräventive
Wirkung zu erzielen.

Forschungsmethoden

Das Institut für Pädagogik der Christian-Albrechts-Universität Kiel führte in
Zusammenarbeit mit der Arbeitsstelle Angewandte Erziehungswissenschaft
Ende 1998 eine Evaluation des Projekts durch.

Ziel war es, zwei im Vorfeld formulierte Hauptfragen zu beantworten:

- Hat das Projekt den Anspruch, gewaltpräventive Arbeit zu leisten
zufriedenstellend umsetzen können?

- Welche Möglichkeiten bestehen für eine Institutionalisierung der
Landesinitiative im Hinblick auf ihre Verstetigung?

Die Evaluierungsgruppe setzte als Erhebungsinstrumente ein:

- einen Fragebogen für die Kinder und Jugendlichen - dieser wurden von
189 Teilnehmern des Projekts ausgefüllt ,

- einen Fragebogen der sich an die Projektgruppenmitarbeiter wandte - mit
diesem wurden 22 Mitarbeiter erreicht,

- eine Telefonbefragung von 16 Mitarbeitern des Projekts.
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- Zudem fand auch eine Evaluierung vor Ort statt, bei der die für die
pädagogische Arbeit Verantwortlichen befragt wurden.

Projektablauf

An insgesamt 26 Projektgruppen wurde jeweils ein Satz von 15 Fragebögen
versandt.

Von den 390 verschickten Bögen sind 189 ausgefüllt zurückgekommen;
diese wurden alle ausgewertet.

29 Projektmitarbeitern wurde ein Fragebogen mit der Bitte um Rücksendung
zugeschickt.

Hier lag die Rücklaufquote bei 22; auch diese waren alle verwertbar.

An sechs Projektmitarbeiter von fünf Projektgruppen wurde ein
Selbstevaluationsbogen versandt. Im Anschluss daran wurden diese Standorte
mit einem Besuchsteam untersucht.

Das Team bestand aus einem Erziehungswissenschaftler einem Pädagogen
und einer ehemaligen Projektmitarbeiterin. Dabei wurden die besuchten
Veranstaltungen beobachtet und mit den Mitarbeitern vor Ort über
individuelle Konfliktlösungsstrategien gesprochen.

Forschungsergebnisse

Insgesamt kann festgestellt werden, dass die Zielgruppe des Projekts erreicht
werden konnte. So liegt das Verhältnis von "durchschnittlichen"
Jugendlichen zu "gefährdeten" bei 3 : 1.

Die Atmosphäre in den Gruppen wurde allgemein als "ein Klima zum
Wohlfühlen" empfunden. Jeweils mehr als die Hälfte, zum Teil auch bis zu
zwei Drittel, gaben an, in der Gruppe gelernt zu haben, besser miteinander
auszukommen und Rücksicht auf Schwächere zu nehmen. Bis zu drei Viertel
der Jugendlichen statuierten, sich in der Sportgruppe fair und kooperativ zu
verhalten sowie Streitigkeiten kultiviert beizulegen.

Diese Selbsteinschätzung konnte von den  Projektleitern bestätigt werden. Sie
meinten überdies, dass sie bei den Teilnehmern positive
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Verhaltensänderungen feststellen konnten, was sie wiederum auf die
Gruppenatmosphäre bzw. die Achtung der Gruppenregeln zurückführten.

Als wichtiges Fazit stellten die Forscher in diesem Zusammenhang heraus,
dass der Sport nicht alleine, sondern erst zusammen mit den pädagogischen
Intentionen und den Interventionen der Betreuer, gewaltreduzierend wirkt.
Daher bleibt als Merkposten für die zukünftige Entwicklung des Projekts
auch festzuhalten, dass insbesondere durch eine Kompetenzsteigerung der
Mitarbeiter d.h. durch ihre pädagogische Weiterbildung eine Optimierung der
Konfliktbewältigung erreicht werden kann.

Die zweite Frage, ob es in der bisherigen Projektarbeit erfolgversprechende
Ansatzpunkte für eine Institutionalisierung des Projekts gibt, wird von den
verschiedenen Gruppen, je nach örtlicher Situation, unterschiedlich
beantwortet. So reicht etwa die Einschätzung, was mit den lokalen Gruppen
geschähe wenn die Landesinitiative aufgelöst würde, von einer
resignierenden Haltung ("hier wäre sofort Schluss") bis hin zu einer
zuversichtlich selbstbestimmten ("geht weiter, ich lebe doch noch").

Ein eindeutiges Bild zeigte sich hingegen bei dem Wunsch nach einer
koordinierenden feststrukturierten Zentralstelle, da es landesweite
Regelungen oder Kooperationen noch nicht gibt, außer der, dass das Projekt
insgesamt beim LSV als Dachverband angesiedelt ist. So würden
überwiegend die informellen Kontakte der Projektmitarbeiter untereinander
über die Intensität und Qualität der Zusammenarbeit entscheiden. Die neu zu
schaffende zentrale Leitung soll mithin zur überregionalen Kooperation
beitragen sowie die Gruppen vor Ort bei ihrer Zusammenarbeit mit Behörden
und Institutionen unterstützen.

Kosten/Finanzierung

Die Kosten der Untersuchung wurden durch das Innenministerium
Schleswig-Holstein getragen.

Für das Projekt selbst wurden 1994 und 1995 jeweils 300.000 DM zur
Verfügung gestellt; für 1996 und 1997 jeweils 450.000 DM. Die
Unterstützung durch die Landesregierung  war zunächst bis einschließlich
2000 vorgesehen.
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Kontakte

Universität Kiel, Institut für Pädagogik, Olshausen Straße 75, 24118 Kiel

Landessportverband Schleswig-Holstein, "Sport gegen Gewalt, Intoleranz
und Fremdenfeindlichkeit", Winterbeker Weg 49, 24114 Kiel;
Internet: http://www.lsv-sh.de; E-Mail: sport.gegen.gewalt@lsv-sh.de
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Sport mit Aussiedlern  

Untersuchungsgegenstand

Das Projekt "Sport mit Aussiedlern" dient der Einbindung der Aussiedler in
die örtliche Gemeinde und damit indirekt der Integration in die Gesellschaft.
Der Vereinssport ist dabei als Mittel zum Zweck zu verstehen. Als
Projektmaßnahmen werden Sport- und Spielfeste, Ferienfreizeiten, feste
Sportgruppen in Zusammenarbeit von Vereinen und sozialen Einrichtungen,
Stützpunktvereine sowie Kooperationen angeboten.

Forschungsmethoden

Es wurden quantitative sowie qualitative Methoden der empirischen
Sozialforschung verwendet. Die Stichprobe setzt sich aus den 16
Landeskoordinatoren zusammen, die jeweils für ihr Bundesland Stellung
nahmen. Insgesamt betrachtet handelt es sich bei dieser Evaluation um eine
Expertenbefragung. Die Befragung wurde mittels standardisierter
Fragebögen durchgeführt, die z. T. postalisch verschickt wurden. Daneben
wurden ergänzend Interviews geführt. Zur Abfrage der einzelnen
Prozessabläufe wurden Dokumentenanalysen der Sachberichte und
Jahresberichte angefertigt.

Eine Verzerrung der Ergebnisse ist nicht auszuschließen, weil ausschließlich
die Landeskoordinatoren befragt wurden. Dass diese als eine Art Filter
fungieren können ist nicht auszuschließen.

Projektablauf

Im Dezember 1998 / Januar 1999 wurde die Befragung der Koordinatoren
der Länderprojekte "Sport mit Aussiedlern" für das Jahr 1998 durchgeführt.

Besonderheiten

Eine Evaluation im erweiterten Projekt "Sport gegen Gewalt" wird zur Zeit
fertig gestellt.

Forschungsergebnisse: siehe Ergebnisse/Erfahrungen bei Infopool "Sport mit
Aussiedlern".
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Kosten/Finanzierung

Die Broschüre wurde mit Mitteln des Bundesministeriums des Inneren
finanziert.

Umsetzung

Die Ergebnisse der Befragung wurden als Broschüre mit dem Titel: Projekt
"Sport mit Aussiedlern" 10 Jahre Integrationsarbeit - Analyse- vom
Deutschen Sportbund veröffentlicht. Redakteure sind u.a. Britt Finkelmann,
Heike Hofmann, Frank-Michael Mücke. Erscheinungsjahr: 2000.

Kontakte

Landessportbund Brandenburg e. V., Haus des Sports,
Schopenhauerstraße 34, 14467 Potsdam;
Internet: http://www.lsb-brandenburg.de; E-Mail: info@lsb-brandenburg.de
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Stadtteilarbeit und Schule - Lübeck-Moisling, Hansestadt
Lübeck   

Untersuchungsgegenstand

Das Projekt entstand aus einer Reaktion auf Ergebnisse der kriminologischen
Regionalanalyse aus dem Jahre 1991, dem rechtslastigen Wahlergebnis der
Landtagswahlen 1992 sowie auf die Berichte aus den Schulen und der
örtlichen Polizeidienststelle. Diese Ereignisse verlangten nach
Handlungskompetenzen zu einer regionalen Gewalt- und Kriminalprävention
im Stadtteil. Daher entwickelten sich unterschiedliche Gremien und
Arbeitskreise mit gemeinsamer Zielsetzung, aber eigener Aufgabenstellung:
die Projektkonferenz, die Stadtteilkonferenz (Kriminalpräventiver Rat) und
das Leitungsgremium. Zu den Projektbeteiligten zählen die Schule, das
Jugendamt, die evangelische Kirche, das Amt für Schulwesen, die Polizei
und viele andere mehr.

Das Hauptziel des Modellprojekts ist die Entwicklung und Durchführung von
schulischen und außerschulischen Maßnahmen zur Prävention von
Gewaltanwendungen und Gewaltbereitschaft bei Kindern und Jugendlichen.
Zur Erreichung dieses Ziels wurden drei pädagogische und strukturelle
Maßnahmen zur Gewaltprävention entwickelt:

- Projekte: außerschulischer, schulischer, schulübergreifender
(klassenübergreifender) und unterrichtlicher Art

- Psychosoziale Maßnahmen (Beratungs- und Therapieangebote)

- Entwicklung eines sozialen Netzwerks im Stadtteil.

Evaluiert wurden alle schulischen und außerschulischen Projekte. Das
Projekt befand sich von 1992 bis 1996 in einer Modellphase.

Forschungsmethoden

Ein wissenschaftlicher Mitarbeiter besuchte die Projekte und beobachtete
diese, um die Anzahl, Inhalte, Ziele und Teilnehmer aller schulischen und
außerschulischen Projekte zu erfassen. Im Anschluss wurden die Projektleiter
und -leiterinnen zu den oben genannten Bereichen befragt. Die Projekte und
deren Evaluation wurden an folgenden beteiligten Schulen durchgeführt:

- Förderschule (ca. 120 Schüler)
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- Grund- und Hauptschule (ca. 365 Schüler)

- Realschule (ca. 200 Schüler).

Parallel folgte eine schriftliche Befragung der Lehrkräfte. Von Interesse war
die Wahrnehmung und Bewertung der außerschulischen, schulischen und
unterrichtlichen Projekte zur Gewaltprävention. Dazu wurde ein Fragebogen
mit 36 Items, bestehend aus geschlossenen und offenen Fragen, entwickelt.
Die Auswertung erfolgte mittels qualitativer und quantitativer Inhaltsanalyse.
An der schriftlichen Befragung nahmen teil:

- 42 Lehrkräfte, davon 20 Lehrkräfte der Grund- und Hauptschule, 11
Lehrkräfte der Realschule, 11 Lehrkräfte der Förderschule

- 26 Projektleiter

- 7 Mitarbeiter der psychosozialen Dienste.

Ebenso wurde die Wahrnehmung und Bewertung der schulischen und
außerschulischen Projekte aus der Sicht der Projektleiterinnen und -leiter
erfasst. Es wurde ein Fragebogen mit 28 Items, bestehend aus geschlossenen
und offenen Fragen, entwickelt. Die Auswertung erfolgte nach dem gleichen
Muster der oben angeführten Untersuchung. An der schriftlichen Befragung
nahmen alle 26 Projektleiter teil, wobei 12 weiblich und 14 männlich waren.
Zu den 26 Leitern zählen:

- freie Mitarbeiter (Honorarkräfte)

- Lehrkräfte (innerhalb des Stundendeputats bzw. auf Honorarbasis
außerhalb des Stundendeputats)

- Mitarbeiter von Institutionen (Vereine, Kirche, "Lernraupe" etc.)

- Eltern.

Im Rahmen einer Diplomarbeit wurden des Weiteren die Bedingungen zum
Aufbau und Verlauf einzelner Projekte untersucht. Insgesamt wurden 30
Schüler im Alter von 6 bis 16 Jahren und die jeweiligen Projektleiter anhand
eines Leitfadeninterviews befragt. Die Interviews wurden innerhalb der
Auswertung zusammengefasst und in Wenn-Dann-Aussagen überführt, um
mögliche Kausalbeziehungen aufzuzeigen. Nach der Erstellung
inhaltsanalytischer Kategoriensysteme wurden die Aussagen diesen
Kategorien zugeordnet und anschließend für jedes Projekt einzeln sowie
projektübergreifend interpretiert.
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Bei der Evaluation der Organisation und Arbeit der psychosozialen Dienste
des Modellprojekts wurde ein Fragebogen mit 22 Items entwickelt. Sie
beinhalten geschlossene und offene Fragen. An der schriftlichen Befragung
nahmen alle sieben Fachkräfte der Beratungs- und Therapieangebote teil. Die
Auswertung erfolgte mit quantitativen und qualitativen Inhaltsanalysen.

Die Untersuchungen des gewalttätigen und sozialen Verhaltens der Schüler
im Modellprojekt wurde anhand von selbstentwickelten Fragebögen mit 14
Items durchgeführt. Die Auswertung erfolgte wieder durch eine quantitative
und qualitative Inhaltsanalyse. Befragt wurden 16 Lehrkräfte, 4
Schulleitungen, 5 Projektleiter und 1 Koordinator. Hinsichtlich der
Fragestellung nach dem Ausmaß der Formen von Gewalt wurden 1993 8
Lehrkräfte befragt, die etwa 200 Schüler beurteilten. 1994 wurden etwa 400
Schüler von 16 Lehrkräften und 1995 etwa 750 Schüler von 29 Lehrkräften
eingeschätzt. Die Schülerschaft selbst hat sich dabei allerdings durch
Schülerwechsel (Zu- und Abgänge) leicht verändert. Die Einschätzung der
Schüler erfolgte anhand einer vierpoligen Skala (nie, selten, häufig, sehr
häufig).

Anhand von selbstentwickelten Fragebögen mit geschlossenen und offenen
Fragen wurden zwei Untersuchungen 1994 und 1996 durchgeführt. 26 der am
Projekt beteiligten Mitarbeiter (Lehrkräfte, Schulleiter, Projektleiter und
Koordinatoren) wurden hinsichtlich der Zunahme bzw. Abnahme von
gewalttätigem und prosozialen Verhalten befragt. 1996 wurden 52 Lehrkräfte
zum Vergleich zum Vorjahr befragt.

Schließlich erfolgte eine Evaluation der Projektkonferenzen, der
Leitungsgremien und Stadtteilkonferenzen anhand von Auswertungen
angefertigter Protokolle.

Projektablauf

Die Evaluation bezieht sich auf den Zeitraum von 1993 - 1998.

Zunächst wurden die Projekte hinsichtlich der Anzahl, Inhalte, Ziele und
Teilnehmer überprüft. Weiterhin wurde die Wahrnehmung und Bewertung
der außerschulischen, schulischen und unterrichtlichen Projekte durch die
Lehrkräfte erfasst. Ebenso wurde die Wahrnehmung und Bewertung der
Projekte aus der Sicht der Projektleiterinnen und -leiter abgefragt. Diese drei
Untersuchungen erfolgten im Zeitraum von 1992 - 1996.
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Zusätzlich wurden im Rahmen einer Diplomarbeit der
Erziehungswissenschaftlichen Fakultät der Universität Kiel eine Befragung
von Schülern und Projektleitern aus fünf Projekten durchgeführt. Dazu
zählen:

- Ballspiele

- Kinderzirkus

- Pausenbetreuung

- Freizeitbetreuung

- Psychomotorik.

Das Interesse belief sich auf die fördernden und hemmenden Bedingungen
zum Aufbau und Verlauf der einzelnen Projekte.

Die Organisation und Arbeit der psychosozialen Dienste im Rahmen des
Modellprojekts erhielten ebenfalls eine Bewertung. Dies erfolgte im
Zeitraum 1994-1995. Zur gleichen Zeit wurden Untersuchungen über das
gewalttätige und soziale Verhalten durchgeführt. 1994 und 1996 erfolgte eine
Überprüfung der Zunahme bzw. Abnahme von gewalttätigem und
prosozialen Verhalten.

Zum Schluss wurden die Projektkonferenz, das Leitungsgremium und die
Stadtteilkonferenz beschrieben und bewertet.

Forschungsergebnisse

Ein wichtiges Ergebnis der Netzwerkarbeit in Moisling liegt in der
gelungenen Zusammenführung von Institutionen mit unterschiedlichen
verpflichtenden Arbeitsprinzipien sowie der erfolgreichen Kooperation von
unterschiedlichen Berufsgruppen.

- Der Einsatz eines Koordinators wies wichtige Schlüsselfunktionen für
den Ablauf des Projekts auf wie Informationsfluss, Projektorganisation,
Moderation und Beratung, Öffentlichkeitsarbeit.

- Die Umfrageergebnisse der wissenschaftlichen Begleitung und die
Beobachtungen der Netzwerkpartner bestätigen:
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• Abnahme von Gewaltbereitschaft

• Rückgang der Kriminalität bei Kindern und Jugendlichen

• Verbesserung des schulischen Klimas

• verbesserte Integration von auffälligen Schülerinnen und Schülern in
die bestehenden Systeme.

- Es erfolgte weiterhin ein Aufbau eines Netzwerkes für die
Zusammenarbeit verschiedener Institutionen und Schulen des Stadtteils
und feste Kooperationen auf regionaler Ebene und zu den
Landesinstitutionen, insbesondere zum Innen-, Kultus- und
Sozialministerium.

- Aufgrund der finanziellen Abhängigkeit mussten leider viele Arbeiten
innerhalb des Projektes einschränken, da die Fördermittel zeitlich
begrenzt waren.

Insgesamt kann dieses Modellprojekt zur Gewaltprävention als durchaus
erfolgreich angesehen werden.

Besonderheiten

Die Evaluation des Modellprojekts wurde nur aus der Sicht der beteiligten
Lehrkräfte sowie der Projektleiter vorgenommen. Somit könnten die
Ergebnisse anderer Art sein, als wenn die betroffenen Schüler befragt worden
wären, da die Sichtweise und Perspektive eine andere ist.

Kosten/Finanzierung

Die wissenschaftliche Begleitung wird aus den finanziellen Mitteln des
Innenministers des Landes Schleswig-Holstein und von der Innensenatorin
der Hansestadt Lübeck unterstützt.

Umsetzung

- Die wissenschaftliche Begleitung wurde von Christoph Faasch vom
Koordinationsbüro "Stadtteil und Schule" und Prof. Dr. Wolfgang
Mutzeck von der Universität Leipzig unter dem Titel: "Stadtteil - Schule.
Lübeck - Moisling. Abschlussbericht eines Modellprojektes zur
Gewaltprävention" Lübeck 1998,  herausgegeben.
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- Beitrag in "Kriminalprävention in Deutschland", S. 243 ff., Hrsg.
Bundeskriminalamt, Kriminalistisches Institut, Wiesbaden 1999

Kontakte

Universität Leipzig, Institut für Förderpädagogik, Abteilung
Verhaltensgestörtenpädagogik, Marschnerstraße 29 - 31, 04109 Leipzig;
Internet: http://www.uni-leipzig.de

Landeskriminalamt Schleswig-Holstein, - 1113 -,
Mühlenweg 166, 24116 Kiel
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Suchtvorbeugung in Kindertagesstätten - Projektbericht  

Untersuchungsgegenstand

Das Büro für Suchtprävention der Landeszentrale für Gesundheitsförderung
e. V. führte 1996/1997 ein Modellprojekt zur Suchtvorbeugung in zwei
Kindertagesstätten in Rheinland-Pfalz durch. Zentrales Anliegen des Projekts
war es, schon im frühen Kindesalter suchtpräventiv tätig zu werden. Im
Zentrum dieser Arbeit standen die Erzieherinnen. Sie werden als der Motor
des suchtvorbeugenden und gesundheitsfördernden Prozesses angesehen.

Die wissenschaftliche Begleitung erfolgte durch die Fachhochschule
Koblenz; eine abschließende Evaluation des Modellprojekts durch die
Fachhochschule liegt bis dato noch nicht vor.

Forschungsmethoden

Eine erste Einschätzung über den Projektablauf wurde von den Erzieherinnen
gegeben.

Projektablauf

Das Projekt wurde in zwei Kindertagesstätten, in Kooperation mit einer
jeweils örtlich zuständigen Präventionsfachkraft, erprobt. Für die Umsetzung
wurde ein Zeitraum von zwei Jahren festgelegt.

Forschungsergebnisse

Die Erzieherinnen berichteten, dass im Verlauf des Projektes die
Suchtvorbeugung für sie ganz allmählich ein immer klareres Profil gewonnen
habe. Sie gaben an, ein differenzierteres Verständnis von Sucht und
Suchtentstehung entwickelt zu haben und nun, nach Abschluss des Projekts,
mehr über Suchtgefährdung und Ressourcenförderung zu wissen.

Im Hinblick auf die Kinder hoben die Erzieherinnen folgende Entwicklungen
hervor:

- für sie zum Teil beeindruckende Entwicklungsschritte einzelner Kinder,

- eine insgesamt vertrauensvolle und offene Atmosphäre unter den
Kindern,
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- gewachsene Selbstständigkeit (Kinder werden stärker in
Entscheidungsprozesse eingebunden, übernehmen mehr
Eigenverantwortung, die Kinder helfen sich stärker untereinander und
regeln Alltagskonflikte selbständiger),

- Intensivierung der Arbeit am Thema "Gefühle" (stärkere Beachtung von
Gefühlen, breiteres Ausdrucksspektrum für unterschiedliche Gefühle),

- die Erweiterung des kreativen Angebots und Unterstützung der
Entdeckungsfreude von Kindern (z. B. im Umgang mit sinnlichen
Materialien, phantasievollerer Umgang mit Alltags- und
Naturmaterialien, mehr Raum für eigene Gestaltungsideen der Kinder),

- Beobachtung erhöhter Konzentration und Ausdauer auf eine
Spieltätigkeit sowie bessere Nutzung der in einem Material angelegten
Spielvariablen parallel zur Reduktion des Spielzeugangebotes im
Konsens mit den Kindern.

Im Hinblick auf die Elternarbeit zeigten sich die Erzieherinnen zufrieden mit:

- gewachsenem Vertrauen,

- dem Erproben neuer ungewöhnlicher Formen der Elternarbeit,

- der Entwicklung von Angeboten, welche die Eltern dauerhaft nutzen,

- der Integration von Eltern zum Teil bereits in der Vorbereitung und
Planung einzelner Projektphasen.

Als schwierig erwies sich die Bearbeitung suchtspezifischer
Themenstellungen mit den Eltern.

Alle Einrichtungen stimmten darin überein, dass die Zusammenarbeit im
Team und auch die dortige Bereitschaft zur konstruktiven
Auseinandersetzung wesentlich zum Erfolg des Projektes beitrug. Als
förderlich für den Projektverlauf wurden genannt:

- die Unterstützung durch die Leiterin,

- die fachliche Begleitung,

- die Seminare,

- die überschaubare Teilnehmerzahl des Gesamtprojektes und

- die Atmosphäre.
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Als hemmend wurden vor allem die Rahmenbedingungen genannt (z. B.
Überlastung, Zeitdruck, Umstrukturierung parallel zur Durchführung des
Projektes).

Kosten/Finanzierung

Das Projekt wurde gefördert aus Mitteln des Ministeriums für Kultur, Jugend,
Familie und Frauen.

Kontakte

Landeszentrale für Gesundheitsförderung in Rheinland-Pfalz e. V. (LZG),
Büro für Suchtprävention, Karmeliterplatz 3, 55116 Mainz;
Internet: http://www.lzg-rlp.de; E-Mail: info@lzg-rlp.de
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Weniger Gewalt an Schulen - Entwicklung von
Schulprojekten

Untersuchungsgegenstand

Das Projekt "Weniger Gewalt an Schulen. Entwicklung von Schulprojekten"
wurde im Oktober/November 2000 für alle 75 Schulen der Stadt Osnabrück
ausgeschrieben.

Träger und spätere Jurymitglieder des Wettbewerbs waren die
Ressortübergreifende Präventionskommission Osnabrück, die Universität
Osnabrück: Forschungsstelle für Werterziehung, die Polizeiinspektion
Osnabrück-Stadt sowie der Präventionsverein Osnabrück e. V..

Forschungsmethoden

Wissenschaftlich dokumentiert und qualitativ ausgewertet wurde das Projekt
von der Universität Osnabrück: Forschungsstelle für Werterziehung in
Religion und Gesellschaft.

Durch eine Sichtung und psychologische Analyse der eingereichten Projekte
ließen sich einige markante Punkte, die Entstehung und Erscheinungsformen
von Gewalt unter Kindern und Jugendlichen betreffend, herausarbeiten.

Projektablauf

Ziel des Projektes war es, Schulen, die bereits eigene Initiativen zur
Gewaltprävention ergriffen hatten, zu fördern und andere, die auf diesem
Gebiet bisher noch nicht selbst aktiv gewesen waren, zur Entwicklung
kreativer Modelle zu motivieren. Auf Vorgaben wurde seitens der
Veranstalter bewusst verzichtet; weder wurde angegeben was genau unter
Gewalt, Aggression oder Gewaltprävention zu verstehen ist, noch ob es eine
speziell schulbedingte Gewalt bzw. Gewaltprävention gibt.

An dem Wettbewerb beteiligten sich neun Grundschulen, drei
Orientierungsstufen-Schulen, drei Hauptschulen, sowie jeweils zwei Sonder-,
Real- und Berufsbildende Schulen. Die städtischen Gymnasien nahmen, nach
eigenen Angaben, ob ihrer Überlastung mit anderen Projekten, nicht an dem
Wettbewerb teil.
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Es gingen bis zum Stichtag, dem 31. März 2001 insgesamt 21 Projekte ein, in
Form von Theaterstücken, Projektwänden, Songs, etc., die Ideen zur
Gewaltminderung und Streitvermeidung dokumentierten. Die Besten wurden
im Rahmen einer Feierstunde im Rathaus vom Osnabrücker
Oberbürgermeister ausgezeichnet.

Forschungsergebnisse

Es dominierten in den Grundschulen, im Vergleich zu den anderen
Bildungseinrichtungen, sowohl die verbale physische als auch die psychische
Gewalt. Gewalttätigkeiten geschahen hier in der Regel spontan und spielten
sich meist zwischen zwei einzelnen Kindern ab. Als Ursache hierfür wurde in
den Arbeiten der Kinder vor allem der übermäßige Fernsehkonsum
herausgestellt sowie die gesteigerte Frustration, die wiederum auf elterliche
Strenge und das  Modediktat der Konsumgesellschaft zurückzuführen sind.
In den Haupt- und Realschulen machte sich Gewalt besonders in Form von
psychischem Druck, wie strengen Konventionen in der peer-group, Mobbing
oder Erpressung bemerkbar. Die berufstätigen Jugendlichen hingegen führten
gewalttätiges Verhalten insbesondere auf soziale Phänomene wie
Unterdrückung, Arbeitslosigkeit und Geldnot zurück.

Als Resümee ihrer Untersuchung stellten die Forscher dar, dass die Ursache
des Gewaltphänomens unter Kindern und Jugendlichen, nach den Aussagen
der Teilnehmer des Projekts, in erster Linie auf selbst erlittene psychische
Gewalt - und weniger auf physisch erlebte - zurückzuführen ist.

Kosten/Finanzierung

Das Preisgeld in Höhe von 6.000 Euro wurde vom Präventionsverein
Osnabrück e.V. zur Verfügung gestellt.

Kontakte

Polizeiinspektion Osnabrück-Stadt, Postfach 3669, 49026 Osnabrück
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Wissenschaftliche Begleitung des Modellprojektes „Gewalt
gegen Ältere im persönlichen Nahraum“

Untersuchungsgegenstand

Bei der wissenschaftliche Begleitung des Modellprojektes „Gewalt gegen
Ältere im persönlichen Nahraum“ geht es insbesondere darum,
Handlungszusammenhänge zu analysieren, Wirkungsweisen bestimmter
Projektelemente zu verfolgen und die Wechselwirkungen herauszuarbeiten.

Die wissenschaftliche Begleitung soll das Projekt „Gewalt gegen Ältere im
persönlichen Nahraum“ in der Konzeptions- und Durchführungsphase
beratend begleiten und ggf. auch eigene Ideen einbringen. Ziel- und
Wirkungsbestimmungen des Projekts sollen die Grundlage für
forschungsleitende und relevante Hypothesen liefern. Gewonnene
wissenschaftliche Erkenntnisse und Beobachtungen sollen kontinuierlich in
das Modell zurückfließen (Rückkoppelungsschleife) und sich mit den
praktischen Erkenntnissen der Modellmitarbeiter verbinden. In der
Schlussphase ist eine abschließende Beurteilung der Effektivität und
Praktikabilität des Modellprojektes geplant. Die Frage der Übertragbarkeit
für andere Regionen und die Umsetzungsfähigkeit konkreter Maßnahme
spielt dabei eine große Rolle.

Projektablauf

Die wissenschaftliche Begleitung ist angesetzt für die Jahre 1997 bis 2001.

Kosten/Finanzierung

Die Gesamtausgaben belaufen sich auf 495.000 DM; die
Gesamtzuwendungen auf 495.000 DM.

Kontakte

Justus-Liebig-Universität Gießen, Fachbereich 01-Rechtswissenschaften,
Licher Straße 64, 35394 Gießen; Internet: http://www.uni-giessen.de;
E-Mail: arthur.kreuzer@recht.uni-giessen.de
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Wissenschaftliche Begleitung Interventionsprojekte gegen
häusliche Gewalt (WiBIG)

Untersuchungsgegenstand

Seit dem 1. Januar 2000 wurde die wissenschaftliche Begleitung des Berliner
Interventionsprojektes gegen häusliche Gewalt (-->) auf die übrigen, in
Deutschland bestehenden Interventionsprojekte gegen häusliche Gewalt,
ausgeweitet. Es ist beabsichtigt, diese bis zum 31. Dezember 2002 zu
verlängern und zu erweitern.

Finanziert wird die wissenschaftliche Begleitung durch das
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ).

Forschungsmethoden

Das heterogene Spektrum der Interventionsprojekte wirft vor allem die Frage
nach unterschiedlichen Ansätzen im städtischen und ländlichen Raum, nach
der Organisation von Koordination auf der Ebene des Bundeslandes, des
Landkreises und der Kommune sowie nach den unterschiedlichen
Erfahrungen und Ergebnissen langjährig etablierter und modellhaft neu
gegründeter Projekte auf.

Aufgabe der wissenschaftlichen Begleitung ist eine vergleichende Analyse
von Konzeption und Vorgehensweise der unterschiedlichen
Interventionsprojekte in der Bundesrepublik Deutschland. Im Mittelpunkt der
Betrachtung stehen dabei:

- die lokalen und regionalen Bedingungen

- die Vorgehensweisen und Konzeptionen

- die Bedingungen der interinstitutionellen Kooperation.

Ein besonderes Augenmerk wird auf die geplanten juristischen Neuerungen
im Kontext häuslicher Gewalt und ihre Umsetzung gelegt. Ausgangspunkt
der Begleitforschung ist die Praxis der unterschiedlichen
Interventionsprojekte gegen häusliche Gewalt: die Konzeptionierung, der
Kooperationsprozess und die damit einhergehenden Veränderungen sowohl
der Situation von häuslicher Gewalt betroffener Frauen als auch im
gesellschaftlichen Umgang mit dieser Problematik. Eingesetzt werden
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überwiegend qualitative Methoden und Techniken wie leitfadengestützte
Einzelinterviews mit Koordinatoren und Experten unterschiedlicher Projekte,
Gruppendiskussionen mit Koordinationsteams und Experten sowie
teilnehmende Beobachtung in ausgewählten Kooperationsgremien. Für den
Herbst 2000 ist ein Austausch- und Auswertungsworkshop mit allen
beteiligten Interventionsprojekten geplant.

Über die Evaluationsaufgaben hinaus steht die wissenschaftliche Begleitung
in Kontakt mit Mitarbeitern nationaler und internationaler
Interventionsmodelle gegen häusliche Gewalt sowie internationalen
Netzwerken gegen Gewalt gegen Frauen.

Projektablauf

Der Abschlussbericht der letzten beiden Jahre wird vom BMFSFJ noch in
2000 veröffentlicht.

Ab 2001 sollen die Täterprogramme, die in einigen Interventionsprojekten
entstehen bzw. bereits bestehen, durch WiBIG evaluiert werden.

Umsetzung

Büro Berlin:
Kottbusser Damm 79, D-10967 Berlin
Tel:  030 / 691 48 32,  Fax:  030 / 691 48 33
E-Mail:  kaveahs1@mailszrz.zrz.TU-Berlin.de

Büro Osnabrück:
Alte Münze 14 –16; D-49069 Osnabrück
Tel:  0541 / 969-4921,  Fax: 0541 / 969-4561
E-Mail:  hrabe@Uni-Osnabrueck.de

Kontakte

Universität Osnabrück, Fachbereich Erziehungs- und Kulturwissenschaften,
Projekt WiBIG: Wissenschaftliche Begleitung Interventionsprojekte gegen
häusliche Gewalt, Kottbusser Damm 79, 10967 Berlin;
Internet: http://www.wibig.uni-osnabrueck.de;
E-Mail: kaveahs1@mailszrz.zrz.TU-Berlin.de
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Zeugenbetreuung beim Amts- und Landgericht Düsseldorf  

Untersuchungsgegenstand

Die Aussage vor Gericht ist für viele Opfer eine belastende Erfahrung.
Beispielhaft dafür stehen potenzielle Stressfaktoren im Rahmen der
Gerichtsverhandlung wie

- Wartezeiten auf unpersönlichen Gerichtsfluren,

- Ängste durch fehlendes rechtliches Wissen,

- Bedrohung durch den Täter oder dessen Angehörige/Freunde,

- Begegnung mit dem Angeklagten,

- Aussagen vor vielen fremden Menschen und viele andere mehr.

Ziele des Zeugenbegleitprogramms sind:

- Abbau von Ängsten,

- Informierung über Ablauf der Verhandlung und dem Gerichtsverfahren,

- Reduzierung aktueller Belastungen während des Verfahrens,

- Verbesserung der Aussagequalität,

- Vermeidung einer sekundären Viktimisierung.

Das Zeugenbegleitprogramm richtet sich primär an Opfer von Straftaten, die
als Zeuge vor Gericht aussagen sollen.

Forschungsmethoden

Es wurde eine Umfrage bei 16 Justizministerien und allen Land- und
Amtsgerichten durchgeführt.

- Mit Hilfe eines selbstentwickelten Fragebogens wurden im Juni 1998
laufende Aktivitäten von Zeugenbetreuungsstellen im Bundesgebiet
erfasst,

- von 822 befragten Gerichten antworteten 486 Gerichte, davon 79
Landgerichte, 407 Amtsgerichte.
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Darauf folgte eine Umfrage bei 163 Juristischen Fakultäten Deutschlands.

- Mit Hilfe von Fragebögen wurden die Einstellungen und
Sensibilisierung der Juristen gegenüber Opferschutz speziell in der
Ausbildung  erfragt. Dazu erfolgte eine Befragung der juristischen
Fakultäten,

- von 163 Juristischen Fakultäten antworteten 27.

Zu mehreren Zeitpunkten wurden zur Dokumentation und Beobachtung des
Programmaufbaus vier Stichproben von Gerichtsprozessen erhoben, in
welchen besonders die Befindlichkeit von Opferzeugen zu unterschiedlichen
Verfahrenszeitpunkten gemessen wurde.

- Es erfolgte eine wissenschaftliche Datenerhebung, um die Nutzung der
Zeugenbetreuung zu erfassen. Dazu wurden innerhalb der Projektlaufzeit
mit Hilfe von selbsterstellten Protokollbogen 1.218 Zeugenkontakte
gezählt. Dabei sind neben der Anzahl auch Merkmale der Zeugen und
der Betreuung abgefragt worden.

- Des Weiteren wurde eine wissenschaftliche Datenerhebung zur
Befindlichkeit von Opferzeugen und der Effektivität der
Zeugenbetreuung durchgeführt. Dazu wurden die vier Stichproben mit 25
Verfahren (n=100)  ab Januar 1998 erhoben. Zu den Befragten zählten
Opferzeugen, Richter, Staatsanwälte, Verteidiger, Nebenklagevertreter
und Zeugenbetreuerinnen. Die Befragung erfolgte mit verschiedenen
selbstentwickelten und standardisierten Fragebögen. Die Opferzeugen
wurden jeweils vor der Betreuung und nach der Verhandlung bzw. ihrer
Aussage befragt.

- Der Fragebogen vor der Betreuung erfasste die demographischen
Informationen und psychologische und medizinische Tatfolgen, während
der Fragebogen danach zur Bewertung der Zeugenbetreuung, Inhalt und
Aussagezufriedenheit konzipiert wurde.

Projektablauf

Angesichts der Ausarbeitung des Düsseldorfer Modells zur Hilfe beim
Aufbau von Zeugenbetreuungsstellen war eine Übersicht der laufenden
Aktivitäten von Zeugenbetreuungsstellen im Bundesgebiet von Interesse.
Daher wurde eine Umfrage zur Bestandsaufnahme durchgeführt.
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Des Weiteren sollte der Frage nach der Einstellung bezüglich der
Zeugenbetreuung speziell in der juristischen Ausbildung mittels einer
bundesweiten Umfrage an juristischen Fakultäten der Universitäten
nachgegangen werden.

Der Hauptschwerpunkt der Begleitforschung lag in der kontinuierlichen
Dokumentation und Beobachtung des Programmaufbaus. Dazu wurden vier
Stichproben erhoben. Daneben wurde die Akzeptanz des Programms auch bei
den übrigen Beteiligten, bei Richtern, Staatsanwälten, Rechtsanwälten etc.
erfasst.

Die Projekt begann am 8.12.1997 und endete am 30.6.1999.

Forschungsergebnisse

- Der Lehrgegenstand Opferschutz gilt kaum als Bildungsziel an den
juristischen Fakultäten an den deutschen Universitäten.

- Die Zeugenbetreuung nimmt einen positiven Einfluss auf die
Befindlichkeitsveränderung der Opferzeugen, d.h. dass negative Gefühle
im Vorfeld der Verhandlung reduziert werden können und gleichzeitig
eine positive Stimmung bewirkt werden kann, mit der eine Stabilisierung
der Zeugen einhergeht.

- Eine sekundäre Traumatisierung kann durch die Betreuung verhindert
werden.

- Die Zeugenbetreuung ist somit in der Lage, zufriedenere Zeugen zu
schaffen, die wahrscheinlich eher bereit sind, erneut bei der Verfolgung
von Straftaten zu helfen.

Kosten/Finanzierung

Das Forschungsprojekt wird finanziell vom Justizministerium Nordrhein-
Westfalen gefördert.

Umsetzung

Das Forschungsprojekt wurde veröffentlicht: Schneider, Frank & Ute Habel
(2000). Psychosoziale Betreuung von Opferzeugen in Strafprozessen. Das
Düsseldorfer Modell. Baden-Baden: Nomos Verlagsgesellschaft. Ein
Titeldatensatz für diese Publikation ist bei der Deutschen Bibliothek
erhältlich: www.ddb.de
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Kontakte

Landgericht Düsseldorf, Neubrückstraße 3, 40213 Düsseldorf
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Analyse der Raubstraftaten auf öffentlichen Straßen,
Wegen, Plätzen in den Stadtgebieten Halle Mitte und Halle-
Neustadt im Jahre 2002

Untersuchungsgegenstand

Analyse der Raubstraftaten auf öffentlichen Straßen, Wegen, Plätzen in den
Stadtgebieten Halle Mitte und Halle-Neustadt im Jahre 2002

Forschungsmethoden

- statistische Analyse
- Dokumenten-, Aktenanalyse
- Befragung (mündlich, schriftlich)

Projektablauf

Januar 2003 bis September 2003

Kosten/Finanzierung

Soweit Kosten entstehen, werden sie von der Fachhochschule der Polizei des
Landes Sachsen-Anhalt getragen.

Umsetzung

Diplomarbeit, öffentlich (beschränkt) zugänglich

Kontakte

Fachhochschule der Polizei des Landes Sachsen-Anhalt, Fachgruppe II -
Kriminalwissenschaften, Schmidtmannstraße 86, 06449 Aschersleben;
Internet: http://www.fhs.pol.lsa-net.de; E-Mail: FH-Pol@fhs.pol.lsa-net.de
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Aufkommen, Ursachen, rechtliche Würdigung und
Möglichkeiten der Prävention bei Gewalt- und
Rohheitsdelikten jugendlicher und heranwachsender Täter
in Mecklenburg-Vorpommern       

Untersuchungsgegenstand

Ausgehend davon, dass die durch junge Täter begangenen Gewalt- und
Rohheitsdelikte in den letzten Jahren in der BRD insgesamt zugenommen
haben, fallen in Mecklenburg-Vorpommern vor allem eine offenbar
zunehmende Brutalisierung, die häufige Tatbegehung in Gruppen und unter
Alkoholeinfluss sowie die Angabe rechtsextremistischer Motive auf. Die
Hauptrichtungen der beabsichtigten Forschungstätigkeit bestehen in der

- Analyse der Verfahrensbearbeitung durch Polizei/Staatsanwaltschaft,
Gericht

- Erforschung von Präventionsmöglichkeiten und

- Darstellung der Veränderungen in der rechtlichen Bewertung des
Tatgeschehens im Verfahrensablauf von der Anzeige bis zum Urteil und
Erarbeitung von Vorschlägen für notwendige Gesetzesänderungen.

Diese Aspekte werden in einem interdisziplinären Forschungsprojekt an der
Universität Greifswald empirisch analysiert, an dem Kriminologen,
Rechtsmediziner, Psychologen und Praktiker aus dem Landeskriminalamt
und der Staatsanwaltschaft kooperativ beteiligt sind.

Drei zentrale Fragestellungen zu Ursachen, Abläufen und
Präventionsmöglichkeiten stehen im Vordergrund:

- Wo liegen im Einzelnen die Ursachen für diese Gewalttaten? Gibt es bei
aller Verschiedenheit der Gewaltvorkommnisse einen gemeinsamen
Hintergrund von Ursachen? Welche Bedeutung haben Hemmschwellen
und wie lassen sich diese beeinflussen?

- Wie werden diese Fälle von Polizei und Justiz bearbeitet? Wie werden
diese Fälle von der Polizei aufbereitet, wie an die Staatsanwaltschaften
weitergegeben und wie schließlich zu einem gerichtlichen Abschluss
gebracht? Verändern sich die Deliktsbeschreibungen von der Anzeige bis
zum Urteil? Welche Probleme ergeben sich bei der Erfassung und
Bewertung objektiver und subjektiver Tatbestandsmerkmale?
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- Welche konkreten Schlussfolgerungen lassen sich aus den ermittelten
Befunden zu Ursachen und Abläufen für eine allgemeine
Kriminalprävention ziehen? Wo liegen Verbesserungspotentiale in den
Abläufen, welche lokalen Maßnahmen etwa im Bereich der Jugend- und
Familienarbeit sind erforderlich, wie sind erzieherische Maßnahmen
einzuschätzen?

Forschungsmethoden

Nach den mit dem LKA geführten Absprachen ist beabsichtigt, zunächst von
den durch die Kriminalpolizeiinspektionen in Mecklenburg-Vorpommern in
den Jahren 1998 und 1999 abgeschlossenen Verfahren wegen Mordes bzw.
Totschlages auszugehen. Auf dieser Grundlage wurden die entsprechenden
polizeilichen Kriminalakten hinsichtlich vorhandener Ausgangsmitteilungen
überprüft. Ausgangsbasis sind somit die in der PKS erfassten Fälle.

Auf der Basis dieser Auswertungen des LKA werden im ersten Schritt
fallbezogene Analysen der betreffenden Strafakten durchgeführt. In die
Aktenanalyse sollen dabei nur die rechtskräftig abgeschlossenen Verfahren
einbezogen werden. Die Aufbereitung erfolgt mittels eines umfänglichen
Kategoriensystems, das von den Partnern gemeinsam erarbeitet und erprobt
wird. Über eine solche landesweite Vollerhebung von etwa 140 Fällen kann
ein erstes systematisches Bild über die aktuelle Praxis des polizeilichen und
justiziellen Vorgehens gewonnen werden. Um dieses Bild abzurunden sind
ferner systematische Befragungen der sachbearbeitenden Beamten
beabsichtigt.

In einem weiteren Schritt soll versucht werden, den Fall noch einmal stärker
aus der Sicht von Tätern und Opfern zu rekonstruieren. Dabei kommt es vor
allem darauf an

- eine detaillierte Täterdiagnostik zu betreiben (mittels standardisierter
Fragebögen),

- ein genaues Bild der bisherigen Legalbiografie zu ermitteln,
insbesondere bezüglich der bereits erfolgten Präventionsmaßnahmen und
ihrer Effekte,

- das soziale Umfeld des Täters vor, während und nach der Tat genauer zu
erfassen (Netzwerkanalyse und Interview zu gruppendynamischen
Prozessen) und
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- die Einschätzungen zur Vollzugsqualität, zur weiteren
Lebensperspektive bzw. zur aktuellen Lebenssituation zu erheben
(teilstandardisiertes Interview).

In einem letzten Schritt wird schließlich danach geforscht, welche konkreten
Anhaltspunkte sich aus den Ursache- und Ablaufanalysen für systematische
geplante, kriminalpräventive Maßnahmen ergeben, die sowohl auf die Täter
als auch auf die Opfer sowie das nähere und weitere Umfeld bezogen sind.
Hier gilt es vor allem zu prüfen, ob präventiv wirkende Maßnahmen wie
effektive kriminalpolizeiliche Ermittlungen, die bessere Vernetzung von
Einrichtungen und die zeitnähere Reaktion auf Straftaten bereits hinreichend
genutzt werden und wo Verbesserungspotentiale aktiviert werden können.

Besonderheiten

Im weiteren Verlauf des Projektes wird über den konkreten Umfang einer
Ausweitung der Untersuchung auf gefährliche und schwere
Körperverletzungen und Körperverletzungen mit Todesfolge entschieden. Da
hier aufgrund des erheblichen Fallaufkommens eine Vollerhebung nicht
möglich ist, soll nach noch konkret festzulegenden Kriterien (Tatbegehung
durch mehrere Täter unter 21 Jahre, alkoholische Beeinflussung u. a.) eine
Stichprobe gezogen werden, die für das Land und die entsprechenden
Fallkonstellationen repräsentative Aussagen zulässt.

Das Projekt wird teilweise durch den Landesrat für Kriminalitätsvorbeugung
gefördert. Weitere Finanzierungsfragen werden noch durch die Universität
Greifswald geklärt.

Die Kooperation mit dem LKA beschränkt sich auf inhaltliche Aspekte des
Forschungsprojektes.

Umsetzung

Die durch das LKA vorgenommenen statistischen Auswertungen der 1998
und 1999 in Mecklenburg-Vorpommern polizeiliche abgeschlossenen Mord-
und Totschlagsdelikte wurden inzwischen abgeschlossen.

Nach Vorlage der datenschutzrechtlichen Genehmigung der Akteneinsicht
für wissenschaftliche Zwecke durch den Generalstaatsanwalt soll noch im
Frühjahr 2001 mit der Strafaktenanalyse begonnen werden.
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Kontakte

Landeskriminalamt Mecklenburg-Vorpommern,
Retgendorfer Straße 2, 19067 Rampe
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Frauen als Täterinnen von Sexualdelikten in Hessen von
1990 bis 1998   

Untersuchungsgegenstand

Das vorliegende Projekt möchte dazu beitragen, das tatsächliche
Erscheinungsbild dieses Kriminalitätsbereiches besser und vor allem
realistischer einschätzen zu können. Die Klärung folgender für Wissenschaft
und Praxis relevante Einzelfragen wurden als Projektziele festgelegt:

1. Welche über die PKS hinausgehende Informationen liegen über die
Tatverdächtigen im Hinblick auf Nationalität, Alter, Schulbildung, Beruf
und Familienstand vor?

2. Wie stellt sich die Suchtproblematik bei diesem Täterinnenkreis dar?

3. In wie viel Sexualfällen wurden (psychologische) Gutachten erstattet?

4. Handelt es sich bei den Täterinnen um eher örtliche oder überörtliche
Täter?

5. Was ist bei der Polizei über die Verurteilungslage bekannt?

6. Welche Art von Sexualdelikten werden wie häufig von diesem
Täterinnenkreis begangen?

7. Welche über die Erkenntnisse der PKS hinausgehenden Informationen
liegen bei der Polizei im Hinblick auf die Täter-Opfer-Beziehungen vor?

8. Welche Arbeitsweisen (modus operandi / Perseveranz) und Motive sind
bei diesem Täterinnenkreis im Hinblick auf Sexualdelikte relevant?

9. Begehen die Tatverdächtigen Sexualdelikte eher in Allein- oder
Mittäterschaft?

10. Wie häufig werden von Sexualtäterinnen sonstige Delikte (in Allein-
oder Mittäterschaft) begangen?

11. Werden derartige (sonstige) Delikte eher örtlich oder überörtlich
begangen?

Forschungsmethoden

Durch eine RAMIS-Sonderauswertung der HEPOLIS-Fall- und
Personendaten des HLKA vom 7.12.99 wurden alle Sexualstraftäterinnen in
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Hessen, die  von 1990 bis 1998 in Erscheinung traten, dienststellenbezogen
aufgelistet. So konnten die bei den hessischen Polizeidienststellen
vorhandenen Akten erschlossen und ausgewertet werden.

Die Akten von 880 Tatverdächtigen wurden gemäß vor Ort bei den
hessischen Polizeidienststellen ausgewertet.

Projektablauf

Projektende. April 2001

Forschungsergebnis

Allgemeine Bestätigung der Erkenntnisse aus dem Hellfeld und der
Dunkelfeldforschung wie z. B.

- Anteil der weiblichen TV unter 10 %

- hoher Anteil der sog. Milieu- bzw. Rotlichtkriminalität von 77 % /
Bestätigung der sog. Prostitutionstheorie (drei Viertel der Täterinnen
haben materielle Motive)

- Gewaltdelinquenz ist bei Täterinnen von untergeordneter Bedeutung /
Bestätigung der sog. Schwächetheorie

- hoher Anteil von BTM-Konsumenten (mind. 16 %)

- Mehr als die Hälfte der Täterinnen treten nur einmal wegen eines
Sexualdeliktes in Erscheinung, ein Drittel zwei- bis viermal und ca. jede
Zehnte mehr als fünfmal.

- Mehr als die Hälfte der Täterinnen begehen neben Sexualdelikten eine
Vielzahl sonstiger Straftaten, vor allem Diebstahls-, Betrugs- oder BTM-
Delikte (ca. ein Drittel nur ein weiteres Delikt, ca. ein Drittel zwei bis
vier sonstige Delikte und ca. ein Drittel mehr als fünf andere Delikte).

Besonderheiten

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung
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Umsetzung

Publiziert als zusammenfassendes Projektergebnis im "Magazin für die
Polizei, Heft Nr. 301, Mai 2001"

Kontakte

Verwaltungsfachhochschule in Wiesbaden, Fachbereich Polizei,
Schönbergstraße 100, 65199 Wiesbaden; Internet: http://www.vfh-hessen.de
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Gewalt an Schulen

Untersuchungsgegenstand

Teilprojekt zum Forschungsschwerpunkt "Gewalt an Schulen": Görlitzer
Lehrerbefragung zu Gewalt an Schulen

Ziel:
Es soll die subjektive Wahrnehmung von Gewalterscheinung an Schulen
systematisch erfasst werden.

Zweck:
Präventionsmaßnahmen

Aktualisierung 2003:
Schriftliche Lehrerbefragung zur Gewaltproblematik an Schulen. Es wurden
wesentliche Beiträge zur Entwicklung der Befragungsinstrumente und zur
Durchführung der Untersuchung, bei der sämtliche Lehrer an Görlitzer
Schulen (ca. 700) befragt wurden, geleistet.

Forschungsmethoden

Schriftliche Befragung (alle Görlitzer Lehrer): 35 Fragen: = 32 geschlossene
und 3 offene Fragen

Projektablauf

Laufzeit des Projektes: 1.03.2000 - 30.09.2003

Die Arbeitsschwerpunkte liegen im Jahr 2002 bei der Durchführung der
Befragung, Erfassung und Auswertung der Ergebnisse, weitergehenden
Datenanalysen und Verfassung von Datenberichten und Ergebnisberichten.

Im Jahr 2003 erstreckt sich die Forschungsarbeit auf weitere Analysen und
die Fertigstellung mehrerer Publikationen zu den Ergebnissen der
Untersuchung.

Kosten/Finanzierung

- Druckkosten für Fragebogen, Porti usw. werden von der Stadtverwaltung
Görlitz getragen;
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- Datenerfassung, Auswertung, Datenanalysen, Verfassung eines Berichts
und Publikation kostenlos durch projektdurchführenden Professor an
FHS für Polizei Sachsen

Aktualisierung 2003:
Mittelbedarf für die Unterstützung der Projektarbeit:
Es ist von einem weiteren Bedarf von ca. 150 Hilfskraftstunden für weitere
Feinanalysen und die Unterstützung der Fertigstellung mehrerer
Publikationen auszugehen. Ebenso ist mit Druckkosten zu rechnen.

Umsetzung

- Publikation voraussichtlich Ende 2002 in "Rothenburger Beiträge",
Schriftenreihe der Fachhochschule für Polizei Sachsen

- weitere Publikationen in Aufsatzform sind wahrscheinlich

Aktualisierung 2003:

- Tabellarische Darstellung der wichtigsten Ergebnisse der
Lehrerbefragung zu Gewalt an Schulen in Görlitz, Görlitz 2002
(Ergebnisbericht, 127 Seiten)

- Tabellarische Darstellung der Ergebnisse zum Fragebogen über
Schulverweigerung/Schulbummelei. Vorläufige Ergebnisse, Görlitz 2002
(Ergebnisbericht, 8 Seiten)

- Tabellarische Darstellung der Ergebnisse der Lehrerbefragung "Gewalt
an Schulen" durchgeführt in Görlitz im Januar/Februar 2002. Vorläufiger
Ergebnisbericht, in: Forschungsergebnisse 2002. Eine Dokumentation,
Rothenburg/OL 2002 (S. 187 - 299) (Intranet)

Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich V:
Gesellschaftswissenschaften, Professur für Soziologie und Pädagogik,
Friedensstraße 120, 02929 Rothenburg/OL
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Gewalt gegen Polizeibeamte und -beamtinnen   

Untersuchungsgegenstand

Die tödlichen Schüsse auf die Dortmunder Polizeibeamten im Sommer 2000
und die danach in der Öffentlichkeit erörterten Fragen haben bewusst
gemacht, dass es in Deutschland keine aktuellen wissenschaftlich
abgesicherten Erkenntnisse zu Tötungsdelikten gegen Polizeibeamte gibt.
Auch schwere Gewalttaten, die gegen Polizeibeamte verübt wurden, sind seit
sechs Jahren nicht mehr systematisch erfasst und analysiert worden.

Die letzte derartige bundesweite Untersuchung wurde als "graues Papier" im
Jahr 1994 von der Polizei-Führungsakademie polizeiintern publiziert. Sie
bezog sich auf Angriffe auf Polizeibeamte, die im Jahr 1992 zu einer mehr
als siebentägigen Dienstunfähigkeit des Opfers geführt haben.

Diese Tradition greift das KFN mit dieser Untersuchung auf und versucht, sie
inhaltlich aus kriminologisch-soziologischer Perspektive zu bereichern und
vom Umfang her auf gravierende Straftaten verschiedener Art sowie auf
einen größeren Zeitraum bezogen zu erweitern.

Forschungsmethoden

- schriftliche Befragung einer Auswahl von Polizeibeamtinnen und -
beamten (standardisiertes Instrument)

• Totalerhebung der in den Jahren 1985 bis 7/2000 mit Tötungsabsicht
angegriffenen Beamtinnen und Beamten

• Totalerhebung der vom 1.1. bis 15.7.2000 angegriffenen Beamtinnen
und Beamten mit der Folge einer Dienstunfähigkeit von mindestens
sieben Tagen

• Zufallsauswahl der in den Jahren 1995 - 1999 angegriffenen
Beamtinnen und Beamten mit der Folge einer Dienstunfähigkeit von
mindestens sieben Tagen

insgesamt versandte Fragebögen 2.293, zurückerhaltene Bögen: 1.152
(Rücklauf: 50,2 %)

- Aktenanalyse der Akten der Staatsanwaltschaften und Gerichte zu den
Fällen der mit Tötungsabsicht angegriffenen Beamtinnen und Beamten
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aus den Jahren 1985-7/2000 (quantitative Inhaltsanalyse), analysierte
Akten: 373

- Befragung von Angehörigen getöteter Beamtinnen und Beamten
(qualitative, explorative Interviews), bislang realisierte Interviews (Stand
12/2001): 12

Projektablauf

Projektstand (Februar 2002):
- 08/2000: Projektbeginn

- 10/2000: Beginn des Versands der Fragebögen

- 02/2001: Beginn der Aktenanalysen und der Interviews mit
Hinterbliebenen

- 07/2002: Abschlussbericht

Besonderheiten

Zusammenarbeit mit der länderoffenen Arbeitsgruppe "Gewalt gegen PVB"
des AK II der IMK; Kooperation mit PFA, BKA und MI Niedersachsen, u. a.
bei der Entwicklung des Fragebogens (KFN-PFA: Vergleichbarkeit des
Instrumentariums; KFN-MI Niedersachsen: Arbeitsgruppe von
Experten/innen und Experten der Polizei Niedersachsen, PVB aus
verschiedenen gewaltnahen Verwendungsbereichen; PFA-KFN: PreTest in
der PFA mit Beamtinnen und Beamten eines Aufstiegslehrgangs); KFN-
BKA:  Recherche nationaler und internationaler Forschungsergebnisse,
Erörterung rechtlicher Fragen (Rechtsvergleichendes Projekt, durchgeführt
durch das BKA).

Kosten/Finanzierung

150.000 DM (IMK)
115.000 DM (GdP)
180.000 DM (KFN)

Umsetzung

- Veröffentlichung von Ergebnissen in der Zeitschrift "Deutsche Polizei"
(6/2001, S. 3; 12/2001, S. 33)
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- Veröffentlichung der Zwischenergebnisse (Stand Oktober 2002) im
Internet unter http://www.gdp.de/fred/abb/fachaufsatz.pdf und
http://www.kfn.de/zwischenergebnis2.pdf

- Veröffentlichung der Zwischenergebnisse in der Schriftenreihe der PFA
(Heft 3/4 2001)

- Materialien für die polizeiliche Fortbildung:

• Ohlemacher, Thomas, Arne Rüger und Gabi Schacht (2001), Gewalt
gegen Polizeibeamtinnen und -beamte 1985-2000, Das KFN-Projekt,
2. Zwischenbericht (Befragung). Hannover: Kriminologisches
Forschungsinstitut Niedersachsen.

• Rüger, Arne, Gabi Schacht und Thomas Ohlemacher (2001), Gewalt
gegen Polizeibeamtinnen und -beamte 1985-2000, Das KFN-Projekt,
3. Zwischenbericht (Aktenanalyse). Hannover: Kriminologisches
Forschungsinstitut Niedersachsen.

- Abschlussbericht: Ohlemacher, Th., Arne Rüger, Gabi Schacht und
Ulrike Feldkötter (2003), Gewalt gegen Polizeibeamtinnen und -beamte
1985 - 2000, Eine kriminologische Analyse. Nomos: Baden-Baden.

Weitere Informationen unter www.kfn.de (Projekte) erhältlich!

Kontakte

Kriminologisches Forschungsinstitut Niedersachsen e. V. (KFN),
 Lützeroderstraße 9, 30161 Hannover; Internet: http://www.kfn.de;
E-Mail: kfn@kfn.uni-hannover.de
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Gewalt im Polizeialltag

Untersuchungsgegenstand

In welchen Situationen und durch welche Handlungen kommt es zu
Gewalthandlungen

Forschungsmethoden

- schriftliche Befragung
- Interviews

Projektablauf

- Beginn: 2002
- Ende: 2003
- lt. Mitteilung 06.03.03: z. Zt. Auswertungsphase

Forschungsergebnisse

s. u. Umsetzung

Kosten/Finanzierung

- Eigenfinanzierung des Forschers
- Sachkosten für Befragungsunterlagen werden von der FHS getragen

Umsetzung

Veröffentlichungen und Umsetzung in Lehrveranstaltungen

Aktualisierung 18.03.03:

Ergebnisse werden auf einer Tagung in Eichstätt im Juli d.J. vorgestellt und
sollen danach bei Leske & Budrich in einem Sammelband veröffentlicht
werden.

Der gesamte Abschlussbericht soll bis 31.12.03 in Buchform erscheinen.
Titel und Verlag stehen noch nicht fest.

Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich II,
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Friedensstraße 120, 02929 Rothenburg / OL
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Konfliktanalyse für die Stadt Espelkamp   

Untersuchungsgegenstand

Anlass des Auftrages der Konfliktanalyse war eine eskalierte
Konfliktsituation zwischen jugendlichen Spätaussiedlern und Türken im Juni
2002. Ziel der Konfliktanalyse war es, wenn möglich einen Überblick,
zumindest aber einen Einblick in die aktuellen Konfliktfelder in Espelkamp
aus der Sicht verschiedener Gruppen in der Stadt zu bekommen. Die
Ergebnisse sollen die Grundlage eines konzeptionellen
Entwicklungsprozesses für ein Gesamtkonzept zur Konfliktdeeskalation
bilden, um ein handlungsfähiges Netzwerk für ein gutes Zusammenleben in
der Stadt Espelkamp aufzubauen.

Forschungsmethoden

Es wurden Gruppeninterviews durchgeführt. In enger Kooperation mit dem
Jugendamt wurden 16 relevant erscheinende Gruppen zusammengestellt. In
den Interviews waren weniger Daten und Fakten von Interesse, als
Wahrnehmungen, Gefühle und Bewertungen in Bezug auf die von den
Teilnehmenden selbst benannten Konfliktfeldern.

Zur Strukturierung der Interviews wurden die Methoden Kartenabfrage und
Mind Mapping genutzt.

Projektablauf

- Die Interviews wurden am 12., 13. und 29.11.2002 durchgeführt.

- Das Ergebnis der Befragung wurde der Stadt Espelkamp im Februar
mitgeteilt.

Forschungsergebnisse

Für das Management der Konflikte wurden drei zentrale Bereiche
festgestellt:

1. Zusammenleben in Espelkamp

In den Gesprächen wurde deutlich, dass Espelkamp unter einem
schlechten Image leidet. Dies wird durch negative Pressemitteilungen
über Gewalttätigkeiten in Espelkamp gefördert.
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Es gibt nicht viele Angebote, welche die Stadt attraktiv machen.

Die gegenseitige Wahrnehmung der unterschiedlichen
Bevölkerungsgruppen voneinander ist geprägt von negativen
Erfahrungen miteinander, Angst voreinander und vielen Befürchtungen,
was die "anderen" tun werden.

Es besteht aber der gemeinsame tiefe Wunsch aller Beteiligten über alle
Altersstufen und alle Bevölkerungsgruppen hinweg nach einem
friedlichen Zusammenleben.

2. Konfliktbearbeitung/Konfliktvermittlung

Es gibt in Espelkamp vielfältige Konflikte, die das Zusammenleben der
unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen/Menschen schwierig, z. T.
höchst problematisch, d. h. gewalttätig, gestalten. Konflikte scheint es
unterschwellig immer zu geben, wobei sie z. B. im Rahmen der Schule
weniger heftig auftreten als im Freizeitbereich.

Das Vertrauen in die Maßnahmen der Polizei und der Justiz ist gering.
Aus Sicht der Befragten werden unzureichendes Eingreifen der Polizei
und eine verzögerte und nicht ernst zu nehmende Bestrafung bei
Gewalttaten angemahnt.

Obwohl das Wissen um die Existenz und die Hintergründe der Konflikte
groß ist, fehlt der Aspekt der Konfliktbearbeitung. Konflikte werden in
Espelkamp nicht wirklich und beherzt angegangen.

3. Angebote und Beschäftigung für Jugendliche

Als Grund für die Gewalt unter den Jugendlichen wurde als erstes immer
die Langeweile genannt. Es fehlen im Espelkamp Angebote und
Beschäftigung für Jugendliche und auch für Erwachsene.

Besonderheiten

Als Form für die Ergebnisdarstellung der Interviews wurden Mind Maps
gewählt.

Kosten/Finanzierung

Der Stadt Espelkamp entstanden Kosten in Höhe von 2.090 €.
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Umsetzung

Geplant ist, die Handlungsempfehlungen der Konfliktanalyse vor Ort
umzusetzen. Dazu sollen bestehende Ordnungspartnerschaften genutzt und
neue Netzwerke aufgebaut werden. Die Federführung liegt bei der Stadt
Espelkamp. Finanzierung und Umsetzung erfolgen u. a. mit öffentlich
geförderten Projekten, wie "Konstruktive Konfliktaustragung im
kommunalen Zusammenhang", das vom Ministerium für Umwelt- und
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz NRW gefördert wird,
und "Soziale Stadt".

Kontakte

Polizeiinspektion Lübbecke-Bad Oeynhausen,
Osnabrücker Straße 18 - 20, 32312 Lübbecke;
E-Mail: pi.lk-bo@minden.polizei.nrw.de
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Kriminalpsychologische Analyse der Tötungskriminalität im
Land Bremen   

Untersuchungsgegenstand

- Totalerhebung von Tötungsdelikten im Land Bremen im Zeitraum 1971
– 2001

- Erhebung der Phänomenologie von Tötungskriminalität unter besonderer
Berücksichtigung sexuell motivierter Tötungsdelikte

- Identifizierung deliktspezifischer Verhaltensmuster unter
Berücksichtigung situationaler Einflüsse

- Empirische Überprüfung zentraler Arbeitshypothesen der Operativen
Fallanalyse

Forschungsmethoden

- Aktenanalyse

- Multivariate Auswertung (MDS, SSA)

Projektablauf

- 2002: Untersuchungsplanung und Entwicklung eines inhaltsanalytischen
Kategoriensystems

- 2003/04: Datenerhebung und –auswertung

- 2004: Dokumentation

Forschungsergebnisse

Erste Forschungsergebnisse liegen voraussichtlich im Herbst 2003 vor.

Besonderheiten

keine

Kosten/Finanzierung

Eigenmittel
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Umsetzung

Vorgesehen sind:

- einschlägige Publikationen

- Entwicklung eines Fortbildungsmoduls

Kontakte

Hochschule für Öffentliche Verwaltung Bremen, Institut für Polizei- und
Sicherheitsforschung (IPOS), Doventorscontrescarpe 172, 28195 Bremen
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Sexueller Missbrauch von Kindern in Hessen 1990 bis 1996   

Untersuchungsgegenstand

Gegenstand der Untersuchung sind die Deliktsbereiche der §§ 176 StGB
(Sexueller Missbrauch von Kindern) und 183 StGB (Exhibitionismus) der
Jahre 1990 bis 1996 in Hessen. Bei § 183 StGB werden nur die Fälle
untersucht, bei denen Kinder Opfer waren.

Somit werden von dieser Untersuchung alle Tatverdächtigen erfasst, die von
1990 bis 1996 zumindest wegen eines Falles des sexuellen
Kindesmissbrauchs (PKS-Schlüssel 1310) und/oder einer exhibitionistischen
Handlung z. N. eines Kindes (PKS-Schlüssel 1320) in Hessen in Erscheinung
traten. Insgesamt handelt es sich hierbei um ca. 1.000 Fälle jährlich in
Hessen.

Projektziele waren einerseits die Erlangung von Erkenntnissen über
Tatverdächtige in Hinblick auf

- ätiologische Hintergründe, soziales Umfeld, Relevanz von
Suchtproblematik,

- örtliche/überörtliche Täter/Tatort-Wohnort-Beziehung,

- Modus Operandi / Perseveranz,

- Tätermotive,

- Verurteilungslage / Gutachtenerstattung,

- Präventions-/ Resozialisierungsansätze,

- Tätertypologie

und andererseits die Gewinnung viktimologischer Erkenntnisse.

Forschungsmethoden

Aktenauswertung

Projektablauf

Projektbeginn: September 1997
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1. Auswertung der HEPOLIS-Personen- und Falldaten durch RAMIS-
Auswertung des HLKA vom 24.9.97 zu Erlangung/Auflistung aller
relevanter Tatverdächtiger in Hessen von 1990 bis 1996 in
alphabetischer Reihenfolge. Ergebnis 2.738  Tatverdächtige

2. Reduzierung des Untersuchungsumfanges durch Auflistung jedes dritten
Tatverdächtigen (Zufallsstichprobe) auf 912 Personen und weitere
Reduzierung des Personenkreises durch zwischenzeitlich erfolgte
Löschung pp. auf insgesamt 854 Personen

3. 1998 / 1999 Aktenauswertung bei allen hessischen Polizeidienststellen

Projektende: Februar 2000

Forschungsergebnisse

Zusammenfassung wesentlicher Ergebnisse:

- 8,2 % der TV sind BTM-Konsumenten, davon über 90 % Konsumenten
harter Drogen.

- Bei fast der Hälfte der Delikte wurde intensive Gewalt in Form von
Geschlechtsverkehr (einschl. Versuche), Anal- und Oralverkehr,
angewendet; jeder 10. Täter ist Gewalttäter.

- Reine Sexualtäter agieren meist im persönlichen und sozialen Nahraum
(über ein Drittel - 37 % - sind örtliche Täter und begehen nur
Sexualdelikte, 6 % sind reine überörtliche Sexualtäter).

- 31 % der TV sind örtliche Sexualtäter, begehen aber auch sonstige
Delikte.

- 32 % der TV sind überörtliche Täter, wovon 26 % auch andere Straftaten
begehen.

Besonderheiten

Unterstützung durch alle hessischen Polizeidienststellen

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung
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Umsetzung

- Erstellung eines Projektbandes

- Übersendung des Projektbandes an alle hessischen Polizeidienststellen

- Veröffentlichungen in der Zeitschrift Magazin für die Polizei (31.
Jahrgang Nr. 294 Oktober 2000)

- Präsentation beim BKA, Forum KI 1 - 2000, am 29.6.2000

Kontakte

Verwaltungsfachhochschule in Wiesbaden, Fachbereich Polizei,
Schönbergstraße 100, 65199 Wiesbaden; Internet: http://www.vfh-hessen.de
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TOP TEN der Gewaltkriminalität - Jugendliche und
Heranwachsende   

Untersuchungsgegenstand

Ausgehend vom Phänomen der Gewaltstraftaten Jugendlicher war
insbesondere Anliegen dieses Projektes, Informationen zum Lebensweg und
der polizeiliche relevanten Entwicklung hier zu betrachtender
Tatverdächtiger, insbesondere zu Auffälligkeiten und Gemeinsamkeiten
sowie zu demographischen und sozialen Besonderheiten zu erlangen.
Ausgehend davon sollen Interventionsmöglichkeiten erhoben und umgesetzt
werden.

Forschungsmethoden

- Analysen vorliegender polizeilicher Statistiken
- Auswertung von Urteilen
- Heranziehung und Auswertung von Fachliteratur

Projektablauf

etwa ein Kalenderjahr

Besonderheiten

Justiz ermöglichte Zugriff auf Urteile

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung

Umsetzung

Eingang der hier gewonnenen Erkenntnisse in präventive Ansätze,
insbesondere in der Gestaltung der ressortübergreifenden Prävention
(gesamtgesellschaftlicher Ansatz)

Kontakte

Landeskriminalamt Sachsen, Abteilung 2/203,
Neuländer Straße 60, 01129 Dresden;
Internet: http://www.lka.sachsen.de; E-Mail: lka.sachsen@polizei.sachsen.de
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Untersuchung von Sexualstraftaten  

Untersuchungsgegenstand

Untersucht wurde das Deliktsfeld "Vergewaltigung" anhand von
polizeilichen Vorgängen in einem Zeitrahmen von 4 Jahren (1994 - 1997).

Dabei wurden analysiert:

- Vortäuschungen von Vergewaltigungen,

- Qualität der polizeilichen Reaktion / Sachbearbeitung nach Bekannt
werden von Sexualstraftaten,

- Vernehmungstechniken und -dokumentation für die Aussagen von
Opfern nach Sexualstraftaten.

Weiterhin sollen die Staatsanwaltschaften in diese Untersuchung mit
einbezogen werden.

Es geht hier um die Erwartungshaltung der Staatsanwaltschaft im Hinblick
auf die Qualität der polizeilichen Vorgangsbearbeitung und um Gründe der
Einstellung des Delikts. Dieses Ergebnis liegt noch nicht vor.

Ziel der Untersuchung war und ist es, Schwachstellen und
Verbesserungsmöglichkeiten bei der Bearbeitung dieses sensiblen
Deliktsbereiches aufzuzeigen.

Forschungsmethoden

Sämtliche Vergewaltigungsvorgänge in den Jahren 1994 - 1997 in
Schleswig-Holstein wurden nach einem vorher erarbeiteten Fragebogen
bewertet. Die Sachbearbeiter wurden mündlich befragt.

Projektablauf

Die Untersuchung, die in zwei Phasen ablief, wurde teilweise abgeschlossen.

- Das Ergebnis der 1. Untersuchung wurde 1996 abgeschlossen und in
einer Dokumentation festgehalten.

- Die Untersuchung 1998 ist noch nicht abgeschlossen, da das Ergebnis
der Staatsanwaltschaften noch nicht vorliegt.
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Umsetzung

- Vortrag BKA: Forum KI 1 am 28.05.1998
- Lehrveranstaltung Juni 1998
- Erstellen einer Dokumentation

Kontakte

Verwaltungsfachhochschule Schleswig-Holstein, Fachbereich Polizei,
Rehmkamp 10, 24161 Altenholz
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Vergewaltigung und sexuelle Nötigung in Bayern   

Untersuchungsgegenstand

Vergewaltigung und sexuelle Nötigung in Bayern. Eine Untersuchung unter
Berücksichtigung der Vortäuschung von und der falschen Verdächtigung
wegen dieser Delikte. Entwicklung seit 1988, Auswirkungen der
Strafrechtsreform, justizielle Erledigung.

Forschungsmethoden

- PKS-Sonderauswertungen

- Aktenanalysen von Polizei und Justizakten zu Vergewaltigungen/sex.
Nötigungen und Vortäuschungen/falschen Verdächtigungen

- schriftliche Mitarbeiterbefragung

- Expertenbefragung

Projektablauf

September 2001 bis Dezember 2003

Forschungsergebnisse

noch in Bearbeitung

Umsetzung

Publikation als Buch, im Internet, als Fachartikel, bei Lehrveranstaltungen
und Veranstaltungen sonst. Interessierter

Kontakte

Bayerisches Landeskriminalamt, Abt. V, SG 511,
Orleansstraße 35, 81667 München
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Vergleichende Sicherheitsanalyse der Städte Lübeck und
Braunschweig      

Untersuchungsgegenstand

Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS); hier: Aussagekraft der PKS
Bestehen in der gesellschaftlichen und/oder polizeilichen Wahrnehmung
regionale Unterschiede, die als Konsequenz dazu führen, dass das Instrument
PKS nur noch eine eingeschränkte Aussagekraft besitzt?

Ziel ist die Entwicklung von standardisierten Erhebungs- und
Auswertekriterien, die tiefergehende Analysen insbesondere in Form von
Regional- und Städtevergleichen im Sinne vergleichender
Sicherheitsanalysen ermöglichen sollen.

Folgende Stichworte wurden dem Projekt zugeordnet:

- Gewalt

- Kinder- und Jugendkriminalität

- Dunkelfeldforschung/Sicherheitsgefühl

- Polizeiliche Arbeitsmethoden

- Prävention

- Repression

- Evaluation

ferner:

- Gewalt im Umfeld von Fußballspielen

- Tourismus - Erhöhung der Sicherheit von Touristen und damit Erhöhung
der Attraktivität unserer Tourismusbereiche

Forschungsmethoden

noch nicht bekannt

Projektablauf

- Dauer/Abschluss des Projektes: Ende 2002
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- 1. Treffen der Projektpartner am 19.02.2002 in Braunschweig

Besonderheiten

Beteiligte Dienststellen:

- Polizeiinspektion Lübeck

- Polizeidirektion Braunschweig

- Kriminalpräventiver Rat der Stadt Lübeck

- Präventionsrat Braunschweig

Kontakte

Landeskriminalamt Schleswig-Holstein, Hauptsachgebiet 110,
Mühlenweg 166, 24116 Kiel;
Internet: http://www.polizei.schleswig-holstein.de
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Wie sicher sind unsere Schulen??    

Untersuchungsgegenstand

Ziel war die Darstellung der Gewalt- und Drogensituation an den
allgemeinbildenden Schulen des Landes, um ein aussagekräftiges und
flächendeckendes Lagebild zu erhalten, auf das eine spätere Prävention und
Repression konsequent aufgebaut werden kann.

Forschungsmethoden

Schriftliche anonyme Großbefragung an den allgemeinbildenden Schulen in
Mecklenburg-Vorpommern mittels Fragebogen. Inhalte des Fragebogens:
- Häufigkeit, Art und Ort der Gewalterscheinungen

- Einsatz von Waffen

- Einzel-/Gruppentäter

- Umgang mit Gewalterscheinungen/Reaktionen von Schule/Eltern/
Mitschülern

- Subjektive Situationseinschätzung Lehrer/Lehrerinnen

- Verbreitung von illegalen Drogen in Schulen

- Aufklärungs- und Informationsbedarf in den Schulen in bezug auf
Gewalt bzw. Drogen

Projektablauf

- Durchführung einer bundesweiten Erhebung zur Thematik "Gewalt an
den Schulen" innerhalb der Polizei

- 1996: Erarbeitung einer Konzeption für ein Forschungsprojekt zum
Thema "Gewalt an Schulen" durch das LKA MV in Zusammenarbeit mit
dem Kultusministerium

- 1996: Erstellung eines Schüler-/Lehrerfragebogens durch das LKA MV
mit Unterstützung einer Schulpsychologin nach Abstimmungen mit dem
Innen- und Kultusministerium sowie dem Schulamt der Stadt Schwerin

- Erprobung der Fragebögen im Rahmen eines methodologischen Pretests
an einer Gesamtschule
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- Versendung von 15.500 Schüler- und 1.100 Lehrerfragebögen an
Schüler der Klassenstufen 5 - 13 sowie deren Lehrer aus Realschulen,
Realschulen mit Hauptschulanteil,  Integrierten Gesamtschulen und
Gymnasien

- I. Quartal 1997: Durchführung einer landesweiten, freiwilligen und
anonymen Befragung an 37 Schulen in MV

- August 1998:  Präsentation der Studie in der Öffentlichkeit nach
Erfassung und Auswertung der Daten und Abstimmungen mit dem
Kultusministerium des Landes MV

- Veröffentlichung der Ergebnisse in einer Broschüre (Auflage: 5.000
Stück)

Umsetzung

bereits umgesetzte Maßnahmen:

- Veröffentlichung der Befragungsergebnisse in der Studie "Wie sicher
sind unsere Schulen?"

- Bekanntmachung der Befragungsergebnisse durch Publikationen und der
Versendung der Studie an interne und externe Institutionen

- Durchführung von Präventionsveranstaltungen auf Grundlage der Studie
in Schulen

• Organisation und Durchführung einer Auftaktveranstaltung in einer
ausgewählten Schule in jedem der fünf Polizeidirektionsbereiche
durch das LKA MV unter Beteiligung der örtlichen
Polizeidienststellen

• Fortführung dieser Veranstaltungsart in Schulen durch Polizeibeamte
der örtlichen Dienststellen unter Zuhilfenahme des vom LKA MV
erarbeiteten Arbeitsmaterials (Folien und Textbausteine)

- Initiierung weiterer Präventionsveranstaltungen in Institutionen wie dem
Landesinstitut für Schule und Ausbildung zu den Ergebnissen der Studie
und Präventionsmöglichkeiten sowie zu rechtlichen Aspekten im
Umgang mit Gewalt

- Fortbildung von Lehrern an der Landespolizeischule zur Gewaltthematik
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• Lehrinhalte: rechtliche und kommunikative Aspekte im Umgang mit
Gewalt

• Vergabe der Unterrichtsmaterialien "Medienordner Herausforderung
Gewalt" zur Festigung der Lehrinhalte und zur Anwendung im
Unterricht an die Pädagogen

geplante Maßnahmen:

- Erarbeitung einer Handreichung für Lehrer zu rechtlichen Aspekten im
Umgang mit Gewalt, einschließlich des Umganges mit Waffengewalt in
Zusammenarbeit mit der Universität Greifswald, Bereich
Erziehungswissenschaften

Kontakte

Landeskriminalamt Mecklenburg-Vorpommern, Dezernat 64 - Prävention,
Retgendorfer Straße 02, 19067 Rampe;
E-Mail: lkamv.praevention@t.online.de
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"KripS" - Kriminalprävention an Schulen -
Wissenschaftliche Begleitung des Projekts     

Untersuchungsgegenstand

Ziel:

Unterstützung von verhaltensauffälligen Kindern, ihren Eltern und Lehrern;
Training der Konfliktlösungsfähigkeit und des produktiven
Konfliktmanagements von Schülern in einem ganzheitlichen Ansatz unter
Einbeziehung von Schülern, Eltern und Lehrern, bestehend aus drei Säulen:

- Trainingsprogramm Schüler

- Trainingsprogramm Schüler und deren Eltern

- Seminar für Lehrer/innen

Ziel der wissenschaftlichen Begleitung:

Bewertung der Umsetzung des Programms auf mehreren Ebenen

Forschungsmethoden

Dokumentationsanalyse, schriftliche und mündliche Befragung von Experten,
Täter, Opfer, systematische Beobachtung

Projektablauf

Beginn 21.03.2002, voraussichtliches Ende 2005

Forschungsergebnisse

Liegen derzeit noch nicht vor.

Kosten/Finanzierung

- Finanzierung durch Mittel der Zukunftsoffensive III (ZO III) – Junge
Generation -  mit Eigenbeteiligung (Projektkosten insgesamt 30.000,-
€/Eigenanteil 5.000,-€)

- Evaluationskosten für Fremdevaluation ebenfalls durch ZO III i.H.v.
25.000,- €
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Umsetzung

Publikation s. o.

Kontakte

Landespolizeidirektion Stuttgart II, Kriminalitätsbekämpfung,
Hahnemannstraße 1, 70191 Stuttgart;
Internet: http://www.polizei-stuttgart.de; E-Mail: k@lpds2.bwl.de
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Begleitforschung zügiger Jugendstrafverfahren bei
jugendlichen Mehrfachtätern   

Untersuchungsgegenstand

Zunächst handelt es sich um eine Kooperation zwischen Polizei,
Staatsanwaltschaft, Jugendamt, Amt für soziale Dienste und Amtsgericht mit
dem Ziel, kriminelle Karrieren möglichst frühzeitig abzubrechen.

Es wurden gemeinsame Vereinbarungen zur Beschleunigung von Verfahren
gegen jugendliche Intensivtäter (JIT) erarbeitet und von allen Beteiligten
mitgezeichnet. Durch die besondere Verfahrensbeschleunigung soll die
psychologische Situation der unmittelbaren Tatnähe zur Einwirkung auf den
JIT ausgenutzt und ihm keine weitere zeitliche Gelegenheit zur Begehung
weiterer Straftaten gegeben werden. Das Verfahren wird wissenschaftlich
begleitet von der Westfälischen Wilhelms-Universität (WWU) Münster.

Forschungsmethoden

Befragung von ausgesuchten jugendlichen Intensivtätern durch das Institut
für Kriminalwissenschaften.

Projektablauf

Das Projekt läuft seit Anfang 2001 und ist für eine Dauer von 7 Jahren
angedacht.

Forschungsergebnisse

Forschungsergebnisse/Zwischenergebnisse der kriminologischen
Begleitforschung liegen noch nicht vor.

Besonderheiten

Das Projekt befindet sich in der Anlaufphase. Für 2001 wurden 12
Jugendliche für das Untersuchungsverfahren vorgeschlagen.

Kosten/Finanzierung

Die Finanzierung des aufwendigen Projektes ist langfristig auf Grund des
Haushaltsrechts nicht gesichert.
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Umsetzung

Umsetzungsmaßnahmen liegen derzeit nicht vor.

Kontakte

Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen,
Völklinger Straße 49, 40221 Düsseldorf;
Internet: http://www.lka.nrw.de;
E-Mail: landeskriminalamt@mail.lka.nrw.de
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Delinquenz von Kindern - eine Herausforderung für
Familie, Jugendhilfe und Politik    

Untersuchungsgegenstand

Um das Problem der Kinderdelinquenz in den Griff zu bekommen, sind in
der letzten Zeit viele Vorschläge gemacht worden, von ambulanten Hilfen bis
hin zu geschlossenen Unterbringungsmöglichkeiten für Kinder und einer
Verschärfung der rechtlichen Möglichkeiten, die Eltern zur Verantwortung
zu ziehen. Tatsächlich sind es in erster Linie die Eltern, die gefordert sind,
wenn ihre strafunmündigen Kinder zum Beispiel beim Klauen im Kaufhaus
erwischt werden oder gar schon mehrere Delikte begangen haben und bei der
Polizei angezeigt wurden.

Bei allen Überlegungen, welche Maßnahmen zu ergreifen sind und wie
betroffene Familien unterstützt werden könnten, wurde bislang jedoch nur
sehr unzureichend differenziert, ob und wann es sich bei Gesetzesverstößen
von Kindern um ein weitverbreitetes, aber vorübergehendes
Entwicklungsphänomen oder um den Beginn krimineller Karrieren handelt.

Wir gehen in unserer Studie davon aus, dass die Wahrscheinlichkeit, ob
Delinquenz ein singuläres Ereignis bleibt oder ob sich eine Karriere anbahnt,
wesentlich davon abhängt, wie in der Familie damit umgegangen wird und
auf welche Ressourcen sie dabei zurückgreifen kann. Bisher fehlte es jedoch
an Kenntnissen darüber, wie diese Aushandlungsprozesse in den Familien
aussehen. Die Projektgruppe bemüht sich, diese Forschungslücke zu
schließen. So sollen die Ergebnisse der Forschungsarbeit zeigen

- über welche Strategien der Problemlösung die Familien selbst verfügen,

- wie der Kontakt zwischen Familien und den zuständigen Institutionen
aussieht (Polizei, Jugendhilfe und Schule),

- welche Formen der Unterstützung aus der Sicht von Familien als
sinnvoll erscheinen, um eine Verfestigung gesetzwidrigen Verhaltens zu
verhindern und dahinterliegende Probleme zu entschärfen.

Aus diesen Erkenntnissen sollen schließlich praxisrelevante Anregungen
abgeleitet werden, welche die Weiterentwicklung der Praxis von Jugendhilfe,
Polizei, Schule und Justiz im Umgang mit strafunmündigen Kindern und
ihren Familien betreffen, auf eine Verbesserung der Kooperation dieser
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Institutionen abzielen und die nicht zuletzt Forderungen an die Politik
implizieren.

Forschungsmethoden

- qualitative Interviews mit strafunmündigen Kindern, die von der Polizei
einer Straftat verdächtigt werden und deren Eltern (50 Fälle)

- leitfadengestützte Experteninterviews mit Fachleuten aus den Bereichen
Jugendhilfe, Polizei, Schule, Justiz und Psychiatrie (ca. 70 Fälle)

- Dokumentenanalyse und Literaturrecherchen

Projektablauf

- Vorphase: 1.9.1997 - 31.12.1997

- Laufzeit der Hauptphase: 1.1.1998 - 31.3.2000

- Expertengespräche, Workshops und Tagungen bundesweit: 10/97 - 6/98

- Erarbeiten von Zugängen zum Feld und Familienbefragung in
verschiedenen ost- und westdeutschen Großstädten von 6/98 - 5/99

- Zwischenbericht:10/99

- Auswertung des erhobenen Materials, Erstellen des Endberichtes sowie
Dissemination von 3/99 - 3/2000 (Ende der Projektförderung)

Besonderheiten

Kooperation mit der Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention
am DJI sowie mit dem Forschungsprojekt „Mädchen und Gewalt - Zum
jugendgruppentypischen Umgang mit Gewalt“.

Kosten/Finanzierung

Das DJI-Projekt wird vom Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend gefördert (Eigen- und Drittmittelprojekt).

Umsetzung

Dissemination der Ergebnisse in Zeitungsbeiträgen, Fachartikeln in
Zeitschriften und Büchern, Vorträgen und Fortbildungen (Praxis- und
Politikberatung) sowie die Präsentation in weiteren Medien wie Radio,
Internet. Eine Buchpublikation ist vorgesehen im Sommer 2000.
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Kontakte

Deutsches Jugendinstitut e. V., Nockherstraße 2, 81541 München;
Internet: http://www.dji.de; E-Mail: jugendkriminalitaet@dji.de
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Die Berliner Diversionsrichtlinie  

Untersuchungsgegenstand

- Darstellung des Ablaufs, der Arbeitsweise und der Zusammenarbeit der
an der Umsetzung der Berliner Diversionsrichtlinie beteiligten
Institutionen

- besondere Berücksichtigung der Vernehmung sowie des Gesprächs
zwischen Diversionsmittler und dem Jugendlichen

- Diskussion der rechtsstaatlichen Bedenken gegenüber dieser
Verfahrensweise

Forschungsmethoden

- Beobachtung der Vernehmungssituation

- Beobachtung der Gespräche zwischen Diversionsmittler und
Jugendlichen

- mündliche Befragung von Staatsanwälten

- Auswertung der von den beteiligten erstellten statistischen Angaben

Projektablauf

- Erhebung noch nicht abgeschlossen

- Abschluss der Arbeit für Ende 2001 angestrebt

Kontakte

Freie Universität Berlin, Fachbereich Rechtswissenschaft,
Boltzmannstraße 3, 14195 Berlin;
E-Mail: Kriminal@fub46.zedat.fu-berlin.de
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Evaluation des Projektes: Wir in Mecklenburg-
Vorpommern - fit und sicher in die Zukunft    

Untersuchungsgegenstand

Forschungsgegenstand ist die Evaluation des Projektes "Wir in MV - fit und
sicher in die Zukunft" im Hinblick auf die Erreichung der angestrebten Ziele
sowie der Zweckmäßigkeit der angewandten Methoden.

Ziele, des auf Langfristigkeit angelegten Gemeinschaftsprojektes der Kinder-
und Jugendprävention an Schulen sind im Einzelnen:

- jungen Menschen ein positives Bild vom Land Mecklenburg-
Vorpommern zu vermitteln;

- jungen Menschen durch Heranführen an Berufe eine sichere
Zukunftsperspektive in Mecklenburg-Vorpommern zu schaffen;

- junge Menschen dazu zu bringen, sich durch Beteiligung, zum Beispiel
in Vereinen und Organisationen, aktiv in das gesellschaftliche Leben
ihrer Region einzubringen und sich für wichtige Aufgaben einzusetzen;

- auf Risiko- und Schutzmöglichkeiten im Gesundheitsbereich zu
verweisen und junge Menschen dazu anzuhalten, gesund zu leben;

- auf Sicherheitsrisiken und Schutzmöglichkeiten bei der Teilnahme am
Straßenverkehr aufmerksam zu machen und jungen Menschen
Kompetenzen zu vermitteln, selbst für Schutz und eigene Sicherheit zu
sorgen;

- Kriminalitätsrisiken und Schutzmöglichkeiten aufzuzeigen und junge
Menschen bereit und fähig zu machen, normkonformes Verhalten zu
zeigen, sich vor Kriminalität zu schützen und keine Straftaten zu
begehen;

- Bedingungen dafür zu schaffen, dass junge Menschen in Mecklenburg-
Vorpommern sicher sind und selbst die Sicherheit nicht beeinträchtigen.

Um diese Ziele zu verwirklichen, werden die Maßnahmen der
Kriminalprävention mit anderen jugendfördernden Maßnahmen wie Sport,
der Gesundheitsförderung, der Verkehrserziehung bis hin zur Vorbereitung
auf den Beruf noch effektiver miteinander verknüpft. Dadurch erfährt die
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Jugendprävention eine erhebliche Stärkung und langfristig ist mit
Synergieeffekten zu rechnen.

Forschungsmethoden

Wesentlicher Bestandteil der Evaluation wird eine Schülerbefragung in
insgesamt 12 Schulen des Landes Mecklenburg-Vorpommern sein. Die
Befragung erfolgt per Fragebogen anonym und freiwillig. Die Auswahl der
12 Schulen erfolgte nach folgenden Kriterien:

a) 6 Schulen, die sich bereits aktiv am Projekt beteiligten - bei diesen
Schulen ist auch eine längerfristige Projektteilnahme wahrscheinlich

b) 6 Schulen, die sich bisher noch nicht am Projekt beteiligten (noch keine
Anforderung des Themenübersichtsordners).

Bei 6 Schulen beschränkt sich die Befragung auf den Grundstufenbereich
(Klasse 1 bis 4); bei den anderen 6 Schulen auf die Mittel- und Oberstufe
(Klassen 5 bis 10). Folgende Schularten sind vertreten:

- Verbundene Haupt- und Realschulen mit Grundschulteil sowie

- reine Haupt- und Realschulen und

- Grundschulen.

Eine proportionale Stadt-Land-Verteilung ist gewährleistet. Für die
Grundstufe als auch für die Mittel- und Oberstufe sind altersspezifische
Fragebögen erstellt. Nach erfolgtem Pretest an einer Schule erfolgt die
Erstbefragung von März bis September 2002.

Dieselben Schulen sind nach Ablauf eines Jahres erneut in gleicher Weise zu
befragen. Nach Auswertung der zweiten Befragung ist es vorgesehen, aus
den 12 befragten Schulen insgesamt 2 bis 4 Schulen auszuwählen, für die
umfangreiche objektive Daten erhoben werden. Dabei sollen Schulen
gegenübergestellt werden, die sich im besonderen Maße und solche, die sich
nicht oder sehr wenig am Projekt beteiligt haben.

Folgende Themenbereiche sind Inhalt des Fragebogens:

- Angaben zum sozialen Status

- Gewalt und Kriminalität
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- Gesundheit allgemein und Gesundheitszustand

- Zahnpflege

- Verhalten im Straßenverkehr

- Drogenkonsum (legal/illegal)

- Freizeitaktivitäten und Sport

- Zukunftsaussichten in MV

Projektablauf

Im Rahmen des Projektes soll erreicht werden, dass sich die Schulen in
einem landesweiten Wettbewerb engagieren. Dazu erhalten Sie auf
Anforderung einen Themenübersichtsordner. Die Schüler der teilnehmenden
Schulen setzen sich im Rahmen des Projektes ihrem Alter entsprechend mit
den Themen Fitness und Sicherheit auseinander. Aus diesem Grunde sind die
Aufgabenstellungen und -ziele nach den drei Altersstufen Grund-, Mittel-
und Oberstufe gestaffelt.

Die am Wettbewerb interessierten Schulen erfahren zu allen Projekten durch
die Partner passive (materielle) und in Ausnahmen aktive (personelle)
Unterstützung. Nach der Auseinandersetzung mit den Wettbewerbsthemen
sind die Schulen gehalten, den Partnern die angedachten Ergebnisse
zuzusenden. Die eingesandten Unterlagen werden durch die Jury nach einem
festgeschriebenen Punktesystem bewertet. Unter bestimmten
Voraussetzungen können die Schulen monatlich Sonderprämierungen
erhalten.

Einsendeschluss für die Projekte des laufenden Schuljahres ist der
20.06.2002. Noch vor Beginn der Sommerferien erfolgt die Verleihung der
Hauptpreise:

1. Preis: 30.000 Euro
2. Preis: 22.500 Euro
3. - 5. Preis: 17.500 Euro

Im neuen Schuljahr werden Schulen im Rahmen des Projektes neue Themen
angeboten.
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Forschungsergebnisse

Mit ersten Ergebnissen der Evaluation ist nach Ablauf der ersten Befragung
Ende 2002 zu rechnen.

Kosten/Finanzierung

Die Finanzierung ist noch nicht abgeschlossen. Vorgesehen ist es, Mittel der
Stiftung Kriminalprävention aus Münster zur Finanzierung der Evaluation
einzubinden.

Kontakte

Landeskriminalamt Mecklenburg-Vorpommern, Dezernat 64 - Prävention,
Retgendorfer Straße 02, 19067 Rampe;
E-Mail: lkamv.praevention@t.online.de
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Gutachten für die Landeshauptstadt Düsseldorf: Empirisch
gesicherte Erkenntnisse über kriminalpräventive
Wirkungen. Eine Sekundäranalyse der kriminalpräventiven
Wirkungsforschung ("Düsseldorfer Gutachten")    

Untersuchungsgegenstand

Die Landeshauptstadt Düsseldorf hat sich in ihren jahrelangen Bemühungen
zur Kriminalprävention (vgl. hierzu: Leonhardt 2000: Kommunale
Kriminalprävention in der Praxis - dargestellt am Beispiel der
Landeshauptstadt Düsseldorf. In: Zeitschrift des Europäischen Zentrums für
Kriminalprävention, Heft 4, S. 132 ff.) zu einer wissenschaftlichen
Begleitung und Wirkungsforschung von Aktivitäten zur Kriminalprävention
entschlossen. In deren Rahmen auch das hier beschriebene Gutachten erstellt
worden ist.

Das Gutachten zielt auf eine Ertragsanalyse des aktuellen Standes der
Kriminalprävention und ihrer Evaluation, um eine möglichst empirisch
gesicherte Basis für die Kommunalpolitik in diesem Bereich zu erhalten und
so die finanziellen Mittel möglichst effektiv verwenden zu können. Diese
bisher in Deutschland fehlende Analyse sieht sich einer nur schwer zu
bewältigenden, komplexen und durch unterschiedliche Rechts- und
Sozialordnungen unübersichtlichen Machtfülle gegenüber. So geht es
zunächst vor allem darum, die breit gestreuten Modelle mit
Wirkungsforschung weltweit zu sammeln, zu ordnen und zu gewichten. Es ist
festzustellen, dass auf kriminalpräventive Wirkung evaluierte Projekte selten
existieren. Im Gang der Untersuchung stellte sich dennoch heraus, dass sich
die inhaltliche, zeitliche und räumliche Vielfalt der Wirkungsforschung im
Überblick auf relativ klare Strukturen zurückführen lässt. Freilich bleibt dann
wieder im Einzelnen vieles offen und bedarf dringend weiterer differenzierter
Erprobung und Untersuchung. Der Rahmen wirkungsvoller
Kriminalprävention wird durch unsere Analyse aber deutlich.

Die Analyse der umfangreichen Materie ist in vier Teile gegliedert. Im ersten
Teil werden 61 Studien zur Kriminalprävention ausgewertet, die sich durch
interessante und aktuelle Ansätze und vor allem durch eine empirische
Begleitforschung auszeichnen. Die Kommunalpolitik kann sich an solchen
konkreten und erfolgreichen Vorbildern orientieren und diese ggf. auf die
lokalen Verhältnisse ausrichten.
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Der zweite Teil enthält eine erste deutsche Rezeption des weltweit bekannten
Sherman-Reports, der im Auftrag der amerikanischen Regierung mit
aufwändiger Unterstützung ein empirisch fundiertes Resümee der
Wirkungsforschung in den USA gezogen hat. Zum einen wird hier der Report
in wichtigen Auszügen in deutscher Sprache und in einer umfassenden
Kurzversion der hiesigen Diskussion voll zugänglich gemacht und zum
anderen dient er natürlich zur Kontrolle und Absicherung der
Schlussfolgerungen des Gesamtgutachtens.

Teil drei enthält die spezifischen Ergebnisse der Wirkungsforschung zur
fremdenfeindlichen und rechtsextremen Gewalt. Dieses aktuelle und politisch
besonders beachtete Problem der Kriminal- und Kommunalpolitik in
Deutschland erfährt hier eine erste Gesamtdarstellung mit Ergebnissen, die
die bisher häufig hilflosen und aktionistischen Präventionsbemühungen
führen.

Schließlich wird im vierten Teil kritisch analysiert, welche
kriminalpolitischen Konsequenzen aus der vorwiegend amerikanischen
Debatte über "broken windows" und "zero tolerance" für deutsche Großstädte
zu ziehen sind. Nach Abzug der lauten und plakativen Argumente verbleiben
empirische Erkenntnisse, die eine realistische Politik beachten sollte.

Das in dieser Forschungsdokumentation dargestellte Gutachten (s. o.) diente
als essenzielle Grundlage und Bewertungsmaßstab für die kriminalpräventive
Praxis in Düsseldorf und zeigte den Forschern wie wichtig und bisher in
Deutschland vernachlässigt diese grundlegende Vorarbeit für eine praktische
Kriminalprävention ist.

Forschungsmethoden

Das Gutachten ist eine Sekundäranalyse vorhandener evaluierter oder nicht
evaluierter kriminalpräventiver Strategien. Durchgeführt wurde diese
Analyse durch das Institut für Kriminalwissenschaften der Universität
Marburg (D. Rössner/B. Bannenberg unter Mitarbeit von S. Fasholz und M.
Sommerfeld) in Zusammenarbeit mit dem Institut für Sozialpsychologie der
Universität Marburg (U. Wagner/R. van Dick/O. Christ), dem Institut für
Kriminologie der Universität Tübingen (M. Coester/U. Gossner), dem Institut
für Kriminologie der Universität Heidelberg (C. Laue) und der Gesellschaft
für praxisorientierte Kriminalitätsforschung e. V. in Berlin (G. Gutsche).
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Projektablauf

Das Gutachten wurde zwischen März und Juli 2001 verfasst.

Forschungsergebnisse

Die Forschungsergebnisse liegen in einem knapp 450seitigen Gutachten vor,
das über die Landeshauptstadt Düsseldorf bezogen werden kann (s. u.).

Besonderheiten

Mit Blick auf den großen Umfang des im Gutachten verarbeiteten Materials
sowie die praktische Zielsetzung für eine empirisch fundierte angewandte
Präventionspolitik wurde der wesentliche Ertrag der Gesamtanalyse und die
sich abzeichnenden Grundstrukturen einer realitätsbezogenen
Kriminalprävention in einer kleinen Broschüre praxisbezogen und
konzentriert zusammengefasst. Sie enthält zunächst die aus der
Gesamtanalyse zu entnehmenden Leitgedanken und Handlungsvorschläge.
Danach finden sich übersichtliche Zusammenfassungen zu den oben
dargestellten vier Teilbereichen des Gutachtens. Diese Broschüre kann bei
der Landeshauptstadt Düsseldorf bezogen werden (s. u.)

Kosten/Finanzierung

Das gesamte Forschungsvorhaben wurde von der Landeshauptstadt
Düsseldorf finanziert.

Umsetzung

Das Gutachten ist als Internetpublikation (mit ISBN) erschienen und über die
Stadt Düsseldorf (s. u.; www.duesseldorf.de/download/dg.pdf), das Institut
für Kriminalwissenschaften der Universität Marburg (Prof. Dr. Rossner; s. u.)
und den Fachbereich Rechtswissenschaften, Kriminologie und Strafrecht der
Universität Bielefeld (Prof. Dr. Bannenberg) ab Mai 2002 kostenlos abrufbar.

Die zusammenfassende Ertragsanalyse des Gutachtens kann als Broschüre
bzw. als Internetpublikation (mit ISBN) bei der Landeshauptstadt Düsseldorf
bezogen werden (s. u.; www.duesseldorf.de/download/dgll.pdf).

Kontakte

Kriminalpräventiver Rat der Landeshauptstadt Düsseldorf, Arbeitskreis
Vorbeugung und Sicherheit, Büro Beigeordneter Leonhardt,
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Zollstraße 4, 40200 Düsseldorf; Internet: http://www.duesseldorf.de;
E-Mail: kriminalpraevention@stadt.duesseldorf.de
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Initiativprogramm "Jugendliche Intensivtäter"   

Untersuchungsgegenstand

Feststellung von besonders kriminalitätsauffälligen jungen Menschen und
Einleitung von Präventions- und Interventionsmaßnahmen.

Forschungsmethoden

- Statistische Analyse (PKS) und personenbezogene Auswertung (Inpol
BW);

- Nutzung einer MS-Access-Datenbank und MS-Windows

Projektablauf

Beginn: 02/1999
Feststellung von "Jugendlichen Intensivtätern" auf der Basis von Kriterien,
die interministeriell (Innen-, Justiz- und Sozialressort) erarbeitet wurden

09/1999
Einrichtung von Koordinierungsgruppen auf örtlicher Ebene zur Prüfung von
Präventions- und Interventionsmaßnahmen

Ende:  offen

Besonderheiten

Beteiligung von Jugendämtern, Ausländerbehörden, Staatsanwaltschaften
und Polizei

Kosten/Finanzierung

Es wurde keine eigene Kostenstelle eingerichtet. Die Projektkosten werden
der täglichen Auswertetätigkeit zugerechnet. Zusätzliche Ausgaben für
Technik und Ausstattung sind nicht entstanden.

Umsetzung

- Erstellung eines Lagebildes

- Zuordnung der Personen zu den örtlichen Koordinierungsgruppen
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Kontakte

Landeskriminalamt Baden-Württemberg, Abt. 4, Dez. 421/422,
Taubenheimstraße 85, 70372 Stuttgart; Internet: http://www.polizei-bw.de
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KICK: Freizeitgestaltung, Beratungs- und Betreuungsarbeit
für Jugendliche

Untersuchungsgegenstand

KICK ist 1991 auf eine Initiative der Sportjugend Berlin und der Berliner
Polizei entstanden.

Ausgangspunkt war es, angesichts der damaligen Situation wachsender
Gewaltbereitschaft und Delinquenz, eine niedrigschwellige und besonders
mit Sportangeboten kombinierte Freizeit-, Beratungs- und Betreuungsarbeit
für gefährdete Jugendliche anzubieten.

Forschungsmethoden

Nachdem das Projekt sieben Jahre weiter fortentwickelt wurde, beschloss
man 1998 eine Selbstevaluation vorzunehmen. Die Untersuchung, mittels der
Verteilung und Auswertung von Fragebögen, zielte unter anderem darauf ab,
zu erfahren:

- wie sich der Besucherstamm demographisch beschreiben lässt

- wie die Jugendlichen KICK bewerten

- welche eigenen Erfahrungen mit Kriminalität die Jugendlichen gemacht
haben

- welche Bedeutung der Sport für Jugendliche hat

- und welche Vorstellungen sie in Bezug auf Ausbildung, Beruf und
Zukunft haben.

Projektablauf

Die Erhebung wurde im Sommer 1998 durchgeführt. Einbezogen wurden die
drei dienstältesten KICK-Standorte in Kreuzberg, Prenzlauer Berg und
Marzahn.

Von den Mitarbeitern wurden vor Ort Fragebögen zu dem oben genannten
Themenkreis an die Besucher ausgeteilt. Insgesamt konnten 157 Bögen
ausgewertet werden.
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Forschungsergebnisse

Bei den Jugendlichen, die das Angebot nutzen, handelt es sich zumeist um
Jungen beziehungsweise junge Männer zwischen 14 und 17 Jahren. Drei
Viertel der KICK-Jugendlichen sind Schüler, knapp 15 % sind
Auszubildende, 5 % sind arbeitslos.

Über 90 % wohnen noch bei den Eltern bzw. bei ihren Verwandten.
Interessanterweise spiegelt die Wohnsituation aber nicht wider, wen die
Jugendlichen als ihre primäre Bezugs- oder Vertrauensperson ansehen. So
bezeichnen nur rund ein Drittel die Mutter und 7 % den Vater als
Ansprechpartner bei persönlichen Problemen. Dahingegen votieren bei dieser
Frage mehr als 50 % für die Clique und mehr als ein Viertel für die
Mitarbeiter der KICK-Standorte.

So findet sich denn der Großteil der Jugendlichen auch täglich bzw. sehr
häufig in den KICK-Zentren ein; die meisten kommen dabei aus der direkten
oder nähren Nachbarschaft. Durchschnittlich verweilen die Befragten dort
zwischen einer halben und vier Stunden.

Die Gründe, warum die Jugendlichen zu KICK kommen, sind vielfältig.
Meist dienen die Standorte gerade dazu, sich mit der Clique zu treffen sowie
das Freizeit- und Sportangebot dort zu nutzen, zumal es in den betreffenden
Stadtteilen sonst keine Einrichtungen dieser Art für Kinder und Jugendliche
gibt. Immerhin 20 % gehen zu KICK, um sich gezielt von den Mitarbeitern
dort beraten zu lassen bzw. um mit diesen über persönliche Schwierigkeiten
zu sprechen.

Nach ihren Erfahrungen mit Kriminalität bzw. nach ihrem eigenen
delinquenten Verhalten gefragt, gaben zunächst über 80 % an,
Jugendkriminalität als großes gesellschaftliches Problem zu empfinden. Bei
der Frage, ob sie selbst schon einmal Opfer einer schwereren Straftat
geworden waren, antworteten über ein Drittel mit Ja. In diesem Kontext
dominieren die Eigentumskriminalität (Diebstahl) sowie die
Gewaltkriminalität (Raub).

Etwa drei Viertel aller Interviewten gab an, auch selbst schon einmal eine
Straftat begangen zu haben, wobei es sich in der Mehrzahl um
Schwarzfahren, Diebstahl und Drogendelikte handelte. Rund die Hälfte der
kriminell belasteten Jugendlichen ist polizeilich in Erscheinung getreten.
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Eigene Vorschläge wie man delinquentem Verhalten von Kindern und
Jugendlichen begegnen sollte, zielten im Grundsatz darauf ab, dass man dem
Entstehen von Kriminalität insbesondere durch die Schaffung sinnvoller
Freizeitangebote vorbeugen muss, sowie bereits delinquent gewordene
Jugendliche mit ihren Taten konfrontieren und zur
Schadenswiedergutmachung anhalten soll. So wird in diesem Zusammenhang
denn auch das KICK-Konzept als richtiger Weg bewertet.

Tatsächlich ergab die Auswertung der Fragebögen, dass die Jugendlichen
nach dem Besuch der KICK-Zentren ihr Leben veränderten. So trieben nun
mehr als die Hälfte derer, die vorher nicht körperlich aktiv waren, regelmäßig
Sport. Auch gaben rund 50 % an, durch die von KICK durchgeführten
Projekte, jetzt konkret ihre Freizeit zu planen und nicht mehr einfach nur
"abzuhängen". Die Auswirkungen, die das Projekt auf das kriminelle
Verhalten der Befragten zeigte, divergierten stark zwischen den einzelnen
Stadtvierteln.

So bekannten 18 % der in Marzahn lebenden KICK-Besucher, keine
Straftaten mehr begangen zu haben seitdem sie die Einrichtungen nutzten. In
Kreuzberg erwähnten dies 9 %, im Prenzlauer Berg 4 %.

Wie würde sich eine Schließung der Standorte auswirken? Auf diese offene
Frage antworteten mehr als ein Drittel, sie würden sich wieder langweilen
und  in kleinen Gruppen "rumhängen". Insbesondere fehlten ihnen dann die
vielen Sportangebote wie Basketball, Kraftsport oder Skaten.

Ob man sich auch (wieder) delinquent verhalten würde, blieb bei dieser
Fragestellung weitgehend unbeantwortet. Dies kann als Anhaltspunkt dafür
gesehen werden, dass die Jugendlichen KICK gerade nicht als Projekt für
potentielle Straftäter, sondern als hilfreiche Jugendeinrichtung auffassen.

Besonderheiten

Eine weitere Befragung der KICK-Jugendlichen sowie eine anschließende
Evaluation des Projekts wurde im Jahre 2001 mit wissenschaftlicher
Begleitung durch die Universität Potsdam durchgeführt. Ein Ergebnisbericht
hierzu liegt noch nicht vor.

Kontakte

Verein für Sport und Jugendsozialarbeit e. V., KICK-Projekt,
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Hanns-Braun-Straße/Friesenhaus II, 14053 Berlin;
Internet: http://www.kick-projekt.de; E-Mail: kick.koordination@berlin.de
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Kriminalität 18 - 24jähriger in München  

Untersuchungsgegenstand

- Polizeilich registrierte Kriminalität Heranwachsender und
Jungerwachsener in München

- Vorschläge zu Präventionsmaßnahmen.

Forschungsmethoden

- Analyse PKS-Daten für München von 1988 - 1998
- Aktenanalyse zur Gewaltkriminalität in München
- Regionalanalyse Jugendkriminalität in München

Projektablauf

Beginn: 02/1999
Das Projekt ist beendet.

Umsetzung

Die Studie steht auf der Homepage der Polizei Bayern im Internet unter dem
Titel "Kriminalität Heranwachsender und Jungerwachsener in München" zur
Verfügung und kann beim Bayerischen Landeskriminalamt angefordert
werden; Internet-Adresse: http://www.polizei.bayern.de > Forschung.

Kontakte

Bayerisches Landeskriminalamt, Dezernat 13, SG 131 (Kriminologische
Forschungsgruppe der Bayerischen Polizei),
Maillingerstraße 15, 80636 München;
Internet: http://www.polizei.bayern.de; E-Mail: blka@polizei.bayern.de
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Kriminologische Befragung an Münsteraner Schulen  

Untersuchungsgegenstand

Die Untersuchungen unter Federführung des Instituts für
Kriminalwissenschaften können als jugendsoziologisch ausgerichtete
kriminologische Studie bezeichnet werden. Es geht darum, Formen sozialer
Abweichung und Delinquenz als Teil eines sozialen Kontextes zu
untersuchen, der insbesondere die in der Jugendphase schnell veränderlichen
Lebens-, Freizeit- und Konsumstile sowie kulturelle und normative
Orientierungen berücksichtigt. Damit können die strukturellen Bedingungen
devianter wie konformer Verhaltensweisen erheblich differenzierter als
bisher mit den aktuellen Entwicklungen in bestimmten Jugendmilieus in
Verbindung gebracht werden und als empirische Grundlage für die
präventive Arbeit verwendet werden. Da die Untersuchung als
Längsschnittstudie (5 Jahre) mit wiederholten Befragungen konzipiert
worden ist, werden sowohl die Aufwärts- als auch die Abwärtsentwicklungen
kritischer Lebensphasen sowie deren jeweilige strukturelle Korrelate zu
beobachten sein.

Forschungsmethoden

Vollerhebung der 7. Klassen und je eine Stichprobe aus den 9. und 11.
Jahrgangsstufen.

Einbezogen werden Schüler, die eine Sonder-, Haupt-, Real-, Berufsschule
oder Gymnasium besuchen. Die erste Befragung mit Fragebögen fand im
März 2000 statt. In den darauf folgenden Jahren werden die ehemaligen 7.-
Klässler befragt.

Projektablauf

Das Projekt begann mit der ersten Untersuchung im Jahre 2000 und wird sich
bis 2004 fortsetzen. Die dritte Befragung ist für Februar 2002 geplant. Es ist
ferner geplant, die Ergebnisse der Dunkelfeldforschung mit
Hellfelderkenntnissen der Polizei (Erkenntnissen aus den Kriminalakten) zu
vergleichen.
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Forschungsergebnisse

Fundierte Erkenntnisse werden umfassend nach Ende der
Längsschnittuntersuchung erwartet. Zwischenergebnisse wurden/werden
sukzessive publiziert und mit den Beteiligten besprochen (Eltern, Schüler,
Lehrer, Polizei, Kriminalpräventiver Rat usw.). Auf der Homepage der
WWU sind weitere Hinweise enthalten.

Besonderheiten

In Münster haben sich bisher jeweils 1.940 Schüler an den Untersuchungen
beteiligt. Die Studie sieht auch vergleichende Untersuchungen in Duisburg
und Bocholt vor.

Kosten/Finanzierung

Das Projekt wird finanziert aus Mitteln der WWU, des Kriminalpräventiven
Rates der Stadt Münster (Stadt Münster) sowie des Polizeipräsidiums
Münster.

Umsetzung

Zwischenergebnisse und Projektdesign wurden veröffentlicht durch/in:
Publikationen (zu beziehen über das Kriminologische Institut), Homepage
des Institutes, Flyer und Broschüren für die Beteiligten

Kontakte

Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen, Völklinger Straße 49,
40221 Düsseldorf; Internet: http://www.lka.nrw.de;
E-Mail: landeskriminalamt@mail.lka.nrw.de
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Kriminologische und jugendsoziologische Erhebung an
Duisburger Schulen     

Untersuchungsgegenstand

Kriminologische Lebensverlaufsforschung im Jugendalter.

Dem Projekt liegt die Annahme zugrunde, dass die in den letzten Jahren
besonders in den Medien beklagte erhebliche Zunahme der
Jugendkriminalität mit deutlichen Tendenzen hin zur Gewaltkriminalität, die
im wesentlichen aus den Steigerungsraten der PKS - dem Hellfeld -
abgeleitet wird, nicht zwingend Spiegelbild tatsächlichen jugendlichen
Alltagserlebens ist. Zur Stützung dieser Annahme dienen bereits vorliegende
Schülerbefragungen, die mit sogenannten Täter- und Opferbefragungen das
im Dunkelfeld befindliche abweichende Verhalten dieser Personengruppe
abbilden und den Schluss zulassen, dass die Kriminalität unter Schülern weit
weniger zugenommen hat, als die PKS nahe legt.

Die erwarteten Ergebnisse des hier in Angriff genommenen Projekts der Uni
Münster versprechen deshalb besonders aufschlussreich zu werden, weil das
Duisburger Vorhaben entgegen den meisten schon vorliegenden
Schülerbefragungen nicht auf Momentaufnahmen in einmaligen
Befragungen, sondern auf eine sogenannte Längsschnittanalyse über den
Zeitraum von fünf Jahren abzielt.

Forschungsmethoden

Schriftliche Schülerbefragungen; daraus statistische Analysen;
Querschnittsbefragungen von Schülern aller Schultypen in Duisburg,
beginnend mit 7. Klasse bis einschließlich 11. Klasse (Längsschnittanalyse)

Projektablauf

August bis Dezember 2001:

- vorbereitende Maßnahmen

- Projektvorstellung bei IM NRW, Bez.-Reg. Düsseldorf, PP Duisburg,
Beigeordnete Stadt Duisburg, Schulverwaltungsamt Duisburg usw.

- Auswertung der Schulstatistik zur Stichprobenziehung
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- Modifikation und Weiterentwicklung der Erhebungsinstrumente
(Fragebögen)

- Vortest mit Probanden der Duisburger Jugendgerichtshilfe, Auswertung

- Anwerben von Interviewern und deren Schulung an der Uni Duisburg

- Zustimmungseinholung mit Zusendung umfangreicher
Informationsunterlagen an alle Duisburger Schulleiter

Januar 2002:

- Beginn der eigentlichen Befragungsaktion

Herbst 2002:

- voraussichtlich Präsentation des ersten Auswertungsergebnisses

Ende 2006:

- voraussichtliche Beendigung des Forschungsprojektes

Besonderheiten

keine

Kosten/Finanzierung

- Gesamtkosten: voraussichtlich ca. DM 400.000; davon aus
Haushaltsmitteln des IM NRW DM 20.000 (Anstoßfinanzierung).

- Die Gesamtfinanzierung steht im Detail noch nicht fest; eine weitere
Beteiligung des Landes/der hiesigen Behörde ist nicht vorgesehen.

Kontakte

Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen,
Völklinger Straße 49, 40221 Düsseldorf;
Internet: http://www.lka.nrw.de; E-Mail: landeskriminalamt@mail.lka.nrw.de
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Präventionsorientierte Ermittlungen gegenüber Kindern
und Jugendlichen (K 63)   

Untersuchungsgegenstand

Durch die Ermittlungsgruppe 63 (jetzt Kommissariat 63) im PP Köln werden
zentral Verfahren gegen minderjährige Mehrfach-/Intensivtäter/-innen und
deren Erziehungsberechtigte geführt. Die Bestimmung des in Frage
kommenden Täterkreises richtet sich nach der Anzahl der Straftaten, der Art
und Schwere der Delikte, der Persönlichkeit der Täter/-innen und der
Bedeutung der Tat in der Öffentlichkeit.

Das Forschungsprojekt zielt darauf ab, die durch das Konzept der EG 63
bewirkten Veränderungen systematisch zu erfassen, zu beschreiben und zu
bewerten.

Seitens der Begleitforschung sollte untersucht werden, wie und mit welchem
Ergebnis die betreffenden Planungen realisiert werden konnten. Ein
Schwerpunkt der Untersuchung liegt dabei in der Erkundung der
Veränderungen der Kommunikation und Organisation innerhalb des
Polizeipräsidiums Köln, die mit der geplanten zentralen Bearbeitung der
einschlägigen Verfahren verbunden sind. Neben einer Effektivierung der
eigenen Arbeit soll die kontinuierliche Zusammenarbeit mit anderen
Behörden und mit Einrichtungen der Jugendhilfe beurteilt werden.
Schließlich wird versucht, die Frage nach einer Verringerung der Kriminalität
in der Zielgruppe zu beantworten.

Forschungsmethoden

Das Forschungsvorhaben wurde gemäß dem Modell der Programm-
/Prozessevaluation durchgeführt.

Als Messinstrumente dienen Aktenanalysen und strukturierte Interviews,
sowie die schriftliche Erhebung von anderweitig gesammelten und
zusammengestellten Daten (PKS-Regionaldaten). Die originär gewonnenen
und die übernommenen Informationen werden gesichtet, aufbereitet und nach
ausgewählten statistischen Verfahren analysiert.

Projektablauf

Der Projektbericht wurde Anfang 2003 fertig gestellt.
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Es erfolgte die Erfassung des Rahmenkonzeptes K 63, die Durchführung und
Analyse eines teilstandardisierten Interviews - insgesamt 16 Personen, im
Zeitraum Oktober bis Dezember 2002 - mit allen Personen, die an der
Fallbearbeitung beteiligt sind, eine Aktenanalyse von Akten des K 63, die
Analyse der polizeilich registrierten Daten vom September 2000 bis März
2002, sowie die Bewertung der praktischen Umsetzung des
Rahmenkonzeptes K 63.

Forschungsergebnisse

Das K 63 nennt neben der strafrechtlichen Ermittlungsarbeit zwei
Hauptstrategien innerhalb ihres Konzeptes. Die konkrete und
individualisierte Beschäftigung mit dem Delinquenten und seinem sozialen
Umfeld wird durch die zentrale und täterorientierte Arbeitsweise ermöglicht.
Zusätzlich ist eine gezielte Beobachtung des Kinder- und
Jugendkriminalitätsbereichs geplant. Darüber hinaus wird neben einer
Zusammenarbeit mit anderen Institutionen seitens der Polizei auch eine
Optimierung der polizeiinternen Zusammenarbeit angestrebt. Eine
wissenschaftliche Überprüfung ist zur Zeit nur sehr eingeschränkt möglich,
da das vorliegende Konzept bisher noch keine detaillierten Angaben über
Dokumentationen der besonderer Arbeitsweise des Kommissariats enthält.
Die genannten Ziele Kriminalitätsreduktion und Aufhellung des
Dunkelfeldes im Bereich der Kinder- und Jugendkriminalität sind weder
statistisch noch für die polizeilichen Interviewpartner derzeit erkennbar,
insoweit wird auf die relativ kurze Existenz des K 63 verwiesen.

Die Vorstellungen über die Zusammenarbeit zwischen dem
Jugendhilfebereich und dem K 63 sind überwiegend umgesetzt worden. Im
Justiz- und Schulbereich wurden die Kooperationsbemühungen nur
ansatzweise realisiert. Seitens der Justiz werden keine fallübergreifenden
Absprachen gesucht. Die einzelnen Schulen reagieren ebenfalls eher
zurückhaltend auf die angebotene Zusammenarbeit seitens der Polizei.

Die institutionsübergreifenden Absprachen werden von fast allen beteiligten
Institutionen als positiv und effektiv und damit als erfolgreich bewertet.
Somit liegen subjektive Erfolgsaussagen durch die Kooperationspartner vor.
Welche konkreten Vorteile die Vernetzung im Hinblick auf die Delinquenten
hat, ist aber weder für die schnelle Reaktion noch für die Verknüpfung von
polizeilicher und sozialarbeiterischer Tätigkeit geklärt; hier bedarf es
Längsschnittuntersuchungen.
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In der polizeiinternen Aufgabentrennung wird von den Interviewpartnern ein
weiterer Abbau gefordert.

Insgesamt wird das zentrale Ziel der "schnellen Reaktion" in den Mittelpunkt
gestellt. Eine Beschleunigung der Absprachen und Reaktionen ist durch die
Vernetzung mit dem Jugendhilfebereich und die Verbesserung der
persönlichen Beziehungen möglich geworden, betrifft indessen nicht den
justiziellen Bereich.

Die täterorientierte Sachbearbeitung wird durch K 63 klar umgesetzt und
führt zu einer qualitativ besseren Aktenlage. Vor allem werden Daten zur
Persönlichkeit des Tatverdächtigen und seines sozialen Umfeldes erhoben,
dadurch ist eine komplexere Informationsgrundlage gegeben. Diese Vorteile
werden zusätzlich durch die zentralen Bearbeitungshinweise verstärkt, indem
die polizeiliche Ermittlungsarbeit gebündelt in einem Kommissariat
stattfindet und Tatzusammenhänge besser erkannt werden können. Darüber
hinaus erfolgt durch die Angaben der Kooperationspartner eine weitere
Verständigung der polizeilichen Daten.

Die Definition oder Klassifizierung für die Zuweisung eines Tatverdächtigen
zum K 63 ist bisher nicht für eine wissenschaftliche Analyse geeignet, wird
vielmehr in Bezug auf den Arbeitsbereich des K 63 einzelfallorientiert
vorgenommen. Darüber hinaus müsste die Dokumentation der tatsächlich
gegenüber den minderjährigen Tatverdächtigen im Einzelnen durchgeführten
Interventionen erfolgen.

Kosten/Finanzierung

Das Innenministerium NRW hat das Projekt mit 3.574,72 € gefördert.

Umsetzung

Projektbericht vom Januar 2003: Abschlussbericht für das
Forschungsprojekt: "Präventionsorientierte Ermittlungen gegenüber Kindern
und Jugendlichen (EG 63); jetzt K 63"

Kontakte

Polizeipräsidium Köln, Abteilungsstab, GS 2,
Walter-Pauli-Ring 2 - 4, 51103 Köln;
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Internet: http://www.polizei.nrw.de/koeln;
E-Mail: webmaster@mail.pp-koeln.nrw.de
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Praxis und Wirkung des staatlichen Reaktionsverhaltens im
Bereich der Kinder- und Jugendkriminalität

Untersuchungsgegenstand

Bestandsaufnahme des staatlichen Umgangs mit abweichendem Verhalten
(insbesondere in Form von Straftaten) von Jugendlichen; subjektive
Wahrnehmung der betroffenen Jugendlichen bzgl. formeller und informeller
Reaktionen des Staates und der Familie / des Freundeskreises auf
delinquentes Verhalten

Forschungsmethoden

1. Modul:

Expertenbefragung in Form von standardisierten Interviews; landesweit aus
jeder Polizeidirektion ca. 8 Experten aus den Bereichen Polizei,
Jugendgerichtshilfe, Jugendhilfe, Staatsanwaltschaft und Gericht (insgesamt
ca. 300 Interviews)

2. Modul:

Quantitativ-qualitative Täterbefragung mit halb-standardisiertem
Fragebogen;

Exploration nach der Methode der idealtypisch-vergleichenden Einzelfall-
Analyse;

Befragung von insgesamt 90 Probanden in drei Teilgruppen:

- 30 Haftprobanden,

- 30 Probanden aus dem Jugendarrest,

- 30 Probanden, die mit ambulanten Reaktionen belegt wurden.

Projektablauf

Durchführung der Interviews für das

1. Modul: Ende März 1999 / Anfang April 1999;

2. Modul: September 2001 bis Sommer 2003
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Die Erhebungen der Haftprobanden wurden im Dezember 2001
abgeschlossen, die der Arrestanten im Juli 2002. Im Sommer 2003 werden
die Erhebungen der ambulant Sanktionierten beendet sein.

Besonderheiten

Durchführung der Interviews bzgl. des 1. Moduls durch Studierende der
Hochschule für Polizei;

Durchführung der Interviews bzgl. des 2. Moduls (Täterbefragung) durch
Studierende der Eberhard-Karls-Universität Tübingen (Fachrichtungen:
Rechtswissenschaft, Pädagogik, Soziologie, Psychologie, Volkswirtschaft)
Gemeinschaftsprojekt mit Prof. Dr. Hans-Jürgen Kerner, Institut für
Kriminologie der Universität Tübingen, und mit Prof. Dr. Werner Maschke,
Hochschule für Polizei in Villingen-Schwenningen, im Auftrag des
Innenministeriums des Landes Baden-Württemberg

Die Expertenbefragung ist Teil eines umfassenden Forschungsprojekts; sie
soll ergänzt werden durch Aktenanalysen, Täterbefragungen und
Statistikanalysen.

Kosten/Finanzierung

Die Durchführung des 2. Moduls wurde vom Sozialministerium Baden-
Württemberg finanziert.

Umsetzung

Ableitung von Verbesserungsvorschlägen für die Praxis der Strafverfolgung
und der Jugendhilfe

Kontakte

Fachhochschule Villingen-Schwenningen, Hochschule für Polizei,
Fachbereich II - Kriminalwissenschaften,
Sturmbühlstraße 250, 78054 Villingen-Schwenningen
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Raub im Kreis Pinneberg     

Untersuchungsgegenstand

Das Projekt bezieht sich speziell auf Raubdelikte (Abziehen/Abzocken) unter
Jugendlichen Heranwachsenden.

Kontrolle der Raubdelikte insbesondere der jugendtypischen
Begehungsweise durch

a) Bildung einer Ermittlungsgruppe Raub bei der Polizeiinspektion
Pinneberg

b) Aufhellung des Dunkelfeldes in Form einer Fragebogenaktion an allen
weiterführenden Schulen im Kreis Pinneberg

c) Entwicklung eines Verfahrens zur vorrangigen Behandlung dieser
Delikte im Strafverfahren

d) Entwicklung von Präventionsmaßnahmen nach Aufhellung des
Dunkelfeldes mit allen Projektpartnern (Staatsanwaltschaft IZ,
Kreisjugendamt, Schulräte)

Ziel und Zweck:

- deutliche und nachhaltige Reduzierung der tatsächlichen Fallzahlen

- Förderung der subjektiven Sicherheit

zu a) verstärkte Repression

zu b) Bei ca. 18.000 zurückgesandten Fragebögen (ausgegeben 23.500):

Lageerhebung zur

- Verbesserung der Hellfelddaten

- Erkennung und Erarbeitung von Präventionsansätzen

zu c) zeitnahe Reaktion von Polizei, StA und Gericht auf Delikte mit
bekannten Tatverdächtigen

zu d) noch in Planung, da abhängig vom Fragebogenprojekt - nachhaltige,
vernetzte und wirksame Prävention
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Besonderheiten

Vernetzung mit Staatsanwaltschaft Itzehoe Fachdienst Jugend + Familie,
Schulamt, Gerichten und anderen

Kontakte

Landeskriminalamt Schleswig-Holstein, - 1113 -,
Mühlenweg 166, 24116 Kiel
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Sanktion und Legalbewährung im Jugendstrafverfahren in
Baden-Württemberg - Eine Analyse der Legalbewährung
von jugendlichen Straftätern nach einer formellen bzw.
informellen Erledigung des Verfahrens anhand der
Freiburger Kohortenstudie    

Untersuchungsgegenstand

Mit dem Projekt soll die praktische Anwendung sowie die Verteilung und
Entwicklung der jugendstrafrechtlichen Sanktionen durch die Gerichte in
Baden-Württemberg seit Ende der 80er Jahre vor dem Hintergrund der
normativen Erwartungen der Gesetzesänderung, sowie die Wirkung der
staatlichen Reaktion auf das weitere Verhalten der auffälligen Jugendlichen
in ihrem Lebenslauf empirisch untersucht und der Rückfallsverlauf nach
einer formellen bzw. informellen Reaktion detailliert analysiert werden.

Forschungsmethoden

vergleichende Analyse ( u. a. mittels inferenzstatistischer Methoden)

Projektablauf

2001-2003

Arbeitsbericht 2002:
Die theoretischen Grundlagen und die bisher in diesem Zusammenhang
durchgeführten Forschungsprojekte wurden aufgearbeitet, sowie die Daten
für die Berechnungen vorbereitet und erste Analysen zu Fragen der
Verteilung und Entwicklung strafrechtlicher Sanktionierung durchgeführt
und mittels deskriptiver Statistik dargestellt.

Arbeitsplan 2003:
Im ersten Quartal 2003 soll die Analyse mittels inferenzstatistischer
Methoden abgeschlossen und anschließend die Ergebnisse unter
Einbeziehung des empirischen Forschungsstandes und des normativ-
theoretischen Kontextes interpretiert sowie die Ergebnisse aufbereitet
dargestellt werden.

Es ist geplant, das Vorhaben bis Ende 2003 abzuschließen.
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Forschungsergebnisse

keine Angaben

Besonderheiten

Zugrunde gelegt werden die Daten der Kohortenstudie zur Entwicklung
polizeilich registrierter Kriminalität und strafrechtlicher Sanktionierung des
Max-Planck-Institutes für ausländisches und internationales Strafrecht in
Freiburg.

Kosten/Finanzierung

Promotionsvorhaben

Umsetzung

vertiefende Literaturhinweise:

Wolfgang Heinz (1992): Diversion im Jugendstrafverfahren der
Bundesrepublik Deutschland. Bonn, S. 15 mit weiteren Nachweisen.

GRUNDIES, V., HÖFER, S. & TETAL, C. (2002): Basisdaten der
Freiburger Kohortenstudie: Prävalenz und Inzidenz polizeilicher
Registrierung. Arbeitsberichte aus dem Max-Planck-Institut 2002/1, edition
iuscrim, Freiburg i. Br., 202 S.

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de
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Soziale Probleme und Jugenddelinquenz im
sozialökologischen Kontext  

Untersuchungsgegenstand

1. Ziel ist die Analyse sozialer Einflussfaktoren auf Jugenddelinquenz unter
besonderer Berücksichtigung sozialräumlicher Aspekte im
innerstädtischen und im Stadt/Land-Vergleich,

2. die Analyse der Einflussfaktoren auf die polizeiliche Registrierung
jugendlicher Delinquenz,

3. die Analyse innerstädtischer Kriminalitätsverteilungen mit Hilfe
kriminalgeographischer Methoden.

Untersuchungsraum sind die Städte Köln, Freiburg sowie Landkreis Breisgau
- Hochschwarzwald.

Forschungsmethoden

1. Erhebung und Analyse polizeilicher Registrierungen; Geokodierung und
räumliche Auswertungen von Wohnsitzen und Tatorten

2. Sozialraumanalyse

3. Dunkelfeldbefragungen (N = ca. 6.500 Schüler/innen)

4. postalische Befragung von Bewohnern (N = ca. 2.500)

5. Anwendung statistischer Methoden (Repression, Aggregatdatenanalyse,
Mehrebenenanalyse, Crime Mapping

Projektablauf

Beginn: 1998
Ende: 2003

Kosten/Finanzierung

DFG-gefördert (Deutsche Forschungsgemeinschaft)

Umsetzung

Informationen zum aktuellen Projektstand und zu Veröffentlichungen:
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www.iuscrim.mpg.de/forsch/krim/oberwittler1.html

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de
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Zum Konfliktlösungsverhalten Jugendlicher  

Untersuchungsgegenstand

Die Besonderheit des Projektes besteht darin, dass davon ausgegangen wird,
dass auch heute noch Jugendliche in der weitaus größeren Zahl der Fälle ihre
Konflikte gewaltlos lösen. Ziel des Projektes ist es, die Faktoren zu
bestimmen, die insbesondere zu gewaltlosem Konfliktlösungsverhalten
führen. Die Frage ist, unter welchen Bedingungen individueller, situativer
oder gesellschaftlicher Art ein Jugendlicher sich für ein bestimmtes
Konfliktlösungsverhalten entscheidet.

Forschungsmethoden

- Interviews zum Konfliktlösungsverhalten
- Einzelinterviews von ca. 300 Jugendlichen
- Intensivinterviews mit 60 Jugendlichen

Projektablauf

- Projektbeginn: September 1994
- Zwischenberichte: März 1995, September 1995, April 1996
- Projektende: Juli 2002
- Veröffentlichung wird vorbereitet

Forschungsergebnisse

Die Ergebnisse sind unter dem Titel "Aggression und Delinquenz unter
Jugendlichen - Untersuchungen von kognitiven und sozialen Bedingungen"
in der BKA-Reihe "Polizei + Forschung", Band 20, publiziert.

Umsetzung

Geplant ist die Veröffentlichung in Fachzeitschriften; Vorträge in Seminaren
und Lehrgängen

Aktualisierung April 2003:
Veröffentlichung in der BKA-Publikationsreihe "Polizei + Forschung", Bd.
20: Friedrich Lösel/Thomas Bliesener,  Aggression und Delinquenz unter
Jugendlichen - Untersuchungen von kognitiven und sozialen Bedingungen,
Luchterhand 2003
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Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 12,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI12@bka.bund.de
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Theorie der korruptiven Beziehung? Metaanalyse
vorliegender Erkenntnisse über korruptive Handlungen  

Untersuchungsgegenstand

In einer Metaanalyse soll herausgefunden werden, welches gesicherte Wissen
sich aus den zahlreichen Untersuchungen zur Korruption ergibt.

Forschungsmethoden

Metaanalyse

Projektablauf

- Vorarbeiten: seit 2002
- Beginn: 2003
- Ende: 30.06.2005

Forschungsergebnisse

liegen noch nicht vor

Kosten/Finanzierung

Eigenprojekt

Umsetzung

noch unbestimmt

Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich II,
Friedensstraße 120, 02929 Rothenburg / OL
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AIDA - Association of Institutes for the Development of an
Organized and Economic Crime Agenda in Europe  

Untersuchungsgegenstand

Das Ziel besteht im Aufbau eines Dokumentations- und
Forschungsnetzwerks zur organisierten und Wirtschaftskriminalität, mit dem
- auf der Grundlage einer vergleichbaren Definition von organisierter und
Wirtschaftskriminalität -  für Europa ein verlässliches und fortlaufendes
System von Informationen und Links für Europa bereitgestellt wird, die einen
gemeinsamen Bereich der europäischen Forschung auf diesen Gebieten
schaffen. Mit AIDA - der Vereinigung von Instituten für die Entwicklung
einer Agenda für die Erforschung von Wirtschafts- und organisierter
Kriminalität in Europa - wird ein solches Informationssystem zur
organisierten und Wirtschaftskriminalität aufgebaut.

Die wichtigsten Ziele von AIDA bestehen deshalb in

1. der Vernetzung der Forscher in Europa, die sich mit der organisierten
und Wirtschaftskriminalität befassen

2. der Vorbereitung, Mobilisierung und dem Austausch von Daten zu
Formen der organisierten und Wirtschaftskriminalität  über das gesamte
Netzwerk.

Forschungsmethoden

1. Sammlung von Informationen für ein Website-Verzeichnis zu
Forschungen und Forschern auf dem Gebiet der organisierten und
Wirtschaftskriminalität

2. Erstellung eines Verzeichnisses von Datenquellen zur organisierten und
Wirtschaftskriminalität

3. Überprüfung der Vergleichbarkeit dieser Datenquellen und Begriffe und
Organisation von Website-Foren sowie von Praktiker- und
Wissenschaftlertreffen zur Besprechung dieser Themen

4. Verstärkung und Erweiterung des Forschungspotentials und der
Mobilität der Forscher in den Mitgliedsländern, den
Beitrittskandidatenländern sowie in wichtigen Nachbarländern
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5. Feststellung von Lücken im Kenntnisstand der Forschung in
Schlüsselbereichen

6. Unterstützung der Kommission bei der Entwicklung ihrer
Forschungsprioritäten

Projektablauf

2001 bis 2002

Forschungsergebnisse

keine Angaben

Besonderheiten

Die wichtigsten Institute, die den Kern des AIDA-Informationssystems
bilden, sind das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales
Strafrecht, Freiburg, TransCrime/ Universität Trento, die Universität Tilburg,
CESDIP/Paris, die Universität Malaga sowie die Cardiff University.

Kosten/Finanzierung

Finanziert durch die Europäische Union (Falcone-Programm)

Umsetzung

keine Angaben

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de
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Die justizielle Bewältigung von Erscheinungsformen
organisierter Kriminalität  

Untersuchungsgegenstand

Welche Sachverhalte werden von Staatsanwaltschaft und Polizei unter dem
Stichwort "Organisierte Kriminalität" aufgegriffen und wie durchlaufen sie
die strafrechtlichen Instanzen.

Schwerpunkte:

- Definition Organisierter Kriminalität

- Besondere Ermittlungsmaßnahmen (insbes. VE, VP, TÜ)

- Mehrtäterstrukturen (insbes. Bandenbegriff)

Forschungsmethoden

- primär Aktenanalyse
- sekundäre Dokumentenanalyse
- statistische Analysen
- mündliche Täterbefragung
- Expertenbefragung
- teilnehmende Beobachtung

Projektablauf

- Abschluss der Aktenanalyse (= Eingabe der Daten):  Sommer 2001
- Abschluss des Projekts: voraussichtlich 2002/2003

Besonderheiten

- Kooperation mit Zentraler Stelle "Organisierte Kriminalität" bei der
Generalstaatsanwaltschaft Stuttgart

- Landeskriminalamt Baden-Württemberg

- Bundeskriminalamt Wiesbaden

Kosten/Finanzierung

Eigenprojekt der Max-Planck-Gesellschaft
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Umsetzung

Nähere Informationen: www.iuscrim.mpg.de. >Forschung >Kriminologie

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de
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Ermittlungs- und Sanktionserfolge der OK-Bekämpfung in
Baden-Württemberg  

Untersuchungsgegenstand

Gewinnung und Bewertung von Informationen über den Ermittlungs- und
Sanktionserfolg der OK-Ermittlungen in Baden-Württemberg. Kritische
Bestandsaufnahme der OK-Ermittlungen über die vorliegende Erkenntnislage
hinaus.

Aufzeigen von Folgerungen für die künftige OK-Bekämpfung.

Forschungsmethoden

- Aktenauswertung von insgesamt 100 Verfahrensakten
(Hauptuntersuchung)

- Experteninterviews (Polizei, Staatsanwaltschaft, Gerichte)

- Täterinterviews

Projektablauf

- Beginn:  04/1998

- Hauptuntersuchung und Experteninterviews sind abgeschlossen.

- Das Projekt ist beendet.

Besonderheiten

- Wissenschaftliche Begleitung des Projektes durch BKA (KI 14)

- Kooperation und Aufgabenteilung mit dem Max-Planck-Institut für
ausländisches und internationales Strafrecht in Freiburg.

Kosten/Finanzierung

Kostenträger Landeskriminalamt Baden-Württemberg
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Umsetzung

- Publikation über den Sachstand des Projektes in "Forum 1999" (Hrsg.
BKA/KI): "Ermittlungs- und Sanktionserfolg der OK-Ermittlungen in
Baden-Württemberg", Seite 97 ff.

- Einstellung in das Internet durch BKA

- Vorstellung des Projektes bei der 5. Internationalen Analytikertagung
(BKA) u. ä. nationalen Veranstaltungen

- Das Projekt wurde im Rahmen der BKA-Tagung "Forum KI 1" am
12./13.06.2002 vorgestellt.

Kontakte

Landeskriminalamt Baden-Württemberg, Referat 011,
Taubenheimstraße 85, 70372 Stuttgart; Internet: http://www.polizei-bw.de



Organisierte Kriminalität

369

Korruption in staatlichen Kontroll- und
Strafverfolgungsorganen   

Untersuchungsgegenstand

Untersuchungsziel war die Darstellung der Phänomene der
"Polizeikorruption" und Aufzeigen von Möglichkeiten zur Verhinderung von
Korruption in staatlichen Kontroll- und Strafverfolgungsorganen unter
besonderer Berücksichtigung der Organisierten Kriminalität. Hierzu wurden
eine ausführliche Situationsanalyse durchgeführt sowie Präventionsansätze
aufgezeigt.

Forschungsmethoden

- Interviews und Aktenanalysen durch Studierende in der PFA

- schriftliche Befragungen bei Seminarteilnehmern an der PFA

- bundesweite schriftliche Befragung in Dienststellen der Polizei, der
Justiz und des Zolls

- Parallel zur Auswertung der schriftlichen Befragung wurden weitere
Interviews mit Ansprechpartnern in Polizei, Justiz und Zoll
durchgeführt. Sie dienten dazu, den quantitativen Teil der Untersuchung
zu ergänzen.

Projektablauf

- Projektbeginn: 01.09.1995

- Zwischenbericht zur Machbarkeitsstudie: 30.06.1996

- Zwischenbericht: 30.07.1996 (Entscheidung zur Weiterführung des
Projektes)

- Projektende: 31.03.1999

- Das Projekt ist abgeschlossen.

Forschungsergebnisse

Hier keine Angaben
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Besonderheiten

Kooperationsprojekt mit der Polizei-Führungsakademie Münster

Umsetzung

- Der Schlussbericht ist in Band 46 der BKA-Forschungsreihe erschienen:
Mischkowitz/Bruhn/Desch/Hübner/Beese, Einschätzungen zur
Korruption in Polizei, Justiz und Zoll, Wiesbaden 2000

- Beiträge in Fachzeitschriften und

- Vorträge in Seminaren und Lehrgängen

- Vortrag zum Projekt anlässlich der Tagung "Forum KI 1" am 28./29.
Juni 2000 und Veröffentlichung des Vortrages in der BKA-
Publikationsreihe "Informationen aus der kriminalistisch-
kriminologischen Forschung ", Band "Forum KI 1 - 2000".

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 14,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI14@bka.bund.de
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Logistik der Organisierten Kriminalität im Zusammenhang
mit illegalen Gewinnen   

Untersuchungsgegenstand

Mit dem Forschungsprojekt sollen die Finanzlogistikstrukturen und -
elemente der international agierenden OK nachvollzogen, aufgedeckt und
analysiert werden, um auf dieser Basis Empfehlungen für eine Effektivierung
der OK-Bekämpfung zu erarbeiten. Erforderlich dazu ist eine eingehende
Untersuchung der auf die Gewinnmehrung und -sicherung ausgerichteten
Ziele und Motive der Täter sowie der Zielbereiche in der gewerblichen
Wirtschaft, in denen die OK vorzugsweise ihre Gewinne platziert.

Im Ergebnis soll ein Überblick verschafft werden, was in dieser Hinsicht von
den Tätern bereits praktiziert wird, bzw. zukünftig praktiziert werden könnte.
Die oben angeführte, ursprüngliche Zielrichtung des Projektes ist in
Absprache mit OA 46 etwas modifiziert worden. Es soll nun eine stärkere
Ausrichtung auf das Verdachtschöpfungsinstrumentarium bei der
Geldwäsche gelegt werden. Gleichzeitig soll geprüft werden, inwieweit
Banken zu einer stärkeren (freiwilligen) Mitarbeit bei der
Geldwäschebekämpfung (Stichwort: Kundenprofil) gewonnen werden
können.

Bedarfsträger sind das BKA und OK-Stellen der Länder.

Projektablauf

- Termin für den Abschlussbericht wurde bis März 2001 verlängert.

- Im April 2001 ist der Schlussbericht eingegangen und wurde aus Sicht
des BKA bewertet.

Aktualisierung März 2003:

- Derzeit erfolgt die Überarbeitung des Berichtes durch den
Auftragnehmer.

- Mit der Veröffentlichung des Abschlussberichtes kann im Laufe des
Jahres 2003 gerechnet werden.
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Umsetzung

- Umsetzung durch Veröffentlichung in der BKA-Publikationsreihe
"Polizei + Forschung" sowie Vorträge an der FH und bei
Polizeidienststellen

- Vortrag zum Projekt anlässlich der Tagung "Forum KI 1" am 28./29.
Juni 2000 und

- Veröffentlichung des Vortrages in der BKA-Publikationsreihe
"Informationen aus der kriminalistisch-kriminologischen Forschung",
Band "Forum KI 1 - 2000"

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 14,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI14@bka.bund.de
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Organised Crime in Europe: Manifestations and Policies in
the European Union and beyond     

Untersuchungsgegenstand

Vergleich der historischen und gegenwärtigen Erscheinungsformen der
Organisierten Kriminalität und der entsprechenden Bekämpfungspolitik in 13
europäischen Ländern

Forschungsmethoden

- statistische Analysen
- Dokumentationsanalysen
- Aktenanalyse
- Expertenbefragung

Projektablauf

Februar - November 2002:
Feldforschung und Erstellung der Entwürfe der Länderberichte

Ende Februar 2003:
Konferenz in Freiburg, um Länderberichtsentwürfe zu diskutieren und
gemeinsame Tendenzen und nationale Besonderheiten herauszukristallisieren

März 2003:
Versendung der Bemerkungen und Verbesserungsvorschläge der zwei
Projektkoordinatoren an die Teilnehmer

Juni 2003:
Abgabe der Endfassung der Länderberichte

Juli - August 2003:
Erstellung der vergleichenden Teile durch die beiden Projektkoordinatoren

Besonderheiten

Mitarbeit von etwa 25 ausgewiesenen Experten, welche die Länderberichte
verfassen werden.



Organisierte Kriminalität

374

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de
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Organisierte Kriminalität im internationalen Kontext

Untersuchungsgegenstand

Die Sekundäranalyse verschiedener Quellen in Hinblick auf die Frage, was
auf nationaler Ebene in Deutschland, England und den Niederlanden unter
organisierter Kriminalität verstanden wird und welche Maßnahmen damit in
Zusammenhang gebracht werden, wird zeigen, ob auf internationaler Ebene
ein derartiges spezifisches Phänomen festzustellen ist. Daraus soll sich
ergeben, ob und in welcher Form ein zwischenstaatlich koordiniertes
Vorgehen gerechtfertigt ist.

Forschungsmethoden

- Literatur
- Sekundäranalyse
- Expertenbefragung

Projektablauf

2001 bis 2003
Im Jahr 2002 wurde die Literaturrecherche beendet und die Gliederung der
Arbeit, dabei insbesondere die Fragestellung in Hinblick auf die
Länderberichte ausgearbeitet. Ferner wurde mit dem Landesbericht England
die dortige, die organisierte Kriminalität betreffende Situation abschließend
behandelt.

Im Jahr 2003 sollen die die Niederlande und Deutschland betreffenden
Länderberichte erstellt und mit dem auf England bezogenen Bericht in einem
Ergebnisteil zusammengestellt werden, der die Gemeinsamkeiten und
Unterschiede der jeweiligen nationalen Diskurse zu organisierter Kriminalität
aufzeigen soll. Zur Überprüfung dieses Ergebnisteils sollen die
Experten/innen-Interviews durchgeführt werden. Diese sollen außerdem zu
den Schlussfolgerungen dazu überleiten, ob und inwieweit auf internationaler
Ebene Maßnahmen ergriffen werden sollten.

Forschungsergebnisse

keine Angaben
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Besonderheiten

keine Angaben

Kosten/Finanzierung

Eigenprojekt der Max-Planck-Gesellschaft

Umsetzung

Ausgewählte Literatur:

- ALBRECHT, H.-J. (1998): Organisierte Kriminalität - Theoretische
Erklärungen und empirische Befunde. In: Organisierte Kriminalität und
Verfassungsstaat. Hrsg. H.-J. Albrecht. Heidelberg, 1-40.

- BESOZZI, C. (1997): Organisierte Kriminalität und empirische
Forschung. Chur/Zürich, 117 S.

- DEN BOER, M. (2001): The Fight against Organised crime in Europe: A
Comparative Perspective. European Volume on Criminal Policy and
Research 9, No. 3, 259-272.

- GROPP, W. & HUBER, B. (Hrsg.) (2001): Rechtliche Initiativen gegen
organisierte Kriminalität. edition iuscrim, Freiburg i. Br., 991 S.

- KERNER, H.-J. (1995): Organisierte Kriminalität: Realitäten und
Konstruktionen. Neue Kriminalpolitik, 40-46.

- KINZIG, J. & LUCZAK, A. (im Erscheinen): Organized Crime in the
European Union and in particular in Germany. In: Instituto Nacional des
Ciencias Penales (INACIPE), Combate al la delincuencia organizada
(erscheint in spanischer Sprache).

- LEVI, M. (2002): The Organization of Serious Crimes. In: The Oxford
Handbook of Criminology. Third Edition. Eds. M. Maguire, R. Morgan
& R. Reiner. Oxford, 878-913.

- LUCZAK, A. (2002): Mafiakraken. Die Konstruktion "organisierte
Kriminalität". Forum Recht 2, 44-46.

- MACK, J. (1975): The Crime Industry. Westmead, Farnboruogh, Hants.,
England, 209 S.
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- MILITELLO, V., ARNOLD, J. & PAOLI, L. (Hrsg.) (2000):
Organisierte Kriminalität als transnationales Phänomen. edition iuscrim,
Freiburg i. Br., 445 S.

- PÜTTER, N. (1998): Der OK-Komplex. Münster, 450 S.

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de



Organisierte Kriminalität

378

Strafverfolgung von Menschenhandel - unter besonderer
Berücksichtigung des neuen Prostitutionsgesetzes

Untersuchungsgegenstand

Das Projekt untersucht die Strafverfolgung von Menschenhandel in
Deutschland unter Bezugnahme auf die gesetzlichen Rahmenbedingungen,
phänomenologische Besonderheiten und die Erfassung des Delikts durch die
Polizei.

Forschungsmethoden

- Aktenanalyse
- Befragung

Projektablauf

2002 bis 2004

Aktenanalyse von Staatsanwaltschaftsakten aus ausgewählten
Bundesländern;

Befragung von Mitarbeitern verschiedener Polizeidienststellen, die
schwerpunktmäßig Menschenhandelsfälle bearbeiten (allgemeine örtliche
Polizeidienststellen und Sonderdezernate der Kriminalpolizei, LKA).

Hieran schließt sich eine Befragung zum neuen Prostitutionsgesetz an.

Im Anschluss daran sollen die Stellungnahmen der Vertreter der
Polizeidienststellen mit den Einschätzungen anderer an Menschenhandel und
dessen Bekämpfung beteiligter Akteure (Staatsanwaltschaft,
Ermittlungsrichter, Mitarbeiterinnen von Frauenberatungsstellen, Opfer,
Gesundheitsbehörde, Ausländerbehörde) verglichen werden.

Im Anschluss an die empirische Studie ist ein Vergleich des deutschen
Ansatzes im Umgang mit Prostitution mit dem holländischen und
schwedischen Ansatz geplant.

Dieser Gegenüberstellung soll sich ein rechtspolitischer Diskurs darüber
anschließen, welches Potential das Strafrecht bei der Bekämpfung krimineller
Begleiterscheinungen im Zusammenhang mit der Prostitution hat.
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Forschungsergebnisse

keine Angaben

Besonderheiten

Vergleich mit der holländischen und schwedischen Situation

Kosten/Finanzierung

Eigenprojekt der Max-Planck-Gesellschaft (Promotionsvorhaben)

Umsetzung

keine Angaben

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de
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Strategien der Konfliktverteidigung in Hauptverhandlungen
von OK-Verfahren  

Untersuchungsgegenstand

- Entwicklung von Verhaltensmustern für polizeiliche Zeugen

- Erarbeitung von Möglichkeiten gemeinsamer Gegenstrategien von Justiz
und Polizei

Forschungsmethoden

- Auswertung polizeilicher und staatsanwaltschaftlicher Akten
(Stichproben)

- Befragung von Polizeibeamten (Einzelfälle)

- Überprüfung der Ausbildungsinhalte von Polizeischulen/-einrichtungen
(bundesweit)

Projektablauf

Seit Ende 1998 werden HLKA-intern hessenweit Fälle aus dem
Themenbereich gesammelt. Eine bundesweite Zulieferung zu diesem Thema
wurde auf der 18. KOK beschlossen.

Das HLKA hat diese Beiträge ausgewertet und wird auf der nächsten KOK
darüber berichten. Auf der Grundlage des gewonnenen Materials wid in
Zusammenarbeit mit der Hessischen Polizeischule ein Lehrgang für
polizeiliche Zeugen in OK-Verfahren konzipiert. Auch im BKA hat die
Amtsleitung KI beauftragt, ein entsprechendes Lehrgangskonzept
vorzulegen.

Neben der Vermittlung der rechtlichen und organisatorischen Aspekte soll
insbesondere auf die praktische psychologische Schulung der Beamtinnen
und Beamten in Form von realistischen Rollenspielen eingegangen werden.
Dabei wird auch die professionelle Betreuung des Zeugen vor, während und
nach der Hauptverhandlung durch die Dienststelle thematisiert. Darüber
hinaus werden Zusammenarbeitsstrategien, die mit der Justiz beraten wurden,
sowohl in die praktische als auch die theoretische Ausbildung mit
einbezogen.
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Besonderheiten

Versuchen, die Justiz einzubinden, wurde in Hessen bislang eher
zurückhaltend begegnet.

Kosten/Finanzierung

keine

Umsetzung

offen

Kontakte

Hessisches Landeskriminalamt, HSG 41, SG 411,
Hölderlinstraße 5, 65187 Wiesbaden;
Internet: http://www.polizei.hessen.de; E-Mail: info@polizei.hessen.de
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The Double Construction of Crime. Patterns of Definition
and of Organization of Crime in Two European Cities  

Untersuchungsgegenstand

Analyse sowohl der Debatte als auch der Erscheinungsformen der
Organisierten Kriminalität in Frankfurt und Mailand

Forschungsmethoden

- statistische Analysen
- Aktenanalyse
- Expertenbefragung
- Literatur

Projektablauf

1998 - 2002

Besonderheiten

Untersuchung bezieht sich auf die Städte

- Frankfurt / Deutschland (Hessen)

- Mailand / Italien

Kosten/Finanzierung

Die ersten zwei Jahre des Projektes wurden mit einem EU-Marie Curie-
Stipendium finanziert.

Umsetzung

Selected Publications:

- Paoli, L. (2000); Fratelli die Mafia: Cosa Nostra e 'Ndrangheta. Il
Mulino, Bologna 2000.

- Militello, V., Arnold, J., & Paoli, L. (Eds.) (2000): Organisierte
Kriminalität als transnationales Phänomen: Erscheinungsformen,
Prävention und Repression in Italien, Deutschland und Spanien. edition
iuscrim, Freiburg i.Br. 2000.



Organisierte Kriminalität

383

- Militello, V., Paoli, L, & Arnold, J. (Eds.) (2000): Il crimine organizzato
come fenomeno transnazionale: manifestazioni empiriche, prevenzione e
repressione in Italia, Germania e Spagna, edition iuscrim, Freiburg i.Br.
2000.

- Paoli, L. (2000): "Organisierte Kriminalität: Erscheinungsformen,
Prävention und Repression in Italien, Deutschland und Spanien". In:
Max-Planck-Gesellschaft (Ed.): Jahrbuch 2000. Vandenhoeck &
Ruprecht, Göttingen 2000, 857 - 863.

- Paoli, L. (2000): "La criminalità organizzata", Appendice 2000,
Enciclopedia Italiana, Roma, Treccani, 2000, 997 - 1004.

- Paoli, L. (2000): "Il crimine organizzato in Italia e in Germania". In: V.
Militello, L. Paoli & J. Arnold (Eds.): Il crimine organizzato come
fenomeno transnazionale: manifestazioni empiriche, prevenzione e
repressione in Italia, Germania e Spagna, edition iuscrim, Freiburg 2000,
85 - 122.

- Paoli, L. (2000):  "Das Organisierte Verbrechen in Italien und
Deutschland". In: V. Vilitello, J. Arnold & L. Paoli (Eds.): Organisierte
Kriminalität als transnationale Phänomen: Erscheinungsformen,
Prävention und Represion in Italien, Deutschland und Spanien. edition
iuscrim, Freiburg 2000, 55 - 62.

- Paoli, L. (1999): "Organized Crime in Germany". In: The Mafia. 150
years of facts, stories an faces, CD-Rom. Cliomedia Officina, Torino
1999.

- Paoli, L. (1999): "Organised Crime: Criminal Organisations or the
Organisation of Crime?" In: H.-J. Albrecht (Ed.): Forschungen zu
Kriminalität und Kriminalitätskontrolle am Max-Planck-Institut für
ausländisches und internationales Strafrecht. edition iuscrim, Freiburg
1999, 135 - 173.

- Paoli, L. (1999): "Die italienische Mafia: Paradigma oder Spezialfall der
organisierten Kriminalität?". Monatsschrift für Kriminologie und
Strafrechtsreform 6, 425 - 440 (1999).

- Paoli, L., (2001): "Criminal Fraternities or Criminal Enterprises?". In: P.
Williams and D. Vlassis (eds.), Combating Transnational Crime.
Concepts, Activities and Responses. Frank Cass, London, 88 - 108.

- Paoli, L. (2001: "Crime, Italian Style". Daedalus Summer, 157 - 185.
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- Paoli, L. (2001): "La mafia è sconfitta?". Il Mulino L, 477 - 485

- Paoli, L. (2001): "Organised Crime in Italy and Germany: A
Sociological and Criminological Perspektive", In: V. Militello and B.
Hüber (eds.), Towards a European Criminal Law Against Organised
Crime. Proposals and Summaries of the Joint European Project to
Counter Organised Crime. edition iuscrim, Freiburg i. Br., 161 - 166.

- Paoli, L. (2001): "Da Caino a Caino". Narcomafie IX (10), 35 - 38.

- Paoli, L. (2001): "Mafia: modello universale di crimine organizzato?"
Rassegna italiana di sociologia XLII, 579 - 608

- Paoli, L. (2001): "Il crimine all'italiana". In: S. Graubard and T. Padoa-
Schioppa (eds.), Garzanti Il Caso italiano 2. Dove sta andando il nostro
paese?, Milano.

- Paoli, L. (2001): "Mafia e Pradigm Shifts: atteggiamento, impresa,
industria della protezione o fratellanze multifunzionali e segrete? Polis 4.

- Paoli, L. (2002): "The Pradoxes of Organised Crime". Crime, Law and
Social Change 1, 1 - 47.

- Paoli, L. (2002): "The Italian Mafia", In: D. Levinson (ed.),
Encyclopedia of Crime and Punishment. Sage, London.

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de
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Verfahrenszahlen Menschenhandel    

Untersuchungsgegenstand

Seit längerem sind die Verfahrenszahlen für Menschenhandel bei der Polizei
rückläufig, obwohl die Erfahrung das Gegenteil annehmen müsste. Diesem
Phänomen soll nachgegangen werden. Die Regelungen in den §§ 180 b und
181 StGB könnten sich als schwer handhabbar erweisen.

Forschungsmethoden

- Schriftliche und mündliche Befragungen bei Polizei, Justiz, evtl.
Strafverteidiger, Ausländerämter, Gesundheitsämter

- Aktenanalyse: Länder und BGS

Projektablauf

- Beginn: Frühjahr 2003, Dauer: 1 Jahr

- Januar bis März 2003: Ausschreibung des BeschA des BMI

- Voraussichtlicher Zuschlag an Forschungsgemeinschaft von MPI
Freiburg und KrimZ Wiesbaden Ende März 2003

Besonderheiten

- Es wird voraussichtlich eine Forschungsgemeinschaft von zwei
unabhängigen kriminologischen Instituten geben.

- Das Projekt wird zusammen mit dem Referat OA 37 des BKA betreut.

Kosten/Finanzierung

Max. Kosten 20.500 €
Die Kosten teilen sich hälftig BMI und BMFSFJ, die das Projekt fördern; das
BMI hat bereits im Jahr 2002 seinen Anteil überwiesen.

Umsetzung

Die Ergebnisse werden voraussichtlich in der BKA-Reihe "Polizei +
Forschung" veröffentlicht.
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Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 12,
65173 Wiesbaden;  Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI12@bka.bund.de
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Zur Verurteilungspraxis deutscher Gerichte auf dem Gebiet
der Schleuserkriminalität   

Untersuchungsgegenstand

Vor dem Hintergrund der defizitären Datenlage auf dem Gebiet der
Schleuserkriminalität ersuchte das Bundesministerium des Innern das
Bundesjustizministerium, nähere Informationen über die Verurteilungspraxis
der deutschen Gerichte im Bereich der Schleuserkriminalität in Erfahrung zu
bringen. Daraufhin wurde 1997 die Kriminologische Zentralstelle mit der
Durchführung eines Forschungsvorhabens beauftragt. Im Rahmen der
Untersuchung der Kriminologischen Zentralstelle waren vor allem vier
Gesichtspunkte von Interesse, nämlich,

- die Anzahl der Verurteilungen,

- die Nationalität der Täter,

- die Sanktionspraxis der Gerichte sowie

- die regionalen Verurteilungen bzw. Unterschiede.

Dieser Zielsetzung entsprechend beschränkte sich die empirische
Untersuchung auf eine Abfrage und Auswertung von Datensätzen aus dem
Bundeszentralregister. Die Registerabfragen der Kriminologischen
Zentralstelle bezogen sich dabei auf sämtliche (rechtskräftig gewordene)
Verurteilungen wegen eines Schleuserdelikts (Verstoß gegen §§ 92a, 92b
AuslG) im Zeitraum vom 1. Januar 1995 bis einschließlich Dezember 1999.
Entscheidend für die zeitliche Zuordnung der entsprechenden Datensätze war
dabei nicht die Rechtskraft des Urteils - diese ist zum Teil erst später
eingetreten -, sondern das Datum der erstinstanzlichen Verurteilung. Im
Rahmen der Untersuchung wurden für den Urteilsjahrgang 1999 ca. 2.700
Urteilsdatensätze eingeholt und ausgewertet.

Forschungsmethoden

- Abfrage und Auswertung von Datensätzen aus dem
Bundeszentralregister

- umfassende Strafaktenauswertung

- begleitend zur Strafaktenauswertung Interviews mit Vertretern der
Strafverfolgungsorgane (Experteninterviews)
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- Durchführung einer Fachtagung zum Phänomen der
Schleuserkriminalität

Projektablauf

Die Strafaktenauswertung

Registeranalysen stoßen relativ bald an immanente Erkenntnisgrenzen. Sie
sind ihrem Wesen nach nur begrenzt aussagefähig, schon deshalb, weil sie
keine konkreten Informationen über die Unrechtsdimension des der
Verurteilung zugrunde liegenden Sachverhalts und der diesbezüglichen
Schuld des Täters geben können. Auch gewinnt man mit ihnen keinerlei
Datenmaterial, das Auskunft über die Persönlichkeit von Schleusern und
Geschleusten gibt. Über das Strafverfahren sind dadurch lediglich
Urteilsdatum, die angewandten Vorschriften und das Strafmaß in Erfahrung
zu bringen. Kriminalpolitische und wissenschaftliche Interessen können
somit durch eine Registeranalyse nicht vollständig befriedigt werden.
Deshalb wurde auf der letzten Mitgliederversammlung der Kriminologischen
Zentralstelle von den jeweiligen Vertretern aus den Justizministerien eine
Ausweitung des Projektes beschlossen. Dabei wird ausgehend von der
Bundeszentralregisterauswertung des Urteilsjahrgangs 1998 eine umfassende
Strafaktenauswertung durchgeführt, die ca. 200 Akten umfasst. Zu diesem
Zweck wurde Anfang diesen Jahres eine Probeerhebung anhand von ca. 20
Strafakten aus Bayern, nämlich solche der Amtsgerichte Laufen und Weiden
in der Oberpfalz durchgeführt. Diese Gerichte boten sich aufgrund der
Vielzahl der im Jahr 1998 ergangenen Verurteilungen für eine
Probeerhebung, die ein möglichst breites Spektrum der Schleuserkriminalität
erfassen sollte, besonders an. Mit den Erkenntnissen aus dieser Untersuchung
wurde ein Erhebungsbogen erstellt, der ca. 100 Fragen enthält, die sich auf
das Schleuserdelikt und das Verfahren beziehen. Dieser Bogen bildet nun die
Grundlage für die Strafaktenauswertung.

Die Stichprobe enthält je 75 Verfahren aus den Freistaaten Bayern und
Sachsen, sowie je 25 Verfahren aus Brandenburg und Nordrhein-Westfalen.
Die Aktenanalyse wurde 2002 abgeschlossen.

Die Interviews mit den Praktikern

Die Strafakten können aber auch nur einen Einblick in den relativ kleinen
Teil der durch Verurteilung bewältigten Schleuserkriminalität geben. Ein
Eindruck vom eigentlichen Ausmaß der Schleuserkriminalität kann deshalb
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nur gewonnen werden, wenn auch die polizeiliche und
staatsanwaltschaftliche Ebene in die Untersuchung mit einbezogen wird.

Deshalb sollen begleitend zu dieser Strafaktenauswertung Interviews mit
Vertretern der Strafverfolgungsorgane geführt werden. Diese Interviews
sollen Auskunft über praktische Erfahrungen mit dem Phänomen der
Schleuserkriminalität geben. Entsprechende Gespräche haben bereits
stattgefunden.

Die Fachtagung

Neben der Strafaktenanalyse und den Experteninterviews hat die
Kriminologische Zentralstelle eine Fachtagung zum Phänomen der
Schleuserkriminalität veranstaltet. Auf dieser Tagung haben Fachleute aus
Wissenschaft und Praxis das Thema von verschiedenen Seiten beleuchtet.
Die Tagung fand am 22. und 23. November 2001 im Blockhaus in Dresden
statt und wurde in der KUP-Reihe mit dem Titel veröffentlicht.

Forschungsergebnisse

Zur BZR-Auswertung vgl. Geisler, Claudius / Steinbrenner, Christian

"Schleuserkriminalität. Erscheinungsformen, Kriminologische Erkenntnis
und Verurteilungspraxis. Einführung in die Problematik und Darstellung
ausgewählter Ergebnisse eines Forschungsprojektes der Kriminologischen
Zentralstelle.". In: Monatschrift für Kriminologie und Strafrechtsreform, Heft
5 (Oktober 2001), S. 410 ff. und Steinbrenner, Christian ...(s. KUP Schleuser)

Umsetzung

Die Ergebnisse aus Bundeszentralregisterauswertung, Strafaktenanalyse,
Interviews und Fachtagung sollen dann zusammengestellt und verknüpft in
der von der Kriminologischen Zentralstelle herausgegebenen Schriftenreihe
"Kriminologie und Praxis" veröffentlicht werden.

Kontakte

Kriminologische Zentralstelle e. V., Viktoriastraße 35, 65189 Wiesbaden;
Internet: http://www.krimz.de; E-Mail: info@krimz.de
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Akzeptanz und Sinnhaftigkeit des neuen 5-Schicht-
Dienstzeitmodells am Beispiel der  Polizeidirektion Pirna   

Untersuchungsgegenstand

Zusammenhänge zwischen Dienstorganisation und Dienstklima sowie den
sich daraus ergebenden Einflüssen auf das Wohlbefinden des PVD der
Polizeireviere (Krankenstandsentwicklung, Bürgerorientierung,
Auswirkungen auf das Privatleben, z. B. die Familie usw.)

Herausarbeiten von Empfehlungen für Führungsbeamte der sächsischen
Polizei

Ab 1. November 2002 wird nach diesem Modell u. a. im Polizeirevier
Rochlitz (PD Chemnitz) verfahren (Entscheidung unter Beteiligung und
Zustimmung der Beamtinnen und Beamten des Polizeireviers).

Forschungsmethoden

Schriftliche Befragung von Polizeibeamten mittels Fragebogen in den
Polizeirevieren der PD Pirna (PRev Pirna, PRev Freital, PRev
Dippoldiswalde, PRev Sebnitz)

Projektablauf

03/2002: Vorbereitung unter Leitung des Fachbereiches Führung und Einsatz
der Fachhochschule für Polizei Sachsen im Rahmen des Wahlpflichtfaches
Fürsorge/Gesundheitsfürsorge

06/2002: Zustimmung der PD Pirna

08/2002: Befragung der Beamtinnen und Beamten mittels Fragebogens

02/2003: Abschluss der Befragung (Verzögerung durch den
"Hochwassereinsatz" August 2002)

04/2003: Präsentation erster Ergebnisse der Auswertung der
Befragungsaktion auf dem "Vortragstag" der Fachhochschule für Polizei
Sachsen (7. Studienjahrgang vor den Studierenden des 9. Studienjahrganges)



Polizeiinterna

392

Forschungsergebnisse

Ziel: sollen 09/2003 vorliegen

Besonderheiten

keine Angaben

Kosten/Finanzierung

keine Angaben

Umsetzung

1. Vortragstag - Präsentation erster Ergebnisse durch einen Studenten des
7. Studienjahrganges

Die Forschung lief im Rahmen des Wahlpflichtpraktikums (ebenfalls 7.
Studienjahrgang). Die Auswertung erfolgt ebenfalls durch in dem
Wahlpflichtfach Fürsorge/Gesundheitsfürsorge, unter Leitung des
Projektverantwortlichen mit Unterstützung des Lehrbeauftragten, des
Leitenden Polizeiarztes der sächsischen Polizei, und der Beratung durch
den Dozenten im Fachbereich V Gesellschaftswissenschaften der
Fachhochschule für Polizei Sachsen.

2. Publikation in den Rothenburger Beiträgen und in verschiedenen
Zeitschriften ist nach Abschluss der Forschung (4. Quartal 2003)
vorgesehen.

Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich Führung und Einsatz,
Friedensstraße 120, 02929 Rothenburg/OL
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Berufswahl "Polizeibeamtin/-beamter"   

Untersuchungsgegenstand

Untersuchung der Frage, warum man den Beruf
"Polizeivollzugsbediensteter" wählt. Im Anschluss soll in einem Vergleich
auch Unterschiede der Beweggründe gegenüber anderen (ähnlichen)
Berufsentscheidungen (soweit solche vorliegen) herausgearbeitet werden.

Forschungsmethoden

Befragungen

Projektablauf

ursprünglich geplante Projektlaufzeit: 12/2000 bis 12/2001

Aktualisierung 03:

- Projekterweiterung ab 2002

- voraussichtlicher Abschluss: 30.06.2003

Forschungsergebnisse

werden veröffentlicht

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung

Umsetzung

Publikationen/Ergebnisse werden in Lehrveranstaltungen und Tagungen
vorgestellt

Aktualisierung März 2003:

- Ein größerer Projektbericht unter dem Titel "'Crime fighter' oder
'Pensionsbesorgte' Gründe für die Berufswahl Polizeibeamtin/-beamter'"
ist für die Ausgabe 3/2003 der Reihe "Polizei & Wissenschaft" geplant.

- Ein weiterer Berichtteil wird als Diplomarbeit vorgelegt werden. Teile
daraus werden auch im Abschlussbericht (in Buchform) veröffentlicht.
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Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich II,
Friedensstraße 120, 02929 Rothenburg / OL



Polizeiinterna

395

Bürgerfreundliche Polizei   

Untersuchungsgegenstand

Teilprojekt im Forschungsschwerpunkt: Qualität der Polizeiarbeit

Empirische Untersuchung der Bürgerfreundlichkeit der Polizei im Freistaat
Sachsen. Dazu wurden Voruntersuchungen durchgeführt, Entwürfe zu den
Befragungsinstrumenten und zur Anlage der Untersuchung vorgelegt sowie
die Aufbereitung und Auswertung der Befragungsergebnisse vorgenommen
und vertrauliche Ergebnisberichte erstellt.

Forschungsmethoden

Durchgeführt wurden schriftliche Befragungen von jeweils 180 Bürgern in
13 Polizeirevieren. Im Jahr 2002 lag der Schwerpunkt der Arbeit
insbesondere auf weiteren Feinanalysen und methodenkritischen
Untersuchungen.

Projektablauf

Laufzeit des Projektes: 01.01.2000 bis 31.05.2002

Nachfolgeprojekte mit anderen Schwerpunkten laufen bereits bzw. sind
geplant.

Besonderheiten

Kooperationspartner sind Mitarbeiter des Staatsministerium des Innern,
verschiedene sächsische Polizeidienststellen u. a.

Umsetzung

- "Bürgerfreundlichkeit der Polizei - eine Zwischenbetrachtung" - Vortrag
anlässlich der Arbeitstagung: "Qualität der Polizeiarbeit" an der
Fachhochschule für Polizei Sachsen, Rothenburg/OL, 15. bis 17. Mai
2002

- Qualitätsmessung und Qualitätssicherung: Bürgerfreundlichkeit der
Polizei & Evaluation der Hochschulausbildung. Ergebnisse empirischer
Untersuchungen, Rothenburger Beiträge. Schriftenreihe der
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Fachhochschule für Polizei Sachsen, Band 12, Rothenburg/OL 2002
(Herausgeber)

- Messung sozialer Phänomene, Qualitätsmessung und Qualitätssicherung,
in: Sterbling, Anton (Hg.): Qualitätsmessung und Qualitätssicherung:
Bürgerfreundlichkeit der Polizei & Evaluation der Hochschulausbildung.
Ergebnisse empirischer Untersuchungen, Rothenburger Beiträge.
Schriftenreihe der Fachhochschule für Polizei Sachsen, Band 12,
Rothenburg/OL 2002, S. 13 - 36

- Qualität der Polizeiarbeit. Ergebnisse empirischer Untersuchungen, in:
Sterbling, Anton (Hg.): Qualitätsmessung und Qualitätssicherung:
Bürgerfreundlichkeit der Polizei & Evaluation der Hochschulausbildung.
Ergebnisse empirischer Untersuchungen, Rothenburger Beiträge.
Schriftenreihe der Fachhochschule für Polizei Sachsen, Band 12,
Rothenburg/OL 2002 (zusammen mit Prof. Dr. Joachim Burgheim und
Dr. Martin Dunker), S. 37 - 99

- Subjektive Sicherheit, Lebensqualität, Bürgerfreundlichkeit der Polizei -
unter besonderer Berücksichtigung altersspezifischer Sichtweisen?, in:
Forschungsergebnisse 2002. Eine Dokumentation. Rothenburg/OL 2002,
S. 105 - 146 (Intranet)

- "Bürgerfreundlichkeit der Polizei" und "Focus"-Polizeitests - einige
punktuelle Vergleiche?, in: Forschungsergebnisse 2002. Eine
Dokumentation, Rothenburg/OL 2002, S. 147 - 160 (Intranet)

Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich V:
Gesellschaftswissenschaften, Professur für Soziologie und Pädagogik,
Friedensstraße 120, 02929 Rothenburg/OL
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Einstellung zur Volkspolizei

Untersuchungsgegenstand

Wie wird die Arbeit der Volkspolizei nach einem Abstand von 10 Jahren
gesehen und beurteilt.

Forschungsmethoden

Befragung

Projektablauf

Beginn: Juni 2000
Aktualisierung März 2003:
Abschluss des Projektes ist bis Ende 2003 vorgesehen.

Besonderheiten

Das Projekt ist Teil eines gemeinsamen Projektes mit der Fachhochschule für
Polizei Sachsen-Anhalt, der Verwaltungsfachhochschule Wiesbaden und der
Verwaltungsfachhochschule Niedersachsen.

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung durch Forscher

Umsetzung

Aktualisierung März 2003: Veröffentlichung ungewiss

Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich II,
Friedensstraße 120, 02929 Rothenburg / OL
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Gesellschaftliche und internationale Entwicklungen,
Qualifikationsanforderungen an den Polizeiberuf und
Aufgaben der Ausbildung der Polizei  

Untersuchungsgegenstand

Teilprojekt im Forschungsschwerpunkt: Qualifikationsanforderungen und
Hochschulausbildung der Polizei

Untersucht werden weiterhin - vorwiegend auf Literatur- und
Sekundäranalysen gestützt - verschiedene Aspekte der komplexen
Gesamtzusammenhänge zwischen gesellschaftlichen und internationalen
Entwicklungen, Qualifikationsanforderungen des modernen Polizeiberufs
sowie institutionellen und curricularen Aspekten der Polizeiausbildung. Das
Projekt ist auch auf praktische der Curriculumsweiterentwicklung bezogen.
Außerdem soll im Jahre 2003 eine Tagung durchgeführt werden, bei der
international-vergleichende Forschungsvorhaben auf diesem Gebiet in die
Wege geleitet werden sollen.

Forschungsmethoden

vorwiegend Literatur- und Sekundäranalysen

Projektablauf

Laufzeit des Projektes: 01.06.1998 (mit unterschiedlichen thematischen
Fragestellungen) - Ende unbestimmt

Besonderheiten

- Fachhochschulen anderer Bundesländer, die für die Ausbildung der
Polizei zuständig sind;

- Polizei-Führungsakademie Münster;

- andere Bildungseinrichtungen der Polizei in Ländern Ost- und
Ostmitteleuropas, insbesondere Ungarns, der Tschechischen Republik
und Polens

Kosten/Finanzierung

Mittelbedarf für die Unterstützung der Projektarbeit:
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- Zunächst voraussichtlich keiner, falls studentische Hilfskräfte, die im
Rahmen anderer Projekte zu Verfügung stehen würden, gelegentlich zur
Unterstützung der Arbeit in diesem Projekt herangezogen werden
könnten.

- Zur Vorbereitung einer internationalen Konferenz im Jahre 2003 und
insbesondere zur Vorbereitung und Durchführung international-
vergleichender empirischer Forschungsvorhaben in deren Folge werden
Mittel (Hilfskraftmittel, Reisemittel, Sachmittel) in erheblichem Umfang
benötigt, die teilweise als Drittmittel eingewoben werden sollen.

Umsetzung

- "EU-Osterweiterung - Herausforderung für die innere Sicherheit" -
Vortrag anlässlich des Besuchs des Arbeitskreises Inneres, Recht und
Finanzen der SPD-Fraktion im Sächsischen Landtag an der
Fachhochschule für Polizei Sachsen - Rothenburg/OL, 5. Februar 2002

- "Verlässt das Wissen die Rationalität? Zum Verhältnis von Rationalität,
Wissen und Kritik" - Vortrag im Rahmen des Abschiedskolloquiums
anlässlich des Ausscheidens von Prof. Dr. Helmut F. Spinner: "Der
Karlsruher Ansatz der integrierten Wissensforschung" an der Universität
Karlsruhe - Karlsruhe, 22. bis 23. Februar 2002

- "Integrationsprozesse und Brüche in Europa" - Vortrag beim
Vorsymposium "Projekt Kontinentalbruch" im Rahmen des Vorhabens
"Graz Zweitausenddrei Kulturhauptstadt Europas" - Graz, 17 bis 19.
März 2002

- "Informationszeitalter und Wissensgesellschaft - und der Wandel der
Wissensgrundlagen der Moderne - Vortrag im Rahmen des
Forschungsschwerpunktes "Kulturpolitik und Wissensgesellschaft" des
Collegium Pontes Görlitz (Jahrgang 1/2002), anlässlich einer
Veranstaltung des Collegiums an der Fachhochschule für Polizei Sachsen
- Rothenburg/OL, 2. Mai 2002

- "Thesen zur Wissensgesellschaft" - Vortrag im Rahmen des Collegium
Pontes, im UNESCO-Haus Klingenwalde - Görlitz, 31. Juli 2002

- Polizei gestern, heute und morgen - Aufgaben und Ausbildung,
Rothenburger Beiträge. Schriftenreihe der Fachhochschule für Polizei
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Sachsen, Band 11, Rothenburg/OL 2002 (Herausgeber, zusammen mit
Prof. Dr. Wolfgang Geierhos und Prof. Dr. Joachim Burgheim)

- Vom Nutzen der "Klassiker" im soziologischen Denken. Einige
Anmerkungen und Konsequenzen im Hinblick auf die Lehre des Faches
Soziologie, in: Geierhos, Wolfgang/Burgheim, Joachim/Sterbling, Anton
(Hg.): Polizei gestern, heute und morgen - Aufgaben und Ausbildung.
Rothenburger Beiträge. Schriftenreihe der Fachhochschule für Polizei
Sachsen, Rothenburg/OL 2002, S. 321 - 337

- Informationszeitalter und Wissensgesellschaft. Zum Wandel der
Wissensgrundlagen der Moderne. Hamburger Beiträge zur Erziehungs-
und Sozialwissenschaft, Heft 4, Universität der Bundeswehr Hamburg
2002 (37 Seiten)

- Überlegungen zu einer Polizei-Universität, in: Kriminalistik.
Unabhängige Zeitschrift für die kriminalistische Wissenschaft und
Praxis, Kriminalistik-Verlag, 55. Jg., Heidelberg 2002, S. 282 - 289

- Qualität des Wissens im Informationszeitalter, in: Sterbling, Anton
(Hrsg.): Qualitätsmessung und Qualitätssicherung: Bürgerfreundlichkeit
der Polizei & Evaluation der Hochschulausbildung. Ergebnisse
empirischer Untersuchungen, Rothenburger Beiträge. Schriftenreihe der
Fachhochschule für Polizei Sachsen, Band 12, Rothenburg/OL 2002, S.
191 - 208

- "Informationszeitalter" und "Wissensgesellschaft" - und der Wandel der
Wissensgrundlagen der Moderne, in: Forschungsergebnisse 2002. Eine
Dokumentation, Rothenburg/OL 2002, S. 9 - 42 (Intranet)

- Wissenschaftssoziologische Überlegungen zum Stand der
"Polizeiwissenschaften" in: Forschungsergebnisse 2002. Eine
Dokumentation, Rothenburg/OL 2002, S. 43 - 60 (Intranet)

- EU-Osterweiterung - Herausforderung für die innere Sicherheit, in:
Forschungsergebnisse 2002. Eine Dokumentation, Rothenburg/OL 2002,
S. 61 - 78 (Intranet)
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Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich V:
Gesellschaftswissenschaften, Professur für Soziologie und Pädagogik,
Friedensstraße 120, 02929 Rothenburg/OL
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Seiteneinsteigerinnen im Polizeialltag: Erfahrungen und
Probleme

Untersuchungsgegenstand

Es soll untersucht werden, wie sich sogenannte Seiteneinsteigerinnen
integrieren und welche Probleme dabei auftreten und bewältigt werden
müssen.

Forschungsmethoden

Befragungen und Interviews

Projektablauf

Beginn: 2003
Ende: 30.06.2005

Forschungsergebnisse

liegen noch nicht vor

Kosten/Finanzierung

Eigenprojekt

Umsetzung

Publikationen geplant

Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich II,
Friedensstraße 120, 02929 Rothenburg / OL
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Effizienz und Effektivität der Ringalarmfahndung in Hessen

Untersuchungsgegenstand

Ringalarmfahndungen der Jahre1996, 2000 und 2001 in Hessen

- tatsächliche Anzahl der hessischen Ringalarmfahndungen

- Auslösungsgrund /-anlass

- Auslösezeitpunkt

- auslösende Dienststellen

- Effizienz / Erfolge

- Täterfluchtverhalten

Forschungsmethoden

- statistische Auswertung (begleitende Erhebung  bei allen hessischen
Einsatzzentralen, Ablaufkalender )

- Akten-/ Dokumentenanalyse bei den sachbearbeitenden Dienststellen

- Täterbefragung

Projektablauf

Projektbeginn: Oktober 2000

- Neuprojektierung im Oktober 2002

Teilprojekt I:

- retrograde Auswertung der Ringalarmfahndungen 1996, 2000 und 2001

- einsatzbegleitende Erhebung bei den hessischen Einsatzzentralen vom
1.01.01 bis zum 31.12.01

Das Teilprojekt I ist abgeschlossen (Februar 2003). Ein entsprechender
Zwischenbericht wurde im März 2003 vorgelegt.

Teilprojekt II:

- Aktenauswertung der hessischen Ringalarmfahndungen 1996, 2000 und
2001 bei den hessischen Dienststellen
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Mit dem Teilprojekt II wurde am 1.10.2002 begonnen; geplantes Ende:
1.07.2003

Teilprojekt III:

- Täterbefragung

Beginn des Teilprojekts am 1.10.2003; geplantes Ende 1.04.2004

Forschungsergebnisse

Erste Ergebnisse liegen im Hinblick auf

- Kriminalitätslagebild, -analyse, -prognose

- Professionalisierung des 1. Angriffs

- vorbereitende Maßnahmen

- Kontrollstellen, Kontrolllisten

- Einsatz von Technik

- Öffentlichkeitsfahndung

- Kräftelage

vor, die es aber noch durch die anstehenden Projektabschnitte II und III zu
konkretisieren gilt.

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung

Umsetzung

- Versendung des Zwischenberichtes an alle hessischen Dienststellen und
das BKA

- Einstellung in das Extranet/Intranet beabsichtigt

Kontakte

Verwaltungsfachhochschule in Wiesbaden, Fachbereich Polizei,
Schönbergstraße 100, 65199 Wiesbaden; Internet: http://www.vfh-hessen.de
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Erfassung, Bewertung und Evaluation von Konzepten zur
Verbrechensbekämpfung   

Untersuchungsgegenstand

Erstellung einer Übersicht über die Anzahl und Inhalte der in der BR
Deutschland bekannten Kriminalitätsbekämpfungskonzepte sowie der daraus
gewonnenen Erfahrungen.

Die Polizeien der Länder sind mit gleichartigen Kriminalitätsphänomenen
befasst. Allerdings gibt es regionale Unterschiede in der qualitativen und
quantitativen Straftatenverteilung. Nicht zuletzt diese Unterschiede und die
jeweiligen örtlichen Bedingungen führen dazu, dass durch die einzelnen
Dienststellen höchst unterschiedliche Strategien der repressiven und
präventiven Kriminalitätskontrolle entwickelt und durchgeführt werden. In
der Bundesrepublik Deutschland darf mit Fug und Recht behauptet werden,
dass es keine Institution gibt, die einen Überblick über Anzahl und Inhalte
von Kriminalitätsbekämpfungskonzepten (KB) wiedergeben kann. Egal ob
sie operativ oder strategisch, regional oder international, deliktisch oder
phänomenologisch ausgerichtet sind, ein Zugriff Dritter ist nur unter
bestimmten Voraussetzungen möglich, so dass wünschenswerte
Synergieeffekte allein schon am fehlenden Überblick scheitern. Es kann
davon ausgegangen werden, dass ein Austausch von Ideen und Erfahrungen
mit einzelnen Konzepten nur unsystematisch erfolgt. Nur bekannte und als
bewährt eingestufte Modelle polizeilichen Handelns werden in der Aus- und
Fortbildung gelehrt; über neuartige Formen wird vereinzelt im polizeilichen
Fachschrifttum berichtet.

Darüber hinaus darf ein generelles Defizit in der Bewertung und Evaluierung
von Kontrollstrategien angenommen werden; Intuition und Alltagstheorie
scheinen handlungssteuernd zu sein. Es besteht demnach ein Bedarf an einer
systematischen Erhebung polizeilicher Bekämpfungskonzepte, welche
wiederum der polizeilichen Praxis als Ideen-Pool zur Verfügung gestellt
werden könnte.

Im Bereich der Kriminalprävention wurde ein solcher Ideen-Pool
zwischenzeitlich durch das BKA vorgelegt. Über repressiv ausgerichtete
Programme fehlt bisher eine derartige Zusammenstellung.
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KB können die unterschiedlichsten Dimensionen annehmen. Sie können
präventiver und/oder repressiver Natur sein. Strategisch oder operativ,
ganzheitlich oder phasenbezogen angelegt sein. Weitere
Unterscheidungsdimensionen sind ihre

- räumliche Ausdehnung

- deliktische Ausrichtung

- institutionelle Ausrichtung

- Anlassbezogenheit/-periodizität sowie auch ihr

- institutioneller Bezug.

Zielsetzung der Forschungsarbeit ist

- die Informationssammlung, Auswertung, Deskription, Dokumentation
und Evaluierung von repressiv ausgerichteten polizeilichen
Kontrollstrategien in einzelnen/ausgewählten Deliktsbereichen;

- das Erkennen von Entwicklungen, Tendenzen, Schwerpunkten, aber
auch Defiziten im Bereich der Kontrollstrategien;

- das Vorhalten bekämpfungsrelevanter Informationen als Service-
Angebot für die Polizeien der Länder;

- das Anbieten eines permanenten Forums für den nationalen bzw.
internationalen Erfahrungsaustausch zu Fragen der Kriminalstrategie
zwischen Polizeipraktikern, Wissenschaftlern und sonstigen Akteuren;

- das Erkennen von Defiziten und Forschungsbedarf in der polizeilichen
Kriminalitätsbekämpfung einschließlich der Initiierung entsprechender
ergänzender Forschungsprojekte.

Bedarfsträger sind die Polizeien des Bundes und der Länder.

Projektablauf

- Beginn: Oktober/November 1998

- 15./16. März 1999: 1. Fachtagung in der FHS Aschersleben

- 18./19. Okt. 2000: 2. Fachtagung in der FHS Aschersleben
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Besonderheiten

- Kooperationsprojekt BKA mit der Fachhochschule Sachsen-Anhalt

- Die Pilotphase ist abgeschlossen; jetzt wird das Projekt als dauerhafte
Kooperationsaufgabe wahrgenommen.

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 14,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI14@bka.bund.de
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Erstellen eines Lehrgangskonzepts für den Bereich
"Operative Fallanalyse bei Erpressungen und
erpresserischem Menschenraub" (Lehrgangskonzept und
Umsetzung des KKF-Projekts)    

Untersuchungsgegenstand

Wie werden Methoden der Fallanalyse und der Täterprofilerstellung in den
Deliktsbereichen Erpressung und erpresserischer Menschenraub adäquat
vermittelt? Erarbeitung und Umsetzung eines didaktischen Konzepts.

Zielgruppen: Analyseeinheiten des In- und Auslandes, Verhandlungsgruppen.

Forschungsmethoden

- Aktenanalyse / Auswertung
- Konzeption der Didaktik
- Umsetzung
- Evaluation

Projektablauf

- Kriminologische Grundlagen und fallanalytische Methoden: 1993 - 1998

- Abschlussbericht: 1998, Übersetzung des Abschlussberichts: 2002

- Erarbeitung und Weiterentwicklung des didaktischen Konzepts: 1998 -
2002

- Umsetzung seit 1998; bisher durchgeführte Lehrgänge: neun für
insgesamt 15 Dienststellen

Besonderheiten

Erste durchgängige Konzeption eines Lehrganges im Bereich "Operative
Fallanalyse" bei Erpressung und erpresserischem Menschenraub mit
wissenschaftlich abgesicherten Methoden.

Kosten/Finanzierung

- Personalkosten: bisher ca. 50.000 Euro für Erarbeitung und Umsetzung
des didaktischen Konzepts
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- Materialkosten: bisher ca. 3.000 Euro

- Reisekosten: bisher ca. 6.000 Euro

Umsetzung

Bisher: neun Lehrgänge für Bund- und Länderdienststellen, an denen 15
unterschiedliche Dienststellen beteiligt waren. Davon eine Dienststelle aus
einem europäischen Nachbarland.

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 13,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI13@bka.bund.de
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Ethnische Albaner in NRW - Die Weiterentwicklung
strategischer Analysemethoden anhand eines konkreten
Beispiels     

Untersuchungsgegenstand

Das Analyseprojekt wurde parallel zu landesweiten Bestrebungen in
Nordrhein-Westfalen durchgeführt, der mangelhaften Lagedarstellung im
Bereich der Organisierten Kriminalität durch eine Weiterentwicklung der
klassischen Auswertung hin zur Analyse zu begegnen.

Im Rahmen des Projektes sollten die methodischen Kenntnisse im Bereich
strategischer Kriminalitätsanalysen mit einem Schwerpunkt auf qualitative
Datenerhebungsinstrumente weiterentwickelt werden, und zwar am Beispiel
konkret definierter Kundenfragen zum Thema "Kriminalität ethnischer
Albaner". Ziel war es, eine grundsätzliche und gangbare Herangehensweise
an spezielle Problemstellungen des zukünftigen strategischen
Aufgabenspektrums aufzeigen zu können. Dabei war zu berücksichtigen,
dass einerseits schon aus Gründen der Validität die wissenschaftlichen
Grundlagen strategischer Kriminalitätsanalysen zu berücksichtigen waren,
andererseits die Ergebnisse für den polizeilichen Sachbearbeiter, der mit der
Kriminalität ethnischer Albaner konfrontiert wird, verständlich und
praxisgerecht bleiben mussten.

Die zu beantwortenden Kundenfragen lauteten:

- Wird der Konflikt im Kosovo durch Straftaten ethnischer Albaner
finanziert?

- Haben sich ethnische Albaner im Rotlichtmilieu in NRW etabliert?

- Wie gehen ethnische Albaner typischerweise vor, um sich im
Rotlichtmilieu in NRW zu etablieren?

- Wie groß wird der Einfluss ethnisch albanischer Straftäter im
Rotlichtmilieu in NRW in Zukunft sein?

- Welche polizeilichen Maßnahmen eignen sich zu Bekämpfung der
Kriminalität ethnischer Albaner im Rotlichtmilieu?
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- Entspricht der Begriff "ethnische Albaner" als polizeiliche
Betrachtungsgröße den Anforderungen einer strategischen
Lagebeurteilung?

Forschungsmethoden

- Experteninterviews (Polizeibeamte, Wissenschaftler verschiedener
Fachrichtungen, Journalisten sowie albanische VP) anhand von
teilstandardisierten Fragebögen

- Dokumentenanalyse

- Statistische Analyse polizeilicher und allgemein zugänglicher Daten
(Zeitreihenanalyse, empirische Datenanalyse)

Projektablauf

- Projektbeginn: Januar 1999
- Projektende: August 2001
- Das Projekt ist abgeschlossen.

Forschungsergebnisse

Die methodischen Grundlagen im Bereich strategischer
Kriminalitätsanalysen in NRW wurden weiterentwickelt. Die im Projekt
angewandte Methode erwies sich als geeignet zur Erhebung eines
Datenbestandes, welcher schließlich als Grundlage zur Beantwortung der
Kundenfragen dienen konnte.

Kosten/Finanzierung

Kostenträger: Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen

Umsetzung

- Versand des Projektberichtes an nationale Polizeidienststellen sowie
Europol

- Veröffentlichung im Intranet der Polizei NRW

- Die Projektergebnisse flossen, soweit sie methodische Aspekte betrafen,
in die Aus- und Fortbildung der Auswerte- und Analysedienststellen ein
und bilden damit einen Standard für zukünftige Analyseprojekte in
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NRW. Die Antworten zu den Kundenfragen wurden mit der Kriminalität
ethnischer Albaner befassten Dienststellen zur Verfügung gestellt.

Kontakte

Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen, Dezernat 15,
Völklinger Straße 49, 40221 Düsseldorf;
Internet: http://www.lka.nrw.de; E-Mail: landeskriminalamt@mail.lka.nrw.de
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Evaluierung der Arbeitsweise der KI 13-OFA des BKA im
Bereich der Fallanalyse und der Täterprofilerstellung   

Untersuchungsgegenstand

Die Methodik und die Tätigkeit von KI 13-OFA im Bereich der Fallanalyse
und der Täterprofilerstellung sollte im Sinne einer Evaluierung von einer
außen stehenden wissenschaftlichen Einrichtung begleitend erforscht werden.
Zu diesem Zweck wurden Polizeibeamte aus den Bundesländern befragt, die
Fallanalysen beim BKA in Auftrag gegeben hatten. Ziel der Untersuchung ist
es festzustellen, wie die Methodik und die Ergebnisse der fallanalytischen
Beratungsleistungen bei den Zielgruppen (Soko, BAO) angenommen werden
und wie die Qualität dieser Beratungsleistungen von der Zielgruppe bewertet
wird.

Forschungsmethoden

Es wurden drei Zielgruppen befragt:

a) OFA-Beamte in den Bundesländern

b) sachbearbeitende Beamte, welche selbst an der Fallanalyse
teilgenommen hatten und

c) sachbearbeitende Beamte, die nicht an der Fallanalyse teilgenommen
hatten.

Es wurden für diese Befragungen zunächst qualitative Interviews
durchgeführt und dann auf der Basis dieser Interviews standardisierte
Fragebögen (samt Itemanalyse) konstruiert.

Projektablauf

Das Projekt begann Mitte 2000 und wurde Dezember 2000 abgeschlossen.
Zur Zeit wird der Abschlussbericht zwecks Veröffentlichung in der BKA-
Reihe "Polizei + Forschung" bearbeitet.

Besonderheiten

Die Projektbearbeitenden sind zwei Psychologie-Diplomantinnen am
Psychologischen Institut der Freien Universität in Berlin. Es handelt sich bei
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dem Projekt um Diplomarbeiten, die in der Veröffentlichungsversion speziell
für das BKA überarbeitet werden.

Kosten/Finanzierung

- Kosten für die eigentliche Befragungsaktion:  5.000 Euro

- Kosten für den Abschlussbericht:  ca. 2.500 Euro bis 5.000 Euro

Umsetzung

Die Ergebnisse der Untersuchung wurden bereits teilweise umgesetzt beim
Bund-Länder-Treffen der OFA-Dienststellen. Weiterhin wurden die
Ergebnisse umgesetzt bei den Fortbildungslehrgängen "Fallanalyse 1",
welche im Frühjahr 2001 in Wörrstadt stattfanden.

Demnächst werden die Ergebnisse weiterhin in die Bund-Länder-
Projektgruppe zur Qualitätssicherung der Fallanalyse hineingetragen werden.

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 13,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI13@bka.bund.de
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Geldwäsche und Gewinnabschöpfung in internationaler
Perspektive     

Untersuchungsgegenstand

Vergleichende Evaluation der Gewinnabschöpfungspraxis von Polizei und
Justiz in den genannten Ländern (s. "Besonderheiten") bei Fällen von
Geldwäsche und anderen Formen Organisierter Kriminalität.

Forschungsmethoden

- Auswertung aggregierter Daten
- Sammlung polizeilicher Daten
- Aktenanalysen

Projektablauf

Beginn: 1998
Ende: 2000
Erstverwertung durch Auftraggeber (BMI) abgeschlossen

Januar 2002:
Publikation des Forschungsberichts in der Reihe "Kriminologische
Forschungsberichte aus dem Max-Planck-Institut für ausländisches und
internationales Strafrecht" (edition iuscrim), Band 99, Michael Kilchling
(Hrsg.): Die Praxis der Gewinnabschöpfung in Europa. Freiburg i. Br. 2002

Besonderheiten

Staatenübergreifendes Kooperationsprojekt:
Deutschland, Schweiz, Österreich, Frankreich, Italien, Großbritannien,
Niederlande, Ungarn

Kosten/Finanzierung

Finanzierung im Rahmen des FALCONE-Programms der EU

Umsetzung

- Projektbeschreibung unter www.iuscrim.mpg.de. > Forschung >
Kriminologie
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- Kurzbroschüre "Forschung aktuell", Michael Kilchling: Die Praxis der
Gewinnabschöpfung in Europa. Forschung aktuell Nr. 9;

- auch als PDF-file verfügbar unter: www.iuscrim.mpg.de/forsch/online-
pub.html

- Forschungsbericht: s. vorn  "Projektablauf"

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de
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Geografisches Tatverhalten von Vergewaltigern und
Sexualmördern  

Untersuchungsgegenstand

Das geographische Verhalten von Vergewaltigern und Sexualmördern in
Bezug auf die Straftat wird untersucht.

Forschungsmethoden

- Aktenauswertung
- Interviews

Projektablauf

- Beginn: Frühjahr 2003
- Abschluss: Ende 2003

Besonderheiten

Folgeprojekt zu "Polizeiliche Vorerkenntnisse von Vergewaltigern"

Kosten/Finanzierung

10.000 €

Umsetzung

Publikation und Umsetzung bei Lehrgängen und operativen Fallanalysen

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 13,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI13@bka.bund.de
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Grenzüberschreitende polizeiliche Kooperation - das
deutsch-französische Beispiel   

Untersuchungsgegenstand

Diese Studie untersucht einerseits die Entwicklung der Kooperationswege
und -methoden an der deutsch-französischen Grenze seit dem Inkrafttreten
des  Schengener Durchführungsübereinkommens (SDÜ) und weiteren
bilateralen Verträge im Bereich der polizeilichen Arbeit. Andererseits
beschäftigt sie sich mit der praktischen Umsetzung dieser Verträge wie auch
mit den Konsequenzen, die diese mit sich auf die Polizei- und Zollarbeit und
auf die staatlichen Sicherheitsstrukturen tragen.

In der Studie werden 3 deutsche Länder (Saarland, Baden-Württemberg und
Rheinland-Pfalz) und 3 französische Departements (Moselle, Bas-Rhin,
Haut-Rhin) einbezogen. Alle staatlichen bzw. Landespolizeikräfte sind
Gegenstand der Studie (Zoll, douanes, BGS, Police Nationale, Landespolizei,
Gendarmerie nationale).

Forschungsmethoden

- Dokumentanalyse - öffentlich zugängliche Dokumente und
behördeninterne Informationen

- Interviews

- Feldbeobachtungen

Projektablauf

1999 - 2002;
in Abschlussphase

Besonderheiten

Die Forschung erfolgt im Rahmen des "Laboratoire Europèen Associé, das
1998 zu Thema "Kriminalität, Sicherheits- und Präventionspolitik :
vergleichende deutsch-französische Untersuchungen" zwischen der Max-
Planck-Gesellschaft (MPI für Strafrecht, Freiburg) und dem CESDiP
(Guyancourt, CNRS)  gegründet wurde.
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Kosten/Finanzierung

Die Kosten werden vom MPI für ausländisches und internationales Strafrecht
und von CESDiP getragen.

Umsetzung

1. Vorträge, insbesondere

- 30 ème anniversaire du CESDiP, 14-16 octobre 1999 - Paris

- Krim. Südwestdeutsches Kolloquium, 30.06. - 02.07.2000, Freiburg
i. Br.

- Interlabo zum Thema "Grenzüberschreitende polizeiliche
Zusammenarbeit", 27.10.00 Freiburg i. Br.

- Seminaire "Questions de Police" CESDiP. 23. - 24. März 2001,
Paris

- anlässlich der Kuratoriumssitzung 2002, Freiburg i. Br. 1. März
2002

2. Publikationen

- Lea Bilanz (1998 - 2001) und Perspektiven (2002 - 2006) unter
www.iuscrim.mpg.de/forsch/online-pub.htm.

- Arbeitsbericht 2001 unter
www.iuscrim.mpg.de/forsch/krim/nogala.html

- Jahrbuch 2001 der Max-Planck-Gesellschaft S. 805 - 910 Verlag
Vandenhoeck u. Rupprecht, Göttingen

- European Journal of Crime, Criminal Law and Criminal Justice
"Policing accross a dimorphous border. Challenge and Innovation at
the French Germans border", S. 130 - 143

- Editorial S. 97 - 98

- Volume 2001.9 Number 2, Klumers Law International, The Hague,
London, Boston
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Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de
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Implementation von Defibrillatoren in die Polizei Bremen   

Untersuchungsgegenstand

- Implementation von Defibrillatoren in die Polizei Bremen zur
Optimierung von Notfallmaßnahmen gegen den plötzlichen Herztod

- Evaluation von Frühdefibrillation durch die Polizei (Effekte auf die
Überlebensrate)

Die Schutzpolizei Bremen wird komplett (alle Streifenwagen) mit den
Defibrillatoren ausgestattet. Die Polizeibeamten werden im Umgang mit dem
Gerät geschult. Die Evaluation bezieht sich sowohl auf die Ausstattung als
auch auf die Anwendungsschulung der Polizeibeamten. Bei positivem
Ergebnis wird mit einer erheblichen Steigerung der Überlebensrate an
Einsatz-/Unfallorten gerechnet.

Forschungsmethoden

- Aktenanalyse
- Systematische Verhaltensbeobachtung
- Expertenbefragung

Projektablauf

01.01.2003 - 30.06.2003:
Implementation von Automatischen Externen Defibrillatoren (AED); AED-
Schulungen; Aktenanalysen

30.06.2003 – 31.12.2004:
Evaluation der Maßnahme

Forschungsergebnisse

Erste Forschungsergebnisse werden voraussichtlich Ende 2003 vorliegen.

Besonderheiten

keine

Kosten/Finanzierung

Co-Finanziert durch:
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- Medtronic Foundation

- Polizei Bremen

- Feuerwehr Bremen

Umsetzung

- Publikation über die IPOS – Schriftenreihe ist vorgesehen

- Entwicklung eines Ausbildungsmoduls

Kontakte

Hochschule für Öffentliche Verwaltung Bremen, Institut für Polizei- und
Sicherheitsforschung (IPOS), Doventorscontrescarpe 172, 28195 Bremen
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Kompetent & Bürgernah - Qualitätsverbesserung unserer
Polizeiarbeit

Untersuchungsgegenstand

Ziel ist es,  zählbare Ergebnisse zur Optimierung der Polizeiarbeit unter
Berücksichtigung der vier gleichberechtigten Zieldimensionen "Erfüllung des
gesetzlichen Auftrages", "Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger",
Zufriedenheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter" und "Wirtschaftlichkeit"
zu gewinnen. Ausgewählt wurden die Leistungsbereiche "Polizeiliche
Verkehrssicherheitsarbeit" und "Kriminalitätskontrolle".

Forschungsmethoden

Das Saarland und Schleswig-Holstein wollen gemeinsame, objektive und
messbare Kriterien erarbeiten, an denen abgelesen werden kann, wie gut oder
schlecht die gesteckten Ziele in den einzelnen Bereichen erreicht werden.
Man hat damit ein Steuerungsinstrument in der Hand, mit dem größere
Effektivität und Effizienz polizeilicher Arbeit erreicht werden kann.
Polizeiliches Handeln lässt sich über Behörden hinweg vergleichen.

Die für eine Nutzung des neuen Steuerungsmodells bei der Polizei benötigten
Parameter (Qualitätsziele, Produkte, Kennzahlen pp.) sind für die o. g.
Leistungsbereiche definiert worden.

Projektablauf

- Am 06. Mai 1998 gab der Innenstaatssekretär den Startschuss für das
Projekt.

- Das mittelfristig angelegte Projekt soll zum Ende des Jahres 2000
abgeschlossen sein.

Besonderheiten

Um dieses Projekt zu unterstützen, wurde eine Unternehmensberatung in
Heidelberg ausgewählt. Mit Unterstützung der Bertelsmann Stiftung soll ein
Vergleichsprojekt die Polizeiarbeit der Länder Saarland und Schleswig-
Holstein betrachten, um so zählbare Ergebnisse zur Optimierung der
Polizeiarbeit unter Berücksichtigung der vier gleichberechtigten
Zieldimensionen (s. o.) zu gewinnen.
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Zur Projektstruktur:

Neben einer Lenkungsgruppe, besetzt mit den Staatssekretären beider Länder
und Vertretern der Bertelsmann Stiftung, gibt es eine länderübergreifende
Projektgruppe und je Land eine Landesprojektgruppe. Darunter gibt es
"zwischenbehördliche Fachteams", sogenannte "ZBFT's". Diese wurden aus
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der beteiligten Bereiche gebildet.

Kosten/Finanzierung

Für das Projekt steht ein Etat von 1,87 Mio. DM zur Verfügung. Das
Saarland und Schleswig-Holstein finanzieren jeweils 560.000 DM, die
Bertelsmann Stiftung stellt 750.000 DM zur Verfügung und engagiert sich
auch personell.

Umsetzung

Eine landesweite Umsetzung der Ergebnisse, insbesondere der zukünftige
Einsatz von sich als tauglich erwiesenen Steuerungsmöglichkeiten ist
vorgesehen. Dies wird unabhängig von der Unternehmensberatung, durch
besonders ausgebildete Moderatoren (Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte)
erfolgen.

Kontakte

Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein, IV GRK,
Postfach 1133, 24100 Kiel
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Konzeption der Spezialausbildung ViCLAS I und ViCLAS
II  

Untersuchungsgegenstand

Für die ViCLAS-Kurse mussten zunächst die einschlägige wissenschaftliche
Literatur und die Lehrgänge im Ausland gesichtet werden, um daran
anschließend ein spezielles Ausbildungskonzept für Deutschland zu erstellen.

In den Spezialausbildungslehrgängen sollen den Teilnehmern folgende
Inhalte vermittelt werden:

- umfassende Kenntnisse der Möglichkeiten und Grenzen der Funktionen
der Datenbank ViCLAS,

- umfassendes fallanalytisches Hintergrundwissen zur Einschätzung
gezeigten Täterverhaltens,

- Grundlagen des Qualitätsmanagements für die Datenbank ViCLAS,

- Kenntnis der Meldewege,

- sicheres Umgehen mit den ViCLAS-Deliktsbereichen (Abgrenzung
relevanter Delikte zu nicht- relevanten Delikten),

- fundierte Analyse gezeigten Täterverhaltens und entsprechende
Recherche nach ähnlich gelagerten Fällen (Serie).

- Ziel des Projektes ist es, die Spezialausbildung ViCLAS I und ViCLAS
II so zu konzipieren, dass sie

- mindestens gleichwertig zu internationalen Standards ist;

- die OFA-Beamten der Bundesländer in die Lage versetzt, nach
erfolgreichem Abschluss der Lehrgänge selbständig Qualitätskontrollen
eingehender Daten und hochwertige Analysen am Datenbanksystem
ViCLAS durchzuführen;

- die Länderbeamten in die Lage versetzt, die Inhalte von ViCLAS den
sachbearbeitenden Dienststellen vermitteln zu können.

Forschungsmethoden

- systematische Auswertung bestehender ViCLAS-Lehrgänge, inkl.
Befragung betreffender Einheiten



Polizeiliche Arbeitsmethoden

426

- systematische Auswertung bestehender Literatur

- Entwicklung einer eigenen Vorgehensweise mit jeweiligem Test an
Versuchspersonen

Projektablauf

- ViCLAS I wurde im Wesentlichen von Januar 1999 bis Juni 1999
konzipiert und unterliegt (vor allem systembedingt) ständigen
Aktualisierungen.

- ViCLAS II wurde im Wesentlichen von Januar 2000 bis Oktober 2000
konzipiert. Aufgrund ständiger Methodenweiterentwicklung unterliegt
ViCLAS II einer permanenten Aktualisierung.

Besonderheiten

Mit Beschluss der AG Kripo vom 22.01.99 hatte das BKA den Auftrag
erhalten, die o. a. Spezialausbildungen zu konzipieren. Bei der Konzeption
wurde intensiv mit der RCMP (Kanada) zusammengearbeitet.

Kosten/Finanzierung

An der Konzeption waren

- bei ViCLAS I: 1 Sachbearbeiter h. D. ein halbes Jahr und 1,5
Sachbearbeiter g. D. ein halbes Jahr

- bei ViCLAS II: 1 Sachbearbeiter h. D. ein halbes Jahr und 3
Sachbearbeiter g. D. 10 Monate

beschäftigt.

Umsetzung

Seit Juni 1999 werden die ViCLAS-Kurse für OFA-Kollegen aus Bund und
Ländern angeboten und erfolgreich (siehe erhobenes Feedback in den
jeweiligen Kursen) durchgeführt.

Bis April 2002 sind insgesamt 22 ViCLAS-Lehrgänge durchgeführt worden.

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 13,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI13@bka.bund.de
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Konzeption eines Fallanalyse-Lehrganges in den
Deliktsbereichen Tötung und sexuell motivierte
Gewaltstraftaten      

Untersuchungsgegenstand

Wie werden Methoden der Fallanalyse und der Täterprofilerstellung adäquat
vermittelt?

Forschungsmethoden

- Aktenanalyse / Auswertung
- Konzeption der Didaktik
- Umsetzung
- Evaluation mittels eines speziell konstruierten Fragebogens

Projektablauf

Beginn: Oktober 2000
Umsetzung: Februar 2001
Evaluation: März 2001
Bericht: März 2001 der Amtsleitung vorgelegt

Besonderheiten

Erste durchgängige Konzeption eines Lehrganges im Bereich "Operative
Fallanalyse" und Täterprofilerstellung bei Tötungsdelikten und sexuell
motivierten Gewaltstraftaten mit wissenschaftlich abgesicherten Methoden.

Kosten/Finanzierung

500.000 Euro Gesamtkosten

Umsetzung

Bisher: 4 Lehrgänge für Bund- und Länderdienststellen

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 13,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI13@bka.bund.de
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Mobilitätsverhalten von Serien- und Intensivtätern      

Untersuchungsgegenstand

- Verifizierung / Falsifizierung der Intensivtäterhypothese im Hell- und
Dunkelfeld

- Anteil der Intensivtäter an der registrierten Gesamtkriminalität in Hessen
und bei fünf ausgewählten hessischen Dienststellen im örtlichen und im
überörtlichen Bereich in den Jahren 1994 und 1995

Forschungsmethoden

- Literaturauswertung

- Auswertung der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) 1994 und 1995

- Sonderauswertung RAMIS (Rapid Access Method Information System)
beim HLKA in Wiesbaden für die Jahre 1994 und 1995

- Täterbefragung in der JVA Darmstadt-Eberstadt am 1996

Projektablauf

- Projektbeginn: Januar 1996

- bis Juli 1996: Literaturauswertung, Auswertung der RAMIS-Ergebnisse
des HLKA

- 16.7.1996: Täterbefragung in der JVA Darmstadt-Eberstadt am 16.7.96
und anschl. Auswertung

- Projektende: Dezember 1996

Forschungsergebnisse

RAMIS-Sonderauswertung des Hess. LKA:

1994 traten in Hessen 1.745 und 1995: 1.761  Serien-/Intensivtäter in
Erscheinung, was einem Anteil von ca. 0,8 % aller in Hessen in Erscheinung
getretenen TV des jeweiligen Jahres entspricht. Von diesen TV wurden 1994:
39.533 und 1995: 36.378 Delikte begangen. Dies entspricht einem Anteil an
der hessischen Gesamtkriminalität von 8,3 % im Jahre 1994 und 7,8 % 1995.
21,5 % dieser TV hatten (1995) ihren Wohn-/Aufenthaltsort außerhalb
Hessens. Der Anteil der Nichtdeutschen lag bei 26,4 %.
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Ein Großteil der 1.761 Intensivtäter (1995) trat bereits in den vorhergehenden
Jahren in Hessen in Erscheinung (> 2/3 = 1994, ca. 1/2 = 1993, > 1/3 = 1992,
> 1/4 = 1991 und > 1/5 = 1990).

Der größte Anteil der Serientäter war bis 26 Jahre alt (57,5 %). 1994 werden
von diesen TV fast 92 % und 1995 über 87 % Delikte des einfachen und
schweren Diebstahls begangen.

Täterbefragung in der JVA Darmstadt-Eberstadt am 16.07.96:

- 35 % der Befragten gaben an, insgesamt (Hell- und Dunkelfeld) unter 5
Straftaten, 23,75 % zwischen 6 und 50 und 30 % über 50 Delikte
begangen zu haben. 11,25 % machten keine Angaben.

- 6,25 % der Befragten schätzten, dass alle Straftaten bekannt/aufgeklärt
wurden. 17,5 % der Befragten glaubten, dass bis zu 5 Delikte nicht
bekannt/aufgeklärt wurden, bei 25 % sollen dies zwischen 6 und 50
Delikte und bei 15 % über 50 Delikte gewesen sein. 16,25 % wussten
dies nicht und 20 % machten hierzu keine Angaben.

- Insgesamt dürfte diesem Personenkreis zwischen ca. 2.300 bis ca. 2.600
Straftaten zuzuordnen sein, die von der Polizei nicht aufgeklärt wurden.

- Das durchschnittliche Dunkelfeld dürfte bei ca. 1 : 8 liegen.

- Deliktsbereiche, die hauptsächlich nicht der Polizei bekannt wurden:

• (einfacher/schwerer) Diebstahl: ca. 43,9 %

• Raub: 10,8 %

• Betrug: 7,2 %

• Rauschgiftdelikte 15,8 %

• Kapitaldelikte: 3,6 % (absolute Anzahl: 5)

• Verkehrsdelikte: 10 % und

• sonstige Delikte: 8,6 %

Besonderheiten

Unterstützung durch das Hess. Innenministerium, das Hess.
Justizministerium und die JVA Darmstadt-Eberstadt
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Umsetzung

- Erstellung eines Projektbandes

- Übersendung des Projektbandes an alle hessischen Polizeidienststellen

- Veröffentlichungen in der Zeitschrift KRIMINALISTIK Heft 12/97

- Präsentation bei der Kriminalistischen Studiengemeinschaft in Bremen
im Januar 2000

- Präsentation beim BKA "Forum KI 1 - 2000" am 29.6.2000

Kontakte

Verwaltungsfachhochschule in Wiesbaden, Fachbereich Polizei,
Schönbergstraße 100, 65199 Wiesbaden;  Internet: http://www.vfh-hessen.de
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Modellversuch Soforteinbehalt bei Ladendiebstahl    

Untersuchungsgegenstand

Mit dem Modellversuch "Soforteinbehalt" bei Ladendiebstählen in Nürnberg
soll ohne Änderung des geltenden Rechts ein Verfahren erprobt werden, bei
dem der auf frischer Tat ertappte Ersttäter freiwillig einen Geldbetrag an die
Polizei vor Ort bezahlt, mit dem die Staatsanwaltschaft dann regelmäßig
sofort das Ermittlungsverfahren nach § 153 a Abs. 1 StPO abschließen kann.

Ziele sind zum einen die Beschleunigung des staatsanwaltschaftlichen
Verfahrens und die Stärkung polizeilichen Auftretens vor Ort und der damit
verbundenen Präventivwirkung.

Forschungsmethoden

- Gegenstand: Akzeptanz und Effizienz

- Erhebung und Untersuchung von Vorgangsgrunddaten vom
Polizeipräsidium Mittelfranken

- Analyse von (für dieses Projekt entwickelten) staatsanwaltschaftlichen
statistischen Erfassungsbogen, EDV-Dateien, ergänzend Strafakten der
StA Nürnberg-Fürth bezüglich Verfahrensgang und -abschluss

- Befragung durch Fragebögen von sachbearbeitenden Staatsanwälten,
Polizeibeamten und ausgewählten Geschädigten bezüglich ihrer
Einschätzung des Modellversuchs

- Vergleichsgruppe: Jahrgang 1999, nach dem Modellversuch gescheiterte
Fälle

Projektablauf

ab 01.01.2001 bis Anfang 2003

Besonderheiten

Eigens für dieses Projekt entwickelte statistische Erfassungsbogen der StA
Nürnberg-Fürth

Umsetzung

Erstellung von Zwischenberichten
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Veröffentlichung des Abschlussberichtes in KUP Präsentation auf der
KrimZ-Fachtagung "Neue Konzepte der Kriminalpolitik" vom 07. - 09. Mai
2003 in Wiesbaden

Kontakte

Kriminologische Zentralstelle e. V., Viktoriastraße 35, 65189 Wiesbaden;
Internet: http://www.krimz.de; E-Mail: info@krimz.de
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Polizei im Wandel. Eine empirische Analyse zur
Arbeitssituation von Polizeibeamten und -beamtinnen in
Niedersachsen, in Teilen eine Wiederholung der
Mitarbeiterbefragung 1991   

Untersuchungsgegenstand

Das Projekt hat zwei Ziele:

Zum einen soll eine umfassende Bestandsaufnahme der aktuellen
Arbeitssituation der niedersächsischen Polizei durchgeführt werden, zum
anderen soll durch die Befragung in großen Teilen eine Wiederholung der
Mitarbeiterbefragung der niedersächsischen Polizei aus dem Jahre 1991
erfolgen.

Bei der Befragung aus dem Jahre 1991 handelt es sich um eine schriftliche
Befragung von 1.402 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der
niedersächsischen Polizei. Diese repräsentative Befragung wurde mit den
Schwerpunkten Arbeitszufriedenheit und Reformbedürfnisse konzipiert und
durchgeführt.

Die Untersuchung mit dem Befragungszeitpunkt im Jahr 2001 will diese
Themen einerseits differenzierter bearbeiten, andererseits u. a. mit Blick auf
das Selbstverständnis der Polizei in der Gesellschaft und das Verhältnis
Bürger-Polizei um neue Schwerpunkte erweitern. Diese konzeptionelle
Erweiterung macht aufgrund des infolgedessen geplanten modularen
Vorgehens eine Erweiterung des Sampleumfangs der Befragung aus dem
Jahre 1991 notwendig.

Forschungsmethoden

Schriftliche Befragung einer Zufallsauswahl von 4.200
Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten (standardisiertes Instrument in
modularem Aufbau), Gruppendiskussionen und Einzelinterviews zur
Interpretation der Ergebnisse

Projektablauf

Projektstand März 2003:



Polizeiliche Arbeitsmethoden

434

- Durchführung der stand. Befragung im 1. Quartal 2001 (Rücklauf: 2.631
Bögen, entspricht 62,6 %)

- Gruppendiskussionen und Einzelinterviews beginnend im zweiten
Halbjahr 2001, beendet 2002

- Vorlage von Zwischenberichten über die wesentlichen Ergebnisse der
standardisierten Mitarbeiterbefragung  zum 31.01.2002 und zum
30.06.2002 (zugänglich über Intranet der Polizei Nds.)

- Planungen:

- Vorlage des Abschlussberichts zum Forschungsprojekt zum 31.12.2003

Besonderheiten

Arbeitsgruppe bestehend aus Beamtinnen und Beamten aus verschiedenen
Verwendungsbereichen und Laufbahngruppen der Polizei Niedersachsen

Kosten/Finanzierung

303.000 DM (MI Niedersachsen), 190.000 (KFN)

Umsetzung

Bisher vorliegende Projekt-Veröffentlichungen:

Ohlemacher, Thomas (unter Mitarbeit von Dieter Boumans), 1999:
Empirische Polizeiforschung in der Bundesrepublik Deutschland. Versuch
einer Bestandsaufnahme. Forschungsberichte des Kriminologischen
Forschungsinstituts Niedersachsen Nr. 75. Hannover: KFN.

Ohlemacher, Thomas, 2000: „Mit dem Rücken gegen die Wand“. Zum
Wechselspiel von öffentlicher Kritik und polizeilichem Korpsgeist.
Deutsches Polizeiblatt  82: 10-14.

Ohlemacher, Thomas, 2000: Die Polizei in schwierigem Gelände: Ein
Plädoyer für eine veränderte Perspektive und neue empirische Projekte.
Monatsschrift für Kriminologie und Strafrechtsreform 83: 1 - 10.

Ohlemacher, Thomas, 2000: Empirische Polizeiforschung in der
Bundesrepublik Deutschland: Schwerpunkte und Desiderata. S. 183 - 218 in:
Schriftenreihe der Polizei-Führungsakademie, Schwerpunktheft: Polizeiliche
Handlungslehre - Polizeiwissenschaft. Heft 1-2/2000. Lübeck: Schmidt-
Römhild.
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Ohlemacher, Thomas, Christiane Bosold und Christian Pfeiffer, 2000: Polizei
im Wandel. Eine geplante empirische Analyse  zur Arbeitssituation von
Polizeibeamten und -beamtinnen in Niedersachsen. S. 220 - 237 in: Karlhans
Liebl/ Thomas Ohlemacher (Hrsg.): Empirische Polizeiforschung.
Interdisziplinäre Perspektiven in einem sich entwickelnden Forschungsfeld.
Herbolzheim: Centaurus.

Ohlemacher, Thomas, 2001, KFN-Forschungsprojekt "Polizei im Wandel",
in: Polizei-Extrablatt. Informationen für die niedersächsische Polizei 1/2001:
4.

Ohlemacher, Thomas, Christiane Bosold, Anja Fiedler, Oliver Lauterbach
und Alexandra Zitz, 2002, Polizei im Wandel: Erste Ergebnisse der
Vollzugsbeamtinnen und -beamten der niedersächsischen Polizei im Jahre
2001. Hannover: KFN (gedruckte Fassung erhältlich über die Pressestelle des
Nds. Innenministeriums, elektronisch zudem im polizeilichen Intranet der
Polizei Niedersachsen verfügbar)

Ohlemacher, Thomas, Christiane Bosold und Anja Fiedler, 2002,
Zusammenfassung der Ergebnisse des Zwischenberichtes zum
Projektvorhaben "Polizei im Wandel" vom Januar 2002,
http://www.kfn.de/ergebnisapiw.pdf

Ohlemacher, Thomas, Christiane Bosold und Anja Fiedler, 2002 (i.E.),
Polizei im Wandel: Die Ergebnisse der standardisierten Befragung, Polizei-
Extrablatt. Informationen für die niedersächsische Polizei  April/2002

Bosold, Christiane, Ohlemacher, Thomas, Kirchberg, Wolf & Lauterbach,
Oliver (2002): Polizei im Wandel : Das Erhebungsinstrument der
standardisierten Befragung der Vollzugsbeamtinnen und -beamten der
niedersächsischen Polizei 2001. KFN-Forschungsberichte Nr. 86, Hannover:
KFN.

Ohlemacher, Th., Christiane Bosold, Anja Fiedler, Oliver Lauterbach &
Alexandra Zitz (unter Mitarbeit von Dirk Enzmann, Mirja Kleuker, Michaela
Nack und Britta Pawlowski) (2002), Polizei im Wandel: Abschlussbericht der
standardisierten Befragung der Vollzugsbeamtinnen und -beamten der
niedersächsischen Polizei 2001 sowie erste Ergebnisse der
Gruppendiskussion 2002. KFN-Forschungsberichte Nr. 87. Hannover: KFN.
Weitere Informationen unter www.kfn.de (Projekte) erhältlich!
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Kontakte

Kriminologisches Forschungsinstitut Niedersachsen e. V. (KFN),
Lützeroderstraße 9, 30161 Hannover; Internet: http://www.kfn.de;
E-Mail: kfn@kfn.uni-hannover.de
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Polizeiliche Ermittlungsführung im Strafverfahren bei der
Polizei des Landes Baden Württemberg  

Untersuchungsgegenstand

Untersucht wurden alle geklärten Straftaten, die von der Polizei des Landes
Baden-Württemberg im Februar 1998 in die Personen-Auskunfts-Datei
eingestellt wurden. Die Untersuchung erfolgte zeitnah, so dass Datenverlust
weitgehend vermieden werden konnte.

Ziel war die Erforschung verschiedenster Aspekte polizeilicher
Ermittlungsführung der Bereiche Kriminaltaktik und Kriminaltechnik.

Forschungsmethoden

Im Rahmen des Projekts wurden alle 24.833 im Monat Februar 1998 von der
Polizei Baden-Württemberg in die Personenauskunftsdatei eingestellten
geklärten Fälle anhand eines Fragebogens ausgewertet und über ein hierfür
entwickeltes Programm in zwei Excel-Dateien eingestellt.

Projektablauf

- Genehmigung durch die Datenschutzbehörde (Innenministerium)

- Sonderauswertung durch das LKA BW in der Personen-Auskunfts-Datei

- Erstellung eines Auswertungsbogens und eines Auswertungsleitfadens

- Einweisung der Auswerter

- Auswertung der Akten durch Studierende der Hochschule für Polizei vor
Ort

- Einstellung der anonymisierten Daten in zwei Excel-Dateien

- Auswertung hinsichtlich verschiedenster Kriterien durch die
verantwortlichen Dozenten

Besonderheiten

Mit der Durchführung des Forschungsprojekts waren 108 Auswerter(innen)
und 26 Datenerfasser/innen, alle Studenten und Studentinnen des 17.
Studienjahrganges, für die Dauer von über drei Wochen, ein Beamter in
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Vorbereitung für die Auswahl für den höheren PVD (Leiter des Projektbüros)
sowie drei Dozenten der Hochschule befasst.

Umsetzung

Das Projekt ist abgeschlossen. Die abschließende Bewertung des IM BW
steht noch aus.

Kontakte

Fachhochschule Villingen-Schwenningen, Hochschule für Polizei,
Fachbereich II - Kriminalwissenschaften, Sturmbühlstraße 250,
78054 Villingen-Schwenningen
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Polizeiliche Informationssysteme für die Unterstützung
täterorientierter Ermittlungen von deliktsunspezifischen
Wiederholungstätern, die Gewalttaten begehen  

Untersuchungsgegenstand

Bestandsaufnahme polizeilicher Instrumentarien, mit denen polizeiliche
Ermittlungen gegen Gewaltstraftaten begehende Wiederholungstäter mit
deliktsunspezifischen Vorerkenntnissen unterstützt werden.

Forschungsmethoden

- Aktenerhebungen
- Interviews
- Fragebogen

Projektablauf

- Einleitung: Frühjahr 2003
- voraussichtlicher Abschluss der Machbarkeitsstudie: Januar 2004
- voraussichtlicher Abschluss der Untersuchung mit Bericht: Ende 2005

Kosten/Finanzierung

gesamt: ca. 250.000 €

Umsetzung

Ergebnisse gehen in die Arbeitsweisen der operativen Fallanalyse ein.

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 13,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI13@bka.bund.de
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Praxis des Wiedererkennungsverfahrens bei der Polizei des
Landes Baden-Württemberg  

Untersuchungsgegenstand

Untersucht wurden alle Raubüberfälle, Sexualdelikte, gefährlichen und
schweren Körperverletzungen, erpresserischer Menschenraub und
Geiselnahme sowie Inverkehrbringen von Falschgeld des Jahres 1996, die
von der Polizei Baden-Württemberg geklärt worden waren und bei denen
sich Täter und Opfer zuvor nach Sachlage nicht kannten, im Hinblick auf
durchgeführte Wiedererkennungsverfahren.

Ziel war die Feststellung nicht nur von Mängeln in der polizeilichen
Ermittlungsführung, sondern auch von Suggestionspotentialen bei
bestimmten Methoden (z. B. Einzel- oder Wahlverfahren) und die Art und
Weise der Anwendung verschiedener Verfahren. Weiter sollte festgestellt
werden, inwieweit das sog. sequentielle Verfahren in der Polizeipraxis
Einzug gefunden hat.

Forschungsmethoden

Auswertung von 6.346 Ermittlungsakten geklärter Fälle

Projektablauf

- Genehmigung durch die Datenschutzbehörde (Innenministerium)

- Sonderauswertung zur Auswahl auszuwertender Akten durch das LKA
BW in der Personen-Auskunfts-Datei

- Erstellung eines Auswertungsbogens und eines Auswertungsleitfadens

- Einweisung der Auswerter

- Auswertung der Akten durch Studierende der Hochschule für Polizei vor
Ort

- Einstellung der anonymisierten Daten in eine Excel-Datei

- Auswertung hinsichtlich verschiedenster Kriterien durch die
verantwortlichen Dozenten



Polizeiliche Arbeitsmethoden

441

Besonderheiten

Das Forschungsergebnis zeigte gravierende Mängel in der Durchführung von
Wiedererkennungsverfahren in der polizeilichen Praxis auf. Aufgrund von
Rücksprachen mit Bildungseinrichtungen und Zentralstellen anderer Länder
ist davon auszugehen, dass die Ergebnisse auf andere Länder übertragbar sein
dürften.

Umsetzung

Veröffentlichung des Forschungsergebnisses

1. In der Reihe "Texte" der Fachhochschule Villingen-Schwenningen -
Hochschule für Polizei (Texte Nr. 18: Praxis des
Wiedererkennungsverfahrens bei der Polizei des Landes Baden-
Württemberg)

2. Kurzfassung in Kriminalistik 6/98 unter dem Titel
"Wiedererkennungsverfahren"

3. Zusammenfassung im LKBl BW 1/98

4. Durchführung eines Seminars 1998, Folgeseminar 1999 ist geplant

Die als Konsequenz aus der Forschungsarbeit angedachte Schaffung einer
landesweiten "Wiedererkennungsvideothek" hat aufgrund rechtlicher
Problemstellungen bislang keine Umsetzung erfahren.

Kontakte

Fachhochschule Villingen-Schwenningen, Hochschule für Polizei,
Fachbereich II - Kriminalwissenschaften, Sturmbühlstraße 250,
78054 Villingen-Schwenningen
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Professioneller Umgang mit Opfern und Zeugen bei der
Polizei   

Untersuchungsgegenstand

Opfer und Zeugen sind mit ihren Aussagen die wichtigsten "Beweismittel"
bei der Klärung von Kriminalfällen. Darüber hinaus benötigen traumatisierte
Opfer eine schnelle und professionelle Nachbetreuung außerhalb der Polizei.
Schließlich hängt das Image der Polizei sehr stark ab von ihrem
Serviceverhalten gegenüber Opfern und Zeugen.

Diese drei Ziele sollten mit dem Modellprojekt im PP Südhessen angegangen
werden. Dazu war es notwendig, ein Bündel von Informations-, Aufklärungs-
und Trainingsmaßnahmen speziell für das PP Südhessen zu entwickeln und
in die alltägliche Arbeitspraxis der Polizei umzusetzen.

Forschungsmethoden

Das Projekt basiert auf den Vorarbeiten des BKA (Opferbefragung in Hanau:
Was wünschen die Opfer, Band 22 der BKA-Forschungsreihe sowie Das
Opfer und die Kriminalitätsbekämpfung, Tagung des BKA, Band 36 der
BKA-Forschungsreihe). Die in diesen Publikationen vorgeschlagenen
Verbesserungsvorschläge wurden durch ein ganzes Bündel von Maßnahmen
mit unterschiedlichen Methoden umgesetzt. Dieses Maßnahmenbündel wurde
über ein zweijähriges Modellprojekt im PP Südhessen organisiert.

Begleitend zum Modellprojekt wurde eine wissenschaftliche
Evaluierungsforschung durchgeführt, um mögliche Veränderungen
(Verbesserungen) messbar zu machen. Dazu wurden sowohl die
Polizeibeamten als auch Opfer und Zeugen in zeitlichen Dreierschritten mit
Hilfe von standardisierten Fragebögen befragt. Zu Kontrollzwecken wurden
die analogen Befragungen an einer Dienststelle durchgeführt, an der kein
Modellprojekt lief.

Projektablauf

- Das Projekt begann konzeptionell Ende 1998.

- Die eigentliche Projektphase (Beginn des Modellprojekts) begann 1999.
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- Die Abschlussberichte wurden im Januar 2001 vorgelegt und sind im
Januar 2002 veröffentlicht worden.

Besonderheiten

- Das Modellprojekt lief als Kooperation zwischen PP Südhessen und
BKA (KI 13). Bei verschiedenen Maßnahmen unterstützte das BKA
durch Personal bzw. durch spezielle Veranstaltungen.

- Bei der Begleitforschung fand eine Kooperation zwischen TU
Darmstadt, PP Südhessen, Opferhilfe Südhessen und BKA statt.

- Die Projektteile werden sämtlich in der BKA-Reihe "Polizei +
Forschung" veröffentlicht.

Kosten/Finanzierung

- Personaleinsatz zur Unterstützung des Modellprojekts am PP Südhessen

- 10.000 Euro BKA-Anteil an der Begleitforschung

Umsetzung

- Das Projekt ist selbst ein Umsetzungsprojekt (verbunden mit
Wirkungsforschung).

- PP Südhessen hat bereits erhebliche Öffentlichkeitsarbeit zum Projekt
gemacht.

- BKA und PP Südhessen haben die Ergebnisse des Projekts im Rahmen
einer Pressekonferenz der Öffentlichkeit vorgestellt.

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 13,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI13@bka.bund.de
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Profiling - ViCLAS-Datenbanksystem, Fallanalyse,
Täterprofilerstellung   

Untersuchungsgegenstand

Untersucht bzw. ausgewertet wurden unterschiedliche Ansätze, die sich mit
operativer Fallanalyse und Täterprofilerstellung befassen. Ziel ist
insbesondere, Nutzen und Praxistauglichkeit unterschiedlicher sog. 'Profiling-
Ansätze' zu überprüfen.

Forschungsmethoden

1. Allgemeine Grundlagen

- Aufbau Quellenverzeichnis und Literatursammlung

- Dokumentenanalyse

- Wissens- und Erfahrungsaustausch mit anderen Stellen

2. Empirischer Hintergrund

- Aufbau Kasuistik einschlägiger Fälle aus Baden-Württemberg

- Test/Entwicklung von Analyseverfahren

3. Analyse

- Fallanalyse

- Profiling i.e.S.

- Tatverdachtsanalyse

- Aussagen- und Verhaltensanalyse

- Opferprofil

- ....
von ausgesuchten Tötungsdelikten aus Baden-Württemberg

Projektablauf

- Genehmigung durch die Datenschutzbehörde (Innenministerium)
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- Sonderauswertung durch das LKA BW in der Personen-Auskunfts-Datei
und Modus-Operandi-Datei

- Bearbeitung unterschiedlicher Aufgabenkomplexe durch Studententeams
im

- Wahlpflichtfachbetrieb

- Wissenschaftliche Begleitung und Projektleitung durch Dozenten der
Fachhochschule für Polizei

Umsetzung

Unter anderem flossen Erkenntnisse aus dem Forschungsprojekt in die
Einführungskonzeption "ViCLAS, Fallanalyse, Täterprofilerstellung" für die
Polizei des Landes Baden-Württemberg ein. Seit Mitte 1998 ist beim LKA
BW ein "Arbeitsbereich ViCLAS" eingerichtet, der für den ViCLAS-Betrieb
und die Unterstützung der Dienststellen durch Erstellung von Fallanalysen
zuständig ist. Das Forschungsprojekt "Profiling" an der Hochschule für
Polizei wird ergänzend dazu fortgeführt.

Kontakte

Fachhochschule Villingen-Schwenningen, Hochschule für Polizei,
Fachbereich II - Kriminalwissenschaften, Sturmbühlstraße 250,
78054 Villingen-Schwenningen
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Rechtswirklichkeit und Effizienz der Überwachung der
Telekommunikation nach den §§ 100 a, 100 b StPO      

Untersuchungsgegenstand

Die rechtstatsächliche Untersuchung des MPI nimmt insofern eine
Schlüsselstellung ein, als im Mittelpunkt der Untersuchung die Bedeutung
der Erkenntnisse aus der Telefonüberwachung für das Strafverfahren steht.
Eingriffe in die Telekommunikation haben im strafrechtlichen
Ermittlungsverfahren einen besonders hohen Stellenwert eingenommen und
die TÜ zählt zu den Ermittlungsmaßnahmen, denen insbesondere in der
Kontrolle und Bekämpfung der organisierten Kriminalität hohe
Aufmerksamkeit geschenkt wird.

Damit sind die Effizienzfragen angesprochen, die in der Abwägung zwischen
dem aus der TÜ sich ergebenden Nutzen für die Strafverfolgung einerseits
und dem besonders deutlichen Eingriff in Bürgerrechte andererseits einer
Klärung zugeführt werden müssen. Ohne verlässliche empirische
Erkenntnisse ist eine solche Abwägung nicht sachgerecht durchzuführen. Die
Untersuchung enthält daher deskriptive, theoretische und als Kern der
Untersuchung evaluative Bestandteile.

Forschungsmethoden

- statistische Analyse zur TÜ

- Aktenanalysen

- schriftliche Befragungen

- Interviews mit Schlüsselpersonen sowie die Analyse von
Urteilsbegründungen und Abschriften von TÜs

Projektablauf

Beginn: 1999
Ende: 2002

Arbeitsplanung für 2002:



Polizeiliche Arbeitsmethoden

447

Dem erstellten Plan für die zeitlich gestaffelte Aktenanforderung der
Verfahrensakten aus den weiteren Bundesländern entsprechend, sind
anschließend die Aktenauswertungen in den übrigen Bundesländern geplant.

Sodann werden auf der Basis erster Grunddaten aus der Aktenauswertung die
schriftlichen Befragungen der Polizisten, Staatsanwälte, Richter und
Verteidiger vorbereitet und der dazu notwendige Fragebogen im Frühjahr
2002 entwickelt werden.

Im Anschluss daran ist die Durchführung der schriftlichen Befragungen
geplant.

Die Rekonstruktionsuntersuchungen und mündliche Interviews sollen parallel
dazu stattfinden.

Forschungsergebnisse

Es kann aufgrund offizieller Daten als Zwischenergebnis festgestellt werden,
dass

1. die Anordnungen der TÜ im Laufe der neunziger Jahre zugenommen
haben,

2. das größte Anwendungsfeld im Bereich der Betäubungsmitteldelikte
liegt,

3. der staatsanwaltschaftlichen Eilentscheidung eine relativ geringe Rolle
zukommt, was im übrigen auch für eine weitgehende Planung und
genauere Zielsetzung der TÜ spricht,

4. erhebliche Unterschiede hinsichtlich der Anordnung der TÜ sowie
hinsichtlich der durchschnittlich von einer TÜ Betroffenen im Vergleich
der Bundesländer beobachtet werden können, wobei die Unterschiede
entlang Ost/West und Nord/Süd verlaufen

Kosten/Finanzierung

Drittmittel: Bundesministerium der Justiz

Umsetzung

- www.iuscrim.mpg.de/forsch/krim/albrecht.html

- Tätigkeitsbereicht des MPI 2000/01 (Forschung), S. 150 - S. 158
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Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de
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Serien in der ViCLAS-Datenbank    

Untersuchungsgegenstand

Untersuchung der mit ViCLAS zusammengeführten und bestätigten Serien

Forschungsmethoden

- Dokumentenanalyse
- Interviews

Projektablauf

- Einleitung: Frühjahr 2003
- voraussichtlicher Abschluss: Ende 2004

Kosten/Finanzierung

haushaltsunwirksam

Umsetzung

- Ergebnisse gehen in die Arbeitsweisen der OFA-Einheiten des Bundes
und der Länder und in den Umgang mit der ViCLAS-Datenbank ein.

- Internes Berichtswesen und ggf. Vorträge zur EVUBAG-Tagung

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 13,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI13@bka.bund.de
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Stalking

Untersuchungsgegenstand

Gegenstand der Untersuchung ist es, Indikatoren zur
Gefährdungseinschätzung bei Fällen von gestalkten Politikern zu erarbeiten.

Forschungsmethoden

- Aktenauswertungen
- Befragungen

Projektablauf

- Beginn: Juni 2001
- Abschluss: ca. Mai 2003

Kosten/Finanzierung

haushaltsunwirksam

Umsetzung

- Ergebnisse gehen in die Verfahren zur Gefährdungseinschätzung bei SG
ein

- Fachvorträge

- ggf. Lehrveranstaltungen

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 13,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI13@bka.bund.de
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Täter- und Opferbefragung im Deliktsbereich
"Geiselnahme"  

Untersuchungsgegenstand

Über die AG Kripo hat die KOST BG das Projekt in Auftrag gegeben. Bei
dem Projekt geht es darum, typische Geiselnahmesituationen
phänomenologisch so aufzuarbeiten, dass die Täter-Opfer-Interaktionen und
das Handeln der Polizei während der Geiselnahme optimal verstanden wird.

Forschungsmethoden

- Auswertung der Falldatei der KOST BG (Geiselnahmen mit
Polizeieinsatz in Deutschland)

- Befragung von Tätern und Opfern aus Geiselnahmesituationen mit
Polizeieinsatz

Projektablauf

Herbst 2000 bis 2002;

Januar 2001 wurde die Machbarkeitsstudie mit ersten Interviews (N = 10)
erfolgreich abgeschlossen und es werden die Erreichbarkeiten der
potenziellen Interviewpartner (Täter und Opfer) herausgesucht; die
eigentlichen Interviews begannen Mai 2001. Der Zwischenbericht liegt vor.
Die Auswertung der Interviews begann im März 2002.

Besonderheiten

- Projektantrag seitens der KOST BG (Bund und Länder)
- Projektauftrag an das BKA über die AG Kripo

Kosten/Finanzierung

250.000 EURO

Umsetzung

Die Ergebnisse des Projekts werden direkt in Schulungsmaßnahmen der
Beratergruppen eingehen. Über eine eventuelle Veröffentlichung der
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Ergebnisse kann erst entschieden werden, wenn die Ergebnisse vorliegen. Es
wird dann geklärt, ob die Ergebnisse VS-NfD eingestuft werden.

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 13,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI13@bka.bund.de
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Täterprofil von Brandstiftern

Untersuchungsgegenstand

Die empirische Untersuchung bezieht sich auf aufgeklärte vorsätzliche
Brandstiftungen im Land Brandenburg. Es sollen Grundlagen für eine
kriminalistisch-kriminologische Fallanalyse geschaffen werden. Die
Untersuchung soll im Ergebnis dazu führen, dass die
Verdachtsgewinnungsstrategien, die Überprüfung von Tatverdächtigen und
nicht zuletzt auch die Ermittlung und Überführung des vorsätzlichen
Brandstifters professionalisiert und beschleunigt werden.

Forschungsmethoden

Die Datenerfassung erfolgt durch Auswertung von Strafakten aufgeklärter
vorsätzlicher Brandstiftungen. Daran anschließend sind Befragungen von
Ermittlungsbeamten sowie die Exploration von ausgewählten Straftätern
vorgesehen.

Projektablauf

Aktualisierungsmitteilung 06.03.03:

- Das Forschungsprojekt begann im Oktober 2000 und endet
voraussichtlich im September/Oktober 2004.

- Im Ergebnis der Erarbeitung der theoretischen Grundlagen erfolgt
gegenwärtig die Aktenauswertung. Bisher wurden die Daten aus 768
staatsanwaltschaftlichen Strafakten erfasst. Hinzu kommen ca. 300
Strafakten, die durch Studenten der Fachhochschule für Polizei des
Landes Sachsen analysiert werden.

- Gegenwärtig werden Serienstraftäter gesondert untersucht.

- Als letzte Phase folgt die Auswertung und abschließende
Projektdokumentation.

Forschungsergebnisse

Aus den erfassten Datensätzen wurden die Häufigkeitsverteilungen einzelner
Tat- und Tätermerkmale ermittelt. Ein Auswertungsprogramm wird
gegenwärtig erarbeitet und erprobt.
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Besonderheiten

Es handelt sich um ein Kooperationsprojekt zwischen der Fachhochschule
der Polizei und dem Landeskriminalamt Brandenburg, an dem als
Praxispartner auch erfahrene Brandermittler der Polizei Brandenburg sowie
ein externer Kriminalpsychologe beteiligt sind. Eine Mitwirkung der
Fachhochschule für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege Mecklenburg-
Vorpommern, der Fachhochschule für Polizei Sachsen sowie der
Fachhochschule für Polizei Sachsen-Anhalt sind vereinbart.

Kosten/Finanzierung

Die Finanzierung erfolgt durch Mittel aus dem Forschungstitel der
Fachhochschule der Polizei des Landes Brandenburg, die auf der Grundlage
eines im Senat bestätigten Forschungsplanes vergeben werden.

Umsetzung

Neben der Publikation der Ergebnisse ist vorgesehen, die Erkenntnisse im
Rahmen von Lehrveranstaltungen und Vorträgen in der Aus- und Fortbildung
zu nutzen. Bisher haben 18 Studierende aus einem studentischen
Forschungszirkel, der mit dem Forschungsprojekt verbunden ist, eine
Diplomarbeit vorgelegt.

Kontakte

Landeskriminalamt Brandenburg, Referat 45.3, Tramper Chaussee 1,
16225 Eberswalde; E-Mail: lka-brandenburg@t-online.de
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Tätertypologien beim Missbrauch von Internet-Accounts  

Untersuchungsgegenstand

Tätertypologien beim Missbrauch von Internet-Accounts

Forschungsmethoden

- Datenerhebung:  Fragebogen
- Auswertung: statistische Analyse

Projektablauf

Beginn: Herbst 2000
Datenerhebung: 03 - 11.2001
Auswertung: ab Herbst 2001
Bericht: Ende 2002

Besonderheiten

Zusammenarbeit mit dem PP Münster, K 23

Kosten/Finanzierung

Material und Organisation: 5.000 Euro
Personalkosten für die Forschungsstelle: ca. 45.000 Euro
Veröffentlichungen: 15.000 Euro

Umsetzung

- Veröffentlichung des Berichtes
- anschließende Umsetzung in den Medien und Öffentlichkeitsarbeit mit

dem Ziel der Prävention nicht ausgeschlossen

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 13,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI13@bka.bund.de
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Todeszeiteingrenzung im frühen Leichenstadium  

Untersuchungsgegenstand

Für die Kriminalistik hat die möglichst exakte Bestimmung des
Todeszeitpunktes bei der Leichensachbearbeitung eine herausragende
Bedeutung. Auf dem rechtsmedizinischen Fachmarkt steht als Hilfsmittel das
"AMA-Soft-Todeszeitprogramm" von Christoph Henßge, Magdeburg, zur
Verfügung.

Durch das Forschungsprojekt sollte das "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" auf
seine Praxisrelevanz, insbesondere auf die unmittelbare Anwendung durch
den polizeilichen Leichensachbearbeiter untersucht werden.

Forschungsmethoden

Retrograde Erhebung authentischer Todesfalldaten durch Auswertung der
Ermittlungsakten bei den Polizeidienststellen des Landes Baden-
Württemberg

Projektablauf

- Genehmigung durch die Datenschutzbehörde - Innenministerium

- Erstellung eines Erhebungsbogens

- retrograde Erhebung authentischer Todesfalldaten durch Auswertung
von Ermittlungsakten

- Eingabe der Daten von 500 Fällen in das "AMA-Soft-
Todeszeitprogramm"

- Errichtung einer anonymisierten Datenbank

- Abgleich der durch das "AMA-Soft-Todeszeitprogramm" berechneten
Werte mit den polizeilichen Ermittlungsergebnissen

- statistische Aufbereitung der erlangten Ergebnisse

Umsetzung

Umsetzung der Erkenntnisse in einer Anleitung zur Spurensicherung -
Checkliste zur Todeszeit-Eingrenzung in Zusammenarbeit mit dem
Landeskriminalamt Baden-Württemberg - Kriminaltechnisches Institut
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Kontakte

Fachhochschule Baden-Württemberg Villingen-Schwenningen,
Hochschule für Polizei, Fachbereich II - Kriminalwissenschaften -,
Sturmbühlstraße 250, 78054 Villingen-Schwenningen
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Widerstand gegen Vollstreckungsbeamte    

Untersuchungsgegenstand

Ziele des Forschungsprojektes sind:

- Gewinnen von Erkenntnissen über Situationen / Täter / Geschädigte bei
Widerstandsdelikten und hieraus resultierend über Möglichkeiten zur
Vermeidung entsprechender Delikte bzw. zur Verringerung von
Gefahren beim Einschreiten

- Einbringen und Umsetzen der Erkenntnisse in der Aus- und Fortbildung,
insbesondere im Einsatztraining sowie in der Konflikthandhabung

- Sensibilisierung von Einsatzkräften und Bevölkerung in bezug auf die
Bewältigung polizeilicher (Alltags-)Lagen

- Überprüfung und ggf. Optimierung von persönlicher polizeilicher
Ausstattung sowie von Führungs- und Einsatzmitteln

Forschungsmethoden

a) Inhaltsanalyse der bei den Polizeidirektionen gespeicherten
Ermittlungsakten aus den Jahren 1996 und 1997 (ca. 3.200 Fälle) mittels
eines standardisierten Auswertebogens

b) Befragung der bei den Widerstandsdelikten beteiligten/geschädigten
Beamtinnen und Beamten mittels eines standardisierten Fragebogens

Projektablauf

Projektbeginn: Oktober 1998
Das Projekt wurde im Januar 2000 abgeschlossen. Der Forschungsbericht
wird voraussichtlich im März 2000 erscheinen.

Umsetzung

Neben der Publikation der Ergebnisse ist vorgesehen, die Erkenntnisse im
Rahmen von Vorträgen / Lehrveranstaltungen in die Aus- und Fortbildung
einfließen zu lassen. Angedacht sind auch Workshops mit den Einsatztrainern
der Polizeidienststellen des Landes.
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Kontakte

Fachhochschule Villingen-Schwenningen, Hochschule für Polizei,
Fachbereich I, Einsatzwissenschaften,
Sturmbühlstraße 250, 78054 Villingen-Schwenningen
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Zusammenarbeit zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft
bei schwerer Gewaltkriminalität - eine Bestands- und
Qualitätsanalyse      

Untersuchungsgegenstand

Im Beschluss der 69. Konferenz der Justizministerinnen und -minister am 17.
und 18. Juni 1998 unter TOP 1.10/II.1 Punkt 8 wurde auf Grundlage
verschiedener Forschungsergebnisse entschieden, dass neue Formen der
Zusammenarbeit zwischen Polizei und Staatsanwaltschaft zu fördern sind.

An diesen Punkten möchte die Kriminologische Zentralstelle mit einem
Forschungsprojekt ansetzen und die Zusammenarbeit zwischen
Staatsanwaltschaft und Polizei speziell im Bereich der schweren
Gewaltkriminalität (gefährliche und schwere Körperverletzung, Raub,
Erpressung, Tötungsdelikte) untersuchen. Gerade in diesem Deliktsbereich
ist aufgrund der steigenden Fallzahlen Handlungsbedarf angezeigt. Darüber
hinaus ist eine zunehmende gesellschaftliche und kriminalpolitische
Relevanz bezüglich schwerer Gewaltkriminalität festzustellen.

Auf Grundlage einer empirischen Untersuchung sollen die tatsächlich
praktizierten Formen de Zusammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaft und
Polizei im Bereich der schweren Gewaltkriminalität systematisiert werden.
So kann ein Überblick über die Umsetzung der empfohlenen Gestaltung
dieser Schnittstelle gewonnen werden. Die auf diesem Wege ermittelten
Variationen von Zusammenarbeit können in einem zweiten Schritt in
Abgleich mit theoretischen Vorüberlegungen um empirisch ermittelten Soll-
Daten auf ihre Qualität hin analysiert werden. Schließlich soll als Endprodukt
ein nach bestimmten Aufgabenbereichen differenzierter, optimaler Prototyp
der Zusammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei bei schweren
Gewaltdelikten modelliert werden, der den Betroffenen vor Ort zukünftig als
konkretes Hilfsmittel bzw. Richtschnur für die Gestaltung von effektiver und
effizienter Zusammenarbeit in diesem Bereich dienen kann.

Forschungsmethoden

geplant:

- Fragebogenerhebung

- Problemzentrierte Interviews und Experteninterviews
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Projektablauf

Projektbeginn ab 2003: Literaturrecherchen

Forschungsergebnisse

Noch offen!

Kosten/Finanzierung

Eigene Haushaltsmittel der Kriminologischen Zentralstelle

Umsetzung

Noch offen!

Kontakte

Kriminologische Zentralstelle e. V., Viktoriastraße 35, 65189 Wiesbaden;
Internet: http://www.krimz.de; E-Mail: info@krimz.de
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Bürgernahe Polizeiarbeit in Deutschland - eine Darstellung
von Konzepten und Modellen  

Untersuchungsgegenstand

Veränderungen in der Gesellschaft - Verlust der sozialen Kontrolle durch
Urbanisierung, Steigerung der Anonymität, Ausländerzuwachs, Verlust der
klassischen Familienform etc. - schuf erweiterte Kriminalitätsgelegenheiten.
Diese Erkenntnis erfordert eine Umstrukturierung des Polizeiwesens sowie
ein Umdenken der Polizei. Erfahrungen aus dem Ausland (Community
Policing, Zero Tolerance) bestärken die Bemühungen in allen Bundesländern,
ein neues, kundenorientiertes Aufgabenverständnis zu entwickeln. Diese
Anstrengungen der Polizei spiegeln sich in einer dezentralisierten
Polizeiorganisation, Verlagerung der Entscheidungsbefugnisse in die
vorderste Linie, in überschaubaren Streifenbezirken sowie
Bürgerbeteiligungen wider. Der Bericht gibt einen Überblick über die
Maßnahmen des Bundes (z. B. Sicherheitspartnerschaften zwischen BGS und
Polizei) und über Umstrukturierungsmaßnahmen in den einzelnen
Bundesländern (Stand:  September 1999).

Forschungsmethoden

- Sekundäranalysen (Literaturrecherche, Auswertung der Datenbank
"Infopool Prävention")

- Expertenbefragungen

- Intensive Informationserhebung bei BGS, BMI, LKÄ und
Innenministerien

Projektablauf

- Projektbeginn:  März 1999
- Projektende:  August 1999
- Veröffentlichung:  Oktober 1999

Umsetzung

- Im Oktober 1999 erschien die BKA-Publikation "Bürgernahe
Polizeiarbeit in Deutschland - Darstellung von Konzepten und
Modellen" (vergriffen, keine Neuauflage; s. u.).



Prävention

464

- Als Beilage zum BK-Blatt Nr. 19 vom 27. Januar 2000 wurde eine
Kurzfassung des Berichtes als "Aktuelle Projektinformation" Nr. 05
herausgegeben mit dem Titel "Bürgernahe Polizeiarbeit in Deutschland -
nichts als hohle Worte?".

- Bericht ist im Internet unter www.bka.de (> Kriminalprävention >
Projekte) eingestellt.

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 14,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI14@bka.bund.de
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Drogenaffinität Jugendlicher in der Bundesrepublik
Deutschland 2001    

Untersuchungsgegenstand

Langfristig angelegte Untersuchung des Konsums, der Konsummotive und
der situativen Bedingungen des Gebrauchs von Alkohol, Zigaretten und
illegalen Rauschmitteln der fördernden und hindernden Einflussfaktoren auf
den Drogenkonsum und der kommunikativen Erreichbarkeit der
Jugendlichen mit Präventionsmaßnahmen.

Forschungsmethoden

- repräsentative Wiederholungs-Befragungen der 12- bis 25-jährigen
Bevölkerung in der Bundesrepublik Deutschland in mehrjährigen
Abständen

- computergestützte Telefoninterviews (CATI)

- Auswahlverfahren: computergenerierte Zufallstelefonnummern,
Zufallsauswahl von 12- bis 25-Jährigen im Haushalt, Stichprobengröße:
3.000 Fälle (Westdeutschland: 2.000, Ostdeutschland: 1.000)

Projektablauf

- Befragungszeitraum von November 2000 bis Januar 2001

- Datenauswertung

- Veröffentlichung eines Endberichtes im Juni 2001

- Sonderauswertungen

Forschungsergebnisse

Dieser Bericht über Ergebnisse der Studie Drogenaffinität Jugendlicher 2001
hat die Aufgabe, die aktuellen Kennziffern zum Substanzgebrauch zu
dokumentieren und deren Entwicklung im Zeitverlauf fortzuschreiben. Auf
der Grundlage dieser Daten lässt sich die derzeitige Situation
folgendermaßen beschreiben:

1. Erfahrungen mit Alkohol, Tabak und mit illegalen Drogen sind weit
verbreitet. Neun Zehntel (92 %) kennen Alkohol aus eigener
Trinkerfahrung, sieben Zehntel (69 %) haben schon einmal geraucht und
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mehr als ein Viertel (27 %) der 12- bis 25-Jährigen hat schon einmal
illegale Drogen probiert.

2. Vielfach beschränken sich diese Erfahrungen auf Experimentier- und
Probierkonsum; aber es gibt auch unterschiedliche Teilgruppen von
Jugendlichen, die regelmäßig, d. h. mindestens einmal pro Woche,
Alkohol trinken (30 %), ständig oder gelegentlich Tabak rauchen (38 %)
oder aktuell illegale Drogen (5 %) konsumieren.

3. Regelmäßiger Konsum ist langfristig rückläufig - wie beim
Alkoholkonsum und beim Rauchen - oder er bleibt (wie bei den illegalen
Drogen) im Wesentlichen unverändert.

4. Diese Entwicklung hat dazu geführt, dass erhebliche Teile der
Jugendlichen in der gesamten Bundesrepublik mittlerweile mäßig
konsumieren oder völlig abstinent sind. So trinken 34 Prozent selten oder
nie Alkohol, 49 Prozent haben nie oder kaum geraucht und 73 Prozent
haben nie Cannabis oder andere illegale Drogen genommen.

Diese Situationsbeschreibung lässt erkennen, dass neben der Vielzahl von
Ursachen und Umständen, die den Substanzgebrauch bei Jugendlichen
initiieren, motivieren und aufrecht erhalten, auch Wirkungsmechanismen
existieren, die verhindern, dass aus Probieren oder Experimentieren
regelmäßiger Konsum wird, oder die dazu führen, dass kaum oder überhaupt
nicht konsumiert wird.

Für die Forschung, die sich an den Zielen und Aufgaben der Prävention
orientiert, ist es wichtig herauszufinden, welche Wirkungsmechanismen dies
vor allem sind und wie sie wirken. So lässt sich beispielsweise mit den
Ergebnissen der Drogenaffinitätsstudie zeigen, dass das
Gesundheitsbewusstsein offenbar eine wichtige Rolle beim
Substanzgebrauch von Jugendlichen spielt. Es wurde untersucht, inwieweit
die Indikatoren für mäßigen oder abstinenten Substanzgebrauch mit einem
Indikator zusammenhängen, der durch Selbsteinschätzung der Befragten die
Stärke des eigenen Gesundheitsbewusstseins (in den Abstufungen "sehr
stark", "stark", "mittelmäßig" oder "wenig") misst.

Besonderheiten

Vergabe der Feldarbeiten an ein entsprechendes Institut:
Forsa, Gesellschaft für Sozialforschung und statistische Analysen mbH,
Dortmund/Berlin
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Umsetzung

Der Endbericht ist publiziert in der Dokumentation der abgeschlossenen
Studien und Untersuchungen der BZgA und kann bei Ref. 2-25 bestellt
werden. Im Internet findet sich der komplette Endbericht unter:
www.bzga.de/studien/daten/stud.htm

Kontakte

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung,
Ostmerheimer Straße 220, 51109 Köln; Internet: http://www.bzga.de
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Erlebnispädagogisches Langzeitprojekt "On the wave" in
Kooperation mit Jugendhilfe, Polizei und Schule     

Untersuchungsgegenstand

Untersucht wurde, ob in einer als relativ schwierig definierten
Hauptschulklasse, durch von außen initiierte Projektmaßnahmen positive
Änderungen erreicht werden können.

Untersuchungsgegenstand war eine 8. Klasse Hauptschule.
Projektbeteiligte:

- Klasse 8a einer GHWRS

- Jugend- und Kinderbüro Schramberg: 9 erlebnispädagogische Einheiten
nach dem spezifischen Ansatz „Project Adventure“

- Jugendsachbearbeiter der Polizei Schramberg:
Gewaltpräventionstraining und Besuch der Justizvollzugsanstalt

- Jugendamt Rottweil: Exemplarischer sozialer Trainingskurs

- Steinbeis-Stiftung: Wissenschaftliche Begleitung

- Diplomand

Forschungsmethoden

Kombination von qualitativen und quantitativen Erhebungsmethoden.

- Fragebogen zur Einstellung und Orientierung Jugendlicher hinsichtlich
sozialen Lernens, Gewalt und Kooperation - 2 Messzeitpunkte

- Fragebogen „Aktivitäten der Polizei“ - 1 Messzeitpunkt

- Fragebogen „Aktivitäten der Erlebnispädagogik“ - 1 Messzeitpunkt

- Gruppendiskussionen (mit Video dokumentiert und transkribiert) zu den
Themen: Bewertung der Klassensituation, Gedanken zur Gewalt,
Erwartungen zu den durchgeführten Aktivitäten - 1 Messzeitpunkt

- Gruppendiskussion nachdem einige Projektaktivitäten erfolgt waren

- Einzelinterviews nach Projektabschluss
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Projektablauf

Ausgangslage:

Die Klassenlehrerin der Schulklasse kam auf das Jugend- und Kinderbüro
Schramberg zu mit der Bitte um Intervention. Auslöser waren massive
Auffälligkeiten in der Klasse: Mobbing, Ausgrenzung, Kleingruppenbildung,
psychische Gewalt. Normales unterrichten war z. T. nicht mehr möglich.

Projektbeginn:

12. März 2002 mit Fragebogen zur Einstellung und Orientierung
Jugendlicher hinsichtlich Gewalt und Gruppendiskussion

Projektablauf:

- Im Zeitrahmen von April bis Juli 2002 wurden mit der Hauptschulklasse
9 erlebnispädagogische Einheiten durchgeführt. Hierbei trafen sich die
Trainer jeweils ca. vier Stunden mit den Schüler/innen (Ziele:
Vermittlung sozialer Kompetenzen und Schlüsselqualifikationen)

- Parallel führten die Jugendsachbearbeiter der Polizei das
Antigewalttraining durch und besuchten mit den Schüler/innen die JVA
Oberndorf. Hier konnten die Jugendlichen direkt mit inhaftierten
Jugendlichen/jungen Erwachsenen sprechen.

- Das Jugendamt Rottweil führte an einem Nachmittag einen
exemplarischen sozialen  Trainingskurs durch.

- Die wissenschaftliche Untersuchung der Steinbeis Stiftung verlief
parallel mit den oben beschriebenen Untersuchungsmethoden.

Projektende: Mitte Juli 2002

Forschungsergebnisse

Es liegt eine umfangreiche Studie mit über 75 Seiten vor die beim Jugend-
und Kinderbüro Schramberg angefordert werden kann.

Die Ergebnisse sind sehr positiv. Kurzergebnisse aus der Studie:

- Das Klassenklima hat sich positiv verändert.

- Die Jugendlichen sind in ihrer subjektiven Handlungsfähigkeit bestärkt
worden.



Prävention

470

- Das Vertrauen untereinander hat deutlich zugenommen.

- Die Kommunikation hat sich deutlich verbessert, einhergehend mit einer
ausgebildeteren kommunikativen Kompetenz.

- Die individuellen Einstellungen zur Gewalt haben sich positiv verändert.
Die Jugendlichen bewerten auch psychische Gewalt kritischer. Eine
deutlichere Ablehnung wird erkennbar.

- Zu Rechts- und Normenverstößen ist eine stärkere ablehnende Haltung
festzustellen.

- An der bereits vorhandenen positiven Lebenseinstellung hat sich keine
statistisch relevante Änderung ergeben.

- Das eigene Kontrollverhalten ist gestärkt worden.

- Das soziale Klima in der Klasse hat sich verbessert.

- Im Verhältnis gegenüber Erwachsenen hat sich eine andere Sichtweise
bemerkbar gemacht. Die Kommunikation mit Erwachsenen wird in
größerem Maße gewünscht.

Kosten/Finanzierung

Das Projekt wurde zum überwiegenden Teil durch Mittel des Jugend- und
Kinderbüros Schramberg finanziert. Die konkreten Projektkosten können
direkt beim Jugend- und Kinderbüro Schramberg nachgefragt werden.

Umsetzung

- Das Projekt wird in der nächsten KKP-Aktuell des Landeskriminalamtes
Baden-Württemberg vorgestellt.

- Die komplette Studie kann im Internet unter www.juks-online.de (Pfad:
JUKS-Aktiv/ Erlebnispädagogik/ Download) herunter geladen werden.

Kontakte

Polizeidirektion Rottweil, Kriminalprävention,
Oberamteigasse 11, 78628 Rottweil
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Evaluation der Wirkung auf der Ausstellung
"Straßenkreuze - Unorte des Sterbens" auf Schülerinnen
und Schüler     

Untersuchungsgegenstand

Untersuchung, ob die mit der Ausstellung "Straßenkreuze - Unorte des
Sterbens" erwartete Wirkung bei Schülern und Schülerinnen im Alter von 14
bis 18 Jahre eintritt.

Das Projekt „Straßenkreuze – Unorte des Sterbens“ fügt sich in eine Palette
von verkehrserzieherischen Maßnahmen, Anregungen und Grundsätzen ein,
mit denen im Land Sachsen-Anhalt versucht wird, auf ein vernünftiges
Verkehrsverhalten junger Menschen hinzuwirken.  Die verkehrserzieherische
Arbeit konzentriert sich dabei auf die Schulen, da hier die Altersgruppen
zusammengefasst sind, die demnächst am motorisierten Straßenverkehr
teilnehmen oder schon zu der Risikogruppe der 18- bis ca. 25-Jährigen
zählen, die häufig verunglücken bzw. häufig Unfälle verursachen.

Die Ausstellung – auch die musikalische Bearbeitung des Themas - möchte
subjektive Betroffenheit herstellen, die individuelle Stellungnahmen und
individuelle Ausdrucksmöglichkeiten für diese  Thematik eröffnen. Die
persönliche Auseinandersetzung soll durch die Behandlung des Themas im
Unterricht verstärkt werden. Mit diesem Projekt soll auf diese Weise ein
persönlicher Bezug zu einem vernünftigen Verkehrsverhalten erreicht
werden.

Ob die erwünschte und erwartete Wirkung durch das Projekt „Sraßenkreuze –
Unorte des Sterbens“ eintritt, soll Gegenstand der Evaluation sein. Das
Referat „Verkehrsangelegenheiten“ im Ministerium des Innern bat die
Fachhochschule der Polizei, die wissenschaftliche Begleitung des Projektes
zu übernehmen. Von dort aus wird auch – sofern das Kultusministerium dem
Forschungsantrag zustimmt - die Verteilung der Fragebögen an die Schulen
vorgenommen.

Forschungsmethoden

schriftliche Befragung
Dreifachmessung: vor der Ausstellung, unmittelbar nach dem Besuch der
Ausstellung, ca. 3 Monate nach der Ausstellung
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Durchführung der Evaluation:

1. Die Evaluation soll durch eine „Vorher-Nachher-Befragung“
durchgeführt werden, d. h.  Schülerinnen und Schüler an allen Schularten
des Landes (außer Sonderschulen) werden, bevor sie die Ausstellung
besucht haben, zu ihrem Verkehrsverhalten befragt (A-Version des
Fragebogens) und unmittelbar nach Besuch der Ausstellung und der
Aufarbeitung des Themas im Unterricht (B-Version des Fragebogens).
Eine dritte Gruppe von Schülerinnen und Schüler wird ca. 3 Monate
nach der Ausstellung und der Unterrichtung befragt (C-Version des
Fragebogens).

Es wird dementsprechend eine horizontale Dreifachmessung
durchgeführt, die es den Auswertern ermöglicht gut abzuschätzen, wie
die Einstellungen zur Teilnahme am motorisierten Straßenverkehr vor
der Ausstellung waren und welche Effekte die Ausstellung und die
Unterrichtung bei den Schülern hatten. Die horizontale Dreifachmessung
ermöglicht eine relativ schnelle Erhebung der Daten, mit denen die
Einstellungskonstanz oder Einstellungsveränderungen gemessen werden
können, im Gegensatz zu einer sequentiellen Erhebung
(Zeitreihenuntersuchung), mittels der die Einstellungen einer
Untersuchungseinheit (hier die Schülerinnen und Schüler einer Klasse)
zu verschiedenen Zeitpunkten untersucht wird.

2. Die Fragebögen sind so aufgebaut, dass mit ihnen Einstellungen zum
Verkehrsverhalten in drei Ausprägungen gemessen werden können:

a) Zunächst werden die kognitive Ausprägungen der entsprechenden
Einstellungen erhoben. Diese umfassen die abgestuften Zu- oder
Ablehnungen zu Sachaussagen, die diese Problematik betreffen (die
kognitive Komponente: Die Wahrnehmung und Vorstellungen zu
dem Thema).

b) Dann werden die Zu- und Ablehnungen hinsichtlich emotionaler
Aussagen abgefragt (die affektive oder evaluative Komponente: die
gefühlsmäßigen oder bewertenden Regungen gegenüber dem
Thema).

c) Es folgen Einstellungsmessungen hinsichtlich des
Verkehrsverhaltens (konotative Komponente: Die
Verhaltenstendenz gegenüber dem Thema).
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Die Messungen der Einstellungen der Schüler/innen zu dem
Verkehrsverhalten auf den verschiedenen Dimensionen ermöglicht
gut abzuschätzen, ob diese Einstellungen relativ stabil sind und auch
relativ wahrscheinlich in entsprechendes Verhalten übersetzt
werden. Trotzdem ist der Schluss auf das konkrete Verhalten im
Straßenverkehr dadurch eingeschränkt, dass nicht alle unmittelbaren
Stimulierungen, die die Praxis des Verkehrsverhaltens beeinflussen,
in der Befragung erfasst werden können und das Verkehrsverhalten
der Schüler selbst nicht beobachtet wird.

d) Ein Teil der Fragen erhebt nicht nur die individuellen Einstellungen,
sondern erschließt, ob die Einstellungen auch von den
Freundeskreisen bzw. den Cliquen geteilt werden. Diese Fragen
basieren auf der theoretischen Vorstellung, dass die Einstellungen
eine höhere Stabilität erreichen, wenn sie sozial d. h. von den
Personen des Beziehungsnetzes, in dem der Befragte selbst steht,
geteilt werden.

3. Die Fragebögen sollen von einer Lehrkraft im Unterricht ausgegeben
und wieder eingesammelt werden. Polizeibeamte holen sie dann in den
Schulsekretariaten ab und übergeben sie den Antragsstellern.

Das Ausfüllen der Fragebögen verlangt keinen großen Zeitaufwand, da
in der A-Version des Fragebogens die jeweilige Ausprägung der
Zustimmung oder Ablehnung zu einer Frage nur angekreuzt werden soll.
In der B- und C-Version der Fragebögen kommen nur drei offene Fragen
zu den geschlossenen Fragen hinzu. (B- und C-Version sind inhaltlich
identisch. Die Unterscheidung dient nur der zeitlichen Markierung der
Befragung: unmittelbar nach der Ausstellung/der Unterrichtung und drei
Monate nach der Ausstellung/ der Unterrichtung).

Projektablauf

- April 2002: Beginn

- Juli 2003: Ende

- Rücklauf der Fragebogen, Dateneingabe : Sachstand
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Besonderheiten

Die Besonderheit des Projektes „Straßenkreuze – Unorte des Sterbens“
besteht darin, dass mit einer Ausstellung, die in Zusammenarbeit mit
Künstlern, Wissenschaftlern und Polizeibeamten entstand, junge Menschen
angeregt werden sollen, über ethische Verpflichtungen gegenüber anderen im
Straßenverkehr nachzudenken und die Risiken, Gefahren, auch den Unfalltod
nicht zu verdrängen.

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung der FHS der Polizei und des Ministeriums des Innern des
Landes Sachsen-Anhalt

Umsetzung

Publikationen vorgesehen

Kontakte

Fachhochschule der Polizei Sachsen-Anhalt, Fachgruppe
Gesellschaftswissenschaften, Schmidtmannstraße 86, 06449 Aschersleben;
Internet: http://www.fhs.pol.lsa-net.de; E-Mail: FH-Pol@fhs.pol.lsa-net.de
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Evaluation kriminalpräventiver Projekte. Eine Grundlegung
für die Praxis

Untersuchungsgegenstand

Methodische Grundlegung für die Wirkungskontrolle in der
Kriminalprävention

Forschungsmethoden

Literaturanalyse

Projektablauf

Beginn und Abschluss:  2000

Besonderheiten

Kooperationspartner:
IPSO Institut für praktische Sozialforschung, Münster

Kosten/Finanzierung

Externe Kosten: DM 10.000,--

Umsetzung

Lehrveranstaltungen

Publikationen:

- Hans-Rüdiger Volkmann/Joachim Jäger: Evaluation kriminalpräventiver
Projekte. Eine Grundlegung für die Praxis, Münster 2000, ISBN 3-00-
006365-X, Herausgeber: Polizei-Führungsakademie

- Internet Deutsches Forum für Kriminalprävention,
www.kriminalpraevention.de

Kontakte

Polizei-Führungsakademie, Fachbereich II,
Zum Roten Berge 18 - 24, 48165 Münster; E-Mail: fb2@mail.pfa.nrw.de
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Gewaltprävention an Kölner Schulen - am Beispiel des
Stadtteilprojektes Köln-Porz"     

Untersuchungsgegenstand

Die Polizei in Köln verfolgt das Ziel, innerhalb der Schulen und ihren
Umfeldern Strukturen aufzubauen, die den Umgang mit Gewaltphänomenen
im Sinne einer Verminderung von Gewalttätigkeiten verändern. Dazu soll
eine enge Kooperation mit Schulen und Jugendhilfeeinrichtungen geschaffen
werden, die eine wirkungsvolle Umsetzung von Maßnahmen zur
Bekämpfung der Jugend-Gewaltkriminalität ermöglicht. Dadurch soll die
objektive Sicherheitslage verbessert und das Sicherheitsgefühl gestärkt
werden.

Die Begleitforschung hat das Ziel, die polizeilichen Maßnahmen sowie deren
Vermittlung und Aufnahme zu dokumentieren und die damit verbundenen
Wirkungen zu messen. Insbesondere soll überprüft werden, inwieweit Ziele
der Gewaltprävention erreicht werden könnten.

Forschungsmethoden

Das Forschungsvorhaben wird gemäß dem Modell der Programm-
/Prozessevaluation durchgeführt.

Als Messinstrumente dienen Befragungen/Interviews,
Selbstdokumentationen anhand von strukturierten Erhebungsbogen, sowie
die schriftliche Erhebung von anderweitig gesammelten und
zusammengestellten Daten (PKS-Regionaldaten, sozio-regionale Daten). Die
originär gewonnenen wie auch die übernommenen Informationen sind
anschließend zu sichten, aufzubereiten und nach ausgewählten statistischen
Verfahren zu analysieren.

In dem Projekt sind die folgenden Phasen zu unterscheiden:

- Befragung der Schüler zu drei Messzeitpunkten innerhalb eines
Schuljahres

- Befragung der Klassenlehrer zu zwei Messzeitpunkten innerhalb eines
Schuljahres
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- Dokumentation der Präventionsarbeit von Bezirksbeamten an
ausgesuchten Schulen und deren Umfeld während eines kompletten
Schuljahres

- Analyse der kriminalstatistischen und sozio-regionalen Daten

Projektablauf

Der Projektbericht wird voraussichtlich im Sommer 2003 fertig gestellt sein.

Forschungsergebnisse

Das Ergebnis liegt voraussichtlich im Sommer 2003 vor.

Kosten/Finanzierung

Das Innenministerium NRW hat das Projekt in den Jahren 2001 und 2002 mit
16.675,78 € gefördert.

Umsetzung

Bisher wurde noch nichts veröffentlicht.

Kontakte

Polizeipräsidium Köln, Ordnungspartnerschaft "Sicheres Köln", Projekt
Gewaltprävention, Walter-Pauli-Ring 2 - 4, 51103 Köln
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Gutachten zur Kriminalprävention für die Stadt Preetz  

Untersuchungsgegenstand

Untersuchung der lokalen Bedingungen, welche die beobachtbare
Kriminalität in der Stadt Preetz begünstigen oder fördern sowie Erarbeitung
hieraus abzuleitender Präventionsfolgerungen

Forschungsmethoden

- Statistische Analysen
- Aktenauswertungen
- Expertenbefragungen
- Schülerbefragungen

Projektablauf

- Beginn der Projektierung im April 1999
- Veröffentlichung der Studie im Juni 2000

Besonderheiten

Die Stadt Preetz konnte als Auftraggeber gewonnen werden. Die
wissenschaftliche Leitung wurde durch Herrn Prof. Dr. Ostendorf,
Forschungsstelle für Jugendstrafrecht und Kriminalprävention der CAU Kiel
übernommen.

Kosten/Finanzierung

12.500,-- DM wurden durch die Stadt Preetz aufgebracht. 4.500,-- DM
wurden durch den Rat für Kriminalitätsverhütung des Landes Schleswig-
Holstein beigesteuert.

Umsetzung

Versand des Gutachtens an Polizeibehörden und kommunale Präventionsräte.

Kontakte

Landeskriminalamt Schleswig-Holstein, Hauptsachgebiet 110,
Mühlenweg 166, 24116 Kiel;
Internet: http://www.polizei.schleswig-holstein.de
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Kommunale Kriminalprävention im Schwarzwald-Baar-
Kreis  

Untersuchungsgegenstand

Befragung zur Viktimisierung, Opferfurcht und zur Einschätzung der
Polizeiarbeit in fünf Gemeinden des Schwarzwald-Baar-Kreises

Forschungsmethoden

Schriftliche Befragung von jeweils fünftausend Bürgern in fünf Gemeinden

Projektablauf

Beginn:   Oktober 1999
Das Projekt ist 2001 abgeschlossen worden.

Kosten/Finanzierung

Die Kosten werden vom Landratsamt bzw. den Gemeinden getragen.

Kontakte

Fachhochschule Villingen-Schwenningen, Hochschule für Polizei,
Sturmbühlstraße 250, 78054 Villingen-Schwenningen
Internet: http://www.fhpol-vs.de
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Kriminalitätskontrolle in den Niederlanden – Eine
Untersuchung zum "Community Policing" und zur
Kriminalprävention

Untersuchungsgegenstand

Das Projekt dient

- der Erhebung und Aufarbeitung von Informationen zu niederländischen
Ansätzen des „Community Policing“ (CP) bzw. „Problem-Oriented
Policing“ (POP) sowie

- der Gewinnung von Informationen über niederländische
Präventionsprojekte, die in den Infopool Prävention einfließen.

CP-bezogen schließt das Projekt an 1997/1998 durchgeführte
Untersuchungen in den USA und Großbritannien an.

Forschungsmethoden

- Analyse der in- und ausländischen Literatur, polizeilicher Unterlagen
und vorhandener Pressemeldungen

- Internet-Recherchen und Info-Erhebung beim deutschen
Verbindungsbeamten in den Niederlanden

- Erhebungsphase vor Ort (Niederlande) in ausgewählten
Polizeiorganisationen und CP-Projekten.

Projektablauf

Das Projekt startete Anfang Februar 1999.

Umsetzung

- Veröffentlichungen (Projektband, internationaler Infopool-Band)

- ggf. Einbringung der Ergebnisse in polizeiliche Gremienstrukturen im
Präventionsbereich

- Vorträge
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- Veröffentlichung eines Vortrages in der BKA-Publikationsreihe
"Informationen aus dem Kriminalistischen Institut",  Band "Forum KI 1 -
2000"

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 14,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI14@bka.bund.de
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Kriminalpräventive Risikoabschätzung im Gesetzgebungs-
prozess  

Untersuchungsgegenstand

Das Forschungsprojekt hat das Ziel, die Erfahrungen der EU-Länder mit
einer kriminalpräventiven Risikoabschätzung im Gesetzgebungsprozess zu
erheben und diese auf ihre Verwertbarkeit für Strategien der Prävention
Organisierter Kriminalität zu prüfen und nutzbar zu machen.

Forschungsmethoden

Vergleichende Analyse der Länderberichte von 13 EU-Staaten zum Stand der
kriminalpräventiven Risikoabschätzung in den jeweiligen Ländern.

Projektablauf

1.07.1999 - 31.05.2001

Besonderheiten

- EU-unterstütztes Forschungsprojekt (Falcone-Programm);

- Kooperation mit Universitäten und Forschungsinstituten aus insgesamt
13 EU-Ländern

Kosten/Finanzierung

ca. 100.000 EURO (EU-finanziert)

Umsetzung

Homepage des Max-Planck-Instituts www.iuscrim.mpg.de >Forschung
>Kriminologie

Januar 2002:

Publikation des Forschungsberichts in der Reihe "Kriminologische
Forschungsberichte aus dem Max-Planck-Institut für ausländisches und
internationales Strafrecht" (edition iuscrim), Band 102, Hans-Jörg Albrecht,
Michael Kilchling, Elisabeth Braun (eds.): Criminal Preventive Risk
Assissment in the Law-Marking Procedure. Freiburg i. Br. 2002
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Februar 2002:

Veröffentlichung des Deutschland-Berichtes:
Michael Kilchling und Elisabeth Braun, Risk Assissment in der deutschen
Gesetzgebung - Übertragbarkeit bisheriger Ansätze zur Gesetzeswirkungs-
und Gesetzesfolgenabschätzung auf die OK-Prävention? In: Die
Kriminalprävention 6 (2002), Heft 1

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de
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Pilotprojekt zu einer EDV-gestützten Dokumentation von
Gremien, Organisationen und Aktivitäten auf dem Gebiet
der Kriminalprävention mit dem Schwerpunkt
postdeliktischer Prävention und justiznaher Maßnahmen  

Untersuchungsgegenstand

Von September 1997 bis April 2000 führte die Kriminologische Zentralstelle
im Auftrag des Bundesministeriums der Justiz ein Pilotprojekt zu einer EDV-
gestützten Dokumentation von Gremien, Organisationen und Aktivitäten auf
dem Gebiet der Kriminalprävention durch. Dabei handelte es sich nicht mehr
- wie noch beim Vorgängerprojekt  - um ein Konzept, das den gesamten
Bereich präventionsbezogener Aktivitäten selbständig erkunden will.
Vielmehr ist das Pilotprojekt Baustein eines arbeitsteiligen Vorgehens
verschiedener Ressorts (Bundeskriminalamt, Deutsches Jugendinstitut) auf
dem Wege zu einer "Datenbank Kriminalprävention" als einem Verbund
einander ergänzender Informationsdienstleistender.

Die allgemeinen Ziele dieses Projekts waren:

- die Gewinnung eines aktuellen Überblicks über die Praxis der
Kriminalprävention in

- Deutschland, insbesondere im justiznahen und postdeliktischen Bereich,

- die Erarbeitung von Informationswegen, organisatorischen Kontakten
und

- Kooperationsstrukturen, die eine rasche Beschaffung und Vermittlung
von Informationen

- in präventionsrelevanten Bereichen ermöglichen,

- die Entwicklung eines Datenbanksystems, das eine einfache Erfassung
und Veränderung

- der gewonnenen Daten sowie verschiedene Serviceleistungen
ermöglicht,

- das Aufzeigen von Möglichkeiten zur Schaffung eines
benutzerfreundlichen Angebots im

- Rahmen einer Kooperation zwischen dem Bundeskriminalamt, dem
Deutschen
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- Jugendinstitut, der Kriminologischen Zentralstelle und anderen
Einrichtungen.

Forschungsmethoden

- Sekundäranalyse (Literatur, Datenbanken, Projektmaterialien)

- bundesweite Befragung der Kommunen mit kriminalpräventiven
Gremien nach laufenden oder geplanten Präventionsprojekten

Projektablauf

Das Vorgehen im Rahmen des Projekts gliederte sich wie folgt:

- Entwicklung von Aufnahmekriterien für tertiäre und justiznahe
Aktivitäten und Projekte

- Erarbeitung von Datenstrukturen und eines Datenbankkonzepts:
Projektnachweise und sonstige Daten müssen nach verschiedenen
wesentlichen Gesichtspunkten durchsuchbar sein und mit Hilfe von
Textprogrammen leicht ausgegeben werden können. Die Datenbank wird
als offenes System konzipiert, um Datenaustausch zu ermöglichen.

- Nutzung von Fremddaten und Sekundäranalysen: Da bereits verstreut
und thematisch beschränkt einzelne Projektsammlungen vorliegen, wird
eine Auswertung und Integration dieser Daten in die Datenbank
angestrebt.

- Bundesweite Datenrecherchen: Aufbauend auf den Erfahrungen der
vorausgegangenen Pilotstudie in Hessen werden bundesweite
Datenerhebungen durchgeführt.

- Basisdokumentation: Die erhobenen Daten über tertiäre und justiznahe
Projekte werden so gespeichert, dass sie ggf. auch als
Basisdokumentation für eine künftige Datenbank Kriminalprävention
verwendet werden können.

Ende: April 2000

Das Pilotprojekt ist abgeschlossen, eine Veröffentlichung der Ergebnisse ist
im Rahmen der Festschrift der Polizei-Führungsakademie für Dr. Joachim
Jäger (2003) vorgesehen.
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Forschungsergebnisse

Die Ergebnisse fanden Eingang in die Arbeit des Europaratsausschusses
"Partnership in Crime Prevention" (2000 - 2002).

Eine Veröffentlichung der Ergebnisse ist im Rahmen der Festschrift der
Polizei-Führungsakademie für Dr. Joachim Jäger (2003) vorgesehen.

Besonderheiten

Ständiger Datenaustausch mit dem Bundeskriminalamt und dem Deutschen
Jugendinstitut: Die im Rahmen der bundesweiten Datenrecherchen der
KrimZ gewonnenen Informationen über Projekte zur Prävention durch
Jugendhilfe und über sekundäre und polizeiliche Prävention, werden dem
Deutschen Jugendinstitut und dem Bundeskriminalamt übermittelt.

Umsetzung

Interner Abschlussbericht für das Bundesministerium der Justiz:
Sohn, W. (2000): "Datenbank Kriminalprävention". Pilotprojekt im Auftrag
des Bundesministeriums der Justiz zu einer EDV-gestützten Dokumentation
von Gremien, Organisationen und Aktivitäten auf dem Gebiet der
Kriminalprävention mit dem Schwerpunkt postdeliktischer Prävention und
justiznaher Maßnahmen (57 S. + Anhang)

s. a. Ergebnisse

Kontakte

Kriminologische Zentralstelle e. V., Viktoriastraße 35, 65189 Wiesbaden;
Internet: http://www.krimz.de; E-Mail: info@krimz.de
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Sexualisierte Gewalt und ihre Prävention: Evaluation eines
Konzeptes der Polizeilichen Kriminalprävention
"Selbstbehauptungskurse für Mädchen"    

Untersuchungsgegenstand

Das Konzept der Polizeilichen Kriminalprävention "Selbstbehauptungskurse
für Mädchen gegen sexualisierte Gewalt" wird seit 1993 mit einem
interdisziplinären, gemischtgeschlechtlichem Trainerteam höchst erfolgreich
in allen Schulformen im Bonner Raum durchgeführt. Obwohl interne
Evaluationen über die Teilnehmerzufriedenheit regelmäßig durchgeführt
werden und zwei Diplomarbeiten zu dieser Thematik bereits vorlagen,
bestand der Wunsch nach einer systematischen Evaluation auf einem höheren
wissenschaftlichen Qualitätsstandard. Hier stellen sich mehrere
Zielsetzungen:

- Bedarfsanalyse:
Gibt es einen prinzipiellen Bedarf für eine (Polizeiliche)
Präventionsmaßnahme? Wenn ja, worauf beruht er?

- Effektivitätskontrolle bzw. Transferanalyse:
Wie effektiv ist das Präventionskonzept? Wo liegen Stärken oder auch
Grenzen? Können die Trainingsinhalte auf der Wissens- und
Handlungsebene umgesetzt werden?

- Schlussfolgerungen bzw. Programmanalyse:
Welche Schlussfolgerungen ergeben sich aus der Bedarfs- und
Transferanalyse für das Polizeiliche Präventionskonzept?

Forschungsmethoden

In der Präventionsforschung liegen nur wenige systematische Evaluationen
vor. Häufig bezieht man sich auf das urteil von Experten (best practice) oder
auf subjektive Auskünfte von Zielgruppen, die mittels Fragebögen erhoben
werden. Subjektive Bewertungen von Experten und Zielgruppen haben aber
nur eine begrenzte wissenschaftliche Aussagekraft: Es können keine
Aussagen über z. B. Lernerfolg bzw. -transfer oder Art der Wirkung der
Präventionsmaßnahme getroffen werden. So wurde hier neben der
Sekundäranalyse des aktuellen Forschungsstandes zur sexualisierten Gewalt
und zur Prävention auf ein empirisches Forschungsdesign, einem
Experimental-Kontrollgruppendesign (2 x 2-Design), zurückgegriffen.
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Forschungsdesign:

Zwei Trainingsgruppen (n = 55) wurden mit zwei Kontrollgruppen (n = 61)
vor und nach dem Training verglichen. Die Gruppen wurden per Zufall der
Experimental- und Kontrollgruppe zugewiesen. Das Alter der
Versuchspersonen reichte von 12 bis 16 Lebensjahren. Anschließend nahmen
auch die Kontrollgruppen an einem Training teil. Die Daten wurden mit
einem von der Autorin selbst entwickelten Fragebogen und einer Simulation
(Rollenspiel) erhoben. Die Eltern der Trainingsgruppen (n = 79) wurden
ebenso befragt.

Fragebogen für die Zielstichprobe:

1. deskriptive Hintergrundinformationen:
soziographische Daten, Trainingsmotivation/Vorerfahrungen mit
Selbstbehauptungsthema

2. Viktimisierungshintergrund:
Beschreibung der Viktimisierung über Häufigkeit, Situation, Täter,
Tatort; Verhalten während und nach der Viktimisierung; Angstträume;
Selbstbewertung der Selbstbehauptungskompetenz; Anzeigemotivation

3. (Handlungs-)Wissen/Informationen (über):
geschlechtsstereotype Vorstellungen über Sexualdelikte und Ursachen;
Präventive Strategien; Kenntnis und Wahrnehmung von
Unterstützungssystemen

Fragebogen für die Eltern:

1. deskriptive Hintergrundinformationen:
soziographische Daten

2. Viktimisierungshintergrund der Töchter:
Wissen um Viktimisierung der Tochter, Eltern in der Rolle als Ratgeber,
Hilfesuchende, Anzeigemotivation

3. (Handlungs-)Wissen/Informationen (über):
geschlechtsstereotype Vorstellungen über Sexualdelikte und Ursachen;
Kenntnis und Nutzen von Unterstützungssystemen; präventive
Verhaltensempfehlungen für die Tochter

Rollenspiel/Simulation einer Belästigungssituation:
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1. Ziele:
höhere Vergleichbarkeit mit Alltagssituation; direkte Prüfung der
Handlungsfähigkeit; Überprüfung des Wissenstransfers bzw.
Zusammenhang von Wissen und Handeln; Bewertung über mehrere
Perspektiven von Teilnehmerin, Rollenspieler, Beobachter

2. Kategorien:
verbale, nonverbale und paraverbale Konfliktstrategien

Projektablauf

1998:
Untersuchungsvorbereitung, Entwicklung und Überprüfung der
Untersuchungsinstrumente an einer Stichprobe von 2000 Teilnehmerinnen

1999:
Vorstellung der Untersuchung auf der Arbeitstagung "Gewaltprävention",
Polizeifortbildungsinstitut (PFI) Neuss, Informationsveranstaltung für
Schulleitung und Eltern der Versuchspersonen, Testung,
Trainingsdurchführung

2000:
Datencodierung, -eingabe und statistische Auswertung

2001, 2002:
Dateninterpretation und Vorbereitung der Veröffentlichung

2003:
Veröffentlichung im Verlag Peter Lang GmbH

Forschungsergebnisse

In der Bedarfsanalyse und in der Effektivitätsprüfung der
Präventionsmaßnahme wurden viele Daten erhoben, die eine Kontextanalyse
der Zielstichprobe möglich machten und damit auch Rückschlüsse auf die
allgemeine Gestaltung von Präventionskonzepten erlauben. Die Ergebnisse
können aufgrund der Datenvielfalt hier nur in groben Auszügen dargestellt
werden.

In der Bedarfsanalyse konnte die Notwendigkeit einer Präventionsmaßnahme
bestätigt und ihre Inhalte genau benannt und quantifiziert werden. Die Eltern
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als Sozialisationsinstanz und in ihrer Multiplikatorenrolle wurden zur
Ergänzung der Bedarfsanalyse hinzugezogen.

- Die Zielstichprobe zeigte diffuse Ängste bezüglich der Sexualdelikte,
eine verzerrte, stereotype Wahrnehmung von Sexualdelikten und
spezifische, lebenspraktische Ängste, die das Fortbewegen im
öffentlichen Raum betreffen.

- Es besteht ein großes Defizit an Informationen, präventiven
Handlungswissen, Bewältigungsstrategien.

- Von einer Viktimisierung waren 69 % der Stichprobe betroffen: Eine
Minderheit erfuhr schwerwiegende sexualisierte Gewalterfahrungen, der
größere Teil erlebte einen Ausschnitt von alltäglichen, verbalen und
nonverbalen Belästigungen und Bedrohungen. Diese haben aber eine
hohe subjektive Relevanz.

- Unterstützungssysteme werden äußerst selten, fast ausschließlich durch
soziale Unterstützung von Gleichaltrigen, in Anspruch genommen.

- Wunschansprechpartner im Falle einer Viktimisierung sind für die
Zielstichprobe die besten Freunde und die Mutter. Die Eltern geben noch
vor dem Lebenspartner die Polizei als erste Anlaufstelle an. Eine geringe
Anzeigemotivation konnte nicht festgestellt werden.

- Nur mit geringfügigen Unterschieden zeigten die Eltern unabhängig von
Geschlecht, Alter und Qualifikation eine defizitäres und verzerrtes
Wissen über Sexualdelikte, eine geringe Kenntnis und Inanspruchnahme
von Unterstützungssystemen sowie ein diffuses präventives
Handlungswissen.

Die Effektivitätsprüfung konnte über alle Bereiche des Trainings statistisch
bedeutsame Effekte nachweisen. Das Trainingskonzept wurde in seiner
Handlungsorientierung bestätigt. Es zeigte sich, dass die Polizei als
realisierter und Wunschansprechpartner weit vor anderen professionellen
Unterstützungssystemen rangierte. Als Grund dafür wurde die
Glaubwürdigkeit und Professionalität genannt.

- Das Training bewirkte eine signifikante Steigerung des spezifischen
Handlungswissens, ein ausdifferenziertes, relativ vorurteilsfreies Wissen
über Sexualdelikte, eine immense Steigerung der Handlungsfähigkeit in
(simulierten) Belästigungssituationen sowie eine eindeutige und
selbstsichere Kommunikation.
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- Furcht vor Sexualdelikten und dem Fortbewegen im öffentlichen Raum
als mädchenspezifische Kriminalitätsfurcht sanken, die Zufriedenheit mit
der eigenen Gegenwehrkompetenz stieg. Von dieser Intervention
profitieren unabhängig von den Vorerfahrungen und
Persönlichkeitsmerkmalen alle Teilnehmerinnen.

Schlussfolgerungen für die Gestaltung von Präventionsmaßnahmen:

Die Lebenswelt der Zielgruppen muss stärker beachtet werden. Dies betrifft
die relative Passivität der Zielgruppen im Aufsuchen von Informationen und
Unterstützungssystemen. In diesem Fall sind die Zielgruppen über die
Organisation der Polizei und Schulen sehr gut erreichbar.
Präventionsmaßnahmen müssen den Aufbau einer professionellen
Vertrauensbeziehung, Handlungsorientiertheit, lebenspraktischen Bezug,
Wahrnehmung von psychologischer und strafrechtlicher Unterstützung und
Hilfe ohne ungewollte Konsequenzen umsetzen.

Es wird diskutiert, ob die Polizei für diese Interventionen zuständig sein soll -
alternativ sollen Multiplikatoren diese Rolle übernehmen. Dies ist aber nur
möglich, wenn vernetzte Ordnungsstrukturen und Trainer mit entsprechender
kriminologischer und psychologischer Qualifikation mit Erfahrung in
Krisenintervention zur Verfügung stehen.

Für die Versuchspersonen dieser Befragung ist die Polizei kompetenter
Ansprechpartner und häufig auch aufgrund einer Anzeigeerstattung die
zweite Anlaufstelle im Falle einer Viktimisierung, die fast gleichwertig neben
dem sozialen Unterstützungssystem steht. Das Vertrauen in Professionalität,
Bekanntheitsgrad und Verfügbarkeit werden (hier) überwiegend positiv
bewertet.

Gleichzeitig ist das psychologische Unterstützungssystem, repräsentiert
durch Beratungsstellen, in dem Bewusstsein der Bevölkerung kaum präsent,
wenig transparent und häufig nur nach Terminabsprache erreichbar. Dieses
Konzept der Polizeilichen Kriminalprävention schafft eine hervorragende
Möglichkeit der notwendigen Öffentlichkeitsarbeit (auch für andere
Themen), Vernetzung mit anderen professionellen Strukturen und
Bürgernähe.

Kriminalpolitisch gesehen, sind dringend professionell ausgebildete
Fachleute zur psychologischen Unterstützung und flächendeckend vernetzte
Unterstützungssysteme zur primären und sekundären Prävention von Gewalt



Prävention

492

gefordert. Zum jetzigen Zeitpunkt füllt das Polizeiliche Präventionskonzept
eine Lücke, die aufgrund des schlechten Versorgungsnetzes von
(potentiellen) Gewaltopfern in Deutschland noch nicht alternativ geschlossen
werden kann.

Umsetzung

Die Untersuchung wurde 2003 veröffentlicht:
K. Klehm (2003. Sexualisierte Gewalt und ihre Prävention: Evaluation eines
Konzeptes der Polizeilichen Kriminalprävention "Selbstbehauptungskurse für
Mädchen", Frankfurt a.M.: Peter Lang GmbH

Kontakte

Polizeipräsidium Bonn, Kommissariat Vorbeugung,
Bornheimer Straße 25, 53111 Bonn;
E-Mail: Kvorbeugung-bonn@t-online.de
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Verkehrsunterricht gemäß § 48 StVO - Anwendungsstudie
eines vernachlässigten Präventionsinstrumentes     

Untersuchungsgegenstand

Der Verkehrsunterricht gem. § 48 StVO ist eine in der polizeilichen Praxis
vernachlässigte Möglichkeit, auf Täter von Verkehrsdelikten positiv
einzuwirken.

Mit dem Projekt soll der Stellenwert und die Voraussetzungen des
Verkehrsunterrichts untersucht und der Frage nachgegangen werden: Wird
von dem Verkehrsunterricht als verkehrserzieherische Maßnahme
vorbeugender Gefahrenabwehr zu wenig Gebrauch gemacht?

Zusätzlich wird der Verkehrsunterricht nach § 10 JGG (neue ambulante
Maßnahme) in das laufende Forschungsprojekt aufgenommen.

Forschungsmethoden

- Befragungen schriftlich/mündlich
- Literaturanalyse
- Anwendungsleitfaden für Multiplikatoren evaluieren

Befragt werden sollen künftig die Anwender und Adressaten des
Verkehrsunterrichts. In einer ersten Befragung wurden 2002 Landkreise und
kreisfreie Städte in der gesamten Bundesrepublik auf die Anwendung des §
48 StVO befragt. Die Auswertung läuft derzeit noch. Mangels genügend
großer Teilnehmerzahl konnte bislang keine Kursteilnehmer befragt werden,
was jedoch für die Zukunft (im Laufe des Jahre 2003) geplant ist. Im Rahmen
des Verkehrsunterrichts nach § 10 JGG sollen ebenfalls Anwender und
Kursteilnehmer befragt werden.

In beiden Fällen sind zunächst schriftliche Befragungen auf der Grundlage
standardisierter Fragebögen mit jeweils offenen und geschlossenen Fragen
geplant. In einer zweiten Runde sollen dann auch Interviews mit jeweils
beiden Seiten durchgeführt werden.

Projektablauf

- Beginn: Januar 2002
- Ende der Befragung: Dezember 2002
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- Auswertungsphase: Januar bis Juni 2003
- Ende der Studie: Juni 2003

Folgeprojekte sind angedacht:
1. Änderung des § 48 StVO (BMV hat Interesse angemeldet)
2. Didaktische und pädagogische Neuorientierung bei § 48 StVO

Forschungsergebnisse

noch offen

Besonderheiten

Da diese Arbeit an der Fachhochschule für Polizei nicht allein zu leisten ist,
wird das Projekt in Zusammenarbeit mit dem  Institut für Verkehrsrecht und
Verkehrsverhalten Bautzen (IVVB) durchgeführt.

Nähere Informationen unter: www.ivvbautzen.de.

Kosten/Finanzierung

Die Finanzierung des Folgeprojektes ist noch offen.

Umsetzung

- 2 Fachaufsätze

- Internetpublikation der Ergebnisse auf www.ivvbautzen.de

- Fachaufsätze zur Auswirkung der Studie

Fundstellen für entsprechende Aufsätze:

1. Aufsatz: Neue Ansätze der Prävention bei Jugenddelinquenz im
Verkehrsstrafrecht - Teil 1, in: Die Kriminalprävention, Heft 4/2001

2. Aufsatz: Neue Ansätze der Prävention bei Jugenddelinquenz im
Verkehrsstrafrecht - Teil 2, in: Die Kriminalprävention, Heft 5/2001

3. Aufsatz: Stellenwert und Voraussetzungen des Verkehrsunterrichts, in:
Verkehrsdienst, Heft 11/2001

4. Aufsatz: Verkehrsunterricht gem. § 48 StVO - ein neues Betätigungsfeld
für die Polizei?, in: POLIZEISPIEGEL, Heft 1/2002, Fachteil Bund
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5. Aufsatz: Chancen und Grenzen des erzieherischen Verkehrsunterrichts
nach § 10 JGG - ein Fallbeispiel aus Görlitz, in: Mitteilungsblatt des
Sächsischen Landesjugendamtes Nr. 2/2002

6. Aufsatz: Kommunales Präventionsmodell Verkehrsunterricht nach § 48
StVO, in: Niedersächsischer Städtetag - Nachrichten (NST - N) Heft 7-
8/2002

7. Aufsatz: Junge Verkehrsstraftäter und erzieherischer Verkehrsunterricht
nach § 10 JGG, in: Polizei Journal, Heft 9-10/2002

8. Aufsatz: Verkehrsunterricht nach § 48 StVO - ein kommunales
Präventionsmodell, in: Die Kriminalprävention Heft 3/2002

9. Neukommentierung des § 48 StVO in meinem Lehr- und
Praxiskommentar StVO aktuell, Verlag Heinrich Vogel München

Die vorgenannten Publikationsorgane sind auch für weitere Beiträge
vorgesehen.

Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich Verkehrswissenschaften,
Friedensstraße 120, 02929 Rothenburg/OL
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Evaluation der niedersächsischen Beratungs- und
Interventionsstellen (BISS) für Opfer häuslicher Gewalt   

Untersuchungsgegenstand

Am 1. Januar 2002 ist in Deutschland ein neues Gesetz zum Schutz von
Opfern häuslicher Gewalt in Kraft getreten: das Gewaltschutzgesetz
(GewSchG). Geschädigte haben dadurch die Möglichkeit, bei einem
Familiengericht/allgemeinen Prozessgericht einen Antrag auf Überlassung
der gemeinsam genutzten Wohnung (§ 2) oder auf Schutzanordnungen
gegenüber dem Täter/der Täterin - wie Betretungsverbot, Annäherungsverbot
und Kontaktverbot (§ 1) - zu stellen. Die Polizei ergänzt das neue
zivilrechtliche Instrumentarium durch eine häufigere  Wegweisung des
Täters/der Täterin aus der Wohnung. Idealerweise sollen während dieses in
der Regel 7 Tage andauernden Platzverweises die zivilrechtlichen
Schutzanordnungen in Kraft treten, d. h. ein entsprechender Antrag gestellt
und bewilligt werden.

Im Rahmen des Aktionsplans des Landes Niedersachsen zur Bekämpfung der
Gewalt gegen Frauen im häuslichen Bereich wurden in 6 Modellregionen
sog. Beratungs- und Interventionsstellen (BISS) eingerichtet. Zu den
Aufgaben der BISS zählen insbesondere die Information über die rechtlichen
Grundlagen sowie die Vermittlung rechtlicher Beratung der Opfer, die
Sicherheitsplanung und die psychosoziale Krisenintervention. Im
Unterschied zu herkömmlichen Beratungsstellen verfolgen die BISS einen
pro-aktiven Ansatz: Sie erhalten von der Polizei Mitteilung über deren
Einsätze bei häuslicher Gewalt, nehmen dann von sich aus Kontakt mit
Geschädigten auf und bieten ihre Hilfe an. Die BISS sind somit Teil der
Interventionskette Polizei - BISS - Gericht. Die einzelnen BISS setzen
unterschiedliche Akzente bei der Beratung und unterscheiden sich
hinsichtlich ihrer Organisations- und Kooperationsformen.

Darüber hinaus werden in einigen Regionen Niedersachsens, in denen es
keine BISS gibt, ähnliche Beratungstätigkeiten von bereits bestehenden
Einrichtungen, z. B. Frauenhäusern, ausgeübt („BISS-ähnliche“ Regionen).

Das Kriminologische Forschungsinstitut Niedersachsen führt eine
Begleitstudie zur Evaluation der BISS durch. Dabei sollen unter anderem
folgende Fragen beantwortet werden:
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- Lässt sich in Regionen mit BISS eine höhere Quote von
Antragstellungen nach dem Gewaltschutzgesetz feststellen als in den
Regionen ohne BISS oder in Regionen mit BISS-ähnlichen Strukturen?

- Welche Unterschiede bestehen zwischen den BISS hinsichtlich
Schwerpunktsetzungen, Organisations- und Kooperationsformen?
Welche Probleme treten in diesen Bereichen auf und haben sie
Auswirkungen auf das Beratungsergebnis?

- Welche Geschädigten durchlaufen welche Teile der Interventionskette
Polizei - BISS - Gericht? Fallen bestimmte Personengruppen aus dieser
Kette heraus?

- Wie erleben die Gewaltopfer die BISS-Beratung in ihrer aktuellen
Lebenssituation? Wie bewerten sie den pro-aktiven Ansatz? Welche
positiven und eventuell auch negativen Konsequenzen hat die Beratung?

- Wie gestaltet sich die Kooperation zwischen Beratungsstellen, Polizei
und Justiz aus der Sicht der jeweiligen Berufsgruppen?

Forschungsmethoden

Zur Beantwortung der oben genannten Fragen werden zwei Strategien
verfolgt: Erstens die möglichst umfassende Dokumentation von Fällen,
zweitens die Befragung ausgewählter Gruppen.

Für die Dokumentation einschlägiger Fälle werden in Zusammenarbeit mit
den jeweiligen Institutionen - Polizei, BISS und Justiz - entsprechende
Datenbanken entwickelt. Diese erlauben eine regional differenzierbare
Erhebung der jeweiligen Fallzahlen sowie eine kurze Beschreibung der
einzelnen Fälle.

Bei regionalen Vergleichen müssen darüber hinaus Merkmale wie
Einwohnerdichte, bereits vorhandene psychosoziale Versorgungsstrukturen
(andere Beratungsstellen für Gewaltopfer, Frauenhäuser etc.) und bereits
etablierte Kooperationen zwischen solchen Stellen und der Polizei
berücksichtigt werden. Versorgungs- und Kooperationsstrukturen unterliegen
jedoch einem ständigen Wandel, der eine fortlaufende Aktualisierung der
Daten erforderlich macht.

Sichtweisen und Erfahrungen von Klient/innen und von an der skizzierten
Interventionskette mitwirkenden Praktiker/innen werden über quantitative
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und qualitative Befragungen erfasst. Methodisch folgt die Studie somit drei
Prinzipien:

- Erstens werden Daten auf zwei Ebenen erhoben: einer umfassenden
fallbezogenen Dokumentationsebene und einer detaillierteren
Befragungsebene.

- Zweitens werden die Perspektiven aller an der Interventionskette
beteiligten Gruppen berücksichtigt; d. h. BISS-Mitarbeiterinnen,
PolizeibeamtInnen, RichterInnen und Geschädigte.

- Drittens werden systematische Vergleiche zwischen Regionen mit BISS,
ohne BISS und BISS-ähnlichen Strukturen, sowie zwischen
Modellregionen mit unterschiedlichen BISS-Konzeptionen
vorgenommen.

Projektablauf

2. Halbjahr 2002:
- Entwicklung der Dokumentationssysteme

1. Halbjahr 2003:
- Fortlaufende Dokumentation
- Entwicklung von Fragebögen und Interviewleitfäden für

Befragungsebene

2. Halbjahr 2003:
- Fortlaufende Dokumentation
- Datenerhebung auf der Befragungsebene

2004:
- Auswertung

Kosten/Finanzierung

Die Evaluation der BISS durch das Kriminologische Forschungsinstitut
Niedersachsen wird vom Niedersächsischen Ministerium für Frauen, Arbeit
und Soziales gefördert.

Das Projektvolumen beträgt 75.000 €.
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Kontakte

Kriminologisches Forschungsinstitut Niedersachsen e. V. (KFN),
Lützeroderstraße 9, 30161 Hannover; Internet: http://www.kfn.de;
E-Mail: kfn@kfn.uni-hannover.de
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Opfer von Sexualstraftaten   

Untersuchungsgegenstand

Ziel des Forschungsprojektes ist es, in erster Linie die Wirksamkeit von
Opferhilfe zu untersuchen. Dabei wird, ausgehend von verschiedenen
situationsbezogenen Opfertypen, zunächst das Verhalten der Opfer und der
Täter vor und nach der Tat betrachtet. Eine wichtige Frage hierbei ist, wie es
zur Viktimisierungssituation kam und welche Reaktionen danach erfolgten.
Darauf aufbauend wird untersucht, welche Rolle professionelle (z. B.
psychotherapeutische Interventionen) und semi-professionelle (z. B.
Selbsthilfegruppen) Opferhilfen für die Bewältigung der erlittenen Straftat
spielen.

Forschungsmethoden

Befragung von weiblichen Opfern; als Datenquelle dient hierbei in erster
Linie die Opferdatenbank des Weißen Rings.

Projektablauf

1999 bis 2003

Arbeitsbericht 2002:
Nach den Vorarbeiten und einer umfangreichen Pretestphase im Jahr 2001
wurden in der ersten Jahreshälfte 2002 die empirischen Erhebungen anhand
der beiden Stichproben "Weißer Ring" und "Frauenhorizonte" durchgeführt.
In der zweiten Jahreshälfte konnten die umfangreichen Dateneingabearbeiten
abgeschlossen und mit der Auswertung begonnen werden.

Arbeitsplan 2003:
Zu Beginn des Jahres 2003 soll ein Abschlussbericht fertig gestellt und
vorgelegt werden.

Forschungsergebnisse

keine Angaben

Besonderheiten

keine Angaben
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Kosten/Finanzierung

Das Projekt wird mit Mitteln des Weißen Rings gefördert.

Umsetzung

keine Angaben

Kontakte

Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Strafrecht,
Forschungsgruppe Kriminologie, Günterstalstraße 73, 79100 Freiburg;
Internet: http://www.iuscrim.mpg.de; E-Mail: m.kilchling@iuscrim.mpg.de
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Wohnungseinbruch aus Opfersicht  

Untersuchungsgegenstand

Durch die Opferbefragung sollten Erkenntnisse zu folgenden
Problembereichen gewonnen werden:

- Welche Auswirkungen hat dieses Delikt auf Opfer?

- Welche konkreten Verhaltensänderungen bewirkt diese Opfererfahrung?

- Wie wird das polizeiliche Einschreiten bewertet?

- Welche Hilfe nahmen Opfer nach der Tat in Anspruch?

Aufgrund der räumlichen Nähe wurde die Opferbefragung im
Zuständigkeitsbereich des PP Wiesbaden durchgeführt. Insgesamt wurden
(die) 70 Personen befragt, die im Monat Juni 1999 Opfer eines
Wohnungseinbruchs wurden. Damit wurde statistisch fast genau jedes zehnte
Opfer dieses Deliktsbereiches im Jahr 1999 in Wiesbaden erreicht.

Forschungsmethoden

Telefonische Opferbefragung anhand eines standardisierten Fragebogens

Projektablauf

Projektbeginn: August 1999
In der Zeit vom 04.10.99 bis 16.10.99 wurden 70 Opfer anhand eines
vorbereiteten halbstandardisierten Fragebogens telefonisch interviewt.
Projektende: September 2000

Besonderheiten

Unterstützung durch PP Wiesbaden

Kosten/Finanzierung

Eigenfinanzierung

Umsetzung

- Erstellung eines Projektberichtes
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- Übersendung des Projektberichtes an hessische Polizeidienststellen

- Veröffentlichungen in der Zeitschrift Magazin für die Polizei (31.
Jahrgang Nr. 293 September 2000)

Kontakte

Verwaltungsfachhochschule in Wiesbaden, Fachbereich Polizei,
Schönbergstraße 100, 65199 Wiesbaden; Internet: http://www.vfh-hessen.de
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Illegale Handlungen im Zusammenhang mit der
Vermittlung von Krediten  

Untersuchungsgegenstand

Gegenstand der Untersuchung ist in erster Linie die Rolle des unseriösen
Kreditvermittlers. Die Kreditkundenwerbungen bzw. -überrumpelungen
seitens des unseriösen Kreditvermittlers sind zu untersuchen.

Ziel der Untersuchung ist es, die Position der Beteiligten im Zusammenhang
mit der Vermittlung von Konsumentenkrediten zu durchleuchten und
Empfehlungen für die polizeiliche Aufgabenwahrnehmung, insbesondere
aber für die Prävention zu erarbeiten.

Forschungsmethoden

Interviews (Opfer), Expertenbefragungen (kriminalpolizeiliche
Sachbearbeiter, Mitarbeiter von Banken und Schuldnerberatungsstellen),
Literaturanalyse, statistische Auswertungen, Untersuchung der rechtlichen
Rahmenbedingungen

Projektablauf

- Projektbeginn: 1994
- Projekt ist abgeschlossen

Forschungsergebnisse

Aufgrund der aktuellen angespannten wirtschaftlichen Situation steigt die
Nachfrage nach Krediten, insbesondere in Hinblick auf die Umschuldung
bestehender, in wirtschaftlich besseren Zeiten aufgenommener
Verpflichtungen weiter an.

Vor diesem Hintergrund der volkswirtschaftlichen Entwicklung und auch vor
dem Hintergrund der Liberalisierung der internationalen Kapitalmärkte und
der sich in diesem Zusammenhang ständig ändernden Rahmenbedingungen
wird dem Phänomen des Kreditvermittlungsbetrugs in den vielfältigen
Facetten seiner Ausprägung zunehmende Aufmerksamkeit zu widmen sein.
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Kreditvermittlungsbetrug kann sich in Form von Prospektbetrug,
Anlagebetrug, Umschuldungsbetrug, Provisionsbetrug, Wucher und weitern
Formen des Betruges äußern. Im Zuge einer Handlung können dabei mehrere
Geschädigte betroffen sein. Die "Kreditangebotspalette" ist vielfältig. Sie
reicht häufig von Kleinkrediten (Konsumenten-/ Hausfrauenkredite) meist
zwischen 3.000 und 6.000 Euro bis zu Kreditangeboten in Höhe von bis zu
mehreren Millionen Euro zur Existenzgründung bzw. -erhaltung. Auch ist
von einem erheblichen Dunkelfeld auszugehen. Die Gründe für das
Nichtanzeigen solcher Taten dürften häufig in Schamgefühlen und
Verärgerung über das eigene Verhalten liegen.

Neben der "klassischen Kontaktaufnahme" seitens des Kreditvermittlers über
Zeitungs- und Zeitschriftenannoncen gewinnt die Kontaktaufnahme via
Internet immer größere Bedeutung. Das Internet ermöglicht dem illegal
handelnden Kreditvermittler, dasselbe Angebot unter beliebig vielen
Firmenbezeichnungen zu platzieren und damit "sein Kundenpotenzial" zu
erhöhen. Dem Täter gelingt es durch "geschickte" Eloquenz, ein besonderes
Vertrauensverhältnis gegenüber dem potenziellen Opfer aufzubauen.

Prävention im Bereich des Kreditvermittlungsbetruges bedeutet daher in
erster Linie permanente Aufklärung der potenziellen Opfer. Diese
Aufklärungsarbeit kann effektiv nur in Kooperation aller betroffenen
(staatlichen und gesellschaftlichen) Institutionen erfolgen.

Besonderheiten

Das Projekt geht auf eine Anregung der Mitglieder der Kommission
Wirtschaftskriminalität zurück. Auf der ersten Kommissionssitzung im
Februar 1994 wurde der Wunsch geäußert, diesen Bereich empirisch zu
erforschen, um Empfehlungen für die polizeiliche Aufgabenwahrnehmung,
insbesondere für Präventionsmaßnahmen, zu erarbeiten.

Die AG Kripo hat im Umlaufbeschlussverfahren vom 29.01.1995 den Bericht
der Kommission Wirtschaftskriminalität vom 25.10.1994 zur Kenntnis
genommen, in dem die Benennung von Experten aus dem Polizeibereich für
eine mündliche Befragung vorgesehen ist.

Kosten/Finanzierung

Eigenprojekt
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Umsetzung

- Die Ergebnisse des Forschungsprojektes wurden publiziert in der BKA-
Reihe "Informationen aus der kriminalistisch-kriminologischen
Forschung": Risch, Kreditvermittlungsbetrug, Wiesbaden 2000.

- Publikation im Polizeispiegel Heft 11 und Heft 12/2002

- Vorstellung der Ergebnisse im Rahmen der kriminalpolizeilichen
Spezialausbildung Wirtschaftskriminalität des Bundes und der Länder,
vor Ratsanwärtern und Fachhochschülern des Bundes und der Länder
sowie im Rahmen von Arbeitstagungen in der Schuldnerberatung

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 12,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI12@bka.bund.de
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Kapitalanlagebetrug im Europa der Währungsunion des
EURO  

Untersuchungsgegenstand

Ein internationaler Vergleich von Strukturen, Motiven und Aktivitäten von
Tätern und Opfern innerhalb der Währungsunion und deren Verflechtungen
in die Kapitalmärkte der Länder Schweiz, Liechtenstein und Anrainerstaaten
in Skandinavien und Osteuropa"

Das Forschungsprojekt baut auf der Studie „Motivanalyse bei Opfern von
Kapitalanlagebetrug“ auf. Dieses Forschungsprojekt wurde von Prof. Liebel
(Projektnehmer auch für dieses Forschungsprojekt) durchgeführt und ist als
Band 26 der BKA-Forschungsreihe veröffentlicht worden.

Ziel des Projektes ist es, eine „Phalanx von Präventionsmaßnahmen“ auf
nationaler und internationaler (EU-)Ebene zur Prävention von
Kapitalanlagebetrug zu schaffen. Dabei stehen die Koordination von
Aktivitäten und Interessen der betreffenden/betroffenen Institutionen und
Personen sowie spezifische institutionsbezogene Maßnahmenkataloge im
Mittelpunkt.

Forschungsmethoden

- analytische Auswertungen von staatsanwaltschaftlichen Akten innerhalb
der Währungsunion

- Täter- und Opferbefragungen

- Expertenbefragungen

- inhaltsanalytische Auswertungen der Fallsammlung "Kapitalanlage-
betrug" im Forschungsinstitut zur Wirtschaftskriminalität an der
Universität Bamberg

Projektablauf

- Projektbeginn: 2000
- Ablauf des Gesamtprojektes: 2003
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Forschungsergebnisse

Das Delikt Kapitalanlagebetrug ist heute weiter verbreitet als je zuvor. Allein
die in der Polizeilichen Kriminalstatistik angegebene, in
Ermittlungsverfahren bekannt gewordene Schadenssumme von 1,5
Milliarden DM im Jahr 1999 bis hin zu Schätzungen der tatsächlichen
Schadenshöhe von über 40 Milliarden DM durch die Verbraucherverbände
und die große und weiterhin steigende Anzahl an Betrugsfällen sprechen für
sich.
Doch nicht nur der volkswirtschaftliche Schaden ist alarmierend. In dieser
Studie wurde deutlich, in welch bedrückender Lage sich die zahlreichen
Opfer befinden.

Die Täter dagegen sind in der Lage, ihre Opfer in Sicherheit zu wiegen und
gleichzeitig um möglichst viel Geld zu betrügen. Ihre Tricks sind dabei
vielfältig und raffiniert. Stets bewirken sie aber, dass die Opfer Vertrauen
zum Täter aufbauten und schließlich davon überzeugt waren, ein einmalig
profitables Geschäft abzuschließen.

Besonderheiten

Die Studie setzt sich aus den folgenden Teilprojekten zusammen:

- Kapitalanlagebetrug im Europa der Währungsunion des EURO -
Replikationsstudie 2000

- Polizeistudie in Deutschland

- Fraud Fighters - The Dutch System for the Prevention and Repression of
Capital Investment Fraud

- Kapitalanlagebetrug in Europa - Die wirtschaftswissenschaftliche
Perspektive

- Kapitalanlagebetrug und internationaler Verbraucherschutz

- Länderstudien (Beschreibungen markanter Fälle sowie Täter-, Opfer-
und Expertenbefragungen in Belgien, England, Holland, Irland,
Liechtenstein, Luxemburg, Malta, Portugal, Schweiz und Spanien)

Kosten/Finanzierung

- aus dem KI 1-Forschungstitel 544 01
- mitfinanziert aus dem "OISIN-Programm" der EU
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Umsetzung

- Publikation der Projektteile "Kapitalanlagebetrug im Europa der
Währungsunion des EURO" sowie "Fraud Fighters - The Dutch System
for the Prevention and Repression of Capital Investment Fraud" im Jahre
2002 in der BKA-Reihe  "Polizei und Forschung". Der Projektteil
"Kapitalanlagebetrug in Europa - Die wirtschaftswissenschaftliche
Perspektive" wurde im Jahre 2002 im Deutschen Universitätsverlag
publiziert.

- Vorstellung der Ergebnisse im Rahmen der kriminalpolizeilichen
Spezialausbildung Wirtschaftskriminalität in Bund und Ländern

- Vorträge in Präventionsdienststellen der Länder

Die Präventionsergebnisse sind eingearbeitet worden in das Präventions-
Faltblatt "Checkliste für Geldanleger" des LKA Nordrhein-Westfalen sowie
in das Faltblatt "So bleiben Ihre Werte mehr wert!" des Programms
Polizeiliche Kriminalprävention der Länder und des Bundes.

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 12,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI12@bka.bund.de
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Polizeibefragung im Rahmen des Forschungsprojektes
"Kapitalanlagebetrug im Europa des EURO"  

Untersuchungsgegenstand

Ziel der Polizeibefragung ist es, die Entwicklung des Kapitalanlagebetruges
in Deutschland aus der Sicht der kriminalpolizeilichen Sachbearbeiter vor Ort
zu erheben und Möglichkeiten von Präventionsmaßnahmen zu erarbeiten.

Forschungsmethoden

Nach Beschluss der KKB (Oktober 2000) wird die Polizeibefragung als
Eigenprojekt im Rahmen einer mündlichen Befragung durchgeführt. Hierzu
wurde eine qualitative Stichprobe auf der Basis der Benennung der
Interviewpartner durch die einzelnen Länder (Umlaufbeschlussverfahren der
KKB) gebildet.

Projektablauf

- Durchführung der Befragungen und Auswertungsbericht in 2002

- Publikation der Ergebnisse in der BKA-Reihe "Informationen aus der
kriminalistisch-kriminologischen Forschung" in 2003

Forschungsergebnisse

Die Angebotspalette der Kapitalanlagebetrüger reicht vom
Grundschuldbriefhandel und diversen Beteiligungssparplänen über
Firmenbeteiligungen bis hin zum Immobilienerwerb mit Kapitalrückfluss
(cash back Modelle) und Angeboten von Depositendarlehen (angeblich zins-
und tilgungsfreie Kredite).

Die Täter kommen nicht aus branchenfremden Berufen. Vielmehr haben sie
eine Ausbildung im Bankenbereich oder aber eine kaufmännische
Ausbildung genossen. Sie zeichnen sich durch eine "enorme Hartnäckigkeit"
aus, ihre Opfer kommen immer seltener aus dem familiären Nahbereich.

Die Opfer kommen aus allen Bevölkerungsschichten. Ein "klassisches
Klientel" für Kapitalanlagebetrüger gibt es somit nicht. Häufig machen es die
Opfer den Tätern sehr leicht.
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Die Befragten sind ausschließlich der Meinung, dass noch mehr Aufklärung
geleistet werden muss. Es ist notwendig, die potenziellen Anleger für das
Thema zu sensibilisieren. Die Bevölkerung muss noch mehr über die
Machenschaften der Kapitalanlagebetrüger informiert werden. Betrügerische
Begehungsweisen müssen verstärkt in die Öffentlichkeit gebracht werden.
Die immer komplizierter werdenden Mechanismen im volks- und
geldwirtschaftlichen Bereich machen ein mit entsprechenden Inhalten
ausgestattetes Unterrichtsfach bereits in der Schule erforderlich.

Besonderheiten

Die Polizeibefragung ist ein Projektteil der Gesamtstudie
"Kapitalanlagebetrug im Europa der Währungsunion des EURO"

Neben der Polizeistudie setzt sich das Gesamtprojekt aus folgenden
Teilprojekten zusammen:

1. Täter-Opfer-Interaktion bei Kapitalanlagebetrug in Deutschland -
Replikationsstudie 2000

2. Fraud Fighters - The Dutch System for the Prevention and Repression of
Capital Investment Fraud -

3. Kapitalanlagebetrug in Europa - Die wirtschaftswissenschaftliche
Perspektive

4. Kapitalanlagebetrug via Internet

5. Kapitalanlagebetrug und internationaler Verbraucherschutz

6. Länderstudien

Situationsbeschreibung, Darstellung markanter Fälle, Täter-, Opfer- und
Expertenbefragungen in: Belgien, England, Holland, Irland, Liechtenstein,
Luxemburg, Malta, Portugal, Schweiz und Spanien.

Kosten/Finanzierung

Eigenprojekt

Umsetzung

- Vorträge in Spezialausbildung Wirtschaftskriminalität in Bund und
Ländern
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- Vorträge in Präventionsdienststellen der Länder

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 12,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI12@bka.bund.de
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Verbreitung und Kontrolle  der Wirtschaftskriminalität im
Zusammenhang mit der Privatisierung der volkseigenen
Betriebe der DDR durch die Treuhandanstalt    

Untersuchungsgegenstand

Mit dem Inkrafttreten des Treuhandgesetzes und der Umwandlung der
volkseigenen Betriebe in juristisch selbständige Wirtschaftseinheiten wurde
die Treuhandanstalt (THA) Eigentümerin von insgesamt 45.000
Betriebsstätten, die sie möglichst schnell zu privatisieren oder stillzulegen
hatte. Dabei wurden von Anfang an zahlreiche strafrechtlich relevante
Verhaltensweisen beobachtet. So täuschten Vertragspartner (auch in
Zusammenarbeit mit THA-Mitarbeitern) über ihre Bonität, Arbeitsplatz- oder
Investitionszusagen, wurden Unternehmen vertragswidrig Vermögenswerte
entzogen (Aushöhlung) oder zur Erlangung von Subventionen falsche
Angaben gemacht. Die historisch einmalige Umbruchsituation ermöglicht es,
neue Erkenntnisse über die Verbreitung und strafrechtsorientierte Kontrolle
anhand der Privatisierung der DDR-Betriebe zu gewinnen. Da an den
Privatisierungsvorgängen überwiegend westliche Institutionen und Akteure
beteiligt waren, ist davon auszugehen, dass in diesem Zusammenhang auch
typische Formen und Strukturen der Wirtschaftskriminalität und ihrer
strafrechtlichen Kontrolle beobachtet werden können.

Forschungsmethoden

Insbesondere mit Blick darauf, dass ein einigermaßen verlässliches
wirtschaftskriminologisches Fundament derzeit nicht besteht, kann die
Untersuchung wirtschaftskrimineller Verhaltensweisen nur im Rahmen einer
explorativ konzipierten qualitativen Untersuchung angegangen werden, die
derzeit vom mit Mitteln der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) vom
Institut für Kriminalwissenschaften der Westfälischen Wilhelms-Universität
durchgeführt wird. Nach einer Aktenanalyse, die den Einstieg in das
Forschungsfeld eröffnet, werden dabei Experteninterviews mit allen an der
Privatisierung oder an einem etwaigen Strafverfahren Beteiligten geführt.
Hierzu gehören Staatsanwälte, Polizeibeamte, Strafverteidiger und ihre
Mandanten, THA-Mitarbeiter, Mitarbeiter der Stabstelle Besondere
Aufgaben der THA, sowie Betriebsrats- oder Gewerkschaftsmitglieder. Ziel
ist es, den Privatisierungsvorgang aus möglichst unterschiedlichen
Perspektiven zu betrachten und zu analysieren. Dabei geht es nicht um die
Ermittlung oder Bewertung individueller Verantwortlichkeiten. Der jeweilige
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Privatisierungsvorgang und das jeweils geführte Experteninterview bilden
lediglich den Hintergrund, vor dem die generalisierten Erfahrungen und
Einschätzungen erhoben werden.

Projektablauf

Bis Anfang 2003 werden die qualitativen Interviews erhoben sein. Eine
Veröffentlichung erster empirischer Ergebnisse ist für Mitte/Ende 2003
vorgesehen. Eine abschließende Darstellung der Forschungsergebnisse wird
in einer Abschlusspublikation in Buchform erfolgen.

Forschungsergebnisse

Das Projekt ist noch nicht abgeschlossen; siehe Projektablauf für die
Planung.

Besonderheiten

Interdisziplinäre Zusammensetzung der Forschungsgruppe aus den
Fachbereichen: Jura, Ökonomie und Sozialwissenschaften

Kosten/Finanzierung

Das Projekt wird von der Deutschen Forschungsgesellschaft über einen
Zeitraum von drei Jahren finanziert.

Umsetzung

siehe Projektablauf

Kontakte

Universität Münster, Institut für Kriminalwissenschaften der Westfälischen
Wilhelms-Universität, Bispinghof 24/25, 48143 Münster;
Internet: http://www.uni-muenster.de/Jura.krim/Abt._IV
E-Mail: Kriminologie@uni-muenster:de
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Anforderungsprofil der Polizei  

Untersuchungsgegenstand

Ziel der Untersuchung ist es, das Anforderungsprofil der Polizei empirisch zu
erfassen. Der Auftrag des Inspekteur der Polizei des Freistaates Sachsen an
die FHS lautete: "Die Fachhochschule für Polizei Sachsen führt eine
Untersuchung über das Anforderungsprofil der Polizei durch und zeigt
Möglichkeiten auf, wie die Polizei diesen Anforderungen gerecht werden
kann."

Der Forschungsauftrag wurde weiter spezifiziert und lautete im einzelnen:

1. Auswertung vorliegender Erkenntnisse bei den Polizeidienststellen
hinsichtlich des Anforderungsprofils an die Polizei

2. Auswertung bzw. Erhebung der unmittelbaren Erwartungshaltung der
Bevölkerung an das Anforderungsprofil der Polizei

3. Befragung der Erwartungshaltungen an die Polizei innerhalb von
öffentlichen Einrichtungen, die häufig mit Problemen konfrontiert
werden

4. Befragung der Bevölkerung hinsichtlich ihrer Erwartungshaltungen an
die Polizei von nicht öffentlichen Stellen, die häufig mit Problemen
konfrontiert werden.

Wie die detaillierte Forschungsprojektgliederung zeigt, war damit die
Grundlage für die Durchführung einer umfassenden Analyse des
"Anforderungsprofils der Polizei" vorgegeben. Dabei sollte mit dem Projekt
nicht nur ein IST-Zustand erhoben werden, sondern es sollten auch im
Rahmen einer "Soll-Zustands-Erhebung" die Möglichkeiten aufgezeigt
werden, die eine Angleichung dieser beiden Zustände in einer nicht allzu
fernen Zukunft ermöglichen könnte.

Forschungsmethoden

Sekundäranalytische Literaturanalyse

Durchführung von vier Primärdatenerhebungen in den Bereichen:

a) Polizei (Befragungen, Interviews, teilnehmende Beobachtung)
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b) Bevölkerung (Bevölkerungsbefragungen)

c) öffentliche Stellen (Interviews offizielle Stellen)

d) nicht-öffentliche Stellen (Interviews nicht-offizielle Stellen)

Projektablauf

- Das Projekt wurde in der Zeit von Juni 1995 bis Dezember 1998
durchgeführt.

- Gemäß Schreiben FHS Sachsen vom 5.02.1999 liegt der
Forschungsbericht vor.

Besonderheiten

5. Januar 1995:  Vergabe des Projektauftrages des Inspekteurs der Polizei des
Freistaates Sachsen an die FHS für Polizei Sachen

Umsetzung

Veröffentlichung des Forschungsberichtes ist für Sommer 2000 in:
"Rothenburger Beiträge", Schriftenreihe der Fachhochschule für Polizei
Sachsen, geplant

Kontakte

Fachhochschule für Polizei Sachsen, Fachbereich II,
Friedensstraße 120, 02929 Rothenburg / OL
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Curriculumforschung  

Untersuchungsgegenstand

Das Ziel besteht in der Umsetzung einer fallorientierten Ausbildung.

Projektablauf

- Projektbeginn war Januar 1999.
- Das voraussichtliche Projektende liegt im Jahre 2001.

Umsetzung

in der polizeilichen Ausbildung

Kontakte

Thüringer Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, Fachbereich Polizei,
Friedenssiedlung 6, 98617 Meiningen
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Electronic Commerce.  Markt der Zukunft - auch für
Kriminelle?   

Untersuchungsgegenstand

Mit dem Projekt „Kriminalität und kriminogene Faktoren im Zusammenhang
mit E-Commerce“ sind auf der Grundlage von Rahmendaten und zur
Verfügung stehendem Expertenwissen innerhalb und außerhalb der Polizei

- Grundinformationen zu Funktionsweise und technischem Hintergrund
des E-Commerce erhoben und beschrieben worden,

- Aussagen zur Datensicherheit beim E-Commerce getroffen worden,

- die rechtlichen Rahmenbedingungen für E-Commerce beschrieben und
aus polizeilicher Sicht bewertet worden,

- Kriminalität beeinflussende Faktoren erkannt worden,

- vorhandene und mögliche Kriminalitätsformen im Zusammenhang mit
E-Commerce beschrieben worden,

- Tatgelegenheiten erkannt und beschrieben worden,

- die Situation der Strafverfolgungsbehörden im Kontext von E-
Commerce dargestellt worden,

- durch E-Commerce ermöglichte polizeiliche Chancen ausgelotet worden,

- Handlungsbedarf für Repression, Prävention und Politik erkannt worden,

- Lösungsansätze - auch in Form konkreter Maßnahmen - dargestellt
worden, wie die zu erwartenden kriminogenen Faktoren und
Erscheinungsformen der Kriminalität verhindert bzw. wirksam bekämpft
werden können.

Forschungsmethoden

- Sammeln, Sichten und Bewerten von Daten, Fakten und
Informationsmaterial, die in kriminalistischem Zusammenhang mit E-
Commerce stehen

- Auswertung und Analyse des gesammelten Materials im Hinblick auf die
gesetzten Ziele
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- Beschreibung von möglicher Kriminalität, kriminogenen Faktoren,
rechtlichen Rahmenbedingungen und polizeilichen Chancen auf der
Grundlage der erhobenen und bewerteten Fakten; dazu ist internes und
externes Expertenwissen herangezogen worden

- Erarbeitung von Thesen, die anschließend im Rahmen eines Workshops
„E-Commerce“ mit den Experten bewertet wurden

- Darstellung von Lösungsansätzen und Handlungsstrategien in bezug auf
Prävention, Repression und Kriminalpolitik

- Abschlussbericht „E-Commerce“

Projektablauf

- Die Projektvorbereitung begann am 07.12.1998.

- Der Auftrag wurde von der Amtsleitung am 05.01.1999 bestätigt.

- Workshop: 21./22.04.1999

- Vorlage des Abschlussberichtes: 07.05.1999

Forschungsergebnis

Die Etablierung von Sicherheitsaspekten als Verkaufsargument im
elektronischen Handel, die Ausweitung des Schulungsangebots für
Internetnutzer und das aktive Informieren der E-Commerce-Teilnehmer auch
durch die Polizei könnte bei allen Beteiligten des E-Commerce ein stärkeres
Problembewusstsein schaffen, wo schon jetzt Sicherheitsdefizite erkennbar
sind und wohin die Entwicklung in Zukunft gehen kann.

Das Ausmaß der Verwendung aktueller Sicherheitstechnologie und der
Beachtung bestimmter Sicherheitsvorkehrungen im E-Commerce muss
gesteigert werden. Neben der Werbung für die breitere Verwendung
entsprechender Programme und Verschlüsselungsverfahren (Digitale
Signatur, SET, PGP etc.) kann eine Evaluierung von Systembetreibern deren
Auswahl erleichtern.

Die Möglichkeit des anonymen Agierens im Internet muss in wesentlichen
Bereichen des E-Commerce reduziert werden. Auch hier wird die digitale
Signatur oder eine individuelle Prozessorkennung Wirkung entfalten.
Gesetzliche Maßnahmen in diesem Bereich scheinen notwendig.
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Die Polizei muss in die Lage versetzt werden, bei E-Commerce-Straftaten
mit höherer Kompetenz sachgerecht handeln zu können. Dazu ist neben
einem differenzierten Lagebild (PKS, Meldedienst) auch eine intensivierte
Zusammenarbeit der beteiligten Polizeidienststellen mit Experten außerhalb
der Polizei (insbesondere auch Systembetreiber) notwendig. Weiterhin
müssen Erfolge in der Bekämpfung von Internetkriminalität
öffentlichkeitswirksam erzielt werden, um als kompetenter Ansprechpartner
ernst genommen zu werden.

Die Organisation der internationalen polizeilichen Zusammenarbeit sollte
gerade im Bereich des E-Commerce auf der Grundlage einer Verpflichtung
zur Gegenseitigkeit und internationalen Verantwortung ausgebaut werden.
Die Verfolgung von E-Commerce-bezogenen Straftaten muss international
gleichwertig gewährleistet werden.

Für Geschädigte und Zeugen sollten Informations- und Meldestellen
geschaffen werden, um auf Gefahren und Vorbeugungsmöglichkeiten
aufmerksam zu machen und Ansprechpartner anzubieten. Dies sollte vor
allem in demselben Medium (Internet) geschehen. Polizei und andere Stellen
sollten dabei eng zusammenarbeiten und durch gegenseitige Links eine
Vernetzung von Informationen und Ansprechpartnern erreichen.

Kriminalpolitische Reaktionen scheinen notwendig. Bestehende Gesetze
müssen an die geänderten Rahmenbedingungen angepasst werden. Bei der
Regelung der Auskunfts- und Speicherpflichten der am E-Commerce
beteiligten Akteure müssen Argumente der Straftatenvermeidung und –
verfolgung und des Datenschutzes ausgewogen berücksichtigt werden. Für
den sensiblen Bereich der Provider sollten Zulassungsanforderungen
entwickelt und umgesetzt werden.

Besonderheiten

keine

Kosten/Finanzierung

keine

Umsetzung

Die Umsetzung erfolgt nach der Zustimmung des Projektauftraggebers BKA.
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Der  Projektabschlussbericht wurde in der Reihe "Informationen aus dem
Kriminalistischen Institut" (sog. "Gelbe Reihe") des BKA und in Beiträgen in
der BK-Blatt-Beilage Forschung und Entwicklung "Aktuelle
Projektinformation", Nr. 04 sowie in der Kriminalistik, Heft 03/2001 mit dem
Titel "Electronic Commerce - Ein Markt für Kriminelle?" veröffentlicht.

Darüber hinaus erfolgte eine gezielte Ansprache von Personen, Institutionen
und Medien(-vertretern), die im Rahmen der Umsetzungskonzeption als
umsetzungsrelevant (im Sinne der Übernahme von Aufgaben) ausgemacht
wurden. Die Umsetzung wird von KI 11 z. T. initiiert bzw. inhaltlich
begleitet.
Vorträge

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 11,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI 11@bka.bund.de
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Evaluation der Verlagerung des Straßenstrichs vom
Reichenspergerplatz zur Geestemünder Straße     

Untersuchungsgegenstand

In Köln hatte sich ein illegaler Drogenstrich in dem Bereich
Reichenspergerplatz innerhalb des Sperrbezirks gebildet. Um die Sicherheit
der Prostituierten zu gewährleisten und wegen vermehrter Proteste aus der
Bevölkerung beschloss der Rat der Stadt 1999, dass nicht nur repressiv gegen
die Prostituierten vorgegangen werden sollte, sondern dass sie durch
begleitende soziale Maßnahmen des Gesundheitsamtes und des
Sozialdienstes katholischer Frauen (SkF) beraten werden sollten. Gleichzeitig
wurde das Straßenstrichgebiet räumlich aus der Innenstadt nach Köln-Niehl
(Geestemünder Straße) in ein weitgehend unbewohntes Gebiet außerhalb des
Sperrgebietes verlagert, um zukünftige soziale Konflikte zu vermeiden.

Im Rahmen dieser Verlagerung wurde ein Gelände mit einer
Anbahnungszone und Séparés bereitgestellt. PKW-Fahrer können dort
zusammen mit den Prostituierten hineinfahren, um den Geschlechtsverkehr
zu vollziehen. Parallel dazu erfolgt eine soziale Begleitung durch den SkF
und das Gesundheitsamt. Die Polizei gewährleistet durch intensive
Bestreifung des Gebietes die Sicherheit aller Beteiligten.

Forschungsmethoden

Bei der Evaluation wurden und werden noch die folgenden Maßnahmen
durchgeführt:

- Interviews mit den Mitarbeitern/-innen der beteiligten Institutionen

- Gespräche mit Leitungspersonen von Polizei, Gesundheitsamt,
Ordnungsamt, Sozialdienst katholischer Frauen

- Teamsitzungen mit Sozialdienst katholischer Frauen und
Gesundheitsamt im Rahmen von Vor-Ort-Besuchen

- Teilnahme an übergeordneten Treffen

- Teilnehmende Beobachtung bei der aufsuchenden Arbeit auf dem
Straßenstrichgelände "Geestemünder Straße"
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- Entwicklung und Anwendung eines Dokumentationssystems zur
Erhebung von Klient/innenprofil und Feststellung des körperlichen
Befindens der Prostituierten

- Bildung einer Befragungskohorte von 28 Prostituierten, die dreimal
interviewt werden unter Nutzung von psychometrischen Skalen zu
Selbstakzeptanz, Bewältigungskompetenzen, Befindlichkeitsstörungen
und Lebenszufriedenheit (die Befragung ist noch nicht abgeschlossen)

Für den zukünftigen Abschnitt der Evaluation sind Gespräche mit Anliegern
sowie eine Freierbefragung geplant.

Projektablauf

- Das Projekt startete im Januar 2002 mit einem ersten
Informationsaustausch und der Festlegung der Grundpositionen.

- Es folgte eine Entwicklungszeit für die Erhebungswerkzeuge, der
Erfassung der vorhandenen Informationen.

- Die Einzelinterviews wurden im Juni 2002, im Januar 2003
durchgeführt. Eine weitere Interviewserie ist für Juni 2003 vorgesehen.

- Im Oktober 2002 ist ein Zwischenbericht erschienen, der nicht für die
Öffentlichkeit bestimmt ist. Das Projekt endet voraussichtlich Ende
2003.

Forschungsergebnisse

Das vorläufige Ergebnis bestätigt die Sinnhaftigkeit, nicht ausschließlich
repressiv gegen Prostituierte vorzugehen, sondern ein begleitendes Konzept
zu entwickeln. Tendenziell zeichnet sich ab, dass durch die Kooperation von
Polizei und Ordnungsbehörden mit Sozial- und Gesundheitsdienst unter
gleichzeitiger Gewährleistung von Sicherheit für Prostituierte, Anwohner und
Freier ein neuer Straßenstrich von allen Beteiligten akzeptiert werden kann.

Der Zwischenbericht macht jedoch auch deutlich, dass Akzeptanzprobleme
bei Polizeibeamten bestehen können, die sich an konservativen Einstellungen
und nicht an sachlichen Erfordernissen orientieren.
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Besonderheiten

Der untersuchte Gegenstand "Verlagerung des Straßenstrichgebietes" weist
einen hohen Praxisbezug auf und scheint sein Ziel zu erreichen. Mehrere
Großstädte interessieren sich für das Projekt und planen ähnliche
Maßnahmen.

Zur Beschreibung der Maßnahme fertigte der Sozialdienst katholischer
Frauen eine Datei mit einem kurzen Videofilm an. Er kann von der
projektmeldenden Dienststelle zur Veranschaulichung zur Verfügung gestellt
werden.

Kosten/Finanzierung

98.803,-- € für die Gesamtevaluation über 2 Jahre; die Kosten wurden durch
die Stadt Köln übernommen.

Umsetzung

Aufgrund des Zwischenberichtes wurde die Kommunikation zwischen den
Beteiligten verbessert. Es wurde eine regelmäßige Besprechungsrunde auf
unterer Arbeitsebene eingeführt, die ein besseres gegenseitiges Verständnis
bewirken soll.

Die bislang beteiligten Polizeibeamten/innen werden ausgetauscht. Dadurch
wird sichergestellt, dass nur solche Beamten/innen Dienst auf dem
Straßenstrichgebiet versehen, die sich mit dieser Aufgabe identifizieren.

Kontakte

Polizeipräsidium Köln, Abteilungsstab, GS 2,
Walter-Pauli-Ring 2 - 4, 51103 Köln;
Internet: http://www.polizei.nrw.de/koeln;
E-Mail: webmaster@mail.pp-koeln.nrw.de
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Kriminalität von Aussiedlern   

Untersuchungsgegenstand

Polizeiliche registrierte Kriminalität von (Spät-)Aussiedlern

Überprüfung bisheriger Präventionsmaßnahmen zur Integration der
Aussiedler mit ggf. weitergehenden Vorschlägen

Forschungsmethoden

- Analyse PKS-Daten der Jahre 1997/98

- Längsschnittanalyse der im Jahr 1994 zugereisten Aussiedler in
ausgewählten bayerischen Regionen (Vollerhebung in fünf Regionen)

- Aktenanalyse straffällig gewordener Aussiedler (Stichprobe von ca. 200
Akten)

Projektablauf

Beginn:              09/98
Das Projekt ist beendet.

Umsetzung

Die Studie steht auf der Homepage der Polizei Bayern im Internet unter dem
gleichlautenden Titel zur Verfügung und kann beim Bayerischen
Landeskriminalamt angefordert werden.

Internet-Adresse:  http://www.polizei.bayern.de  > Forschung

Kontakte

Bayerisches Landeskriminalamt, Dezernat 13, SG 131 (Kriminologische
Forschungsgruppe der Bayerischen Polizei),
Maillingerstraße 15, 80636 München;
Internet: http://www.polizei.bayern.de; E-Mail: blka@polizei.bayern.de
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Legalbewährung und kriminelle Karrieren von
Sexualstraftätern   

Untersuchungsgegenstand

Neben der grundlegenden Frage, wie häufig wegen eines Sexualdeliktes
Verurteilte rückfällig werden, ist zentrales Interesse der Studie, Merkmale
des Täters, seiner Tat(en) sowie der justiziellen Reaktion zu erfassen und
angenommene Zusammenhänge zwischen diesen Daten und Legalbewährung
bzw. Rückfälligkeit zu bestätigen oder zu verwerfen.

Forschungsmethoden

Bundeszentralregister- und Strafaktenanalysen zu Straftätern, die im 1.
Halbjahr 1987 wegen eines sexuellen Gewalt-, Missbrauchs- oder
Belästigungsdeliktes verurteilt worden waren bzw. bei denen ein solches
Delikt Anlass für eine Anordnung nach §§ 63, 64 StGB war.

Projektablauf

1997: Auswertung der Registerauszüge

1998 - 2000: Auswertung der Strafakten

2001 - 2002:

- Übertragung der Daten in EDV
• Durchführung der Berechnungen

Erstellung und Veröffentlichung der Endberichte betreffend

- Sexuelle Missbrauchsdelikte (2001)

- Sexualstraftäter mit Maßregelanordnung (2001)

- Sexuelle Gewaltdelikte (2002)

- Sexuelle Belästigungsdelikte (2002)

- Sexualstraftäter in der DDR (2002)
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Forschungsergebnis

Innerhalb eines Beobachtungszeitraumes von 6 Jahren begingen etwa 20 %
derjenigen, die wegen eines sexuellen Gewalt- oder Missbrauchsdeliktes
verurteilt waren, ein neuerliches sanktioniertes Sexualdelikt. Bei den
Belästigungsdelikten betrug diese Quote über 50 %.

Bestimmte Merkmals-Variablen, die aber nicht unbedingt für alle Gruppen
gelten bzw. dort die gleiche Relevanz haben, lassen auf eine erhöhte
Rückfallgefahr schließen. Dazu gehören:

- einschlägige Vorstrafen

- geringes Alter bei Begehung der Bezugstat

- keine vorherige Täter-Opfer-Beziehung

- keine bzw. abgebrochene Schulbildung

- keine Partnerschaft

- Gewalterfahrungen in Kindheit und Jugend

Besonderheiten

Die Analyse der Tätergruppe mit Maßregelanordnung nach §§ 63, 64 StGB
erfolgte in Kooperation mit dem Institut für Forensische Psychiatrie der
Universität Essen.

Kosten/Finanzierung

Eigenmittel

Umsetzung

Erste Ergebnisse wurden im November 1998 auf einer von der KrimZ
durchgeführten Fachtagung "Sexueller Missbrauch von Kindern" vorgestellt.
Dazu liegt ein Tagungsband vor:

- Egg, Rudolf (Hrsg.) (1999): Sexueller Missbrauch von Kindern : Täter
und Opfer. Wiesbaden: KrimZ

Weitere Veröffentlichungen:

- Nowara, Sabine (2001): Sexualstraftäter und Maßregelvollzug,
Wiesbaden: KrimZ
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- Elz, Jutta (2001): Legalbewährung und kriminelle Karrieren von
Sexualstraftätern : Sexuelle Gewaltdelikte. Wiesbaden: KrimZ

- Präsentation der Ergebnisse auf diversen Fachtagungen und in
Zeitschriftenaufsätzen sowie im Internet (www.krimz.de).

Kontakte

Kriminologische Zentralstelle e. V., Viktoriastraße 35, 65189 Wiesbaden;
Internet: http://www.krimz.de; E-Mail: info@krimz.de
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Möglichkeiten der Privatisierung von Aufgabenfeldern der
Polizei mit Auswirkungen auf das Sicherheitsgefühl der
Bevölkerung   

Untersuchungsgegenstand

Ziel ist die Darstellung der Möglichkeiten der Privatisierung von
Aufgabenfeldern der Polizei und ihre Auswirkungen auf das
Sicherheitsgefühl der Bevölkerung.

Zunächst soll in einem Rechtsgutachten geklärt werden, welchen Spielraum
der Gesetzgeber für die Privatisierung von Polizeiaufgaben lässt. Als
Ergebnis des Rechtsgutachtens wird die Benennung der Aufgabenfelder
erwartet, gegen deren Übertragung auf Privatpersonen keine rechtliche
Bedenken bestehen.

In einem zweiten Schritt soll dann empirisch überprüft werden, ob und ggf. in
welchem Ausmaß der Einsatz von privaten Sicherheitsdiensten Einfluss auf
das Sicherheitsempfinden der Bevölkerung hat.

Forschungsmethoden

1. Erstellen eines Rechtsgutachtens

2. Empirisch-kriminologischer Teil:

- Bevölkerungsumfragen in vier Städten (Dresden, Erfurt, Frankfurt/M.,
Freiburg)

- Auswertung der "Lokal"-Zeitungen

- Expertengespräche (Polizei, Kommunalbehörden, private
Sicherheitsunternehmen)

Projektablauf

Teilprojekt Rechtsgutachten:

- Juli 1995:  Projektbeginn

- Oktober 1995:  Prof. Pitschas diskutiert seine Thesen mit Experten aus
Polizei, Verwaltung und Wissenschaft (Workshop im BKA)
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- August 1999: Abgabe des Schlussberichts

Empirisch-kriminologischer Teil:

- November 1996: Projektbeginn

- November 1999: Abgabe des Schlussberichts

Das Projekt ist beendet.

Umsetzung

- Veröffentlichung der Kurzvorträge des Workshops vom Oktober 1995 in
der BKA-Forschungsreihe, Band 41: Weiß/ Plate, Privatisierung von
polizeilichen Aufgaben, Wiesbaden 1996

- Veröffentlichung des Teilprojektes "Rechtsgutachten" in der BKA-
Forschungsreihe, Band 50: Pitschas, Polizei und Sicherheitsgewerbe,
Wiesbaden 2000

- Veröffentlichung des empirisch-kriminologischen Teilprojektes in der
BKA-Forschungsreihe, Band 51:  Obergfell-Fuchs, Privatisierung von
Aufgabenfeldern der Polizei, Wiesbaden 2000

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 12,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI12@bka.bund.de
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Notwendigkeiten, Möglichkeiten und Perspektiven der
Bekämpfung der Internetkriminalität   

Untersuchungsgegenstand

- Bedeutung des Internet und seiner Weiterentwicklung in der Gesellschaft

- Auswirkungen bestehender, geforderter und in ihrer Entwicklung
befindlicher Maßnahmen im Zusammenhang mit der Bekämpfung der
Internetkriminalität und Einschätzungen zu deren Beständigkeit in Folge
der schnellen qualitativen und quantitativen Internet-Entwicklung

- Möglichkeiten, Auswirkungen und Grenzen der polizeilichen
Kriminalitätskontrolle im Hinblick auf Internetkriminalität, soweit
möglich Einstellung der Gesellschaft oder von Teilen der Gesellschaft -
insbesondere der Nutzer - zu den kontrollierenden und regulierenden
Möglichkeiten der Sicherheitsbehörden

- Wirtschaftliche Auswirkungen von staatlicher/polizeilicher Kontrolle des
Netzes, Handlungsbedarf aus der Wirtschaft

- Handlungsbedarf für Prävention, Repression und Politik, Lösungsansätze

Forschungsmethoden

- Sammeln, Sichten und Bewerten von Daten, Fakten und
Informationsmaterial, die in kriminalistischem Zusammenhang mit
Internet stehen

- Auswertung und Analyse des gesammelten Materials im Hinblick auf die
gesetzten Ziele

- Beschreibung von möglicher Kriminalität, kriminogenen Faktoren,
rechtlichen Rahmenbedingungen und polizeilichen Chancen auf der
Grundlage der erhobenen und bewerteten Fakten; dazu ist internes und
externes Expertenwissen herangezogen worden

- Erarbeitung von Thesen, die anschließend im Rahmen eines Workshops
„Internet“ mit den Experten bewertet wurden

- Darstellung von Lösungsansätzen und Handlungsstrategien in bezug auf
Prävention, Repression und Kriminalpolitik

- Abschlussbericht „Internet“
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Projektablauf

- Die Projektvorbereitung begann im Dezember 2000.

- Der Auftrag wurde von der Amtsleitung am 09.05.2001 bestätigt.

- Der Workshop fand am 12./13.06.2001 statt.

- Vorlage des Abschlußberichtes: August 2001

Forschungsergebnis

Es besteht eine hohe Gefährdung für Nutzer des Datennetzes auf Grund von
Internet-Kriminalität. Die Problematik findet bei den Betroffenen nicht die
Beachtung, die sie verdient. Vielschichtige Handlungsnotwendigkeiten
insbesondere für Polizei und Kriminalpolitik werden beschrieben.

Die Projektergebnisse verdeutlichen, dass es kaum Erkenntnisdefizite
(abgesehen von Lagebildern) gibt, wohl aber deutliche Umsetzungsdefizite,
weil Handlungsnotwendigkeiten bisher möglicherweise von den Entscheidern
nicht in ausreichendem Maße erkannt und umgesetzt worden sind. Erkennbar
werden zudem bei der Polizei Ressourcen-Defizite, die eine intensive
Bekämpfung des Phänomenbereiches derzeit nicht zulassen.

Besonderheiten

keine

Kosten/Finanzierung

keine

Umsetzung

- Projektergebnisse in Arbeitsgruppen und Gremien einbringen

- Initiierung polizeiinterner Umsetzung der Arbeitsergebnisse

- Veröffentlichung des Projektabschlussberichtes

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 11,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI 11@bka.bund.de
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Rechtsposition des Polizeibeamten bei der Eigensicherung
im Polizeidienst / Internationaler Rechtsvergleich   

Untersuchungsgegenstand

Ziel ist, die Rechtsposition des Polizeivollzugsbeamten zu prüfen,
darzustellen und ggf. Defizite aufzuzeigen, deren Beseitigung eine
Verbesserung hervorruft.

- Definition von Eigensicherung und Darstellung der aktuell geltenden
Rechtsgrundlagen in Bund / in den Ländern

- Herausarbeitung eventueller rechtsdogmatischer Probleme

- Überprüfung ihrer Praxistauglichkeit

- Darstellung ausländischer Rechtsgrundlagen und
Übertragbarkeitsprüfung ins deutsche Recht

Forschungsmethoden

- Literaturrecherche und -auswertung

- Gesetzes-/Urteilsauswertung

- Schriftliche und mündliche Befragungen/Interviews und deren
Auswertung national und international

Projektablauf

Orientierung am KFN-Projekt:

- Beginn: Oktober 2000

- Ende: Juni 2002

Forschungsergebnisse

Die Studie ist in der BKA-Publikationsreihe "Polizei + Forschung", Bd. 19,
veröffentlicht.
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Besonderheiten

Das Projekt erstreckt sich staatenübergreifend auf die Bundesrepublik
Deutschland, Großbritannien, Frankreich, Italien, Dänemark, die
Niederlande.

Es ist Bestandteil des Gesamtprojektes "Gewalt gegen Polizeibeamte und -
beamtinnen", welches von der gleichnamigen Projektgruppe des AK II an das
Kriminologische Forschungsinstitut in Niedersachsen in Auftrag gegeben
wurde.

Enge Zusammenarbeit mit dem KFN und anderen PGs, die im Rahmen der
Gesamtthematik involviert sind.

Kosten/Finanzierung

Finanzierung durch das BKA/KI

Umsetzung

Aktualisierung April 2003:

- Die Publikation des  Abschlussberichtes ist mittlerweile in  Abstimmung
mit dem KFN-Projekt erfolgt.

- Veröffentlichung in der BKA-Publikationsreihe "Polizei + Forschung",
Bd. 19: Thomas Mentzel, Isabel Schmitt-Falckenberg, Kirsten
Wischnewski, Eigensicherung und Recht, Luchterhand 2003

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 15,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI15@bka.bund.de



Sonstige

537

Rechtstatsachensammlung und -forschung als Grundlage
einer rationalen Kriminalpolitik

Untersuchungsgegenstand

Erhebung über Forschungseinrichtungen und Forschungsergebnisse auf dem
Gebiet der strafrechtlichen Rechtstatsachenforschung/Erarbeitung einer
Methodik

BMI / IS  äußert seit langem den Wunsch, dass durch die
Rechtstatsachensammelstelle (RETASAST) beim BKA der Bereich der
Rechtstatsachensammlung/-forschung unter wissenschaftlichen Aspekten
umfassend aufbereitet wird. Zuletzt wurde die RETASAST mit Erlass vom
15. Juli 1997 unter anderem dazu aufgefordert, die methodischen Grundlagen
der Rechtstatsachenforschung zu erarbeiten und eine Standortbestimmung
der RETASAST vorzunehmen.

Von der RETASAST durchgeführte Literaturrecherchen in internen und
externen Dokumentations- und Bibliothekssystemen haben ergeben, dass es
unter methodischen Aspekten hierzu nur wenig geeignete Vorarbeiten gibt.
Eine Untersuchung in dem vom BMI gewünschten inhaltlichen und
zeitlichen Umfang ist derzeit bei KI 15 wegen personeller Engpässe nicht
möglich und soll deswegen an einen externen Auftragnehmer vergeben
werden.

Ziel des Projektes ist es, einen umfassenden Überblick über
Forschungseinrichtungen / Institutionen und Forschungsergebnisse auf dem
Gebiet der strafrechtlichen Rechtstatsachenforschung zu erhalten. Die
Untersuchung soll dabei zunächst auf den nationalen Bereich beschränkt
bleiben. Neben dieser Bestandsaufnahme soll darauf aufbauend auch die
grundlegende Methodik einer Rechtstatsachenforschung erarbeitet werden.

Bedarfsträger ist das BKA/KI 15 - Rechtstatsachensammelstelle
(RETASAST) und das BMI/IS 8 - Kriminalpolitik.

Projektablauf

- Erhebung der Institutionen und Personen, die strafrechtliche
Rechtstatsachenforschung betreiben

- Erhebung der abgeschlossenen und laufenden Forschungsvorhaben
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- Erstellung eines Kurzberichts über die strafrechtliche
Rechtstatsachenforschung der Gegenwart in der BRD in ihren
thematischen Schwerpunkten und deren grundlegende Methodik

- Der Schlussbericht liegt vor.

Umsetzung

Die Studie soll in der Publikationsreihe "BKA - Polizei + Forschung"
veröffentlicht werden.

Kontakte

Bundeskriminalamt, Gruppe KI 1 - Kriminalstrategie, Fachbereich KI 15,
65173 Wiesbaden; Internet: http://www.bka.de; E-Mail: KI15@bka.bund.de
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Untersuchungsgegenstand

Aufschlüsse über Veränderungen der objektiven Kriminalitätslage verbunden
mit der subjektiven Einschätzung der Kriminalitätslage sowie deren
Hintergründe sollen erhoben werden.

Die Wirkung von zielgerichteten Maßnahmen der Prävention und der
Repression sollen messbar bzw. nachvollziehbar gestaltet werden.

Die Regionalanalyse von 1991 soll fortgeführt / wiederholt werden.

Die Ergebnisse sollen Grundlage für

- sicherheitspolitische und

- kommunalpolitische Maßnahmen

sein.

Forschungsmethoden

Das Projekt wird vom Institut für Sicherheits- und Präventionsforschung in
Hamburg durchgeführt:

- Bürgerbefragung: An 3.000 zufällig aus dem Melderegister ausgewählte
Personen wurde ein Fragebogen versandt.

- statistische Analyse: Die PKS der Jahre 1997, 1998 und 1999 wird im
Hinblick auf ausgewählte Kriminalitätsbereiche mit den Ergebnissen der
Befragung verknüpft.

- Beobachtung: Die in den Fragebogen aufgeführten "unsicheren Orte"
werden durch die mit der Analyse betrauten Wissenschaftler vor Ort
begutachtet.

Projektablauf

- Die Fragebögen wurden Ende November versandt. Rücklauf erfolgte mit
Abschluss 31.01.2000. Es wurden von den 3.000 versandten Bögen ca.
980 zurückgeschickt. Zur Zeit erfolgt die Erfassung durch das
wissenschaftliche Institut.
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- Die Begehung der unsicheren Orte soll Mitte Februar erfolgen. Die
statistischen Daten der Kriminalstatistik stehen ebenfalls ab Mitte
Februar zur Verfügung.

- Mitteilung PD Lübeck vom 17.12.2002: Das Projekt ist abgeschlossen.

Besonderheiten

Die Durchführung der Regionalanalyse erfolgt in Kooperation des
Kriminalpräventiven Rates der Hansestadt und der Polizeiinspektion Lübeck.

Kosten/Finanzierung

Die Kosten für das wissenschaftliche Institut wurden mit ca. 32.000,-- DM
veranschlagt. Diese Summe wurde von der Stiftung für Kriminalprävention
in Münster übernommen.

Die übrigen Kosten (Versand, Erstellung der Fragebögen, Druck des
Berichtes etc.) betragen ca. 40.000,-- DM. Diese Kosten wurden von
verschiedenen Einrichtungen aufgebracht. Es haben sich an der Finanzierung
beteiligt:

1. Landesrat für Kriminalitätsverhütung

2. Kriminalpräventiver Rat der Hansestadt Lübeck

3. Hansestadt Lübeck

Umsetzung

Der Bericht soll schriftlich in Kurzform aufgelegt werden. Die genauen
Ergebnisse sollen auf einer CD-Rom zur Verfügung gestellt werden.

Stand Dezember 2002:
Das Ergebnis ist über den Internetauftritt des Deutschen Forums für
Kriminalprävention abrufbar:
>http://www.kriminalpraevention.de/Sicherheitsanalyse_Luebeck_2000.html
<

Kontakte

Polizeiinspektion Lübeck, Sachbereich 11, Possehlstraße 4, 23560 Lübeck
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